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Editorial 
Aufgeklärte Blindheit. Plädoyer für einen linken 
Antiamerikanismus. 


Während die 6. Flotte im Mittelmeer auf gewohnte Weise für Ordnung sorgt, geht in 
Europa ein Gespenst um, das Gespenst des Antiamerikanismus. Inzwischen soll es 
sogar eine linke Variante des Gespenstes geben, obwohl Antiamerikanismus an sich 
schon etwas Kurioses ist. Im Gegensatz zu anderen Ismen und ihren Antipoden 
bezieht er sich vom Namen her aufeinen scheinbar räumlich, aber ansonsten schlecht 
definierten Gegenstand. Das »Amerika« im Antiamerikanismus beziehtsichnicht auf 
das geographische Objekt, den Kontinent, sondern auf die USA. Antiamerikanismus 
richtet sich gegen deren Politik und den American way of life, an sich und als Ex- 
portartikel. Castro und Ortegasind in diesem Sinne Antiamerikaner, obwohl Amerigo 
Vespucei nicht am Plymouth Rock gelandet ist. Castro und Ortega haben das Pech, 
sich als Politiker mit Souveränitätsanspruch in Regionen zu betätigen, die die USA 
schlicht als ihren Besitz definiert haben: »our backyard«. So werden Lateinamerika- 
ner zuAntiamerikanern. Was janur heißen kann, daß sie keine Amerikaner sind, selbst 
wenn sie Baseballmützen tragen und Basketball spielen. Offenbar geht es bei der 
Nicht-Anerkennung als Amerikaner nicht nur um das Wohngebiet oder Eigenheiten 
des Lebensstils, sondern um die Aberkennung der politischen Souveränität. Durch 
wen? Durch die Amerikaner natürlich. 

Wie aber werden dann Bundesdeutsche zu Antiamerikanern? Der Vergleich mit Ku- 
banern oder Nicaraguanern zeigt, daß die Bundesdeutschen in höherem Ausmaß 
Amerikaner sind als viele »bedauernswerte« Lateinamerikaner. Zwar nicht vom 
Wohngebiet her, auch wenn das mancher vergißt, wenn er mit allradgetriebenem Jeep 
Marlboro-rauchend über einen westdeutschen Großstadtboulevard rauscht, Country 
Music hört und von Monument Valley träumt. Wohl aber was die politische Souve- 
ranität angeht: Kein Pinochet, kein Stroessner, kein Somoza, statt dessen freie Wah- 
len, Demokratie, Wohlstand, Kapitalismus. Wenn wir es, obschon als Juniorpartner, 
geschafft haben, fast so amerikanisch wie die Amerikaner zu werden, woher dann der 
Antiamerikanismus? 

»Amerika, du hast es besser« - solange dieser Seufzer geplagter Alteuropäer deren 
politische Orientierung bestimmt, fällt es leicht, sich in den Geleitzug US-amerika- 
nischer Politik einzuordnen: man will das, was die US-Bürger vorgeblich schon 
haben, und glaubt es zu bekommen durch Teilhabe am Unternehmen USA. Bei nä- 
herer Kenntnis dieses Unternehmens aber schwindet die Hoffnung, daß sich durch 
Adaption bzw. Adoption des American way of life die eigene Lebensweise wirklich 
verbessern ließe. Das Empire hat sein Zentrum. Wir sitzen unweigerlich an der Peri- 
pherie. Das Empire schreibt der Peripherie eine bestimmte Rolle bei seiner Bestands- 
erhaltung/erweiterung zu. Man kann sie akzeptieren und dafür ein Honorara erwar- 
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ten. Wir können sie negieren und müssen dafür mit Sanktionen rechnen. Der Schwanz 
kann aber nicht mit dem Hund wackeln. 

Vielleicht liegt in der Erkenntnis dieser Differenz zumindest eine Quelle des bundes- 
deutschen Antiamerikanismus? Er wäre dann nicht, wie bei den Lateinamerikanern, 
Ergebnis der Aberkennung, sondern der Beobachtung der durch die USA gesetzten 
Grenzen der eigenen, nicht nur politischen Souveränität. Politisch gehören wir Bun- 
desdeutsche zu den »friends and allies« der USA. Daß es sich dabei nicht um die Rol- 
le eines gleichberechtigten Partners handelt, zeigt nicht nur die (Gründungs-)Ge- 
schichte der Bundesrepublik, sondern schon die simple Tatsache, daß die USA hier 
ABC-Waffen stationiert haben, über die im Ernstfall die USA und niemand sonst ver- 
fügen. Wenn es in diesem Sinne Souveränitätsdefizite der Bundesrepublik gibt und 
wenn der Antiamerikanismus eine Begleiterscheinung des Strebens nach nationaler 
politischer Souveränität ist, was wäre dann so schlimm daran? Warum wird er (von 
wem?) als moralisch zu mißbilligende Einstellung gehandelt? 

Neben der begrenzten politischen Souveränität gibt eseine weitere, wichtige Dimen- 
sion, in der dem Amerikanischwerden der Bundesrepublik Grenzen gesetzt sind, die 
deshalb zu einer Quelle von Antiamerikanismus werden kann. Der American way of 
life ist — entgegen allen Nachahmungsversuchen — nicht universell nachlebbar. Im 
Grunde handelt es sich, wie der US-amerikanische Historiker W.A. Williams formu- 
liert hat, um »empire as a way of life«: das Ergebnis der Unfähig- oder Unwilligkeit, 
im Rahmen seiner eigenen Mittel zu leben. Alltagsleben und Politik in den USA sind 
demnach geprägt durch eine grundsätzlich vorwärts blickende, expansive, progressi- 
ve, ehrgeizige, am Modell des individualistischen Pioniers orientierte Haltung. Deren 
Schönheitsfehler bestehen in der Unfähigkeit, aus der eigenen Geschichte zu lernen 
(kein Wunder, daß die Neu-Deutschen hier ihre Vorbilder suchen), in der Unfähigkeit, 
mit den eigenen Mitteln auszukommen, und in der Unfähigkeit, etwas anderes als den 
American way of life sich überhaupt vorzustellen, geschweige denn zu akzeptieren. 
Aber der American way of life wird erst ermöglicht durch die imperiale Position der 
USA, zu der nicht nur die militärische und ökonomische Führungsrolle gehören. 
Diese selbst wird durch immense natürliche Ressourcen gestützt, während der natür- 
liche, erarbeitete und eroberte Reichtum der USA wiederum schier endlose Ströme 
von hoffnungsfrohen, ehrgeizigen und arbeitswilligen Einwanderern angelockt hat 
und anlockt. Sie wollen für sich den American dream verwirklichen. Daß sie in- 
zwischen mehr und mehr zu dessen Gefangenen geworden sind (M. Davis), zeigt 
schon innerhalb der USA selbst, daß der American way of life für den Rest der. Welt 
nicht nachvollziehbar ist. Die Enttäuschung darüber führt zu Distanzierung und 
Kritik. Wenn das eine zweite Quelle des Antiamerianismus ist, warum wäre er dann 
verwerflich? 

Problematisch wird der Antiamerikanismus wohl vor allem dann, wenn er seine 
Wurzeln nicht in der in vielerlei Hinsicht berechtigten Distanzierung von dem 
Unternehmen USA hat, sondern in dem (versteckten) Wunsch, selbst die hegemonia- 
le, imperiale Stellung der Amerikaner einzunehmen und für sich selbst den American 
way of life zu verwirklichen. Der (behauptete) Antiamerikanismus der Linken läßt 
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sich jedoch kaum auf latente, imperiale Gelüste zurückführen. Kann er dennoch aus 
einer Art Neid geboren sein? Auf jeden Fall kann er sich gegen falsche Objekte 
richten. 

Obes sich umeinen Fall von Neid handelt, läßt sich durch eine Verständigung darüber 
klären, was den American way of life eigentlich so attraktiv macht. Neben Reichtum, 
»coolness & cuteness« (F. Zappa) dürfte die demokratische Alltagskultur eine der 
Hauptattraktionen ausmachen. Attraktionen sollten jedoch nicht blind machen gegen- 
über ihrer Kehrseite. Zum Reichtum gehören Ausbeutung und Verschwendung, zu 
»coolness & cuteness« religiöse Bigotterie und Rassismus, zur demokratischen All- 
tagskultur gehört die imperiale, aggressive und mitunter abenteuerliche Militär- und 
Außenpolitik. Aber auch in dieser Richtung kann man übertreiben. Läuft ein bundes- 
deutscher linker Antiamerikanismus Gefahr, sich auf falsche Objekte zu richten, Kin- 
der mit dem Bade auszuschütten? 

Wie erfrischend und vorbildlich erscheinen im Vergleich zu den deutschen Gesin- 
nungstraditionen der autoritären Staatsgläubigkeit und Gemeinschaftsduselei der 
Antietatismus und Individualismus der Amerikaner, die Selbstverständlichkeit des 
gleichberechtigten Umgangs miteinander, die politsche Mobilisierungsfähigkeit an 
den »grass roots«, etwa in der Bürgerrechtsbewegung, die Möglichkeit, immer wie- 
der eine Art Aufbruchstimmung zu erzeugen. Dabei geht es nicht so sehr um den Staat 
und seine demokratische Gestaltung in bestimmten Institutionen als um die Mikro- 
ebene des Alltagslebens. Diese Mikroebene wird traditionsgemäß als ein staatsfreier, 
wenngleich nicht unpolitischer Raum angezielt. 

Daß es solche Räume in den USA (noch) gibt, oder in einem anderen Maße gibt als 
gerade in Deutschland, darin liegt wohl nach wie vor die Faszination des American 
way of life. Denn die Amerikaner interessieren sich nicht sonderlich für den Staat. Sie 
sind von rechts bis links antietatistisch eingestellt, gegen Bürokratie und jegliche 
Form von staatlicher Einmischung in »ihre« Angelegenheiten. Gleichwohl hat die 
Privatsphäre in vieler Hinsicht durchaus einen politischen Gehalt, insofern sie z.B. die 
demokratische Wahrnehmung lokaler Selbstverwaltungsaufgaben, die Beteiligung 
an Basisaktivitäten aller Art beinhaltet. Zugleich greift der Staat, abgesehen vom Nö- 
tigsten (Steuern, Militär), kaum in diese Privatsphäre ein. Das Motto für dieses Ar- 
rangement könnte in der Tat lauten: der Staat hält sich aus unseren Angelegenheiten 
heraus, und wir halten uns aus seinen Angelegenheiten heraus (außer denen, die uns 
unmittelbar angehen). In der demokratisch angereicherten Privatsphäre werden, so 
scheint es, die politischen Energien absorbiert. Das hat dann zur Folge, daß die sog. 
höheren Ebenen derPolitik, insbesondere die Außenpolitik, den Politikern überlassen 
bleiben. 

Die Amerikaner selbst sind mit dieser Konstellation: Privatpolitik an der Basis, Staat 
als fremde Einrichtung, bisher ganz gut gefahren. Die Attraktivität des American way 
of life hat jedenfalls sicher vielmit dem geringen Grad an Durchstaatlichung des All- 
tagslebens zu tun. Die spannende Frage ist, wie diese Binnenverhältnisse mit der im- 
perialen Außenprojektion der US-Gesellschaft zusammenhängen. 

Von Cecil Rhodes (1853-1902) stammt der Ausspruch: »Man muß Imperialist sein, 
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um den Bürgerkrieg zu vermeiden«. Demnach wäre die Weltmacht- und Weltmarkt- 
rolle der USA ein Mittel, die internen Konflikte so klein zu halten, daß sie mit demo- 
kratischen Mitteln abgearbeitet werden können. Dieser Gedanke mag richtig sein. Er 
erklärt uns aber nicht, wie die Entkopplung zweier politischer Sphären, von Alltags- 
bzw. Basisdemokratie und Staat, möglich ist, die wiederum die imperiale Außenrolle 
der USA ermöglicht. 

Wie auch immer diese Entkopplung erklärt werden kann, als Tatsache ist sie wichtig 
für die Einschätzung des Antiamerikanismus. Weil im Antiamerikanismus insbeson- 
dere die imperiale Rolle der US-Gesellschaft hervorgehoben, die demokratischen 
Binnenverhältnisse hingegen vernachlässigt werden, kann er leicht als Fehlwahrneh- 
mung, Einseitigkeit usw., kritisiert werden. Für all diejenigen, die nicht in den USA 
leben, ist jedoch die für den Antiamerikanismus charakteristische (und vielleicht kon- 
stitutive) Abstraktion von den Binnenverhältnissen durchaus legitim. 

Einerseits hat das mit der einfachen Tatsache zu tun, daß man als Nichtamerikaner 
unweigerlich in die Umwelt der US-Gesellschaft gehört, deshalb von ihr in der Form 
von Außenrelationen, Außendarstellungen betroffen ist. Andererseits vollzieht man 
mit der Behandlung der US-Gesellschaft als einer »black box« nur jene Entkopplung 
nach, die für diese Gesellschaft charakteristisch ist. 

Deshalb kann man mit einigem Recht davon abstrahieren, wie die US-Amerikaner 
leben, wie sie »wirklich« sind. Nicht, daß wir nichts mit ihnen zu tun hätten. Im Ge- 
genteil, wir haben eher zu viel mitihnen zu tun. Aber: Leben müssen wir hier mitdem, 
was aus den USA zu uns kommt, seien es Touristen, cruise missiles, »Dallas«, »blue 
jeans«, Charlie Parker, Chandler oder die Parsons’sche Theorie. Warum es zu uns 
kommt, warum in der jeweiligen Form, welche Alternativen es gäbe, ist demgegen- 
über sekundär: das Bild, das sich die Umwelt von der US-Gesellschaft macht, wird 
weitgehend davon bestimmt, wie sich diese Gesellschaftnach außen projiziert. Natür- 
lich kann man sich auch »von außen« dafür interessieren, wie es zu dieser Projektion 
kommt, welche Alternativen dabei verschüttet werden, wie sozusagen die System 
(USA)-Umwelt (wir)-Beziehungen selegiert und gesteuert werden und wo Verände- 
rungsmöglichkeiten sitzen. Aber nüchtern zu konstatieren bleibt vor allem und zu- 
allererst der tatsächliche »grenzüberschreitende Verkehr«. 

Um das Argument zu verdeutlichen (nicht um die BRD mit Nicaragua zu verglei- 
chen): Es muß einen Bauern in Nicaragua, der durch die US-finanzierten Contras 
Ernte, Haus oder Angehörige verloren hat, nichtinteressieren, ob die Oppositon in den 
USA gegen die Contra-Finanzierung machtvoll, gutwillig, religiös motiviert usw. 
war. Es muß den Bauern noch nicht einmal interessieren, ob die Finanzierung offiziell 
oder inoffiziell erfolgte. Zunächst interessiert das factum brutum, daß die Yanquis 
hinter der Zerstörung stecken. Und womöglich wird er sich erinnern, sofern solches 
Wissen in seiner Gesellschaft tradiert wird, daß es in den letzten 150 Jahren viele 
militärische Interventionen der USA in Nicaragua gab (nach einer flüchtigen Zählung 
und ohne quantitative Gewichtigkeit zu berücksichtigen kommt man auf 10 Interven- 
tionen zwischen 1853 und 1933). Ob sich die US-Amerikaner vor und nach diesen In- 
terventionen darüber gestritten haben, kann den Opfern ziemlich egal sein. 
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Analog gilt für uns: Es ist für die primäre Konstitution des (bundes-)deutschen Ame- 
rikabildes uninteressant, daß Millionen US-Amerikaner gegen die Stationierung der 
Pershings und cruise-missiles, für den »nuclear freeze« waren, daß sie mit den Sen- 
dungen von Radio Free Europe nicht einverstanden wären, wenn sie sie kennen wür- 
den, daß es bessere Fernsehserien als »Dallas« oder »Denver« gibt. Zunächstbautsich 
die Außenansicht der US-Gesellschaft auf den simplen Tatsachen auf, daß die Persh- 
ings und cruise missiles hier stationiert werden oder daß ein Großteil des bundesdeut- 
schen Fernsehprogramms aus schwachsinnigen US-Serienproduktionen besteht. 
Wen interessiert demgegenüber, daß es den Amerikanern in Small Town, Middle 
West, gut geht, daß sie ein vorbildlich reges, demokratisches Gemeindeleben führen, 
daß sie nachbarschaftliche Solidariät praktizieren (jedenfalls solange keine Schwar- 
zen in die Nachbarschaft ziehen — dagegen muß man schon aus rein ökonomischen 
Gründen wegen des drohenden Verfalls der Immobilienpreise sein). Solange dieses 
vorbildliche demokratische Alltagsleben nach außen zu nichts anderem führt, als zu 
den bekannten Kontinuitäten der US-Außenpolitik, braucht man sich dafür auch von 
außen nicht zu interessieren. 

Allerdings setzt hier das Problem ein, daß die Attraktionen des American way of life 
propagandistisch ausgewertet werden. Einerseits gibt es interessierte Importeure: Der 
Stationierungsbeschluß für die Pershings und cruise missiles ist schließlich im Deut- 
schen Bundestag gefaßt worden, und niemand zwingt die bundesdeutschen Fernseh- 
sender, Fertigware in Hollywood einzukaufen. Andererseits gilt insbesondere das ba- 
sisdemokratische Politikmodell offiziell als exportfähig (faktisch ist es wohl eher für 
den (auch noch selektiven) US-Hausgebrauch reserviert). Der Versuch seiner Nach- 
ahmung führt allerdings zu Pathologien. Da werden diemerkwürdigsten mimetischen 
Anstrengungen unternommen, um etwas zu erreichen, was nicht zu erreichen ist, 
nämlich die Übertragbarkeit des American way of life, seine Herauslösung aus dem 
natürlichen, geographischen, historischen Kontext der Landnahme in Nordamerika. 
Auf derlei Anstrengungen folgt jedoch unausweichlich die Erfahrung, daß Teilhabe 
durch Identifikation, Authentizität durch Nachahmung nicht zu haben sind. Dennoch 
bleiben immer noch genügend Unbelehrbare und entsprechende Import-Export-An- 
strengungen in Sachen American way of life; von Cowboy-Clubs bis zu Ivy-League- 
geschädigten Professoren einig in dem Bemühen, es so zu machen wie die großen 
Brüder und Schwestern. 

Mit dem Hinweis auf die Vergeblichkeit solcher Bemühungen soll nicht bestritten 
werden, daß Gesellschaften voneinander lernen, daß Polıtikformen und Lebensstile 
kopiert werden können und daß dafür die wechselseitige Wahrnehmung der Binnen- 
verhältnisse nützlich sein mag. Bestritten werden soll aber, daß es unter allen Um- 
ständen geboten ist, die Binnenverhältnisse einer Gesellschaft wahrzunehmen, um 
sich das für das eigene Handeln adäquate Bild von ihr zu machen. Sicherlich, die 
Kenntnis der Binnenverhältnisse ist nützlich und notwendig, will man begründet 
antizipieren, was aus den USA auf uns zukommt. Dafür wäre aber eine weitere Vor- 
aussetzung, daß man den Zusammenhang von Binnenverhältnissen und Außenpro- 
jektion Kennt. Genau an diesem Punkt hapeıt es. 
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Offensichtlich kann man weder von den rechtsstaatlich-demokratischen Binnenver- 
hältnissen auf eine an die Grundsätze des Völkerrechts gebundene Außenpolitik 
schließen, noch umgekehrt von derimperialistischen Außenpolitik aufmachtstaatlich 
geregelte Binnenverhältnisse. Es scheint sich vielmehr um eine sozusagen schizo- 
phrene Gesellschaft zu handeln, bei der Innen- und Außenverhältnisse nicht nur ver- 
schieden, sondern gespalten und widersprüchlich sind. Sozialwissenschaftlich wäre 
es sicherlich interessant zu wissen, wie der Zusammenhang von solch widersprüch- 
lichen Elementen rekonstruierbar ist. Aber ist es auch politisch interessant? 

Was hat man politisch gewonnen, wenn man weiß, daß die US-Amerikaner »nicht 
so sind«, wie sie sich nach außen, militärisch, politisch, ökonomisch dem Rest der 
Welt von Vietnam bis Grenada, Libyen und Nicaragua darstellen? Wohlgemerkt, es 
geht nicht darum, ein hermetisches Feindbild der USA zu zeichnen, indem man auf 
den Sündenfällen ihrer Außenpolitik herumreitet. Aber es geht darum, in Rechnung 
zu stellen, daß diese Außenpolitik selbst eine Abstraktion und Verselbständigung ge- 
gen die Binnenverhältnisse der US-Gesellschaft darstellt. Wenn sich diese Gesell- 
schaft selbst eine derartige Verselbständigung ihrer Außenprojektion gegenüber 
ihren Binnenverhältnissen leisten kann, warum soll man sie von außen nicht mitma- 
chen? 

Sie mitzumachen heißt, sich für den Umgang mit der US-Gesellschaft rein an ihrer 
Außenprojektion zu orientieren. Einerseits ist das eine drastische Vereinfachung. An- 
dererseits entgeht man dadurch der Gefahr, über der Schokoladenseite der USA, über 
der Faszination durch die unzweifelhaft vorhandenen Attraktionen des American way 
of life die imperiale Außenseite zu vernachlässigen. Z.B. gehört zum Abbau rassi- 
stischer Diskriminierung und zum Aufbau sozialstaatlicher Institutionen in Lyndon 
B. Johnsons Great Society die Eskalation des Vietnamkriegs. Wie beides zusammen- 
hängt, bedarf noch der näheren Erklärung. Aber nach zweihundert Jahren Außen- 
politik der Vereinigten Staaten ist der Verdacht nicht abwegig, daß Demokratie im 
Innern und imperiale Ansprüche nach außen funktional aufeinander bezogen sind. 
Solange dieser Verdacht nicht ausgeräumt ist, bleibt jedenfalls die Anempfehlung des 
basisdemokratischen way of life für den Export ohne Überzeugungskraft. Es könnte 
jasein, daß die Sucht, jede politische Aktivität an den grass-roots zu organisieren, den 
Eingriff aufhöheren Organisationsebenen, wo es um die wichtigen Sachen geht, blok- 
kiert. Wenn dem so wäre, könnte man auf die schöne Innenansicht der US-Gesell- 
schaft verzichten, weilman auf Basisdemokratie als Beschäftigungstherapie verzich- 
ten kann. (Zwar heißteinem bekannten politischen Schriftsteller des 19. Jahrhunderts 
zufolge »radikal sein« »die Sache an der Wurzel fassen«, aber um an die Radieschen 
zu kommen, muß man oben am Grünen ziehen). 

Wenn es stimmt, daß die US-Gesellschaft in gewisser Weise schizophren ist, wie soll 
man von außen praktisch mit ihr umgehen? Nach wie vor empfiehlt sich der alte ein- 
fache Grundsatz: An ihren Früchten sollt ihr sie erkennen. Wenn man einen Richard 
Perle oder Caspar Weinberger bei einer »wehrkundlichen Tagung« hört, kommt man 
natürlich nicht auf die Idee, daß dies der Abgesandte friedliebender, demokratischer 
US-Bürger sein soll. »Von außen« fängt man dann mit der Produktion von Vorurteilen 
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über »die Amerikaner« an: ein waffenstarrendes Volk von bigotten Paranoikern usw, 
usf. Das sind sıe natürlich nicht, erfreulicherweise. 

Dennoch bleibt gerade von außen- oder auch im historischen Rückblick richtig, daß 
jedes Volk die Regierung hat, die es verdient. Daß ein solcher Grundsatz wichtig ist, 
sollten die Deutschen am besten wissen: Er soll verhindern, daß sich die Überleben- 
den aus der Verantwortung in die Rolle des Opfers schleichen, wenn es schiefgeht. 
Kurz, es ist zwar nicht korrekt, aber legitim, die Repräsentierten mit den Repräsen- 
tanten zu identifizieren. Ronald Reagan und George Bush sind das, was »die Ame- 
rikaner« — jedenfalls die Mehrheit derer, die zur Wahl gehen — gewählt haben. 
Verwunderlich sind dann Reaktionen wie die folgende nicht: »In diesem Jesus-liebt- 
dich-Volk steckt ein Heils- und Sendungsbewßtsein, daß man, verproviantiert mit ei- 
sernen Rationen und bis an die Zähne bewaffnet, nur noch in Deckung gehen kann« 
(Piwitt). Natürlich ıst diese Identifikation von »Volk« und Regierung um so unzuläs- 
siger, je weniger die Repräsentanten tatsächlich die Repräsentierten repräsentieren. 
Aber was spricht eigentlich in unserem Fall gegen diese Identifikation — außer daß 
man sich dafür den Vorwurf des Anti-Amerikanismus einhandeln kann? Die Iden- 
tifikation ist nichts weiter als eine Zurückspiegelung der Außenprojektion der US- 
Gesellschaft. Oder wollte man einen Franzosen einer antideutschen Einstellung be- 
schuldigen, der behauptet, Bundeskanzler Kohl sei eine adäquate Darstellung der 
politischen Gesinnungslage der Bundesdeutschen? Natürlich gibt es eine signifikante 
Minderheit, die für eine andere Politik als die Kohlsche ist. Aber die Minderheit ist 
eben dies, die Minderheit. Sie hat mit der Wahl nicht nur das formale Recht, sondern 
weitgehend auch die faktischen Möglichkeiten zur Außendarstellung der Gesell- 
schaft verloren. ; 
Was also soll der Vorwurf des Antiamerikanismus? Er klinkt natürlich nicht erst dann 
ein, wenn die Außenprojektion der US-Gesellschaft unzulässig mit ihren Binnenver- 
hältnissen identifiziert wird. Tatsächlich setzt man sich dem Vorwurf schon aus, wenn 
man hier Widersprüche konstatiert. D.h. im wesentlichen: wenn man die Außenpro- 
jektion mit dem Stichwort »Imperialismus«, die politischen Binnenverhältnisse hin- 
gegen als demokratisch-rechtstaatliche beschreibt (wie auch immer weit sie von der 
Realisierung idealer Demokratievorstellung entfernt sein mögen). Wenn man schon 
als Anti-Amerikaner gilt, weil man bestreitet, daß die US-Außenpolitik vordringlich 
in Sachen Export von Freiheit und Demokratie tätig ist, lohntes sich nicht, sich gegen 
den Vorwurf zu wehren. Daß es bei dieser Politik um ein — nicht nur auf den ame- 
rikanischen Kontinent beschränktes — Empire geht, läßt sich deren offiziellen Selbst- 
beschreibungen entnehmen (etwa ebenso leicht, wie man vom deutschen Kaiser hö- 
ren konnte, daß am deutschen Wesen die Welt genesen solle). 

Es bleibt also als relevanter Vorwurf der der unzulässigen Identifikation der imperia- 
len Außenprojektion mit den Binnenverhältnissen. Die Amerikaner sind nicht so, wie 
man von außen vermuten Könnte. Das istrichtig, aberes istSache der Amerikaner, die 
durch die US-Außenpolititk gestiftete Wahrscheinlichkeit ihrer Fehlwahrnehmung 
von außen durch eine Korrektur dieser Politik zu vermindern. Die sozialen Prozesse, 
in denen diese Politik und ihre Akteure selegiert werden, sind US-interne Prozesse, 
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von außen nicht steuer- und kaum beeinflußbar, auch wenn sie für den Rest der Welt 
überlebenswichtig sind. Was nützt es, wenn man sich von außen - und noch dazu als 
Bundesdeutscher — den Kopf darüber zerbricht, was die US-Bevölkerung alles zu 
lernen hat? Beschreibungen der Amerikaner, wie die des Historikers W.A. Williams, 
als so etwas wie verwöhnte Kinder, die sich über die Bedingungen und Kosten ihres 
Reichtums — und damit über die Bedingung ihrer Demokratie — nicht klar sind, treffen 
ziemlich genau das Problem. Ökonomisch drückt es sich z.B. in Verschwendung und 
kreditfinanzierter Überkonsumtion aus, auf der Ebene der internationalen Politik in 
einem Verhalten, das offensichtlich nicht durch die Erfahrungen eines modemen 
Krieges auf eigenem Territorium belehrt ist. Aber das Problem, sich »empire as a way 
of life« abzugewöhnen, ist das der Amerikaner. Daß deren Mehrheit dazu (noch?) 
nicht bereit ist, definiert »unser« Problem, nämlich sich durch Widerspruch, Distan- 
zierung und Abkopplung so weit es eben geht aus den Gefahren herauszuhalten, die 
daraus resultieren. 

Welche Rolle kann bei der Lösung dieses Problems der sog. Anti-Amerikanismus 
spielen? 

Eine Funktion wurde bereits benannt: Der Anti-Amerikanismus erlaubt pauschale 
Zurechnung, von einem Teil aufs Ganze, z.B. von der Unterstützung der »Contras« 
auf den Zustand der US-Gesellschaft. Sofern diese »außen« unternommene Zurech- 
nung »innen«, d.h. von den US-Bürgern, wahrgenommen wird, ist das gar nicht 
schlecht. Der Anti-Amerikanismus kann den Handlungsdruck auf die oppositionellen 
Kräfte erhöhen. 

Eine weitere Funktion ist defensiv. Der bedingungslose Amerikanophile provoziert 
sein Gegenbild. Wer nicht seine Camel im Big Mac ausdrückt, einen Dubble-Bubble- 
Gum zwischen die Zähne schiebt, mit Coke nachspült und die Örtlichkeit in Richtung 
untergehender Sonne verläßt, wer sich also dem missionarischen Zugriff des Ameri- 
can way of life entzieht, darf schon als Antiamerikaner gelten. In diesem Sinne sig- 
nalısiert Anti-Amerikanismus eine gewisse Widerborstigkeit, die sich sogar aus Kon- 
servativen Orientierungen speisen kann. Insofern ist auch nicht erstaunlich, daß der 
Anti-Amerikanismus von rechts nach links gewandert sein soll. Unsere Rechten ha- 
ben per »adaptive upgrading« gelernt, daß die US-Variante des Imperialismus ele- 
ganter und erfolgreicher ist als die alteuropäische. Demgegenüber wird heutzutage 
schon links, wer wertkonservativ ist. 

Unter diesen Umständen kann man sich dem Vorwurf des Antiamerikanismus gar 
nicht entziehen. Jede Kritik an den internen Zuständen in den USA, an der Außenpo- 
litik der USA kann mit dem Label belegt werden. Soll man sich dagegen wehren? Für 
die Europäer (die Bundesdeutschen mittendrin) ist es überlebenswichtig, sich aus der 
politischen und militärischen Abhängigkeit von den USA zu lösen. Die Epoche Rea- 
gan hat nur drastisch klargemacht, was im Grunde ein kontinuierliches Merkmal der 
US-Politik ist: daß man in Verfolgung eigener Interessen den Sheriff für den Rest der 
Welt zu spielen gewillt ist. In Sheriff-Manier, d.h. schnell und nach eigenen Regeln 
zwischen gut und böse unterscheidend. Wenn amerikanische Politiker derart riskant 
agieren, läßt sich das zur Not sowohl dadurch erklären, daß die USA die Erfahrung 
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eines modernen Krieges auf eigenem Territorium nicht gemacht haben, als auch da- 
durch, daß ihre Beteiligung an modernen Kriegen relativ geringe Opfer erforderte und 
eine Hegemonialposition einbrachte. Um so unverständlicher wird jedoch die An- 
hängsel-Politik derhiesigen »Atlantiker«: Wer sich hinter dem großen Weltpolizisten 
versteckt, der mit militärischer Stärke für »Ordnung« sorgen will, hat aus den Er- 
fahrungen der Weltkriege und ihrer Vorgeschichte nichts gelernt. Gelernt hat diese 
Art bundesdeutscher Amerikafreunde nur, auf die Opposition gegen ihre Politik mit 
dem Vorwurf des Antiamerikanismus zu reagieren. 


Jl 


Andrei S. Markovits 
Die Präsidentschaftswahl 1988: Eine analytische Skizze“ 


Zusammenfassung: Markovits analysiert die strukturellen Ursachen der Niederla- 
ge der Demokratischen Partei bei den Präsidentschaftswahlen vom November 1988, 
die zu erwartenden Konturen der »Bushjahre« und die gesellschaftlichen Kräftever- 
hältnisse in den USA am Ende der 80er Jahre. Ein eindeutiger Rechtsruck ist trotz 
oder infolge der Reagan-Herrschaftnicht auszumachen. Der Autor macht eine poten- 
tiell mehrheitsfähige Mitte-Links-Koalition aus, wenn es den Demokraten gelänge, - 
offensiv für soziale und ökonomische Gerechtigkeit zu mobilisieren. 


Einleitung 


Der wahrscheinlich um unfairsten geführte, vom intellektuellen Inhalt her niveau- 
loseste Wahlkampf der neueren amerikanischen Geschichte endete mit einem.klaren 
Erfolg des republikanischen Kandidaten George Bush. Mit 54 % der abgegebenen 
Stimmen und 426 von 538 Wahlmännern/frauen im Electoral College konnte Bush 
einen überzeugenden Sieg für sich verbuchen. Doch anders als sein Amtsvorgänger 
und ideologischer Ziehvater Ronald Reagan, der besonders durch seinen 1980 - aber 
auch vier Jahre danach - errungenen Wahlsieg mit einer gewissen Legitimität davon 
sprechen konnte, daß ihm das amerikanische Volk durch die Urne ein »Mandat« ver- 
liehen habe, vermochte Bush niemals auch nur ähnlich hochtrabende Weihen für sich 
in Anspruch zu nehmen. Obwohl Bushs Wahlsieg überzeugend ausfiel, erbrachte die 
Präsidentenwahl im November 1988 weder ein klares Regierungsmandat für den 41. 
Präsidenten des Landes noch ein sogenanntes »realignment«-also eine Restrukturie- 
rung - der Parteienlandschaft und der politischen Topographie des Landes. Während 
auf der einen Seite der konservative Bush die Oberhand behielt, Konnten die sicher- 
lich viel liberaleren Demokraten ihren bereits vor dem 8. November vorhandenen 
Vorsprung in beiden Häusern des Kongresses noch erheblich ausbauen. Niemals 
zuvorinder Geschichte des 20. Jahrhunderts mußte ein zum erstmals zum Präsidenten 
gewählter Republikaner Verluste seiner Partei in beiden Häusern des Kongresses in 
Kaufnehmen. Um der Sache noch größere Komplexität zu verleihen: Der eindeutige 
Bush-Sieg, den man vordergründig als einen schlichten Rechtsruck der amerikani- 
schen Politik deuten könnte, war begleitet von den vielleicht noch überzeugenderen 
und überraschenden Siegen ausgesprochen liberaler Senatoren wie Metzenbaum 
(Ohio), Lautenberg (New Jersey) und Riegle (Michigan), von Siegen der Gouverneu- 
re Kunin (Vermont) und Bayh (Indiana)', und vieler der 262 demokratischen Kon- 


* Dieser Aufsatz wurde Anfang Dezember 1988 verfaßt 
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greßabgeordneten. Wenn man dazu noch die Ergebnisse hunderter kommunaler und 
auf bundesstaatlicher Ebene begrenzter Referenda auswertet, ergibt sich überhaupt 
kein Bild eines klaren Trends, geschweige denn eines politisch richtungsweisenden 
Mandates für die nächsten vier Jahre. 

Man könnte die amerikanische »Unübersichtlichkeit« verkürzt folgendermaßen skiz- 
zieren: Bushs Wahlsieg ist in erster Linie eine Bestätigung und Fortsetzung des per- 
sönlichen Charisma Ronald Reagans. Reagan ist es jedoch nicht gelungen, dieses 
persönliche Charisma institutionell zu verankern und in ein dauerhaftes politisches 
Vermächtnis zu schmieden. Auf republikanischer Seite wurde die bereits 1982 sich 
anbahnende Spaltung zwischen der persönlichen Popularität und Stärke Ronald Rea- 
gans einerseits und der andauernden Schwäche der republikanischen Partei anderer- 
seitsehernoch vertieft. Die Demokraten bleiben in einem 3:2 Verhältnis weiterhin die 
stärkere der zwei Parteien. Wir haben es hier mit einer Entwicklung zu tun, die sich 
seit den späten 30er Jahren — mit nur ganz geringfühigen Unterbrechungen - in der 
Topographie der amerikanischen Parteienlandschaft zu verfestigen scheint. Gleich- 
zeitig identifizieren sich aber immer mehr Amerikaner als »Unabhängige«; ihre Zahl 
ist auf nationaler Ebene bereits größer als die der Republikaner und übersteigt in zahl- 
reichen Kommunen sogar die der Demokraten. 

Neben dieser »Zersetzung« traditioneller Gefolgschaft der zwei amerikanischen 
Großparteien ist ein immer ausgeprägteres Stimmensplitting zu beobachten, das bis- 
lang immer zum Sieg der Republikaner in Präsidentschaftswahlen geführt hat, wäh- 
rend die Demokraten die Macht in den zwei Häusern des Kongresses auf lange Zeit 
gepachtet zu haben scheinen. So läßt sich zwar von einem »de-alignment« jedoch 
nicht von einem »re-alignment« der amerikanischen Parteienkonstellation sprechen. 
Ein wahres Paradigma der Post-Moderne also! Dennoch muß meines Erachtens die 
Gretchenfrage der amerikanischen Innenpolitik beantwortet werden: Woran liegt es 
wohl, daß die Demokraten fünf der letzten sechs (bzw. sieben der letzten zehn) Prä- 
sidentschaftswahlen — vier davon mit empfindlich hohen Wählerverlusten — verlo- 
ren haben? Dem Versuch diese Frage zu erörtern möchte ich den ersten Teil meines 
Aufsatzes widmen. Danach skizziere ich kurz den verpatzten Dukakiswahlkampf. Im 
darauffolgenden Abschnitt behandele ich dann die meines Erachtens wichtigsten zu 
erwartenden innen- und außenpolitischen Kontouren einer Bush-Regierung. Eine 
spekulative Analyse der Zukunftsentwicklungen- und möglichkeiten der demokra- 
tischen Partei bildet den Schlußteil dieses Aufsatzes. 


Die Demokraten in strukturellen Schwierigkeiten: 
Ein bitteres Vermächtnis der 60er und der 68er Jahre 


Ähnlich der Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland und auch anderer euro- 
päischer Länder haben auch in den USA die allgemeine Aufbruchsstimmung und die 
verschiedenen politisierten Bewegungen der 60er Jahre ein sehr komplexes Ver- 
mächtnis und ein schier unlösbares Dilemma für die Linkspartei des jeweiligen Lan- 
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des-also in unserem Fall die Demokraten - hinterlassen. Diese zentrifugale Entwick- 
lung, die ihren Höhepunkt bei den Parteitagen der Demokraten 1968 und 1972 er- 
reichte, zerstörte ein für allemal das vom New Deal Franklin Delano Roosevelts 
zusammengeschmiedete Gebilde der alten Demokratischen Partei, ohne ihr bis heute 
ein neues, auch nur annähernd vergleichbar stabiles Gerüst verleihen zu können. 
Dieses aus den 30er Jahren stammende »liberale« Gebilde scharte eine Koalition aus 
Tortschrittlichem Kapital, den Gewerkschaften (»organized labor«), Schwarzen, Ju- 
den und den sogenannten »ethnics«? des Nordens um eine wachstums- und konsum- 
tionsbetonte keynesianische Politik, in der dem Staat eine aktiv gestaltende Rolle in 
der Sozial- und Wirtschaftspolitik eingeräumt wurde. Diese Koalition traf dann ein 
wichtiges politisches Abkommen mit dem seit dem Bürgerkrieg des 19. Jahrhunderts 
weiterhin rassistischen, feudalen und separatistischen, südstaatlichen Teil der Demo- 
kratischen Partei: Für die legislative Unterstützung des liberalen Rooseveltschen 
Programms im Kongreß und seine spätere Durchsetzung auf nationaler Ebene blie- 
ben die Südstaaten in ihrem rassistischen und feudalen Lebensstil vom Bund zunächst 
unangetastet. Dieses von Roosevelt etablierte Gebilde blieb bis Mitte der 60er Jahre 
erhalten und gereichte der Demokratischen Partei zu manchen Erfolgen, sowohl im 
Bereich der legislativen (Kongreß) als auch in dem der exekutiven (Präsident) Poli- 
tik. In der Innenpolitik war für diese Partei eine Reformneigung in der Sozial- und 
Wirtschaftspolitik kennzeichnend, während sie in der Außenpolitik dem starken Iso- 
lationismus der Republikanerein betont interventionistisches und »engagiertes« Auf- 
treten der Vereinigten Staaten entgegensetzte. Der letzte große Sieg dieser Demokra- 
tischen Partei warder von 1964, als Lyndon B. Johnson den Demokraten den bis dahin 
größten Wahlsieg der Nachkriegsgeschichte bescherte. Danach sollte es nie mehr so 
werden wie es seit der Rooseveltschen Ära war?. (Für eine graphische Darstellung der 
Rooseveltschen New Deal Koalition der Demokraten, siehe Schaubild 1) 
Die vom Rooseveltschen New Deal geprägte Koalition zerschellte im Laufe der 60er 
Jahre an den Klippen der von den Demokraten zumindest miterbauten Felsen. Einer- 
seits ging der bis dahin absolut sichere Süden den Demokraten langsam verloren — 
wegen ihres sehr beachtlichen Engagements auf Seiten der Bürgerrechtsbewegung. 
Mit Kennedy begann eine, und von seinem Nachfolger Johnson fortgesetzte, in der 
amerikanischen Geschichte beispiellos aktive und insbesondere in der Gesetzgebung 
erfolgreiche, progressive Reformtätigkeit der 60er Jahre, die die Demokraten in der 
amerikanischen Öffentlichkeit zur Partei der Schwarzen abstempelte. Mittlerweile ist 
der Süden zu einer Hochburg der Republikaner bei den Präsidentschaftswahlen ge- 
worden. Tatsächlich wählten wiederum fast 90 % der zur Urne schreitenden schwar- 
zen Amerikaner, trotz des breit publizierten Zwistes zwischen Michael Dukakis und 
Jesse Jackson, für den demokratischen Kandidaten — ähnlich viele wie schon zuvor 
für Humphrey, Mc Govern, Carter und Mondale gestimmt hatten. Keine andere eth- 
nische Gruppe, geschweige denn ein sonstiges Kollektiv (sei es einer Klasse, Region 
oder Religion) wählte auch nur annähernd mit solch regelmäßig überwältigenden 
. Mehrheiten den Kandidaten stets einer Partei, wie es die Schwarzen im Falle des je- 
weiligen demokratischen Präsidentschaftsanwärters taten.* 
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chaubiid 1 


Die Lage vor der Umschichtung im Laufe der 60-er Jahre 


Kultureller und Sozialer Liberalismus 


1. Ostküstenkonservative des Nardens 1. weisse Liberale des Nordens 


der alie von F.D.R. 
gegründete demo- 
2. Juden ler Kallsche Block 


3. weisse "eihnics" des Nordens 


2. etablierte "wasps" des Ostens 
und des Mittetwestens 


4. "organized labor" 


5. Schwarze 


Ökonomische Ökonomische 
Gleichheit 


B B pr ERRBER SIE EEE 
Ungleichheit 


1. statusunsichere "wasps’ des 
Mittelwestens 


1. Weisse der Südstaaten 


2. Populisten des Mittelwesiens und 
2. Weisse der Südstaaten der sogenannten Grenzstaaten 


Kultureller und Sozialer Iliiberalismus 


Die alte Rooseveltsche Koalition zerbrach auch an den Folgen des bereits erwähnten 
außenpolitischen Interventionismus der Demokraten und an dem, ihrer modernisti- 
schen Tradition entsprechenden, technokratischen Fortschrittsglauben. Der Vietnam- 
krieg war eben auch ein Produkt dieses von den Demokraten vertretenen, überheb- 
lichen, technokratischen Liberalismus, der nicht nur vorgab, alles zu wissen, alles zu 
können und zu lösen, sondern auch der festen Meinung war, der amerikanischen und 
globalen Öffentlichkeit damit einen allgemein benötigten und stark vernachlässigten 
Liebesdienst erweisen zu Können. Diese techno-optimistische Haltung der »Bestand 
the Brightest« wurde auf den Schlachtfeldern Vietnams, in den brennenden Ghettos 
von Detroit und Newark und auf dem Campus, von Berkeley, Columbia und Wis- 
consin um 1968 endgültig demaskiert. Die Parteitage in Chicago 1968 und in Miami 
1972 bedeuteten den endgültigen Verfall der Rooseveltschen Koalition. An ihrer Stel- 
le hat sich auf nationaler Ebene — also gerade auf der Ebene jedes Präsidentschafts- 
wahlkampfes — bis heute nichts herauskristallisieren können, was auch nur annähernd 
von äquivalenter Dauer wäre. Dieser massıve Wandel führte zu einer gewaltigen pro- 
grammatischen und sozialen Umschichtung der Partei, deren schmerzlichste Folge 
der anscheinend permanente Verlust der Präsidentschaft für die Demokraten zu sein 
scheint. In der Außenpolitik z.B. führte diese programmatische Umwälzung zu einer 
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an die frühere Isolationismushaltung der Republikaner erinnernde Vorsicht und Ab- 
stinenz der Demokraten; ohne sie wäre es in neuerer Zeit vermutlich zu einer vom 
Kongreß unterstützten militärischen Intervention der Vereinigten Staaten in Mittel- 
amerika gekommen. Die durch die Vietnamerfahrung verbrannten Finger der Demo- 
kraten machten diese Partei zu einer stets auf Vorsicht bedachten und jedes außenpoli- 
tische Engagement mit Skeptis betrachtenden Stimme in der amerikanischen Politik. 
Bei großen Teilen der amerikanischen Öffentlichkeit trägt die Partei freilich auch das 
große Manko des Vietnamverlierers, des Unverlässigen, des Schwachen und des Va- 
terlandverräters. Die Vietnamerfahrung belastet die Demokraten bis heute mit dem 
Syndrom einer amerikanischen Dolchstoßlegende. (Für eine graphische Darstellung 
der Post-68er-Demokraten, siehe Schaubild 2) 


Schaubild 2A 
Die Lage nach der Umschichtung durch Entwicklungen der 60-er Jahre 
Kulturelier und Sozialer Liberalismus 


1, "yuppies" ! 1. Schwarze 
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2. Neo-Liberale 1 2. Juden #6 demokratische Bloch 
3. Ostküsienkanservative | 3. weisse Liberale des Nordens 
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Bei stärkerer Prominenz der ökonomischer 
Achse vergrössert sich die Wahlchance 
des demokratischen Blocks 


Kuliureller und Sozialer Illiperalismus 


Ferner müssen die Demokraten das schwere Vermächtnis der amerikanischen 68er 
und ihrer Nachfahren tragen. Daandere realistische, parteiliche und parlamentarische 
Repräsentationsmöglichkeiten nicht existieren, wurde die Demokratische Partei zum 
institutionellen Ableger und ideologischen Auseinandersetzungspartner fast aller 
Gruppierungen, die man in der Bundesrepublik unter dem Begriff »neue soziale 
Bewegungen« zusammenfaßt. Die Demokraten konnten sich Forderungen von Femi- 
nistinnen, der Frauenbewegung im allgemeineren Sinne, von Abtreibungsbefürwor- 
tern, Friedensbewegten, Kernenergiegegnern, Ökoradikalen, Isolationisten und Pazi- 
fisten genausowenig entziehen wie dem gewachsenen Gleichberechtigungsdruck, 


16 Andrei $. Markovits 


der von Homosexuellen, Amerikanern spanischer Muttersprache (hispanics), India- 
nern (native Americans) und natürlich noch in stärkerem Maße von Schwarzen an sie 
als Vertreterin der sozial Schwächeren adressiert wurde. Zu dem »overload« der Par- 
tei trugen natürlich auch ihre weiteren Verpflichtungen gegenüber ihrer aus den 30er 
Jahren stammenden »alten« Klientel bei, die sich aus Gewerkschaftlern, den weißen, 
nicht-protestantischen »ethnics« der nördlichen Industriestaaten und den ärmeren oft 
fundamentalistisch protestantischen WASPS des ländlichen Südens zusammensetzt. 
Der Partei wurde es dabei immer unmöglicher, die Interessen und Welten der »alten« 
mit denen der »neuen« Klientel für einen Wahlkampf, geschweige denn auf längere 
Dauer erfolgreich zu verbinden. Es entwickelte sich eine zersetzende, zentrifugale 
Spirale, die die früher freilich ungleich und undemokratisch gewichteten, universa- 
listischen Vertretungsansprüche der Partei in zwar demokratischere, dafür jedoch um 
so schwieriger regierbare, partikularistische Strömungen auflöste. So können bei den 
Demokraten nur Frauen für und über Frauen, Schwarze für und über Schwarze, Ho- 
mosexuelle für und über Homosexuelle, Juden für und über Juden etc. reden, mit 
einem Minimum an für jede effektive Durchsetzungsfähigkeit erforderlicher Legiti- 
mität. Wohl kaum eine andere politisch bedeutende Institution des Landes verkörpert 
im politisch-repräsentativen Sinn das Phänomen des »hyphenated American« (Italo- 
American, Afro-American, Asian-American, aber eben neuerdings auch de facto 
Gay-American, Female-American etc.) mitdemselben Ernst-— natürlich auch mit den 
dazugehörigen Kosten — wie die Demokratische Partei. Die alten, meist korrupten 
aber hoch effizienten, auf eine Koalition der »ethnics« sich stützenden »urban machi- 
nes«, in denen eine Handvoll zigarrenrauchender Parteibonzen Städte wie Chicago, 
Philadelphia, Boston, New York — ohne großen Aufwand der nationalen Partei — an 
jedem Wahltag den Demokraten quasi automatisch zuschacherte, sind längst den de- 
mokratievergrößernden Reformbemühungen der 68er und ihrer Nachfahren zum Op- 
fer gefallen’. Während die sozialen Träger dieser »machines« - genau wie die WASPS 
der Südstaaten -inzwischen mehr oder minder en bloc bei Präsidentschaftswahlen für 
die republikanische Partei stimmen, konnten die neuen Gruppierungen der demokra- 
tischen Partei diese alten Organisationsformen nicht ersetzen. Solange es der Partei 
nicht gelingt, dieses Vakuum zu füllen, und solange die eben erwähnten Partikularis- 
men ein gemeinsames Vorgehen der Partei zu gut wie unmöglich machen, sehen die 
Chancen der Demokraten, das Weiße Haus nicht nur per Zufall oder aus ganz beson- 
deren historischen Ausnahmefällen zu erobern, schlecht aus‘. Vor allem sind die 
Demokraten Opfer eines noch immer die nationale Politik bestimmenden strukturel- 
len Rassismus. So konnte z.B. kein demokratischer Kandidat seit Lyndon Johnsons 
großartigem Sieg im Jahre 1964 mehr als 40 % der Stimmen weißer Wähler auf sich 
vereinigen. Die durch die populistisch-rassistische Splitterkandidatur des ehemali- 
gen Gouverneurs von Alabama, George Wallace, den Demokraten abtrünnig gewor- 
denen weißen Wähler (circa 15 % der Gesamtwähler der Vereinigten Staaten), konn- 
ten seit 1968 nie mehr auf längere Zeit in die Partei rückintegriert werden. Sie gingen 
mehroder minder dauerhaft in dasrepublikanische Lager über. Diese Spaltung weißer 
und schwarzer Wähler hat natürlich, abgesehen von den offensichlichen gegenseiti- 
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gen Ressentiments und ethnischen Gegensätzen, sehr viel mit politischen Topoi zu 
tun, die von diesen zwei Gruppen unterschiedlich eingeschätzt werden. So betrachten 
beispielsweise Schwarze in weiterhin überwältigendem Maße die aktive Rolle des 
Staates als wichtig für ihr Gemeinwohl, während Weiße, die sich in einer ähnlichen 
Lage befinden wie die Schwarzen, dem Staat und seiner gesellschaftlichen Rolle viel 
skeptischer, meist sogar offen ablehnend gegenüberstehen. 

Wenn darüber hinaus noch die Ergebnisse der Wahl 1988 nach dem Faktor »Ethnizi- 
tät« untersucht werden, fällt auf, wie sehr die Rassenfrage das Wahlverhalten in Ame- 
rıka bestimmt und wie dies insbesondere die Lage der demokratischen Partei er- 
schwert. George Bush gewann 58 % der weißen Stimmen, abernur8 % der Schwarzen 
im mittleren Westen des Landes. Im Süden fiel das Verhältnis mit 67:12 % für die 
Demokraten fast gleichschlecht aus. In den westlichen Staaten errang Bush nur 13 % 
der schwarzen Wähler, während er 58 % der Weißen für sich gewinnen konnte. Und 
sogar der oft von der Norm abweichend eingeschätzte Osten blieb diesem Schema 
treu: Bush bekam 54% der Weißen, während nur 12% der Schwarzen für ihn stimm- 
ten. Von den 10 Staaten, die Dukakis für sıch verbuchen konnte, hat mit Ausnahme 
des Staates New York kein anderer eine signifikante schwarze Minorität. Konkret 
heißt dies, daß überall, wo der schwarz-weiße Konflikt eine Realität ist, der Großteil 
der Weißen die Republikaner wählt. Demokraten können anscheinend nur praktisch 
»schwarzenfreie« Staaten wie Oregon, Wisconsin, Washington, Hawaii, West Virgi- 
nia, Minnesota, Iowa und Massachusetts für sich gewinnen, während sie in all den 
Staaten, in denen eigentlich ihre loyalsten Unterstützer — eben die Schwarzen — be- 
heimatet sind, in den letzten Präsidentschaftswahlen regelmäßig von den Republika- 
nern besiegt wurden’. New York ist da allein die regelbestätigende Ausnahme: Ein 
disproportional hoher Anteil der weißen Stimmen stammt in diesem Bundesstaat von 
Juden - also einer anderen, den Demokraten loyalen Gruppe. Dieses Dilemma kann 
von den Demokraten nur in ihrem Sinn gelöst werden, wenn es ihnen gelingt, den 
Schwarz-Weiß Konflikt durch das Hervorheben anderer Grenzlinien, wie z.B. dem 
der Klasse-und damit ökonomischer Gemeinsamkeiten beider Gruppen — wenn nicht 
voll zu ersetzen, so doch zumindest zu entschärfen. 

Im Gegensatz zu Europa, wo das Primat der Klasse nicht nur objektiv sondern vor 
allem subjektiv die Wasserscheide der politischen Auseinandersetzungen des 20. 
Jahrhunderts bestimmte, war und blieb in den Vereinigten Staaten bis heute die Frage 
der Ethnizität entscheidend. Da die Demokraten als Partei der Schwarzen betrachtet 
werden — was sie unter anderem auch sind — beginnen sie jede Präsidentschaftswahl 
mit einem unerhörten Manko in vielen, vom wahltechnischem Standpunkt aus ge- 
sehen sehr wichtigen Teilen des Landes. Nirgendwo ist dies prononcierter der Fall als 
im Süden, wo die Demokraten die letzten Präsidentschaftswahlkämpfe mit einem 
Handicap von 138 Wahlmännern starteten. Das ist ein gigantischer Vorschuß und 
automatischer Bonus für die Republikaner, der etwas mehr als die Hälfte der 270 zum 
Sieg nötigen Wahlmänner/frauen ausmachtundderbis 1964 fast genauso geschlossen 
den Demokraten zugutekam. Konkret heißt dies, daß die Demokraten, um zu gewin- 
nen, anderorts einen perfekten, fehlerlosen Wahlkampf führen müssen. Das abertaten 
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sie 1983 ganz und gar nicht. Zu den im ersten Teil dieses Aufsatzes erörterten 
strukturellen Schwierigkeiten der demokratischen Partei kamen bei dem letzten 
Wahlkampf gewichtige taktische Schnitzer und strategische Fehlkalkulationen hinzu. 
Sie haben Michael Dukakis den möglich scheinenden Sieg gekostet. 


Der verpatzte Dukakis-Wahikampf 


In einem Fernsehinterview am Wahlabend charakterisierte Roger Ailes, der Medien- 
Koordinator der Bush-Kampagne, in der meines Erachtens pointiertesten Weise das 
Wesentliche eines modernen Wahlkampfes in den Vereinigten Staaten. Es zählten, so 
Ailes zu dem Interviewer, nur vier Dinge im Zeitalter des Fernsehwahlkampfes: An- 
griffe, Fehler, Umfragen, schöne Bilder. Den Rest könne man ruhig vergessen. Bush 
und sein Team begriffen dies von Anfang an, während Dukakis und seine Mannschaft 
diese Realität bis zur letzten Woche vor der Wahl, falls überhaupt, entweder nicht 
wahrnahmen oder, was auf das Gleiche hinausläuft, nicht wahrnehmen wollten. 
Bevor ich eine Bewertung der Dukakis’schen Wahlstrategie in Verbindung mitden im 
ersten Teil behandelten strukturellen Schwierigkeiten der demokratischen Partei ver- 
suche, seien hier kurz ein paar taktische Fehler erwähnt, die sich als sehr Kostspielig 
für das Endresultat der Kampagne erwiesen. 

(1) Die Wahlkampfunerfahrenheit des Dukakis-Teams: Im Gegensatz zum Bush- 
Team, in dem erstklassige Profis mit viel Erfahrung aus früheren Präsidentschafts- 
wahlkämpfen der Republikaner — hauptsächlich aus den Reaganwahlkämpfen 1980 
und 1984 — auf allen Ebenen vertreten waren, verließ sich Dukakis ausschließlich auf 
eine ihm gut vertraute »Massachusetts Mafia«, aus deren Spitzenreihe niemand frü- 
here Wahlkampferfahrung mitbrachte. Typischerweise blieb auch das Hauptquartier 
der Dukakis Mannschaft in dem für diesen Fall provinziellen Boston, anstatt — wie 
Bush - aus der Hauptstadt des Landes effizienter und zentraler zu operieren. Zahl- 
reiche Kenner beider Lager meinten auch, daß die interne Organisation der Bush- 
Mannschaft um vieles besser und problemloser verlief als die des Dukakis-Teams. 
(2) Das Unverständnis der Dukakis-Leute für das Fernsehen als Wahlmedium: Ähn- 
lich der wahltechnisch schlechten Wahlplakate der SPD im Bundestagswahlkampf 
1983, die, da kompliziert getextet und zusätzlich mit kleiner Schrift versehen, viel zu 
»intellektuell« und »kalt« auf die Wähler wirkten, produzierten die Demokrateneinen 
schlechteren Wahlspot nach dem anderen: allen war die Distanz zu menschlichen Be- 
langen und die gewisse Exklusivität von «Insidern« zueigen. Ein Spot war so Kom- 
pliziert und abstrus, daß viele Fernsehzuschauer sogar nach wiederholtem Sehen die- 
ser Reklame nicht genau wußten, ob es sich um eine Reklame für Dukakis oder Bush 
handelte. Der Kontrast zu Bushs einfachen Slogans und seinen von Roger Ailes 
bestens choreographierten »schönen Bildern«, »Angriffen« auf den Gegner und all- 
abendlichem Einhämmern dessen (vermeintlicher) »Fehler« war ein visuell effekti- 
ver Kontrast. 
(3) Das Verschwinden von Dukakis im August, oder der sogenannte » August gap«: 
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Nach der Ernennung von Dukakis zum Kandidaten der Demokraten Mitte Juli 1988 
schien sich der Gouverneur auf seinen Lorbeeren und einem fast 20punktigen Vor- 
sprung gegenüber Bush, den ihm alle Umfragen zu dieser Zeit bescheinigten, aus- 
zuruhen. Er verschwand bald nach dem demokratischen Parteitag in Atlanta von der 
Bildfläche und tauchte nur sporadisch bei relativ unwichtigen Anlässen in seinem 
Bundesstaat Massachusetts auf. Es wird wahrscheinlich für immer unklar bleiben, 
was man sich im Dukakislager zu dieser Zeit für Vorstellungen machte, während Bush 
allabendlich den vom Fernsehen dazu vorgesehenen »Wahlraum« mit seinen Angrıf- 
fen auf Dukakis füllte. So kam es auch, daß bereits Mitte August — also unmittelbar 
nach Beendigung des republikanischen Parteitages in New Orleans - nach den Um- 
frageergebnissen Bush die Führung übernahm und bis zum 8. November nicht mehr 
abgab. Eine für Dukakis und seine naive Wahlkampfführung vielsagende Erklärung 
des » August gap« meint, daß der demokratische Kandidat brav bis Anfang Septem- 
ber, dem traditionsgemäßen Auftakt früherer Wahlkämpfe abwartete und die rasant 
sich ändernden Entwicklungen des Spätsommers völlig unterschätzte. 

(4) Die Unterschätzung von Bushs »streetfighter«-Qualitäten: Als Bush in einigen 
Debatten der republikanischen Kandidaten noch vor Beginn der »primaries« etwas 
zögernd und unentschlossen wirkte, stempelten ihn die allmächtigen Medien als einen 
«Waschlappen« (wimp) ab. Seine überraschend hohe Niederlage anfang Februar 
1988 in den »caucuses« von Iowa bestärkte dieses Image. Plötzlich waren seine der- 
ben Manieren und sein Machostil, die erbeispielsweise in seiner Debatte gegen Geral- 
dine Ferraro vier Jahre zuvor so erfolgreich an den Tag gelegt hatte, völlig vergessen. 
Dukakis glaubte anscheinend bis Mitte September mit einem Schwächling konfron- 
tiert zu sein, nicht aber mit einem mit allen Wassern gewaschenen und von Polit- und 
Medienprofis umgebenen Kandidaten, der keine Lüge und Verleumdung scheut. Er 
merkte nicht, daß die Bushkampagne drauf und dran war, ihn persönlich, seine Kan- 
didatur und die Demokraten als Partei durch konstantes Diffamieren in das politische 
Abseits zu rücken. Bushs Schmiertaktik war auf vier Ebenen erfolgreich: 

1. Dierassistische Ebene: Als Gouverneur von Massachusetts richtete Michael Duka- 
kis ein Hafturlaubsprograrmm ein. Während eines dieser Urlaube verließ ein gewisser 
Willie Horton Massachusetts, brach in einem Villenvorort von Washington in ein 
Haus ein, vergewaltigte die Frau des Hauses und terrorisierte ihren Freund -, der von 
Bushs Wahlpropaganda bezeichnenderweise stets als ihr Ehemann dargestellt wurde, 
obwohl das Paar zur Zeit des Verbrechens noch nicht verheiratet war. Wichtig an der 
ganzen Geschichte istnur eines: Willi Horton ist schwarz! Zu spät erkannte Dukakis, 
daß es hier in Wirklichkeit um eine ganz harte »law and order«-Taktik miteiner gehö- 
rigen Portion strukturellem Rassismus ging. Zu spät und viel zu zaghaft kamen seine 
Beteuerungen, daß solche Hafturlaube im Bund und auch in anderen Staaten — so z.B. 
Kalifornien, wo sie von einem Gouverneur namens Ronald Reagan eingeführt wur- 
den — gang und gäbe wären, und daß es dabei auch regelmäßig zu kriminellen Hand- 
lungen seitens der Beurlaubten käme. Sie konnten dem von Busherwünschten undauf 
Resentiments und Angst begründeten »backlash« der Weißen nicht mehr gebührend 
gegensteuern. 
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2. Die patriotische Ebene: Ebenfalls in seiner Funktion als Gouverneur von Massa- 
chusetts entschied sich Michael Dukakis, einen Gerichtsspruch des obersten Ge- 
richtshofes, der es Lehrern untersagt, Kinder zum täglichen Rezitieren des Fahnenei- 
des (pledge of allegiance) zu zwingen, in seinem Staat in die Praxis umzusetzen. Bush 
stellte Dukakis als einen besseren Vaterlandsverräter dar, der weder die Fahne zu 
schätzen wüßte, noch es für wichtig hielt, den Kindern in der Schule amerikanische 
Werte zu vermitteln. Auch hier wehrte sich Dukakis viel zu spät und zaghaft. Vorallem 
waren seine Argumente, da rein technokratisch und verrechtlicht, völlig defensiv. 
Indem er sich dauernd nur auf die verfassungsrechtliche Richtigkeit seiner Handlung 
berief, verabsäumte es Dukakis mit einer politisierten Taktik die Offensive zu er- 
greifen. 

3. Die konservative Ebene: Wie über eine Million Amerikaner ist auch Michael Du- 
kakis Mitglied der »American Civil Liberties Union« (ACLU), einer sehr aktivenund 
erfolgreichen Vereinigung, die Rede- und Versammlungsfreiheit aller— von Nazis bis 
zu Kommunisten, von Pornographen bis zu Teufelsanbetern — gegenüber staatlichen 
Angriffen verteidigt. Seiner Schmierkampagne gemäß griff Bush Dukakis unaufhör- 
lich als ein »card-carrying member« der ACLU an. Indem der republikanische Kan- 
didat die adjektivische Formulierung »card-carrying member« vor der Abkürzung 
ACLU immer wieder betonte, erweckte er in Gehirn und Gehör von Millionen Ame- 
rikanern das Gebilde »card-carryingmember ofthe Communist Party«. Diese explizit 
McCarthy’sche Taktik von Bush zielte einzig auf eine Diffamierung von Dukakis 
zumindest als eines Linken, wenn schon nichteines expliziten Kommunistenfreundes 
oder gar eines Kommunisten. Dazu kam Bushs Sperrfeuer gegen das Wort »liberal« 
— oder das »L-Wort«, wie es nach den unaufhörlichen Angriffen bald genannt wurde'®. 
Dukakis, so Bush, sei nur ein alter Liberaler, der den Leuten durch zu hohe Steuern 
das Geld aus der Tasche zöge, die Wirtschaft durch zu viel Staat zerstöre, den Kom- 
munisten nie die Stime bieten könne, Verbrecher freiherumlaufen ließe und Amerikas 
Führungsrolle sicherlich verspielen würde. Wiederum kam Dukakis’ Gegenwehr, 
geschweige denn Gegenangriff, viel zu zaghaft und vor allem viel zu spät. So ver- 
säumte er beispielsweise auf die ausgesprochen faschistischen und antisemitischen 
Elemente in der Bushentourage hinzuweisen". Anstatt von Anfang an zu betonen, daß 
selbst Leute wie Douglas Mac Arthur und Dwight Eisenhower Mitglieder der ACLU 
waren und daß die ACLU auch Leute wie Oliver North verteidigt, argumentierte der 
Gouverneur wiederum «legalistisch«, indem er behauptete, daß es jedermanns Recht 
wäre, in einem Rechtsstaat jeder Organisation anzugehören. Die »L-Wort« Attacke 
beantwortete Dukakis während des ganzen Sommers überhaupt nicht; nie hat er sich 
voll zu der liberalen Tradition seiner Partei und seiner eigenen Regierung in Massa- 
chusetts bekannt. Erst zwei Wochen vor dem Urnengang beschloß Dukakis mit — wie 
es sich erwies - großem Erfolg zu seiner liberalen Tradition mit Stolz und Entschlos- 
senheit voll zu stehen. Daß ihm hunderttausende, vielleicht sogar Millionen, Ameri- 
kaner dieses Bekenntnis mit ihrer Stimme belohnten, zeigt klar, daß ein politisierter 
Wahlkampf um einen inhaltlichen, vollständigen Liberalismus in den Vereinigten 
Staaten nıcht das Aus für eine Partei bedeuten muß. 
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4. Die ökologische Ebene: Da sogar die Republikaner erkannt haben, daß man mit 
ökologischen Themen Wählerstimmen gewinnen kann, entpuppte sich George Bush 
bereits am Anfang seines Wahlkampfes mit Dukakis als engagierter Ökologe. Wahr- 
scheinlich um die acht Jahre explizit anti-ökologischen Handelns der Reaganregie- 
rung besser zu vertuschen, nahm Bush in diesen Fragen eine sogar für ihn sehr aggres- 
sive Haltung ein: Er besuchte den Bostoner Hafen und erklärte ihn zum schmutzigsten 
der Vereinigten Staaten. Wiederum blieb Dukakis wie gebannt. Er startete eben nicht 
den gebotenen Gegenangriff. Statt gegenüber der Öffentlichkeit klar zu stellen, daß 
er diese ökologischen Mißstände des Bostoner Hafens von seinen Vorgängern geerbt 
hatte, er aber mehr für die Säuberung des Hafens tat und noch tun würde — als jeder 
andere Gouverneur in der Geschichte Massachusetts’, konterte Dukakis mit zwar 
zahlreichen, doch viel zu abstraktem und technokratischen Materialien, die nur weni- 
ge Menschen verstanden. 

Kurzum: Dukakis’ Taktik war in diesem Bereich - wie in allen anderen - hölzern, leb- 
los, umständlich, legalistisch, technokratisch — und deshalb wirkungslos. Mit seiner 
Unerfahrenheit und der seines Teams allein läßt sich dies nicht erklären. Vielmehr 
handelte es sich hier um eine strategische Fehleinschätzung des Wahlkampfes und 
letztlich des politischen Verhaltens der amerikanischen Öffentlichkeit. 

Seine Stategie artikulierte Dukakis bereits während der langen Monate des Vorwahl- 
kampfes klar und deutlich: So wenig wie möglich sich engagieren! So wenig wie 
möglich auffallen! Statt durch offensive und politische Argumente Leute an sich zu 
binden, eher von den Fehlern anderer profitieren. Dieses »Minimax«-Modell, das sich 
schon bei den Vorwahlen — besonders im erbitterten Zweikampf mit Jesse Jackson — 
für viele Demokraten als zu oberflächlich, seicht und verwundbar entpuppte, wurde 
bei dem Ernennungskongreß der Partei Mitte Juli in Atlanta für die kommende Aus- 
einandersetzung mit Bush nur noch weiter verfestigt. In einer ansonsten für Dukakis 
ungewohnt temperamentvoll gehaltenen und sowohl inhaltlich bewegenden als auch 
intellektuell anspruchsvollen Rede zum Abschluß des Parteikongresses benannte der 
Kandidat die Eckpfeiler seiner Strategie vor Millionen Amerikanern ganz unmiß- 
verständlich: Es ging, so Dukakis, in dieser Wahl nicht um Ideologien, sondern um 
Kompetenz. Klarer hätte man ein Bekenntnis zum Primat technokratischer Lösungs- 
methoden als Leitfaden politischen Handelns kaum formulieren können. Somit war 
Dukakis’ explizit anticharismatische Wahlstrategie — für jedermann ersichtlich - von 
Anfang an klar gekennzeichnet. Als ob acht Jahre Ronald Reagan — von John E. 
Kennedy, Dwight D. Eisenhower, Franklin Delano Roosevelt, um nur einige zu nen- 
nen, ganz zu schweigen - in der neueren Geschichte der Vereinigten Staaten nie exi- 
stiert hätten, glaubte Dukakis die Präsidentschaftswahl »entideologisieren« und dem 
amerikanischen Wähler technokratische Kompetenz vor politisch-ideologischem 
Engagement schmackhaft machen zu können. 

Während Bush den genau entgegengesetzten Weg beschritt und sich vom Image eines 
technokratisch kompetenten aber politisch lauwarmen »Waschlappens« zu einem 
hochideologischen Kämpfer für den rechten Flügel des amerikanischen politischen 
Spektrums entwickelte, blieb Dukakis seiner Strategie des redlichen Technokraten 
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treu: Er weigerte sich von Anfang an, eine klare politische Stellung zu beziehen und 
sie dann entschieden zu vertreten. Es war die Strategie der drei C’s-cool, competent, 
conventional —, die Dukakis bis knapp vor der Wahl daran hinderten, Bushs unaufhör- 
lichem Sperrfeuer gegen »Liberale, Liberalismus« - kurz: seiner »L-Wort« Diffamie- 
rung-erstens sich zu stellen, zweitens zu der liberalen Tradition der Demokraten sich 
voll zu bekennen und drittens einen gehörigen Gegenangriff zu starten. Daß Dukakis’ 
»Wischiwaschi«-Strategie von Anfang an zum Scheitern verurteilt war, läßt sich 
daran erkennen, daß ihr Gegenteil während der letzten zwei Wochen vor der Wahl 
sofortige Wirkung zeigte: Als Dukakis sich endlich verzweifelt angesichts des von 
jedermann vorausgesagten Debakels seiner Kandidatur als ein zum Liberalismus sei- 
ner Partei stehender »fighting Mike« entpuppte, ging bei sämtlichen Umfragen die 
Unterstützung für die Demokraten nach oben. Sein neuer Slogan, »I am on your side« 
— nebenbei von der erfolgreichen Kandidatur Howard Metzenbaums, des liberalsten 
Senatsmitgliedes der Vereinigten Staaten, wortwörtlich kopiert — kam bei vielen Tei- 
len der zersplitterten Klientel der Demokraten zumindest insoweit an, als Dukakis in 
bereits verloren gegebenen Staaten einige Stimmenverluste wettmachen konnte. 
Die von Dukakis eingeschlagene Strategie der «technokratischen Entmobilisierung« 
hat also zu einem neuerlichen Verlust des Präsidentenamtes für die Demokraten bei- 
getragen. Man muß diese Unentschlossenheit jedoch in das von mir bereits erörterte 
strukturelle Dilemma der demokratischen Partei einordnen, um ein klares Bild der 
von Dukakis eingeschlagenen und verfehlten Strategie zu bekommen. Das wie ver- 
steinert anmutende Verhalten von Dukakis muß in folgendem strukturellem Zusam- 
menhang gesehen werden: Ein Linksruck des Kandidaten hätte unter Umständen die 
weißen »ethnics« der Partei in noch höherem Maße abtrünnig werden lassen. Ein 
Rechtsruck wiederum hätte zum massenweisen Fernbleiben der schwarzen Wähler 
geführt. Die daraus resultierende versteinerte Pattsituation wurde noch durch eine 
zusätzliche Dimension belastet: Wenn es schon zu einem Linksruck kommen sollte, 
galt zu entscheiden, entlang welcher Achse — der ökonomischen, der kulturell-sozia- 
len oder beider? -- dies geschehen sollte. ö 

Diese ihre Existenz berührende Frage wird’ die Demokraten in den nächsten vier Jah- 
ren weiterhin beschäftigen. Denn eines ist nach dem verlorenen Dukakiswahlkampf 
klar: Was immer die Demokraten tun, sie müssen in erhöhtem Maße die Offensive 
ergreifen, mutig mobilisieren und von Anfang an Farbe bekennen. Welche Tönung 
diese Farbe erhalten wird, ist ein Politikum, das sich durch die konkreten Ausein- 
andersetzungen der nächsten Jahre entscheidet. Der Erörterung dieses Problemberei- 
ches werde ich die letzten zwei Teile dieses Aufsatzes widmen. 


Die voraussichtlichen Konturen der Bushjahre 
Während Reagan zurecht als »Teflonpräsident« in die neuere politische Geschichte 


der Vereinigten Staaten einging, scheint Bush auf dem besten Wege, sich zu einem 
»Velcropräsidenten« zu entwickeln’?. Wie bereits zu Anfang meiner Ausführungen 
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erwähnt, besitzt George Bush weder das persönliche Charisma seines beliebten Vor- 
gängers, noch kann er irgendein »Mandat« für sich in Anspruch nehmen, das die ame- 
rikanischen Wähler ihm gegeben hätten. Im Gegensatz zu Reagans erster Amtsperio- 
de wird Bush mit einem ihm feindlich gesinnten demokratischen Kongreß heftige 
Kämpfe um die wichtigsten politischen Entscheidungen des Landes führen müssen. 
Zum Teil sind diese Kämpfe strukturell bedingt, dadie gegensätzlichen Interessen des 
Präsidenten und des Kongresses systemimmanenten Charakter haben, teils spielen 
hier sicherlich auch persönliche Ressentimentseinigerdemokratischer Senatoren und 
Abgeordneter, die Bush seine schmutzig geführte Wahlkampagne gegen Dukakis 
nicht sobald vergessen werden, keine unwichtige Rolle. Es bleibt abzuwarten, ob 
Bushs Gerangel mit dem demokratisch geführten Kongreß zu einem systemerlah- 
menden Dauerkrieg oder bloß zu einer Reihe spektakulärer Einzelschlachten führen 
wird. 

Genauso unklar bleibt, welchen George Bush die amerikanische Öffentlichkeit inden 
nächsten vier Jahren zu Gesicht bekommen wird: den älteren, pragmatisch konserva- 
tiven, oder den neueren, aus dem Wahlkampf hervorgegangenen ideologischen Vor- 
kämpfer rechtsradikaler Strömungen. Während Reagan aus tiefer Überzeugung Prä- 
sident sein wollte, um einer von ihm vertretenen politischen Richtung an die Macht 
zu verhelfen, bleibt dies bei dem chamäleonhaften Bush unklar. Sicherlich nimmt 
Bush, im Gegensatz zu Reagans missionarischem Verhältnis zum Amt des Präsiden- 
ten, eine viel instrumentalere Beziehung zu seiner Position ein. Doch bleibt es eine 
empirische Frage, ob sich das als Vor- oder Nachteil erweisen wird. Aller Voraussicht 
nach wird die Bushregierung ein Hybrid aus Pragmatik und ideologischem Engage- 
ment verkörpern, wobei Pragmatik die Außen- und Verteidigungspolitik des Landes, 
ideologisches Engagement aber die Sozial- und Rechtspolitik der nächsten vier Jahre 
bestimmen werden. i 

In der wichtigen Beziehung zur Sowjetunion wird Bush die in den letzten zwei Jahren 
der zweiten Amtszeit Reagans eingeschlagene Entspannungspolitik zäh aber unent- 
wegt weiterführen. Da Detente und ihre politischen Folgen sich bei einer überzeugen- 
den Mehrheit der amerikanischen Öffentlichkeit einer großen Beliebtheit erfreuen, 
wird Bush-trotz seiner heftigen »Falkenrhetorik« im Wahlkampf, die er sehreffektiv 
benützte, um Dukakis in die illegitime Ecke des Schwächlings und Kommunisten- 
freundes zu verbannen — auf allen Ebenen bilateraler Beziehungen der zwei Welt- 
mächte Verständigung mit Gorbatschow anstreben. So wird es sicherlich ernstzuneh- 
mende Verhandlungen zur weiteren Reduzierung von Mittelstreckenwaffen wie auch 
erstmalige Versuche des Abbaus strategischer Waffen geben. Kurzum: das Verhältnis 
zur Sowjetunion wird in den nächsten Jahren von einer Atmosphäre der »managed 
rivalry« beherrscht werden -also einer gezügelten, geordneten und kalkulierbaren im 
Gegensatz zu einer ideologisch und missionarisch bestimmten, Rivalität —. Auf der 
Linie einer ideologischen Entspannung liegt außerdem — wofür die Person James 
Bakers stellvertretend bürgt — die entschiedene Deeskalierung des von Reagan und 
dem rechten Flügel der republikanischen Partei mit viel ideologischem Elan gestar- 
teten SDI-Projektes. Eine ähnliche Einschätzung scheint mir hinsichtlich der vermin- 
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derten Unterstützung der Contras in Nicaragua berechtigt. Zentrale außenpolitische 
Probleme wird die Bushregierung meines Erachtens vor allem in den Beziehungen 
mit den Verbündeten der Vereinigten Staaten, allen voran Japan und Westeuropa, 
haben. Die Spannungen im westlichen Bündnis unterliegen strukturellen Bedingun- 
gen, die weder Bush noch irgendein anderer Präsident maßgeblich beeinflussen 
könnten. Die Verschärfung ökonomischer Rivalitäten hat bereits zu beachtlichen Irri- 
tationen im Verhältnis der Vereinigten Staaten zu Japan und zum sich zusammen- 
schließendem Westeuropa geführt, und sie werden in den USA - aber auch in West- 
europa — die Stimmen der »Isolationisten« und »Protektionisten« verstärken auf 
Kosten derjenigen, die für »Integration« und »Freihandel« plädieren. Der stark demo- 
kratisch besetzte Kongreß wird versuchen, Bush in eine den Europäern und Japanern 
gegenüber kompromißlosere Position bezüglich ihrer Handels- und Verteidigungspo- 
litik zu zwingen. Konkrete politische Maßnahmen in diese Richtung wirdes wohl von 
heute auf morgen nicht geben. Doch läßt sich bereits heute eine wachsende Strömung 
in verschiedenen Teilen des Landes ausmachen, die darauf besteht, eine amerikani- 
sche Beteiligung am westlichen Bündnis (Japan inbegriffen) von erheblich höheren 
Verteidigungsausgaben der westlichen Verbündeten und von einem stärkeren Abbau 
ihrer Exportüberschüsse in die USA abhängig zumachen". Da das gigantische Zwil- 
lingsdefizit die Margen jeder außenpolitischen Handlung des Präsidenten in großem 
Umfang und einschränkend bestimmen wird, ist abzusehen, daß sich die Beziehun- 
gen der Vereinigten Staaten zu Westeuropa und Japan in den nächsten Jahren — unab- 
hängig von der Person Bush - für alle Beteiligten höchst kompliziert, konfliktreich 
und unangenehm gestalten werden!*. 

Der ideologische, dem rechten Flügel der republikanischen Partei verbunden George 
Bush wird sich meines Erachtens viel mehr im innen- als im außenpolitischen Ge- 
schehen des Landes zeigen. Bush wird alles daransetzen, den massiven Rechtsruck 
seines Amtsvorgängers in der Rechtspolitik zumindest fortzusetzen, wenn nicht sogar 
zu verschärfen. Das Justizministerium, vor Reagans Amtszeit auch unter den Präsi- 
denten Nixon und Ford ein Hort der Verteidigung und Erweiterung der Rechte sozial 
schwacher Gruppen (durch das rigorose Durchsetzen von »affirmative action« be- 
sonders schwarzer, weiblicher und spanischsprechender Bürger), wird unter dem 
Justizminister Thornburgh zwar die skandalumwitterte, offen sich rechtsradikal be- 
kennende Haltung seines Vorgängers Meese nicht wiederholen, wird aber ebenfalls 
das von Reagan eingeschlagene massive »rollback« gegen sozial Schwache in der 
Rechtssprechung weiterführen. »Affirmative action« und alle damit verbundenen, 
aus der Johnson-Zeit stammenden, progressiven Reformen werden es unter einer 
Bush-Regierung kaum leichter haben als in den acht Jahren von Reagans Machtaus- 
übung. Von besonderer Wichtigkeit werden in diesem Zusammenhang Bushs Ernen- 
nungen für die Bundesgerichtsbarkeit sein; sein Vorgänger Reagan hatte ja bereits 
durch weit über hundert Ernennungen für die nächsten zwanzig Jahre eine rechtsla- 
stige Zeitbombe in die Rechtssprechung des Landes eingebaut: Vom Präsidenten 
ernannte Bundesrichter können ihr Amt ım Richterstuhl bis zu ihrem Ableben behal- 
ten und tun dies in der Regel auch. Obwohles in dem wahrscheinlich größten Sieg des 
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demokratisch kontrollierten Senates über die Reaganregierung gelang, Robert Bork, 
einen fast am faschistischen Rand des politischen Spektrums sich bewegenden 
Rechtsaußen und Reagans Lieblingsrichter, entschieden abzuweisen, konnte Reagan 
durch andere Ernennungen die im Grunde genommen aus der New Deal-Ära Franklin 
Delano Roosevelts stammende liberale Tradition des obersten Bundesgerichtes 
endgültig in eine Konservative Richtung wenden. Bush wird alles daransetzen, diesen 
zur Zeit noch prekär vorhandenen konservativen Vorsprung durch eine gezielte Per- 
sonalpolitik erheblich und für die nächsten 20 Jahre unwiderruflich zu verfestigen. 
Nur das weitere Beharren der bereits gesundheitlich lädierten und über 80jährigen 
liberalen Troika der Richter Marshall, Blackmun und Brennan und natürlich der 
demokratische Senat können Bush von seinem Vorhaben abhalten, die »Reaganrevo- 
lution« in der obersten Etage der amerikanischen Bundesrechtssprechung in den 
nächsten Jahren noch weiter auszubauen. 

Bush wird Reagans extrem antigewerkschaftliche Haltung fortsetzen und damit die 
allgemein antigewerkschaftliche Atmosphäre der 80er Jahre weiterhin legitimieren. 
Aus ähnlichem ideologischen Eck werden die weiteren Einschränkungen der Sozial- 
leistungen stammen. Ferner muß man mit einem frontalen Angriff gegen die Legali- 
sierung der Abtreibung und gegen ihre staatliche finanzielle Unterstützung für Frauen 
aus armen Schichten rechnen, da dieser Angriffspunkt seit Jahren das wahrscheinlich 
zentralste Anliegen der innerhalb der republikanischen Partei sich artikulierenden 
»neuen Rechten« ist. Bush wird sich bemühen, dem Mandat des neuen republikani- 
schen Blocks gerecht zu werden, indem er danach trachten wird, viele seiner resp. des 
Blocks Wünsche, die sich vornehmlich entlang der sozio-kulturellen Achse meines 
Schemas bewegen, so weit wie möglich zu erfüllen. Ob ihm die weitere Durchsetzung 
des Reaganschen rollbacks der Sozial- und Rechtspolitik gelingen wird, bleibt nicht 
zuletzt auch eine Frage der Kampffähigkeit und -bereitschaft des demokratisch 
dominierten Kongresses. 

Nichts jedoch wird brisanter für Bush und seine politische Zukunft als das immer 
akuter werdende Problem der bereits erwähnten und ständig wachsenden Zwillings- 
defizite. Wohl selten drückte sich ein Politiker so klar und wiederholt wie Bush in sei- 
nem Wahlversprechen aus: »Keine neuen Steuern« beteuerte er landauf und landab. 
»Read my lips«, forderte er seine Zuseher auf, indem er die Worte »no new taxes« 
ohne Ton aber mit um so prononcierterer Mimik nachahmte. Dieses Versprechen zu 
halten, wird Tag für Tag schwieriger, da immer mehr Fachleute und Politiker aus 
beiden Parteien, den Ernst der Lage klar erkennend, Steuern für die partielle Be- 
gleichung des gigantischen Haushaltsdefizits fordern. Bush jedoch beharrt weiterhin 
auf der vonseinem Vorgänger beschworenen und auch nach ihm benannten vermeint- 
lichen Heilungskraft der »Reaganomics«, die Bush selbst (in seinem 1980 erfolglos 
gegen Reagan geführten Wahlkampf) zurecht als »voodoo economics« bezeichnet 
hatte. Meines Erachtens wird es zueinem Kompromiß in dem Sinne kommen, daß im 
zweiten Jahr der Bush-Regierung sein Versprechen, jegliche Steuererhöhung zu ver- 
meiden, als ein Versprechen gegen die Erhöhung individueller Einkommenssteuern 
ausgelegt wird, um so die Einführung anderer Steuererhebungen zu ermöglichen. Wie 
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immer dies auch ausgehen mag: Es besteht die große Chance, daß sich Bush hier in 
ein unlösbares und für ihn schließlich potentiell verhängnisvolles Dickicht verrennt. 
Wenn er einerseits gezwungen wird, entgegen seinen Beteuerungen Steuererhöhun- 
gen durchzuführen, verliert er viel von seiner Legitimität und wird somit in erhebli- 
chem Maße politisch verwundbar. Steht er aber zu seinem Wahlversprechen, könnte 
es zu einem für das Land folgenschweren ökonomischen Desaster kommen, welches 
für Bush ebenfalls zum politischen Verhängnis werden könnte. In beiden Fällen 
müßten die Demokraten die größten Nutznießer dieser prekären Lage werden, da — 
falls sie die Bedingungen politisch richtig umsetzen und sodann gehörig ihre Klientel 
mobilisieren — mit einem gehörigen Bedeutungszuwachs der ökonomischen Achse 
meines Schemas zu rechnen ist. Wie bereits erwähnt, würde eine solche Konstellation 
den Demokraten zugute kommen. Ob sie dies dann für ihre Zwecke auch vorteilhaft 
ausnützen können, bleibt eine rein empirische Frage, deren Beantwortung von den 
nächsten Schritten der demokratischen Partei bestimmt wird. 


Für die Demokraten: Was tun? 


Der Demokratischen Partei stehen sehr schwierige und konfliktgeladene Jahre bevor. 
Die Partei muß sich wieder mit ihrer »Oppositionsrolle« im Kongreß abfinden. Da- 
mit sind zwei Gefahren verbunden: Falls sie sich als zu engstirnige und kleinkarier- 
te Opposition gegen die Bushregierung erweist, könnte sie als eine schlechte Verlie- 
rerin und Spielverderberin in der Öffentlichkeit diskreditiert und sogar für die 
Fehlleistungen der Regierung verantwortlich gemacht werden. Andererseits darf sie 
sich aufkeinen Fall von Busheinschüchtern lassen. Sie muß, ganz im Gegensatz dazu, 
vielmehr stets danach trachten, der Regierung auf allen politisch wichtigen Ebenen 
gehörig Paroli zu bieten — sei’es als eine Fortsetzung des bereits in der Reaganära 
relativ effektiv angewendetem »check« der Regierung in ihrer Mittelamerikapolitik, 
oder als »balance« zu Bushs konservativen Vorhaben in der Rechts- und Sozialpoli- 
tik. Dieses bereits sehr schwierige Unterfangen wird den Demokraten auch deswegen 
schwer fallen, weil die Gruppierungen dieser Partei in den kommenden vier Jahren 
weder verschwinden noch sich zu einer harmonischen Einheit zusammenfinden 
werden. Die zentrifugalen Flügelkämpfe, die den Demokraten seit den späten 60er 
Jahren keine beständige Machtkoalition ermöglichten, werden in nächster Zukunft 
unter keinen Umständen abnehmen; das Gegenteil könnte wohl eher zutreffen: Der 
verlorene Dukakiswahlkampf führte bereits zu gegenseitigen Beschuldigungen, die 
zur allgemeinen Unübersichtlichkeit innerhalb der Partei noch ein Element der 
internen Verbitterung beisteuern. 

Eines jedoch ist allen Demokraten klar: Die Partei muß sich gewaltigen Veränderun- 
gen unterziehen, will sie 1992 mit ihrem Kandidaten endlich wieder in das Weiße 
Haus einziehen. Ferner muß es sich bei diesen Änderungen um viel mehr handeln als 
jene sich dem Diktat des Fernsehzeitalters anpassende kosmetische Retuschierung, 
die Walter Mondale nach seinem Debakel 1984 der Partei ans Herz gelegt hatte. 
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Selbstverständlich bedeuten photogenes Auftreten und persönliches Charisma viel in 
der Politik, doch sie sind — Roger Ailes’s zynischem Formalismus zum Trotz — auch 
in einem amerikanischem Wahlkampf bei weitem nicht alles. Wie ich zu zeigen ver- 
suchte, hat gerade der letzte Wahlkampf bestätigt, daß Inhalte und Ideologien wei- 
terhin eine große Rolle spielen. Allerdings muß man sie den Bürgern auch effektvoll 
vermitteln können. In den letzten drei verlorenen Wahlkämpfen bestand das Problem 
der Demokraten darin, daß sie weder auf dem Gebiet der Formen noch auf dem der 
Inhalte einen den Republikanern ebenbürtigen Gegner abgaben. Nur wenn es ihnen 
gelingt, bereits jetzt die Bevölkerung aktiv für das politische Geschehen zu mobili- 
sieren, bestehen Chancen für einen Erfolg. Vorläufig mag das ruhig mit pluralen, sich 
gelegentlich auch widersprechenden Programminhalten geschehen — solange die 
Demokraten dabei nur das seit 1980 von den Republikanern dominierte politische 
Feld wieder zurückgewinnen. Ihre Nachzüglerrolle im politischen Diskurs werden 
die Demokraten in den nächsten Jahren nur durch eine aktive Mobilisierung verän- 
dern können. Daß eine solche Mobilisierungsstrategie kein Phantom ist, wurde durch 
die letzten zwei Wochen des Dukakiswahlkampfes, in dem es einem mobiliserenden 
Dukakis fast noch gelungen wäre, die Kohlen aus dem Feuer zu holen, klar bestätigt. 
Die Demokraten können sich Drückebergertum nicht länger leisten, sie müssen klar 
Farbe bekennen. Dazu aber wird sie nur eine offensive Strategie der Mobilisierung 
bringen; solche Prozesse, mit Nachdruck durchgeführt, haben noch immer zur Prä- 
zisierung politischer Inhalten entscheidend beigetragen. 

Konkret heißtdies, daß es den Demokraten wiederum gelingen muß, für die Dauer des 
Wahlgangs im Herbst 1992 eine Klassenkoalition zusammenzuschmieden. Sie müs- 
sen erreichen, daß arme Weiße, Schwarze, »hispanics«, Juden und »organized labor« 
sich zu einer Wahlkoalition zusammenfinden, die progressive Reformen in der So- 
zial-, Rechts- und Wirtschaftspolitik befürwortet. Soziologisch gesprochen können 
die Demokraten ihr Wahlschicksal nicht einer Trägerschicht der amerikanischen Be- 
völkerung allein überlassen. Sie müssen pluralistisch vorgehen, indem sie bewußt die 
universalistischen Dimensionen von Klasse den zentrifugalen und partikularistischen 
Eigenschaften von Ethnizität gegenüberstellen. Sie müssen also einer starken Grund- 
strömung amerikanischer Politik entgegensteuern, was sicherlich kein leichtes Unter- 
fangen sein wird. Mir schwebt hier eine bereits von Jesse Jackson begonnene Strate- 
gie der »rainbow coalition« vor, jedoch eines auch die Mitte des politischen Partei- 
spektrums der Demokraten beinhaltenden Regenbogens — was zwangsläufig gegen 
eine Kandidatur Jesse Jacksons spricht. Obwohl sicherlich brilliant und historisch 
zweifellos mit den positiven Leistungen Martin Luther Kings gleichsetzbar, war die 
Person Jacksons — bezeichnenderweise jedoch nicht seine Politik — für viele Stamm- 
wähler der Demokraten einfach unakzeptabel'‘. Möglicherweise könnte ein etwas 
zentristischerer Jackson (vielleicht der aus Pennsylvania stammende, sehr populäre 
schwarze Kongressabgeordnete und derzeitige Vorsitzende des Finanzausschusses 
William Gray oder der New Jersey repräsentierende und sich großer Popularität er- 
freuende Senator Bill Bradley) diese »Regenbogenkoalition der Mitte« mit all ihren 
wichtigen sozialen Bestandteilen -d.h. den Gruppen aus der von Jackson mobilisier- 
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ten »rainbow coalition« einerseits und den der gemäßigteren Tradition der Partei 
angehörigen Teilen andererseits — geschickt zusammenschweißen. Wie die SPD, so 
brauchen auch die Demokraten für einen Wahlsieg auf nationaler Ebene eben beide 
Flügel ihrer gegensätzlichen Strömungen. 

Inhaltlich hieße dies, daß sich die Demokraten unzweideutig auf ihre alten Werte 
eines Primates von ökonomischem Liberalismus (in seiner amerikanischen Deutung) 
besinnen müßten. Die Kluft, die sich auch dieses Mal innerhalb der Partei- zwischen 
Jackson’s »rainbow coalition« und den gemäßigteren Demokraten — so verhängnis- 
voll reproduzierte, war nichts anderes als jene seit 1968 und 1972 permanent sich 
manifestierende innerparteiliche Zersetzung auf der kulturellen und sozialen Achse, 
nicht jedoch auf der ökonomischen. »Links« und »rechts« innerhalb der demokrati- 
schen Partei haben seit 1968 viel mehr mit Einstellungen vis ä vis Mittelameria, Mit- 
telstrekkenraketen, ökologischen Fragen, Bürgerrechten für Homosexuelle, Legali- 
sierung von Marihuana und anderen nicht-ökonomischen Topoi zu tun als mit Fragen 
einer progressiven Steuerreform, der Errichtung eines staatlich geleiteten Gesund- 
heitswesens und eines massiven Ausbaues der öffentlichen Bildung. Sowohl inner- 
parteilich als auch in der amerikanischen Wählerschaft schlechthin sind Koalitionen 
um diese Topoi eher durchführbar und beständiger als die ersteren. Wenn es den De- 
mokraten gerlingen sollte, die Vorteile eines aktiven Staates für die sozial Schwachen 
hervorzuheben, könnten sie wiederum eine solidarische Politik für sich beanspru- 
chen, und die hätte — so die Befunde — große Sympathien einer eindeutigen Mehrheit 
der arbeitenden Bevölkerung. Durch eine gezielte Mobilisierung für ökonomische 
Fragen könnte es den Demokraten eventuell gelingen, das Primat der ökonomischen 
Achse für politische Koalitionen wiederherzustellen und damit — so meine These — 
eine Präsidentschaftswahl für sich entscheiden. Den Kern einer solchen Mobilisie- 
rung könnte meines Erachtens die von den Republikanern mit eindeutig reaktionären 
Absichten unternommene Defizitpolitik der Reagan-Jahre liefern. Durch die Auf- 
rechterhaltung dieses Mammutdefizites wollten die Republikaner die Durchführung 
jeglicher sozialer Reformen für eine lange Zeit einfach unmöglich machen'®. Dieser 
skandalöse Vorgang wurde bis jetzt von den Demokraten kaum angemessen politi- 
siert. Hier gibtes also sicherlich einen großen Nachholbedarf. Ferner Könnten die De- 
mokraten in der jetzigen Ära Gorbatschows, ohne sofort in den Verruf der Volksver- 
räter und Schwächlinge zu geraten, massiv gegen das Verteidigungsbudget angehen 
und dem amerikanischen Volk dessen enormen »Verdrängungseffekt« gegenüber 
sozialen Leistungen klar vor Augen führen. Um es gerafft auszudrücken: Solange es 
den Demokraten nicht gelingt, den Diskurs von der sozial-kulturellen auf die ökono- 
mische Achse umzuleiten, werden die Republikaner ihr Monopol im Weißen Haus 
weiterhin behaupten können. Eine überwältigende Mehrheit der amerikanischen Bür- 
ger will einen ausgebauten Sozialstaat, erhöhte Sozialleistungen, besser bezahlte und 
sichere Arbeitsplätze, bessere Schulen und so manches mehr, was man mit dem »Li- 
beralismus« der Demokraten verbindet. Um dies zu realisieren, muß die Partei eine 
»horizontale« Koalition -also die einerökonomischen Interessensgemeinschaft-zu- 
mindest für die Dauer des bedeutenden Urnenganges im November 1992 zusammen- 
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schmieden. Sie muß sich offen(siv) zu ihrer aus Franklin Delano Roosevelts Zeiten 
stammenden Stärke eines ökonomischen Liberalismus bekennen. Ob die Demokra- 
ten dies auch tun werden, vermag zur Zeit niemand — am wenigsten sie selbst — mit 
einem Mindestmaß an Gewißheit vorauszusagen. 


Anmerkungen 


1 DerSieg des 32jährigen, sehr liberalen Evan Bayh in der Gouverneurswahl des Bundesstaates Indiana 
ist besonders interessant. Sein ebenfalls liberaler Vater, Birch Bayh, wurde von dem jetzigen 
Vizepräsidenten der Vereinigten Staaten, Dan Quayle, im Sog des ersten großen Reagansieges 1980 
im Senatorenwahlkampf des Staates überraschend hoch geschlagen. Indiana, eine besonders auf 
Bundesebene traditionelle Bastion der Republikaner, war in dem Wahlverhalten seiner Bürger sehr 
typisch für den von mir in diesem Aufsatz geschilderten Spaltungsprozeß zwischen Bundesebene 
einerseits und Staats- und Kommunalebene andererseits, den wir immer prononcierter bei Präsiden- 
tenwahlen in den Vereinigten Staaten beobachten können. Während knapp über 60 % der Wähler 
Indianas Bush Dukakis klar vorzogen, stimmten 54 % für den liberalen und jungen Bayh und erteilten 
somit dem Bush sehr nahestehenden und ihm auch sehr ähnlichen Governeurskandidaten der Repu- 
blikaner eine entschiedene Abfuhr. 

2 Der Begriff »ethnics« meint stets weiße Bürger, die hauptsächlich in den urbanen Zentren des Nord- 
ostens wohnen und nicht — wie die WASPS (White Anglo-Saxon Protestant), Skandinavier und 
Deutsche — protestantischen und nordeuropäischen Ursprungs sind. »Ethnics« sind also Italo-Ame- 
rikaner, Polen, Iren, Portugiesen, alle Amerikaner ost- und südeuropäischer Herkunft, wie auch 
katholischer und verschiedener christlich-orthodoxer Religionsbekenntnisse. Juden gehören jedoch 
nicht dazu. Die wiederum — wie Schwarze, Hispanics (spanisch sprechende Bürger) und andere 
Gruppen - sind eine Kategorie für sich. 

3 Sowohl der Kennedy- als auch der Johnson-Sieg symbolisieren fast idealtypisch die zwei großen 
politischen Flügel der von der Rooseveltschen Koalition geprägten »alten« demokratischen Partei. 
Kennedy, als erster nichtprotestantischer Präsident der Vereinigten Staaten, vertrat den nördlichen 
Flügel der Partei, der sich aus den »ethnics« des Nordens, »organized labor«, Industriekapital und den 
Bewohnern der nördlichen Industriezentren des Landes zusammensetzte. Johnson wiederum vertrat 
als Texaner den südstaatlichen Flügel der Partei. Es konnte darum eben nur ein Südstaatler wie John- 
son die großen Bürgerrechtsreformen der 60er Jahre durchführen, die die amerikanische Öffentlich- 
keit — wie eben auch die demokratische Partei — grundlegend ändem sollten. 

4 Für Dukakis stimmten außer den Schwarzen im bereits erwähnten 90:10 Verhältnis noch die Hispa- 
nics (70:30) und die Juden (65:35). Ansonsten konnte Bush jede andere ethnische Gruppe für sich 
gewinnen. Daß die Demokraten weiterhin die Partei der Armen sind, belegen folgende Zahlen: Leute 
mit einem Familienjahreseinkommen unter $ 12500 wählten 62.:38 für Dukakis, die nächsthohe 
Einkommensgruppe ($ 12500 — $ 24999) spaltete sich genau 50:50 zwischen Dukakis und Bush; 
danach wählten alle Einkommensgruppen für Bush. Interessant ist, daß die Höhe der jeweiligen 
Unterstützung für Bush sich völlig proportional mit dem Einkommensanstieg der jeweiligen Gruppe 
verhielt. Leute mit einem Familienjahreseinkommen über $ 100000 wählten im Verhältnis 65:35 für 
Bush. 

5 Obwohl es zuerst den Anschein hatte, daß es mit Dukakis-Bentsen zu einer Wiederbelebung der 
letzten für die Demokraten so erfolgreichen Massachusetts-Texas Achse durch Kennedy-Johnson 
kommen sollte, wurde relativ bald klar, daß Dukakis nie mit denselben strukturellen Vorteilen inner- 
halb seiner Partei wie sein Vorgänger und »Landsmann« Kennedy rechnen konnte. Nicht nur war der 
Süden, der sich noch zu Kennedys Zeiten fest in den Händen der Demokraten befand, den Demokraten 
bei Präsidentschaftswahlen längst abtrünnig geworden. Es gab auch seit Anfang der 70er Jahre keine 
der berühmt-berüchtigten »urban machines« mehr, die — wie im Falle von Richard Daleys Chicago 
im Jahre 1960 — mit allen legalen und illegalen Mitteln den Demokraten wichtige Wahlsiege einfach 
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garantierten. Daley und seine Chicago »machine« wurden u.a. von Jesse Jackson und anderen die 
demokratische Partei demokratisierenden post-68er Bewegungen und Reformen endgültig aus der 
Macht gewiesen. Wie alles in der Politik, hatte auch diese per Saldo sehr positive Entwicklung ihre 
negativen Seiten. 

Der Carter-Sieg im Jahre 1976 war genau so ein historischer Ausnahmefall. Die Legitimität der Repu- 
blikaner war unmittelbar nach dem Watergateskandal, in dem Richard Nixon die Hauptfigur spielte, 
einfach zu angeschlagen, um bei der Präsidentschaftswahl zu reussieren. Trotz Watergate und trotz 
der niedrigen Popularität des republikanischen Kandidaten Gerald Ford konnten die Demokraten in 
letzter Minute nur einen hauchdünnen Sieg ins Ziel retten. Bezeichnenderweise — und die historische 
Ausnahme noch bekräftigend — war der siegreiche demokratische Kandidat Jimmy Carter Gouver- 
neur des Staates Georgia, also ein Politiker des sogenannten »tiefen Südens«. Nur dadurch konnten 
die Demokraten zumindest einige der wichtigen — bei weitem jedoch nicht alle — Südstaaten für sich 
gewinnen. 

Es ist sehr interessant, daß auch Jesse Jackson bei den Vorwahlen der demokratischen Partei nur in 
fast »schwarzenreinen« Staaten wie Vermont, Wisconsin, Oregon, Washington und Maine eine sig- 
nifikante Zahl weißer Stimmen für sich gewinnen konnte. Während Jackson 92 % der Schwarzen, die 
in den Vorwahlen die Demokratische Partei wählten, für sich beanspruchen konnte, waren es nur 
knappe 12 % der weißen Demokraten, die Jackson ihre Stimme gaben. 

Interessant ist, welche Schwierigkeiten etablierte Linksparteien mit dem richtigen Ansprechen von 
Emotionen haben: An Emotionen zu appellieren, sehen sie als »billig«, »demagogisch« und daher als 
»unmoralisch« an — und überlassen dieses wichtige Feld darum lieber den Konservativen und 
Rechten. 

So hätte er z.B. argumentieren können, daß es George Bush, nicht Micheal Dukakis war, der un- 
patriotisch bzw. »unamerikanisch« handelte, indem er die Rechtssprechung eines rechtsstaatlichen 
Gerichtes völlig mißachtete. Femer hätte Dukakis Bush den Vorwurf machen Können, daß es eben 
sehr »amerikanisch« sei, den Unterricht in den Schulen pluralistisch zu gestalten und niemandem 


gegen seinen Willen einen Eid aufzuzwingen. Er hätte also — den Individualismus politisierend — 


Bushs vermeintlichen Patriotismus mit einem sehr »amerikanischen« Argument angreifen und bloß- 
stellen können. 

Es wäre vielleicht nicht unangebracht, dem deutschen Leser an dieser Stelle eine kurze Erklärung des 
amerikanischen Begriffs »liberal« darzubieten. Obwohl es den Begriff »liberal« in den USA selbst- 
verständlich schon vor der Regierungsära Franklin Delano Roosevelts gab, tauchte er in der politi- 
schen Alltagssprache nur sporadisch auf und war relativ unbedeutend. Da er erst von Roosevelt in 
wirklich massiver und dann das Wesentliche seines »New Deal« charakterisierender Art eingeführt 
wurde, brachte die amerikanische Öffentlichkeit den Begriff »liberal« seit dieser Zeit hauptsächlich 
mit den wichtigsten Topoi Rooseveltscher Reformen in Zusammenhang. Folglich meint »Wirt- 
schaftsliberalismus« in den Vereinigten Staaten: Staatsinterventionen in die Wirtschaft, keynesiani- 
sche Globalsteuerung, aktive Fiskal- und Geldpolitik des Staates, den Ausbau der/s sozialen Siche- 
rung/Netzes, progressive Steuerpolitik — eben eine Ausbreitung und Vertiefung sozialer Rechte und 
ökonomischer Gleichheit. Im ökonomischen Bereich ist also das amerikanische »liberal« dem euro- 
päischen »sozialdemokratisch« wahlverwandt, während es im »Überbau-Bereich« — also im Bereich 
persönlicher Freiheiten, Begrenzung willkürlicher Staatsmacht dem individuellen Bürger gegenüber, 
politischer Kultur und in bezug auf die meisten Beziehungen zwischen Staat und Gesellschaft in der 
bürgerlichen Öffentlichkeit schlechthin - die zentralen Charakteristika des klassichen europäischen 
Liberalismus teilt. Amerikanische Liberale sind also Zwitter: In der Ökonomie den europäischen So- 
zialdemokraten ähnlich, im »Überbau« den Liberalen der alten Welt nahestehend. In Europa entstand 
der Liberalismus im Kampf um politische Rechte und Freiheiten der Bürger dem absolutistischen 
Staat gegenüber; in Amerika hingegen hatte das, was heute unter dem Begriff »liberalism« verstanden 
wird, seinen Ursprung im Kampf um größeren sozialen Schutz und erweiterte wirtschaftliche Recht 
für die im Wettlauf der »freien Marktwirtschaft« Unterlegenen. 

So waren z.B. einige Vertreter der osteuropäischen «ethnics» innerhalb der republikanischen Partei 
ehemalige aktive Mitglieder von Organisationen wie der »Eisermen Garde« des faschistischen Ru- 
mänien, der »Pfeilkreuzer« des faschistischen Ungarn und vergleichbarer Organisationen in Bulga- 
rien und anderen osteuropäischen Ländern. Außerdem war einer der engsten Bushberater ein gewisser 
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Frederic V. Malek. Auf Nixons Anweisung hin hatte er alle Juden im Bureau of Labor Statistics, einer 
von Nixon wegen ihres — so dessen Originalton — linkslastigen Rufes gehaßten Bundesbehörde, 
namentlich abgezählt und diese Liste dem Präsidenten dann vorgelegt. 

Für diejenigen Leser, die der modernen Konsumgesellschaft mit etwas Abneigung begegnen, seien 
die Begriffe »Teflon« und »Velcro« hier kurz erklärt. Während »Teflon« ein Kunststoff ist, an dem 
nichts haften bleibt und von dem alles abprallt, besitzt »Velcro« genau entgegengesetzte Eigenschaf- 
ten, denn alles bleibt an ihm kleben. Reagans teflonartige Eigenschaften haben diesen Mann zu einem 
in der modernen amerikanischen Geschichte einzigartigen Phänomen gemacht: Kein anderer Präsi- 
dent verließ nach achtjährigem Amtsbesitz das Weiße Haus mit einem noch höheren Beliebtheitsgrad 
als mit dem, den er zu Beginn seiner Amtsperiode schon hatte. Außerdem war der Beliebtheitswert 
Ronald Reagans bei seinem Abgang höher als der jedes anderen aus seinem Amt scheidenden Prä- 
sidenten. 

Es soll hier in Erinnerung gerufen werden, daß es hauptsächlich der linke bzw. gewerkschaftliche 
Flügel der demokratischen Partei ist, der ein größeres finanzielles Engagement besonders der reichen 
Verbündeten der Vereinigten Staaten - allen voran die Bundesrepublik Deutschland und Japan — für 
ihre eigene Verteidigung erwartet. Im Wahlkampf waren es hauptsächlich Jesse Jackson und die 
bereits früh ausgeschiedene Abgeordnete aus Colorado, Pat Schröder, die auf das ihrer Meinung nach 
unsolidarische Verhalten der reichen Japaner und Westdeutschen im Bündnis mit den Vereinigten 
Staaten hinwiesen. Wie bereits eingangs erwähnt, änderten sich die Fronten im Laufe der post-Viet- 
nam-Ära: ein wichtiger Flügel der Demokratischen Partei entwickelte sich zu Isolationisten, während 
die Republikaner ihren früheren Isolationismus gegen einen Interventionismus austauschten. 

Man kann sich folgendes Szenario vorstellen: Drei große Blöcke - Westeuropa unter der eindeutigen 
Hegemonie der Bundesrepublik, Nordamerika unter der ebenfalls eindeutigen Vorrangstellung der 
USA und Japan mit seinen Märkten im Fernen Osten — werden sich immer abgeschotteter und miß- 
trauischer gegenüberstehen. Während die blockinternen Wirtschaftsbeziehungen in allen drei Fällen 
jeweils einen immer »organischeren« Charakter annehmen, werden die Interblockbeziehungen zu- 
nehmend »künstlich« bzw. »verwaltet«. Es entwickelt sich eine Wirtschaftsbeziehung, die man auf 
Englisch »managed« im Gegensatz zu »integrated« nennt. Da die Japaner in diesem Schema den weit- 
aus kleinsten Markt für sich in Anspruch nehmen können, wird — diesem Szenario gemäß — die 
Zukunft für sie am konfliktreichsten und potentiell am schwierigsten. 

Hier spielen einige Faktoren eine Rolle: Erstens seine antisemitischen Bemerkungen und antijüdische 
Einstellung, die nicht nur bei jüdischen Wählern der Partei, sondern auch bei anderen Demokraten 
Befremden hervorrief. Zweitens seine politische Unerfahrenheit, denn nie in seinem Leben bekleidete 
er ein politisches Amt irgendeiner Art, sei es auf nationaler, staatlicher oder lokaler Ebene. Drittens 
sein auf dem Charisma des Predigers beruhender politischer Diskurs, der bei vielen »rationalen« und 
säkularisierten Zentristen der Partei ein gewisses Unbehagen hervorrief. 

Daß dies kein paranoides Hirngespinst von Demokraten und progressiv eingestellten Leuten sondern 
ein klarer Plan der »Reaganrevolution« war, ist seit den Äußerungen David Stockmans, des ersten 
Budgetdirektors der Reaganregierung, kaum mehr bestreitbar. Stockman mußte auch wegen dieser 
Bemerkungen aus dem Reaganteam ausscheiden. 
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Robert Guttmann 
Der Strukturwandel des amerikanischen Finanzkapitals 


Zusammenfassung: Das US-F inanssystem wurde im Verlauf der 80er Jahre völlig 
neuen Spielregeln unterworfen, wodurch sich nicht nur die Akkumulationsstruktur 
und -dynamik der US-Ökonomie sondern auch die der Weltwirtschaft veränderten. 
Börsenhausse und -zusammenbruch, Finanzinnovationen, stabile Kreditbeziehun- 
gen unterminierende junk bonds, der Aufkauf riesiger Unternehmenskonglomerate 
mit einem geringen Vorschuß an Eigenkapital sind nur einige Stichworte zu der un- 
glaublichen Ausdehnung spekulativen Kapitals. All dies sind Zeichen der Auflösung 
des alten monetären Regimes, ohne daß bereits Strukturen eines neuen tragfähigen 
Geldsystems entstanden wären. Die These des Autors: Der Dollar muß als Weltgeld 
abdanken, um die Blockaden in der Weltwirtschaft überwinden zu können. 


Im letzten Jahrzehnt hat sich das Kredit- und Bankensystem in den Vereinigten Staa- 
ten radikal verändert. Inmitten einer tiefen Wirtschaftskrise wurde das Finanzsystem 
dereguliertund dadurch völlig neuen Spielregeln unterworfen. Dieser Prozeß hat des- 
halb weitreichende Auswirkungen auf die Struktur und Wachstumsdynamik der ame- 
rikanischen Wirtschaft, weil sich dabei auch die Rolle des Kredits im Akkumulations- 
prozeß verändert hat. 

Kredit, das Rohmaterial des Finanzsystems, ist von grundlegender Bedeutung in einer 
Geldwirtschaft. Es liegt ja in der Natur der Warenproduktion, daß die Produzenten ihr 
Kapital zuerst investieren müssen, um es später durch Profit vergrößern zu können. 
Sie geben also Geld (Kapital) aus, bevor sie es wieder verdienen. Der Kredit hilft, die 
zeitliche Kluft zwischen Ausgaben und Einkommen zu überwinden. Aber auch Kon- 
sumenten brauchen mitunter Kredit, entweder um sich etwas sehr Teures zu kaufen 
(z.B. ein Haus, ein Auto) oder um laufende Ausgaben mit Kreditkarten zu decken. Zu 
erwähnen ist schließlich der Staat, der sich bereits seit Jahrzehnten bemüht, die Ten- 
denz des Kapitalismus zur Überproduktionskrise mit Budgetdefiziten, also durch 
Kreditaufnahme, zu bekämpfen. All diese Agenten stehen vor der prinzipiellen Ent- 
scheidung, ihre gewünschten Kaufpläne mit Verschuldung zu realisieren oder einfach 
weniger auszugeben. Infolge dieses simplen Tatbestandes gilt, daß die Kreditaufnah- 
me eine starke Auswirkung auf das Wachstum der Ökonomie hat. 

Auf der anderen Seite der Kreditgleichung stehen die Sparer, also die ökonomischen 
Einheiten, die derzeit nur einen Teil ihres Einkommens ausgeben wollen. Den Rest 
können sie ausleihen und dadurch mit Gewinn für die Zukunft aufbewahren. Im Kre- 
ditsystem gibtes verschiedene Typen von Finanzinstitutionen, die sich darauf spezia- 
lisieren, kleine Spareinlagen anzuziehen, um sie dann zu vereinen und in großen Sum- 
men auszuleihen. Diese Vermittlungstätigkeit ist daher ein wichtiges Instrument für 
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die Zentralisierung des Kapitals. Sie spielt auch eine entscheidende Rolle bei der Ver- 
teilung von Ressourcen, da sonst brachliegendes Geld über diverse Finanzmärkte für 
bestimmte Investitionszwecke mobilisiert wird. 

Als Industrie- und als Finanzkapital nimmt Geld zwei verschiedene Formenan, deren 
Beziehungen miteinander recht kompliziert sind. Auf der einen Seite ist das Fi- 
nanzkapital mehr oder weniger passive Stütze des Industriekapitals, indem es entwe- 
der Investitionen zur Ausweitung der Produktionskapazitäten finanzieren hilft oder 
die für die Profitrealisierung notwendige Nachfrage ankurbelt. 

Andererseits ist das Finanzkapital als (oft attraktivere) Investitionsalternative auch 
ein aktiver Konkurrent des Industriekapitals. Vor allem das in spekulativer Absicht 
getragene Handeln mit Papieren auf Finanzmärkten (fiktives Kapital) existiert in re- 
lativer Autonomie von der Mehrwertproduktion in der Industrie.! Diese duale Natur 
des Finanzkapitals bezüglich der Akkumulationsdynamik wird nicht zuletzt durch die 
Beziehung zwischen Zinssätzen und Profitraten bestimmt. 

Letztlich ist das Finanzsystem auch von strategischer Bedeutung als Quelle der Giral- 
geldschöpfung durch Kreditgewährung der Banken. Da die Sparer normalerweise nur 
einen kleinen Teil ihrer Guthaben abheben, brauchen die Banken nur einen Bruchteil 
ihrer Depositenkonten als Bargeldreserve zur Deckung von Abhebungen bereitzuhal- 
ten. Der Rest ist ein Überschuß, der gegen Zinsen ausgeliehen werden kann. Einzelne 
Banken können nicht mehr als ihre Überschußreserven ausleihen und dadurch in 
neues Giralgeld umwandeln, da sie sonst Gefahr laufen, ihre Reserven aufzuzehren. 
Das Bankensystem als Ganzes kann aber ein Vielfaches der ursprünglichen Über- 
schußreserven an neuem Geld schaffen, weil.die als Giralgeld zirkulierenden Schecks 
Reserven von einer Bank zur nächsten transferieren. Ich will im weiteren zunächst 
einen Überblick über die historischen Regulierungen des Geld- und Kreditsystems 
der USA geben, um dann im weiteren ausführlicher auf die jüngsten Umstrukturie- 
rungen einzugehen. Im Fall der USA, der Hegemonialmacht der kapitalistischen 
Weltwirtschaft seit dem Ende des 2. Weltkrieges, kann sich die geld- und kreditpo- 
litische Analyse allerdings nicht auf den Bereich des Nationalstaates beschränken. 
Um der Weltgeldrolle des US-Dollars Rechnung zu tragen, ist es notwendig, auch auf 
das Zusammenspiel »interner« und »externer« geld- undkreditpolitischer Strukturen 
einzugehen. 


Die staatliche Regulierung des Finanzkapitals 


Die Regulierung des Kapitals im politisch-institutionellen Überbau wurde in der fran- 
zösischen Regulationstheorie als Akkumulationsregime definiert’. Weil das Finanz- 
wesen in der kapitalistischen Wachstumsdynamik und deren Krisentendenzen eine 
grundlegende Rolle spielt, ist die staatliche Regulierung des Geldes und des Kredits 
offensichtlich wesentlicher Bestandteil eines Akkumulationsregimes. Diese Staatsre- 
gulierung hat verschiedene Dimensionen: 


34 Robert Guttmann 


(a) Die Zentralbank (seit 1913 die Federal Reserve in den USA) versucht die Giral- 
geldschöpfung im Bankenwesen durch eine Kontrolle der Bankreserven zu beeinflus- 
sen. Diese Geldpolitik basiert auf der traditionellen Annahme, daß es zwischen der 
jeweilig vorhandenen Geldmenge und dem Wirtschaftswachstum eindeutige Zusam- 
menhänge gibt.? 

(b) Im Rahmen des internationalen Geldsystems ist die Zentralbank auch für den Ein- 
und Verkauf fremder Währungen, das Manipulieren von Wechselkursen und die Ab- 
wicklung von Zahlungsverpflichtungen mit dem Ausland verantwortlich. 

(c) Finanzinstitutionen und -märkte werden durch eine Reihe von Verordnungen gere- 
gelt, wie zum Beispiel selektive Kreditkontrollen, Regeln zur Begrenzung destabilie- 
renden Marktverhaltens und der Differenzierung zwischen verschiedenen Institutio- 
nen, wodurch die Struktur des Finanzsystems bestimmt wird.* 

(d) Die möglicherweise verheerenden Auswirkungen akuter Geld- und Finanzkrisen 
können durch staatliche Mechanismen der Norfallfinanzierung (»lender of last re- 
sort«), welche bedrohte Institutionen vor dem Konkurs bewahren, verhindert oder zu- 
mindest gemildert werden. 

Diese vier Dimensionen staatlicher Resulieribe bedürfen, um effektiv zu sein, einer 
institutionellen Kohärenz; zusammengefaßt können sie als monetäres Regime defi- 
niert werden. 

In normalen Perioden, wenn die Wirtschaft sich auf einem stetigen Wachstumspfad 
befindet, reicht das jeweilig vorherrschende Regime aus und ist daher kaum Verän- 
derungen unterworfen. Bestenfalls gibt es begrenzte Verbesserungen. Die historische 
Entwicklung des Kapitalismus ist aber durch Phasen von Strukturkrisen und Re- 
organisationsprozessen gekennzeichnet. In diesen Situationen bricht das monetäre 
Regime zusammen und muß daher radikal umgestellt werden. Dies ist in den USA 
während des Bürgerkriegs (1860-1865), der Großen Depression (1929-1938) und 
dann wieder seit 1979 geschehen. 


Das Papiergeldregime der Nachkriegsperiode 


Der Wahlsieg Roosevelts im Jahr 1932 leitete den sogenannten New Dealein. Dieses 
Programm, das auf ein neues Akkumulationsregime zielte, organisierte die Industrie 
in sektorenspezifischen Kartellen, betonte staatliche Beschäftigungspolitik, führte 
Sozial-und Arbeitslosenversicherungen ein und stärkte die Gewerkschaften. Ein we- 
sentlicher Aspekt des New Deals war die Wiederbelebung des Kreditsystems durch 
eine Serie von Reformen: 

—Die Abschaffung des Goldstandards (im »Notstandsgesetz« von 1933 und durch das 
Goldreservengesetz von 1934) befreite die Wirtschaft vom Warengeld, das wegen des 
exogen fixierten Angebot des Goldes eine »metallene« Wachstumsschranke darstell- 
te. Dieser Übergang zu einem inkonvertiblen Papiergeldstandard wurde durch eine 
Stärkung der verschiedenen geldpolitischen Instrumente der Federal Reserve (d.h. 
Mindestreservebestimmungen, Diskontkredite für Banken mit Reservedefiziten, 
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Offenmarktoperationen in staatlichen Schuldenobligationen) im Bankengesetz von 
1935 vervollständigt. 

— Auf den Zusammenbruch des Bankensystems in den frühen 30er Jahren antwortete 
die Roosevelt-Regierung zwischen 1933 und 1935 mit einem neuen Typus des Kri- 
senmanagements. Dieser umfaßte die Ausstattung vieler zahlungsunfähiger Banken 
mit frischem Kapital, die Versicherung der Bankkonten und die Rettung insolventer 
Banken durch die Federal Deposit Insurance Corporation (FDIC) sowie den leichte- 
ren Zugang zu den Diskontkrediten der Federal Reserve für Banken mit Reserve- 
defiziten. 

— Eine Reihe von neuen Verordnungen für Banken wurden mit dem Glass-Steagall 
Gesetz von 1933 eingeführt. Das Bankensystem wurde in zwei Teile gespalten. Die 
Geschäftsbanken (»commercial banks«) spezialisierten sich auf diverse Sparkonten 
als Passivaund auf Kredite für Firmen und Konsumenten als Aktiva. Die Investitions- 
banken (»investment banks«) agierten in den Finanzmärkten für Obligationen und 
Aktien, wo sie die Neuausgabe von Wertpapieren und Firmenzusammenschlüsse fi- 
nanzierten. Die geographische Begrenzung der Zweigfilialen von Großbanken sorgte 
dafür, daß kleine Banken als lokale Monopole in Dörfern und Kleinstädten operieren 
konnten. Maximale Zinssätze für Sparkonten bremsten die oft destabilisierende Kon- 
kurrenz zwischen Banken. Ohne solche Preiskontrollen tendieren die Banken näm- 
lich dazu, Sparfonds durch höhere Zinsen anzuziehen und dann in profitablere, aber 
auch riskantere Aktivitäten zu investieren. 

— Das Wertpapiergesetz von 1933 und das Börsengesetz von 1934 regulierten die 
langfristigen Kapitalmärkte durch das Verbot verschiedener Techniken der Marktma- 
nipulation, durch Informationsregeln bei der Neuausgabe von Wertpapieren, mit Pro- 
zeduren für Zusammenschlüsse und Aufkaufofferten zwischen Firmen und durch 
Qualifikationsbedingungen für Makler und andere Marktteilnehmer. Die neue Secu- 
rities Exchange Commission (SEC) wurde mit der Durchsetzung dieser Regeln und 
mit der Aufsicht über die Finanzmärkte beauftragt. 

Im Jahr 1944 beschlossen die Alliierten unter Führung der USA in Bretton Woods 
(New Hampshire, USA) eine Neuordnung des internationalen Geldsystems. Darin, 
d.h. in einer ArtGolddevisenstandard, funktionierte der Dollar als Weltgeld- ein kla- 
rer Ausdruck der nun unangefochtenen Vormachtstellung der USA auf dem Welt- 
markt. Die USA erklärten sich bereit, Dollarbestände der Ausländer jederzeit zu ei- 
nem Fixpreis von $ 35 per Unze gegen ihre Goldreserven auszutauschen. Durch diese 
Konvertibilitätsgarantie war der Dollar im internationalen Zahlungsverkehr »so gut 
wie Gold«. Die Preisbeziehung zwischen Gold und Dollar legte die Grundlage für fixe 
Wechselkurse zwischen den Währungen. 

Diese Serie von Reformen schaffte ein viel flexibleres und stabileres Geldregime als 
in der Vorkrisen- und Vorkriegszeit. Die »metallene« Wachstumsschranke des Waren- 
geldes, welche zuvor regelmäßig die Überproduktionstendenz des Industriekapitals 
durch einrigides Goldangebot und massenhafte Zusammenbrüche überspannter Ban- 
ken verschärft hatte, war nun endlich überwunden. An seine Stelle trat ein Zahlungs- 
system, in dem das vom Staat emittierte Bargeld (d.h. Münzen der Treasury [Staats- 
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schatz] und Papiergeldnoten der Federal Reserve [Zentralbank]) und das Giralgeld 
der Privatbanken frei miteinander austauschbar waren. Die Schaffung beider Geld- 
formen geschieht durch Kreditgewährung im Bankensystem und kann durch Festle- 
gung der Mindestreserveverpflichtung von der Zentralbank kontrolliert werden. 
Anstatt der exogen durch Goldreserven fixierten Geldmenge haben wir also seit den 
30er Jahren ein elastisches Geldangebot, welches endogen durch die gesamtwirt- 
schaftlichen Kredit- und Liquiditätsbedürfnisse bestimmt wird. Wenn Wirtschafts- 
agenten mehr Geld brauchen, dann können sie es sich vom Finanzsystem ausborgen. 
Jener Teil der Kreditnachfrage, der durch Bankkredit finanziert wird, schafft zusätz- 
liches Giralgeld. Diese Verknüpfung der Kreditgewährung und Geldschöpfung im 
neuen Papiergeldstandard unterstützte, zusammen mit effektiverem Krisenmanage- 
ment und abgestimmter Geldpolitik, die kontinuierliche Ausdehnung der Privatban- 
ken. Die dem bargeldlosen Zahlungsverkehr dienenden Guthaben bei Banken, über 
die per Scheck verfügt werden kann, machen heute den Großteil der zirkulierenden 
Geldmenge aus. 

Dieses elastische Papiergeldregime ermöglichte eine auf größerer Verschuldung auf- 
gebaute Beschleunigung des Wirtschaftswachstums in den ersten Nachkriegsjahr- 
zehnten (1948-1968). Diese Schuldenökonomie wurde von allen ökonomischen 
Agenten getragen:? 

— Konsumentenkredite, ein wesentlicher Stützpfeiler der Massenkonsumtion und 
-produktion, erleichterten die Profitrealisierung durch Ankurbelung der Nachfrage 
für Güter (z.B. Häuser, Autos) mit starken Multiplikatoreffekten in weiten Bereichen 
der Industrie. Die Schuldenabhängigkeit fungierte auch als subtiles Mittel zur Diszi- 
plinierung der Arbeiter, da diese jetzt im Falle einer Unterbrechung des Einkommens- 
flusses, (z.B. während Streiks oder Arbeitsplatzwechsels) mehr zu verlieren hatten. 
— Die Industrieunternehmen bevorzugten Schuldenoblikationen als billige Alternati- 
ve zur Neuausgabe von Aktien (nicht zuletzt wegen der Steuerabschreibungen für 
Zinskosten und Doppelbesteuerung der Dividenden). Der Weg der Verschuldung 
sicherte den Aktionären die Eigentumskontrolle. 

— Dank der staatlichen Garantieversprechen für die Banken in Zeiten krisenhafter 
ökonomischer Zuspitzungen wurde das Kreditangebot stabilisiert. Die Geldpolitik 
der Federal Reserve wiederum begünstigte die Giralgeldschöpfung der privaten Ban- 
ken relativ zur staatlichen Emission des Bargeldes. Diese Regulierung der Finanzin- 
stitutionen und -märkte warein zusätzlicher Grund fürderen raschere Expansion, weil 
sie den historischen Trend von direkter zu indirekter, vermittelter Finanzierung be- 
schleunigte.° 

— Die das Wachstum stimulierenden Budgetdefizite wurden mit der Geldpolitik ver- 
knüpft. Entscheidend dafür waren die Offenmarktoperationen der Federal Reserve. 
Ihr Aufkauf von Schuldenobligationen, durch die der Staat seine Defizite finanzier- 
te, bedeutete nämlich ein proportionelles Ansteigen der Bankenreserven als Basis für 
zusätzliche Giralgeldschöpfung. 

Das Resultat dieser funktionalen Regulierungen war eine »Schuldenökonomie«, die 
die effektive Nachfrage durch eine kontinuierliche Finanzierung von Überschußaus- 
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gaben (z.B. Budgetdefizite des öffentlichen Sektors; Einbeziehung der Abschreibun- 
gen, die eigentlich nur einen Wertverlust des fixen Kapitals bedeuteten, als laufende 
Kosten in den Verkaufspreisen der Privatindustrie) stimulierte. In den 50er und 60er 
Jahren unterstützte die Federal Reserve diesen Prozeß durch eine abgestimmte Geld- 
politik. Zu diesem Zweck erlaubte die Zentralbank eine entsprechend starke Ausdeh- 
nung der (die Kreditgewährung und Giralgeldschöpfung deckenden) Bankreserven 
und versuchte strategisch wichtige Zinssätze niedrig zu halten? 

Die auf Expansion abzielende Wirtschaftspolitik wurde durch das Bretton Woods- 
System erleichtert. Die Rolle des Dollar als Leitwährung gab den USA nämlich einen 
wichtigen Vorteil auf dem Weltmarkt, das Privileg der sogenannten Seigniorage: Um 
als Weltgeld zu fungieren, mußten Dollars vom Ort ihrer Schöpfung, dem einheimi- 
schen Bankwesen der USA, ın die internationale Zirkulation transferiert werden. Die- 
se Geldtransfers konnten nur durch andauernde Zahlungsbilanzdefizite mit dem Rest 
der Welt vollzogen werden. Da die Dominanz des US-amerikanischen Kapitals sich 
inchronischen Handelsüberschüssen ausdrückte, konnten die erforderlichen Defizite 
nur durch massive Kapitalexporte bewerkstelligt werden. Diese basierten vor allem 
auf weltweiten Militärausgaben der USA (z.B. NATO), Programmen bedingter Wirt- 
schaftshilfe (z.B. Marshall Plan) und Direktinvestitionen multinationaler Konzerne. 
Der Dollarbedarf anderer Länder wurde so durch neo-imperialistische Mittel der US- 
amerikanischen Machtausdehnung gedeckt. Außerdem war das Anhäufen von Dol- 
larreserven im Ausland gleichbedeutend mit der automatischen Finanzierung der 
amerikanischen Zahlungsbilanzdefizite durch Ausländer. So als einziges Land von 
außenwirtschaftlichen Zwängen befreit, Konnten die USA eine äußerst expansive 
interne Wirtschaftspolitik betreiben. 


Die Stagflation der 70er Jahre als neue Form der Strukturkrise 


In den späten 60er Jahren endete der lange Aufschwung der Nachkriegsperiode. Die 
Profitraten der amerikanischen Industrie erreichten im Jahr 1966 ihren Höhepunkt 
und begannen danach langsam, aber beständig zu sinken. Dies war offensichtlich 
Ausdruck einer sich allmählich verschärfenden Strukturkrise, in der die Produktivität 
stagnierte, die Reallöhne sanken und langfristige Investitionen zunehmend unrenta- 
bel wurden. Früher hatten solche Strukturkrisen immer in Depressionen geendet (z.B. 
1840-1844, 1873-1878, 1893-1896, 1929-1938). Diese drastische Krisenform war 
durch eine oft brutale Entwertung des produktiven Kapitals (z.B. Stillegung von Fa- 
briken, Massenarbeitslosigkeit, Vernichtung des Finanzkapitals) gekennzeichnet. In 
den 70er Jahren konnte ein solcher kumulativer Prozeß durch institutionelle Gegen- 
gewichte gemildert werden, allerdings nur um den Preis einer ständigen Geldentwer- 
tung: stabilisierende Interventionen der Wirtschaftspolitik verhinderten eine allzu 
starke Schrumpfung der Nachfrage. Dies schuf die institutionellen Rahmenbedingun- 
gen für die Sicherung von Mindestprofiten in der Industrie selbst in Zeiten der Re- 
zession. Durch Preisabsprachen zwischen den Großunternehmen (»administrierte 
Preise«) Konnten Preiskriege vermieden werden. Diese oligopolistische Preisregu- 
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lierung bedeutete, daß die den Warenwert senkenden Produktivitätsgewinne jetzt 
nicht mehr zu niedrigeren Preisen führten (z.B. als heftige Deflation in Überproduk- 
tionskrisen). Statt dessen flossen sie nun teilweise in reguläre Lohnerhöhungen, die 
durch Kollektivverträge mit den Gewerkschaften geregelt wurden. Dadurch konn- 
ten Angebot und Nachfrage besser balanciert werden. Die Stabilisierung des Wirt- 
schaftswachstums hatte allerdings einen Verfall des Geldwertes zur Folge: Da die 
durch Produktivitätssteigerungen reduzierten Warenwerte sich nicht länger in nied- 
rigeren Preisen darstellten, repräsentierte dieselbe Geldeinheit (z.B. ein Dollar) eine 
immer kleiner werdende Wertsumme.° 

Die oligopolistische Regulierung der Preise und Löhne und deren wirtschaftspoliti- 
sche Unterstützung (durch Budgetdefizite und elastische Giralgeldschöpfung) ver- 
wandelt die Form der Strukturkrise aus einer Depression in eine Stagflation. Durch 
Beschleunigung der Inflation konnten bestimmte Produzenten mit starker Marktkon- 
trolle und/oder unelastischer Nachfrage für begrenzte Zeit der Stagnation entgegen- 
wirken. Der Warenverkauf zu überdurchschnittlich gestiegenen Preisen brachte ihnen 
mehr Einkommen ein als sie beim Verkauf als Wertmenge abgaben. Letztere ist ja 
durch die allgemeine Kaufkraft des Geldes bestimmt und wird daher zum durch- 
schnittlichen Preisniveau gemessen. Dieser ungleiche Austausch war die Basis für 
Einkommensumverteilungen auf Kosten all jener, die ihre Waren nur zu unterdurch- 
schnittlichen Preisen verkaufen konnten. Außerdem bedeutete steigende Inflation, 
daß die in der Produktion früher anfallenden Ausgaben zu einem höheren Geldwert 
(und so als relativ kleinere Geldsummen) gemessen werden konnten als die später zu- 
rückfließenden Einkommen. Dadurch entstanden fiktive Buchgewinne, die die Ten- 
denz fallender Profitraten lange Zeit verhüllten. 

Die nominalen Profitzuwächse des Industriekapitals konnten aber nur durch ständig 
steigende Verschuldung realisiert werden. In einer Periode steigender Preise mußten 
die Firmen Absatz, Aktiva und Profite zumindest mit der Durchschnittsrate der In- 
flation erhöhen, um ihre finanzielle Position aufrechtzuhalten. Weil die Profite aber 
eine geringere Geldsumme ausmachten als der Absatz und das Anlagevermögen, 
hatte die Erhöhung all dieser Variablen mit der gleichen Steigerungsrate notwendi- 
gerweise ein relativ kleineres Wachstum des Profitvolumens zur Folge. Diese durch 
beständigen Fall der Profitrate zusätzlich vergrößerte Finanzierungslücke wurde 
dann mittels höherer Verschuldung und daran gekoppelter Beschleunigung der Giral- 
geldschöpfung überbrückt. Die Zentralbank unterstützte diese Tendenz der nominel- 
len Akkumulation durch eine expansive Geldpolitik (d.h. negative Realzinsen).? 
Die höhere Verschuldung führte jedoch zu einer allmählichen Schwächung des In- 
dustriekapitals. Die steigende Schuldenbelastung schaffte zusätzliche Fixkosten: Die 
Zinsen reduzierten den Reingewinn. Durch die Erstarrung der Kostenstruktur wegen 
des höheren Gewichts der Fixkosten wurde der »break-even point« (d.h. die für die 
Überwindung der Rentabilitätsschwelle minimal erforderliche Kapazitätsausla- 
stung) heraufgesetzt. Kleine Änderungen des Umsatzes konnten nun größere Profit- 
schwankungen zur Folge haben, wodurch das Risiko der Unternehmen anstieg.!’ 
Während die Beschleunigung der Inflation auf der einen Seite die Verschuldung der 
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Industrie vorantrieb, schuf sie auf der anderen Seite höhere Risiken und Verluste für 
die Gläubiger. Die Inflation ist ja durch zwei entgegengesetzte Preisbewegungen 
gekennzeichnet: höhere Produktionspreise der Waren und Dienstleistungen und nied- 
rigere Marktpreise für Finanzpapiere.'! Die fiktiven Buchgewinne des Industrieka- 
pitals wurden daher von Wertverlusten des Finanzkapitals begleitet. Zusätzliche Ein- 
kommensübertragungen von Gläubigern zu Schuldnern fanden immer dann statt, 
wenn die Zinssätze hinter der Inflationsrate herhinkten. Außerdem bargen die zuneh- 
mende UnbeständigkeitderZinsen, d.h. deren heftige Schwankungen, und die abneh- 
mende Kreditwürdigkeit hochverschuldeter Debitoren größere Risiken für Schuldner 
und Gläubiger. 

Dieses Zusammenspiel von Verschuldung und Kreditverlusten resultierte seit 1966 in 
regelmäßigen Finanzkrisen, die mit jedem Zyklus heftiger wurden. Die Beschleuni- 
gung der Inflation am Ende der Aufschwungphase veranlaßte die Gläubiger, lang- 
fristige Investitionen zu meiden und ihr Geld statt dessen in spekulativen Aktivitäten 
mit kurzfristigen Gewinnen anzulegen, die aus den Preissteigerungen resultierten. 
Die so erzeugte Verknappung und Verteuerung des Kredits zwang die Schuldner, ihre 
Ausgaben einzuschränken. Immer ausgeprägtere Finanzkrisen führten daher zu im- 
mer tieferen Rezessionen (z.B. 1966, 1969/70, 1973-5, 1979-82).'? Diese Destabi- 
lisierung des Kreditsystems durch Stagflation zerstörte zwischen 1971 und 1979 die 
Grundpfeiler des die Nachkriegsperiode bestimmenden monetären Regimes: 

(1) Der Zusammenbruch von Bretton Woods: Schon seit den späten 50er Jahren hatten 
die Goldbestände derUSA nicht ausgereicht, um die als Weltgeld zirkulierenden Dol- 
larsummen zu decken. Diese faktische Inkonvertibilität der »internationalen Dollars« 
konnte überbrückt werden, solange Ausländer die Leitwährung akzeptierten. Nach 
1968 begann das Vertrauen in den Dollar aber zu bröckeln. Schuld daran war seine 
eklatante Überbewertung, gegenüber dem Gold und gegenüber den »harten« Wäh- 
rungen der allmählich die USA einholenden Industrieländer (vor allem der DM und 
dem Yen). In Reaktion auf immer heftigere Spekulationswellen beendete die Nixon- 
Regierung dann im August 1971 die Konvertibilität zwischen Dollar und Gold. Im 
Frühjahr 1973 brach das Regime fixer Wechselkurse zusammen. Seither haben wir 
ein höchst instabiles System von marktbestimmten Wechselkursen und verschiede- 
nen Weltgeldformen (konkurrierende Leitwährungen, Gold, Sonderziehungsrechte 
des IWF, die ECUs)." 

(2) Die Schwächung der Geldpolitik: In den 60er Jahren begannen die Banken, zu- 
sätzliche Sparfonds durch eine Reihe neuer Ausleihinstrumente zu mobilisieren, wie 
zum Beispiel übertragbare Sparzertifikate für Unternehmen (»negotiable certificates 
of deposit«), Eurodollarkredite, kurzfristige Kredite zwischen Banken (»Federal 
funds«) und Verkauf-Rückkauf-Abkommen für ihre Effekten (»repurchase agree- 
ments«). Und in den 70er Jahren sahen wir die Einführung neuer Kontentypen (z.B. 
NOW, ATS, money-market funds), die höhere Zinsen trugen und keinen Mindest- 
reservebestimmungen unterworfen waren. Beide Innovationen erlaubten den Privat- 
banken, ihre Kreditgewährung und Giralgeldschöpfung außerhalb der Kontrolle der 
Zentralbank auszudehnen. 
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Im Zuge der Stagflationskrise wurde die Geldpolitik immer stärker werdenden 
Schwankungen unterworfen.!* Die Beschleunigung der Inflation am Ende der Auf- 
schwungperiode führte zu Spannungen im Kreditsystem, vor allem dank Spekulation 
und übermäßiger Verschuldung. Diese zwangen die Federal Reserve wiederholt 
(1966, 1969, 1973, 1979), ihre Politik des »billigen Geldes« aufzugeben und dadurch 
die von der Inflation untergrabene Qualität des Geldes wiederherzustellen. 

Diese Inflationsbekämpfung durch Einleitung einer Rezession mußte immer dann 
aufgegeben werden, wenn die Kosten dieser Politik (z.B. Arbeitslosigkeit, Bankrotte) 
zu hoch wurden. Inmitten eines zyklischen Abschwungs kehrte die Zentralbank daher 
regelmäßig zu einer Politik der Akkomodation und Stimulation zurück (1966, 1970, 
1975, 1982). 

(3) Die Aushöhlung der finanzpolitischen Regeln: Dies galt vor allem für die Preis- 
Kontrollen im Bankenwesen, welche zu Zeiten beschleunigter Inflation regelmäßig 
die Ausdehnung der Bankenaktivitäten lähmten. Wenn unregulierte Marktzinsen über 
die von der Zentralbank festgelegten Maximalzinsen stiegen, zogen viele Einleger 
(Sparer) ihr Geld von den Banken und Sparkassen ab, um es anderswo rentabler an- 
zulegen. 

Im Lauf der 70er Jahre versuchten die Finanzinstitutionen, verschiedene Regula- 
tionen durch Innovationen zu umgehen. Von spezieller Bedeutung war hier der Eu- 
romarkt, ein global integriertes Zahlungs- und Kreditsystem, in welchem die trans- 
nationalen Privatbanken außerhalb des national begrenzten Kontrollbereiches der 
Zentralbanken operieren konnten. Die Banken nützten darüber hinaus Lücken der 
internen Regulierung, indem sie sich z.B. in relativ wenige regulierte Trusts (»bank 
holding companies«) oder Provinzbanken (»state bank charters«) umorganisierten.' 


Krisenmanagement der Federal Reserve zwischen 1979 und 1982 


Dieser allmähliche Zerfall des monetären Nachkriegsregimes erreichte seinen Höhe- 
punkt 1979. Wie schon im Jahr 1973 war die Strategie der Dollarabwertung zum 
Schutze des amerikanischen Industriekapitals wiederum in massive Spekulation ge- 
gen den Dollar und eine Explosion der Rohstoffpreise auf dem Weltmarkt ausgeartet. 
Doch dieses Mal war die Währungskrise insofern gefährlicher als 1973, weil der Mo- 
nopolstatus des Dollar jetzt tatsächlich akut gefährdet war (durch die Flucht ins Gold, 
die Einführung einer DM-Zone im Zuge des Europäischen Währungssystems und die 
Pläne der OPEC, ihre Dollareinnahmen durch einen Währungskorb zu ersetzen). Im 
Okotober 1979 reagierte die Federal Reserve auf diese Situation mit einem drasti- 
schen Kurswechsel: Die Niedrigzinspolitik wurde aufgegeben und übergegangen zu 
einer Eingrenzung der Giralgeldschöpfung durch verschärfte Kontrolle der Bankre- 
serven.!® 

Weil die Banken ihre geldschöpfende Kreditgewährung durch Quellen außerhalb der 
Zentralbankkontrolle (z.B. Eurodollarkredite) fortsetzten, führte die Federal Reserve 
im März 1980 zum ersten Mal seit 1948 selektive Kreditkontrollen ein. Die Kombi- 
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nation von Zinssätzen über 20% und verordneten Kreditbeschränkungen verursachte 
einen spektakulären Fall des Bruttosozialprodukts (um 9% per annum im zweiten 
Quartal 1980). Dies veranlaßte die Zentralbank im Sommer 1980 zur Lockerung ihrer 
Geldpolitik. Doch die rasch wiederkehrende Inflation und die Spekulation gegen den 
Dollar erzwangen im Frühsommer 1981 einen neuerlichen Umschwung zu einer Po- 
litik des »knappen Geldes«. Erst diese brachte die Inflation unter Kontrolle und stärk- 
te zugleich den Dollar auf den internationalen Märkten. 

Dieser »Erfolg« hatte seinen Preis in der Einleitung der tiefsten Wirtschaftskrise seit 
den 30er Jahren. Die Arbeitslosenquote stieg auf bis zu 10.8% an. Viele Industrien, 
die zuvor von der Inflation besonders profitiert hatten (z.B. Energie, Immobilien, 
Rohstoffproduktion der Entwicklungsländer), befanden sich plötzlich in einer stark 
deflationären Überproduktionskrise. Die rapide Ausbreitung von Verlusten der Indu- 
strie und die Zahlungseinstellungen überlasteter Schuldner gefährdeten auch die 
Gläubiger, vor allem überspannte Banken und Sparkassen. Kostspielige Zusammen- 
brüche verschiedener Finanzinstitutionen (z.B. Penn Square, Drysdale) und der akute 
Ausbruch der Schuldenkrise in den Entwicklungsländern leiteten im Sommer 1982 
die Rückkehr zu einer akkomodierenden Geldpolitik ein. 

Zur selben Zeit unternahm der Kongress auf Drängen der Federal Reserve eine um- 
fassende Reform der Finanzverordnungen (im Depository Institutions Deregulation 
and Monetary Control Act 1980 und Garn - St. Germain Act 1982). Die Zentralbank 
wurde gestärkt, indem der Kreis der Finanzinstitutionen, die von ihren geldpoliti- 
schen Instrumenten direkt berührt werden, von ca. 5500 auf über 38000 anstieg, und 
die neu entstandenen Kontentypen (z.B. NOW, ATS) in die Mindestreservebestim- 
mungen einbezogen wurden. 

Beide Gesetze ersetzten eine Reihe überholter Verordnungen. Die Beendigung des 
Zentralbankmonopols bei der Organisation des bargeldlosen Zahlungsverkehrs för- 
derte die Ausdehnung privater Abrechnungssysteme und elektronischer Geldformen, 
die auf hochautomatisierten Überweisungen durch Computernetzwerke beruhen. 
Die Abschaffung der Zinskontrollen beseitigte deren lähmende Wirkung auf das Kre- 
ditangebot zu Zeiten steigender Inflation und restaurierte die Preiskonkurrenz im 
Bankwesen. Die Lockerung der Barrieren zwischen verschiedenen Institutionstypen 
gestattete vor allem Sparkassen und Banken ein mannigfaltigeres Angebot von Fi- 
nanzquellen und Investitionsmöglichkeiten. Die Schwächung von Kundenschutzbe- 
stimmungen ermöglichte diskriminierende Bankenpraktiken zum Nachteil ärmerer 
Bevölkerungsgruppen und Kleinfirmen. 


»Reaganomics« und der globale Wirtschaftsaufschwung 


Der Wahlsieg Reagans im Herbst 1980 katapultierte einen konservativen Politiker an 
die Spitze, mit einem starken Mandat, das fünf Jahrzehnte alte Vermächtnis des New 
Deal umzustürzen. Die »Reagan Revolution« konzentrierte sich vor allem auf die 
Fiskalpolitik.'’ Im Sommer 1981 gewann die neue Regierung eine Mehrheit im 
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Kongress für eine radikale Änderung der Budgetprioritäten. Eine enorme Steuersen- 
kung, vor allem für Reiche und für Industrieunternehmen, solite die Anreize für 
produktive Aktivitäten wiederherstellen und so das Wachstum ankurbeln. Ein ehrgei- 
ziges Aufrüstungsprogramm, welches die Militärausgaben der USA in 5 Jahren ver- 
doppelte, bedeutete eine massive Staatssubvention zur Deckung der technologischen 
Risiken und Garantie der Profite von Großunternehmen. Dieses fiskalpolitische Pro- 
gramm trieb die ohnehin schon wegen der Rezession aufgeblähten Budgetdefizite 
rasch in die Höhe (von $ 39 Milliarden 1980 auf einen Rekord von $ 221 Mrd. 1985). 
Die Rückkehr zu einer Politik des leichten Geldes und die stimulierende Wirkung 
ansteigender Budgetdefizite schafften die Basis für einen starken Wirtschaftsauf- 
schwung 1983/84. Doch dieser war schon bald von einem Ungleichgewicht im Kre- 
ditmarkt bedroht. Eine sinkende Sparneigung (von einem Durchschnitt von 6 % des 
persönlichen Einkommens während der 70er Jahre auf ein Rekordtief von 2,9 % im 
Jahr 1985) kollidierte mit einer stark ansteigenden Schuldenabhängigkeit aller ame- 
rikanischen Wirtschaftssektoren. Dieser Nachfrageüberschuß auf dem Kreditmarkt 
wurde durch die Kapitaleinfuhr aus dem Ausland finanziert, welche aufgrund höherer 
Realzinsen, schnellerem Wachstum und politischer Stabilität in der USA bewerkstel- 
ligt werden konnte. Dadiese Kapitalbewegungen die Dollar-Nachfrage auf den Devi- 
senmärkten erhöhte, stieg der Dollarkurs (um 60 % gegenüber anderen starken Wäh- 
rungen zwischen Mitte 1981 und Anfang 1985). Dies wiederum machte Importe in die 
USA viel billiger, während US-Exporte sich entsprechend verteuerten. Das US-Han- 
delsdefizit wuchs von $ 36,2 Mrd. 1980 auf $ 171 Mrd. 1987. Die Nettoexporte in die 
USA stimulierten das Wachstum in anderen Ländern, wodurch der Wirtschaftsauf- 
schwung internationalisiert werden konnte. 

Dieses Wachstumsmuster hatte widersprüchliche Auswirkungen auf die amerikani- 
sche Wirtschaft: Der hohe Dollar unterdrückte wegen der niedrigeren Preise auslän- 
discher Konkurrenten und seines deflationären Effekts auf die Weltmarktpreise für 
Rohstoffe die Inflation. Billige Importe verschafften den US-Amerikanern starke 
Kaufkraftgewinne (trotz stagnierender Löhne) und zwangen die vom Welthandel ab- 
hängigen Industrien der USA zur Kostensenkung durch massive Umstrukturierun- 
gen. Auf der anderen Seite verlangsamte das Handelsdefizit das Wirtschaftswachs- 
tum (von einem Jahresdurchschnitt von ca. 6 % 1983/4 auf weniger als 3 % seit Herbst 
1984). Während diese Nachfrageabschwächung ein Überhitzen der Gesamtwirt- 
schaft verhindert hat, führte der hohe Dollarkurs zu tiefen Depressionen in Industrien 
mit starker internationaler Konkurrenz (z.B. Landwirtschaft, Energie). Deren Ver- 
luste übertrugen sich auf ihre Gläubiger, mit der Folge von Bankrotten Hunderter von 
Banken und Sparkassen. Der Aufschwung war daher von ungewöhnlich starken in- 
tersektoralen Disproportionalitäten, regionalen Ungleichgewichten und akuten Fi- 
nanzkrisen gekennzeichnet. Die Finanzierung explodierender Handels- und Budget- 
defizite durch Kapitalimporte verwandelte die USA innerhalb weniger Jahre vom 
stärksten Gläubiger der Welt in den größten Schuldner. Im Jahr 1991, so wird ge- 
schätzt, werden die USA dem Rest der Welt $ 1000 Mrd. schulden und dafür jährlich 
über $ 100 Mrd. an Zinsen zu zahlen haben. 
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Diese nachteiligen Auswirkungen führten 1985 zu wichtigen Korrekturschritten bei 
der Defizitbekämpfung. Im September 1985 beschlossen die sogenannten »G-7« 
Länder (USA, Japan, BRD, Frankreich, England, Italien, Kanada) im Plaza-Abkom- 
men, den Dollarkurs durch koordinierte Zentralbankintervention langsam, aber sicher 
abzusenken. Dies sollte eine allmähliche Schrumpfung des Handelsdefizits ermög- 
lichen. Im Dezember 1985 verordnete das Gramm-Rudman-Gesetz jährlich sinkende 
Defizitmaxima für den Staatshaushalt und, wenn nötig, automatische Budgetkürzun- 
gen. Seither haben diese Initiativen beide Defizite je um ca. ein Viertel gesenkt. 


Die Expansion des Finanzkapitals in den 80er Jahren 


Der auf diesem Doppeldefizit beruhende Wirtschaftsaufschwung der 80er Jahre war 
von einer enormen Schuldenausdehnung aller Sektoren in den USA begleitet. So 
konnte die Stagnationstendenz zumindest vorläufig im Zaume gehalten werden. Rea- 
gans Fiskalpolitik und die Sozialisierung privater Risiken und Verluste (z.B. durch 
Subventionen, Käufe des öffentlichen Sektors und an Investitionen geknüpfte Steuer- 
abschreibungen) verdoppelten die staatliche Schuld innerhalb von nur 5 Jahren. We- 
gen stagnierender oder sogar fallender Reallöhne konnten die sozialen Normen des 
Massenkonsums nur durch Mehrarbeit (d.h. Verlängerung der Arbeitszeit, Zwei-Ver- 
diener-Familien) und größere Konsumentenverschuldung aufrecht erhalten werden. 
Die Industrieunternehmen borgten mehr, um ihre alten Schulden zu tilgen, Verluste 
zu decken, und die oft sehr teure Reorganisierung und Modernisierung vorzunehmen. 
Die Finanzinstitutionen benötigten zusätzlichen Kreditsowohl für die weitere aggres- 
sive Expansion wie auch zur Vermeidung von Zahlungseinstellungen durch die Re- 
finanzierung alter Schulden. 


Tabelle: Wachstum von Bruttosozialprodukt und Kredit (% p.a.) 


1960-69 1970-79 1980-85 Mrd.$ (Ende 85) 

Nominales BSP 6,9 10,1 8,1 3 998,1 
Kredit 

Industriefirmen 94 11,2 10,4 1505,1 
Konsumenten 8,5 11,4 10,3 3224,6 
Finanzinstitutionen | 14,9 16,8 15,7 248,9 
Bundesstaat (USA) 2,0 8,8 15,8 1660,4 
Provinzen 75 74 12,5 553,1 
Gesamtschulden 7,3 11,1 15,2 8247,5 


Quelle: Henry Kaufman (1986) 


Diese erhöhte Schuldenabhängigkeit schaffte die Nachfragebasis für eine spektaku- 
läre Ausdehnung des Finanzkapitals während der 80er Jahre. Auf der Angebotsseite 
wurde dieser Trend durch Strukturveränderungen des Kreditsystems im Zuge der 
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(oben erwähnten) Deregulation gestärkt. Die Lockerung der Barrieren zwischen ver- 
schiedenen Institutionstypen führte zu deren allmählicher Integration und beschleu- 
nigte die Einführung neuer Finanzinstrumente. Manche dieser Neuerungen erleich- 
terten die Kreditfinanzierung durch Mobilisierung zusätzlicher Geldmittel (z.B. 
Depositenmakler für Bankkonten, Rückkaufabkommen für den Handel mit Staats- 
papieren). Besonders wichtig war dabei die Umgestaltung der Bankkredite in börsen- 
fähige Wertpapiere (»securitization«). Andere Instrumente, z.B. Termingeschäfte 
(»futures«) oder Tauschabkommen (»swaps«), schützten gegen das wachsende Preis- 
risiko, immer heftiger schwankende Zinsen und Wechselkurse. 

Die Aufhebung der Zinskontrollen im Bankenwesen beseitigte einen automatischen 
Abkühlmechanismus gegen die Beschleunigung der Inflation und die Überspannung 
des Kredits. Ohne Kontrollen Kann heute die Kreditgewährung (und daher auch die 
Giralgeldschöpfung) ungehindert ausgedehnt werden, solange die Schuldner zur 
Zahlung der von den Gläubigern oder vom Markt verlangten Zinsen bereit sind. Die 
so wiederbelebte Preiskonkurrenz im Kampf um die Verteilung der Sparfonds ge- 
schieht heute durch eine neue Generation von Sparkonten (z.B. »savings certificates« 
der Kommerzbanken und Sparkassen, »cash management accounts« der Investitions- 
banken). Wenn die verschiedenen Institutionen ihren Zufluß vergrößern wollen, bie- 
ten sie attraktivere Zinsen für diese Konten an. Im Falle einer Erhöhung der Zins- 
kosten auf der Passivseite verteidigen die Banken ihre Profitspannen durch gleichzei- 
tige Erhöhung ihrer Ausleihzinsen (»spread banking«). Außerdem haben die meisten 
Kredite heute (im Gegensatz zu früher) nicht fixe, sondern variationsfähige Zinsen, 
die je nach den vorherrschenden Bedingungen am Kreditmarkt schwanken. Dadurch 
können die Banken und andere Gläubiger das Preisrisiko zukünftiger Zinserhöhun- 
gen auf die Schuldner übertragen. 

Diese Strukturveränderungen im Kreditsystem haben höhere Realzinsen zur Folge. 
In den 80er Jahren lagen sie durchschnittlich zwischen 4 % und 6 %, während sie in 
den 60er Jahren nur zwischen 1,5 % und 2,5 % geschwankt hatten und in den inflatio- 
nären 70er Jahren durch die Zinskontrollen und andere Zentralbankeninstrumente 
(siehe Fußnote 7) lange Zeit sogar negativ waren. Dieser Anstieg des Zinsniveaus war 
das Resultat einer Reihe von neuen Faktoren: (a) Die Kombination von starker Kre- 
ditnachfrage und sinkender Sparneigung schaffte die Marktverhältnisse für höhere 
Zinsen. (b) Selbst der Ausgleich dieses Ungleichgewichts durch die Einfuhr auslän- 
dischen Geldkapitals konnte nur durch entsprechend hohe Realzinsen gesichert wer- 
den. Die Geldpolitik der Federal Reserve mußte daher ein positives Zinssatzdifferen- 
tial der USA mit den anderen G-7-Ländern aufrecht erhalten, um den ausländischen 
Gläubigern einen hinreichenden Realgewinn anzubieten. (c) Die Beseitigung der 
Preiskontrollen erhöhte die Bankenzinsen, durch Konkurrenz auf der Passivseite und 
die kartellartige Koordination gleichzeitiger Zinssteigerung auf der Aktivseite zur 
Sicherung der Profitspannen. (d) Auf den Finanzmärkten für langfristige Schulden- 
obligationen verlangen die Gläubiger als Kompensation für höhere Risiken und wenn 
immer sie eine Beschleunigung der Inflation befürchten, höhere Nominalzinsen. 
Diese strukturell bedingte Zinserhöhung hatte widersprüchliche Auswirkungen auf 
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die Expansion des Finanzkapitals. Einerseits zwangen die hohen Finanzierungsko- 
sten Institutionen und andere Geldanleger in riskantere Investitionen, die wegen ihrer 
höheren Risiken auch ein größeres Gewinnpotential boten. Andererseits konnte diese 
Risikoneigung durch breitere Verteilung der Gewinne und Verluste ausgeglichen wer- 
den. Da die Zinssätze in den 80er Jahren relativ zu den Profitraten hoch waren, war 
der Aufkauf und Handel von Finanzpapieren oftmals attraktiver als Investitionen in 
neue Produktionsmittel. Die so verursachte Umleitung der Geldflüsse vom Industrie- 
kapital zum Finanzkapital erleichterte die Koppelung verschiedener Kredittransak- 
tionen zu einer integrierten Kette von Geldtransfers. Heute fließt das Geldkapital oft 
durch mehrere Vermittlungskanäle, bevor es in die Hände des eigentlichen Schuld- 
ners fällt. Diese Multiplizierung der Vermittlung, welche einen Großteil des expan- 
dierenden Finanzkapitals absorbiert hat, verteilt die heutzutage höheren Einkom- 
mensgewinne und -verluste über ein größeres Volumen finanzieller Transaktionen. 


Fiktives Kapital und die Börsenhausse 


Die spezifische Expansionsdynamik des Finanzkapitals manifestierte sich am stärk- 
sten in der geradezu unglaublichen Ausdehnung des fiktiven Kapitals seit 1982. Jene 
Kapitalform beruht vor allem auf dem An- und Verkauf von Finanzpapieren, um von 
deren Preisbewegungen zu profitieren. Verschiedene Neuerungen, wie z.B. die Um- 
wandlung von Krediten in Wertpapiere (»securitization«) oder die Einführung der 
»financial futures« (d.h. Terminhandel in Aktien, Staatsobligationen und Währun- 
gen), schafften eine Reihe sehr praktischer Instrumente des fiktiven Kapitals und eine 
entsprechende Ausdehnung der dafür erforderlichen Finanzmärkte.!? Der Handel in 
diesen Märkten geschieht oft nur mit einem minimalen Vorschuß an Eigenkapital, 
wodurch die Gewinne vonkorrekt antizipierten Preisbeweungen multipliziert werden 
können (»leverage factor«). Zum Beispiel bringt bei einer Kapitaleinlage von 10 % 
des Papierwertes eine erwartete (und dann auch eintretende) Preisänderung von 10% 
einen Gewinn von 100 % (oder aber, wenn in die falsche Richtung spekuliert wird, den 
Verlust des ganzen Kapitaleinsatzes)! Da diese Transaktionen auf hoher Verschul- 
dung beruhen, verknüpfen sie sich oft mit anderen Kreditkanälen zu komplex inte- 
grierten Strukturen von Schulden. In diesen können sich Verluste und Zahlungsstö- 
rungen sehr rasch vervielfachen. 

Das fiktive Kapital hängt also primär von spekulativen Erwartungen über zukünftige 
Preisbewegungen von Finanzpapieren ab. Solange die Erwartungsstruktur der Spe- 
kulanten weit gestreut ist, heben sich ihre Aktionen gegenseitig auf und bleiben die 
Preise auf den Finanzmärkten recht stabil. Wenn aber die Mehrheit der Spekulanten 
zur selben Erwartung neigt, dann wird diese oft zur sich selbst erfüllenden Prophe- 
zeihung. Bis vor kurzem war Spekulation zumeist ein zyklisch bedingtes Phänomen, 
welches sich typischerweise auf die Periode beschleunigter Inflation kurz vor Ende 
des Aufschwungs begrenzte. Heute aber ist diese Aktivität wesentlich beständiger, 
nicht zuletzt in Reaktion auf die wegen der Deregulation von Wechselkursen und 
Zinsen viel größeren Preisschwankungen auf den Finanzmärkten. 
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Diese Neigung zur permanenten Spekulation war in den 80er Jahren besonders deut- 
lich an der Börse. Zwischen August 1982 und August 1987 stiegen die Aktienkurse 
in den USA im Durchschnitt um 370 %. Anfangs war dieser Anstieg vor allem eine 
Korrektur der chronischen Unterbewertung der Aktien in der Stagflationskrise der 
70er Jahre und eine Reaktion auf verbesserte Profitaussichten im Zuge eineskräftigen 
Aufschwungs. Dann zwangen verschärfte internationale Konkurrenz und beständige 
Überschußkapazitäten eine massive Umstrukturierung des Industriekapitals. Jene 
nahm vor allem die Form von Firmenzusammenschlüssen und -umgruppierungen, 
vermittelt durch den Aktienmarkt, an, nicht zuletzt weil die Reagan-Regierung so- 
wohl eine aktive Industriepolitik als auch eine Durchsetzung der Anti-Trust Gesetze 
zur Kontrolle der Monopolisierung ablehnte. Diese Aufkäufe von Firmen beschleu- 
nigten die Börsenhausse. Einerseits entfernten sie Aktien vom Markt, wodurch sich 
das Angebot dieser Wertpapiere dramatisch verkleinerte (um $ 440 Mrd. zwischen 
1984 und 1988). Andererseits wurden die Aktionäre in diesen Aufkäufen mit Bargeld 
ausgezahlt, welches sie am Aktienmarkt reinvestierten und so die Nachfrage weiter 
anheizten. 

In diesem Prozeß spielten die Investitionsbanken als Firmenberater und als Financiers 
von Aktienaufkäufen eine entscheidende Rolle. 1983 begannen diese Institutionen 
(vor allem Drexel) Aktienkäufe mittels Neuausgabe von junk bonds zu finanzieren. 
Diese Schuldenobligationen, die wegen ihres niedrigen Qualitätsgrades entsprechend 
hohe Zinsen (d.h. eine zusätzliche Risikoprämie von 3-5 %) tragen, wuchsen von $ 
5 Mrd. 1980 auf über $ 150 Mrd. im Jahre 1988. Sogenannte corporate raiders (auf 
Unternehmenskäufe spezialisierte Firmen) borgten auf diesem Markt Milliarden, um 
riesige Aktienpakete großer Industrieunternehmen aufzukaufen. Solche Attacken 
endeten zumeist in Rückkäufen der Aktien zu viel höheren Preisen (»green-mail«) 
oder mit erfolgreicher Übernahme. Die »raiders« spalteten dann die aufgekauften 
Firmen in verschiedene Teile, die entweder wiederverkauft, abgeschrieben oder um- 
organisiert wurden. So konnten sie ihre hohe Schuldenlast bewältigen. Die Aktivader 
attakkierten Firmen fungierten als Bürgschaft bei der Neuausgabe von »junk bonds«. 
Solange höhere Aktienpreise diese Aktiva aufwerteten, war dieser Prozeß quasi 
selbstfinanzierend. 

Die Dominanz der »raiders« hatte weitreichende Auswirkungen: Um möglichen At- 
tacken der »raiders« vorzubeugen, führten viele Firmen ihre eigenen Reorganisie- 
rungspläne durch. Diese zielten auf eine rasche Erhöhung ihrer Aktienpreise, Kost- 
spielige Verteidigungsmanöver (»poison pills«) und Umgruppierung ihrer Aktiva. 
Kurzfristige Manipulationen überwogen so eine langfristige Planung. Oft versuchten 
Firmen den »raiders« zuentgehen, indem sie sich durch höhere Verschuldung und ag- 
gressives Aufkaufen anderer Firmen bewußt weniger attraktiv machten. Die Investi- 
tionsbanken dehnten den Markt für »junk bonds« (und so auch ihre eigenen Profite) 
durch verschiedene Praktiken der Marktmanipulation aus. Von entscheidender Be- 
deutung war dabei die Herstellung einer Interessenkoalition zwischen »raiders« und 
den risk arbitrageurs. Letztere kaufen Aktien von Firmen, die möglicherweise schon 
bald Ziel eines Aufkaufversuchs sein könnten, um dann von deren Aufwertung im 
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Zuge einer solchen Attacke zu profitieren. Bald schon gaben die Investitionsbanken 
diesen Spekulanten Information über die von den »raiders« geplanten Attacken (»in- 
sider trading«). Als Entgelt für diese Beseitigung ihres Risikos erklärten sich die »risk 
arbitrageurs« bereit, die »junk bonds« der »raiders« zu fixierten Preisen zukaufen. Im 
Herbst 1986 flog diese verbotene Praxis im »Boesky Skandal« auf. Die Explosion von 
Firmenzusammenschlüssen und -aufkäufen (von weniger als $40 Mrd. 1982 aufüber 
$ 240 Mrd. im Jahre 1988) änderte die Bewertungskriterien für die Aktien. Während 
deren Preise normalerweise von langfristigen Profiterwartungen abhängen, wurden 
sie in den 80er Jahren immer mehr vom potentiellen Auflösungswert (»break-up 
value«) der Firmenaktiva bestimmt. Diese rein spekulative Wertbestimmung erlaubte 
eine Loslösung der Aktienpreise vom Realwert des Industriekapitals. 

Im August 1987 erreichten die Aktienpreise ihren Gipfel (2722 für den DOW Jones) 
und begannen dann ihren Niedergang. Am 19. Oktober fiel der DOW Jones um 508 
Punkte (d.h. 22 %). Dieser Börsenkrach war ein klassisches Beispiel für das Zerplat- 
zen einer Spekulationsblase. Ein wachsender Pessimismus als Reaktion auf die stei- 
genden US-Handelsdefizite und Zinsen war dieser Krise vorangegangen. Die Panik 
am 19. Oktober wurde durch automatische Computerprogramme wesentlich ver- 
schlimmert, weil diese (wegen der immer größeren Preisdifferenz zwischen Aktien 
und »stock index futures«) Millionen von Aktien zum Verkauf auf den Markt warfen. 
Die Federal Reserve stoppte den Zusammenbruch am nächsten Tag durch Inszenie- 
rung einer massiven und effektiven Rettungsaktion, die auf Preismanipulationen und 
Finanzhilfen zur Verlustdeckung abzielte.?° Bald danach nützte die Zentralbank die 
Gelegenheit, sowohl den Dollarkurs als auch die Zinsen zu senken. Die dadurch be- 
wirkte Ankurbelung half der Industrie, den Börsenkrach ohne allzu großen Schaden - 
zu überstehen. 


Die Herausforderungen einer Übergangsperiode 


Wir erleben heute einen Übergang zu einem neuen monetären Regime. Dieser Prozeß 
begann mit der Deregulierung des Bankwesens zwischen 1980 und 1982. Seine er- 
folgreiche Beendigung hängt von zusätzlichen Reformen ab, welche das Kreditsy- 
stem stabiliseren und eine das Wachstum fördernde Balance zwischen Industrie- und 
Finanzkapital gewährleisten können. Bezüglich aller vier Dimensionen eines solchen 
Regimes stehen die staatlichen Instanzen unter akuten Handlungszwängen, die den 
Hintergrund für Reforminitiativen bilden. 

(1) Management der Finanzkrisen: Seit der Großen Rezession (1979-82) hat sich das 
Krisenmanagement wesentlich ausgedehnt. Während zwischen 1940 und 1982 höch- 
stens 10 Banken pro Jahr untergingen, mußte die FDIC seither jährlich 100 bis 200 
Banken retten. Viele Banken mit potentiell hohen Verlusten (z.B. wegen starker Kre- 
ditkonzentration im Energiesektor, in der Landwirtschaft oder in Entwicklungslän- 
dern) konnten nur durch besondere Hilfsmaßnahmen ihren Bankrott vermeiden. 
Diese Unterstützung betraf vor allem die Verringerung ihrer erforderlichen Mindest- 
kapitaleinlage und eine Reihe besonderer Buchhaltungsregeln, mit denen eigentlich 
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notleidende Kredite noch immer als gewinnbringend gebucht und eigentlich fällige 
Abschreibungen somit hinausgezögert werden konnten. Noch dramatischer ist die 
Situation für die Sparkassen, von denen ein Drittel (d.h. über 1000) effektiv insolvent 
oder unmittelbar vom Untergang bedroht sind. Diese werden letztendlich nur durch 
eine massive Rettungsaktion zu halten sein. Ob der Kongress dafür aber die benötig- 
ten $60 Mrd. bis $ 100 Mrd. bereitstellen kann und wird, bleibt angesichts desriesigen 
Budgetdefizits noch abzuwarten. Wie der Börsenkrach im Oktober 1987 klar zeigte, 
muß die Zentralbank heute auch in über das Bankenwesen hinausgehende Finanzkri- 
sen eingreifen und dabei schleunigst neue Interventionspraktiken entwickeln. Bis- 
lang ist ihr das ganz gut gelungen. 

Mit dieser Rettungsfunktion stehen die Behörden vor einem sehr schwierigen Di- 
lemma. Ohne Zweifel ermutigt die staatliche Unterstützungsgarantie im Falle von 
Bankrottverfahren die auf diese Weise geschützten Finanzinstitutionen (d.h. Kom- 
merzbanken, Sparkassen, und seit März 1980 auch die größten Investitionsbanken) 
zu riskanteren Investitionen. Wenn diese gut ausgehen, kann mehr gewonnen werden. 
Wenn sie aber schief gehen, hilft der Staat. Diese beneidenswerte Position, Gewinne 
privat verbuchen zu dürfen und zur selben Zeit Verluste sozialisieren zu Können, 
fördert Verantwortungslosigkeit. Hinzu kommt, daß die immer kompliziertere und 
weitreichendere Verknüpfung von Finanztransaktionen dazu führt, daß ursprünglich 
nur lokal begrenzte Insolvenzen und Zahlungsstörungen jetzt oft wie ein Lauffeuer im 
Kreditsystem verbreitet werden. Das hat sich höchst dramatisch schon in einigen 
Fällen gezeigt: etwa beim Zusammenbruch zweier Großbanken (Seafirst 1983, Con- 
tinental Illinois 1984), bei dem die Liquidation einer winzigen Bank (Penn Square 
1982) genügte, oder bei den Riesenschäden für Banken und Sparkassen infolge des 
Bankrotts einer kleinen Maklerfirma (E.M.S. 1985). 

Die Behörden haben auf dieses Problem zu reagieren begonnen. Auf der einen Seite 
versuchen sie, die Marktdisziplin zu verbessern. So wurden zum Beispiel die Infor- 
mationserfordernisse und Überprüfungen der Banken zwischen 1983 und 1987 et- 
liche Male wesentlich verschärft. Und im Juli 1988 machte die Federal Reserve das 
erforderliche Mindestkapital der Banken von dem Risikograd ihrer Aktiva abhängig. 
Auf der anderen Seite hat die Zentralbank begonnen, allzu riskante Praktiken und In- 
strumente durch Verordnung einzuschränken. Dies gilt vor allem für eine Reihe von 
Neuerungen auf den Finanzmärkten, bei denen bereits ein hohes Verlustpotential 
offenkundig geworden ist (wie z.B. vermakelte Bankenkonten, mortgage-backed se- 
curities, Kauf-Rückkauf Abkommen im Handel mit staatlichen Schuldenobligatio- 
nen, junk bonds, stock-index futures). Das zeigt deutlich, daß es bei der gegenwärti- 
gen Umstrukturierung des Finanzkapitals nicht so sehr um Deregulation geht, als 
vielmehr um eine korrekt re-regulierte Balance zwischen Marktanreizen und verord- 
neten Eingrenzungen. 

(2) Die Neuregelung des Finanzsystems: Die Deregulierung des Bankenwesens 
1980-82 erfolgte nur partiell. Wichtige und politisch umstrittene Verordnungen konn- 
ten wegen mangelndem Konsens (zumindest vorläufig) nicht geändert werden. Wie 
schon in den 60er und 70er Jahren fanden die Finanzinstitutionen Wege zur Umge- 
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hung bestehender Verordnungen. Dabei kam ihnen die komplexe Machtteilung zwi- 
schen übereinandergreifenden und konkurrierenden Entscheidungsinstanzen des 
Staatsapparats (z.B. Gerichte, die Bankkommissionen der Provinzen, verschiedene 
für die Regulation des Finanzwesens zuständige Bundesagenturen) zugute. Die geo- 
graphische Begrenzung der Bankfilialen kann heute massiv umgangen werden, nicht 
zuletzt weil sowohl der FDIC wie auch die Provinzbankkommissionen Zusammen- 
schlüsse zwischen Institutionen verschiedener Einzelstaaten erleichtert haben. Dies 
führte zu in mehreren Bundesstaaten zugleich operierenden und elektronisch inte- 
grierten Bankenkombinationen (»superregionals«), welche als neue Monopolform 
im Bankwesen einzelne Regionen der USA dominieren. 

Durch Gerichtsentscheidung kam es nach 1981 zur raschen Verbreitung der soge- 
nannten »limited service banks«, die alle Kommerzbankfunktionen (außer Firmen- 
kredite) auf nationaler Ebene ausüben können. Mittels dieser LSBs konnten auch an- 
dere Finanzinstitutionen und sogar Industriefirmen ins Bankengeschäft eintreten. 
Erst 1987 verbot der Kongress diese neue Bankenform. Andererseits erlaubten Ge- 
richte, Provinzbankkommissionen, und die Federal Reserve den Kommerzbanken, 
in bislang verbotene Bereiche der Investionsbanken und Versicherungen einzudrin- 
gen. Im Jahr 1988 hatder Kongress endlich auf diese chaotische Situation reagiertund 
Gesetzesvorschläge für eine langfristige Neuregelung der Bankstruktur zu diskutie- 
ren begonnen. Diese zielen vor allem auf eine Aufhebung der Trennung zwischen 
Kommerz- und Investitionsbanken, um die Konkurrenzfähigkeit der amerikanischen 
Banken gegen die oft größeren und besser integrierten Banken anderer Industrielän- 
der zu stärken.?' Außerdem gibt es derzeit eine spannungsgeladene Diskussion im 
Kongress und zwischen zuständigen Behörden hinsichtlich einer Neuregelung des 
Aktienmarktes, um eine Wiederholung des Börsenkrachs zu vermeiden (oder wenig- 
stens zu mildern). Erste Schritte in diese Richtung beinhalteten größere Strafen für 
»insider trading«, Beschränkungen der auf »stock-index futures« basierenden Com- 
puterprogramme und die Aussetzung des Handels in Situationen großer Preisschwan- 
kungen. 

(3)Die Engpässe der Geldpolitik: Trotz der Stärkung der geldpolitischen Instrumente 
seit 1980 ist die Funktion der Zentralbank in den 80er Jahren viel komplizierter ge- 
worden. Ein Grund dafür ist die Aufhebung der Zinskontrollen, die früher als au- 
tomatische Schranke gegen ein Überhitzen der Geldschöpfung und Kreditgewährung 
im Bankwesen gewirkt hatten. Außerdem haben massive Transfers zwischen traditio- 
nellen Bankkonten und neuen Kontoformen (Giralgeldschöpfung in Reaktion auf 
Zinsbewegungen) die Beziehung zwischen Bankreserven und Geldmenge viel unbe- 
ständiger gemacht. Wegen der Explosion von Finanztransaktionen, der Geldzu- und 
-abflüsse vom bzw. ins Ausland im Zuge der US-Handelsdefizite und Kapitalbilanz- 
überschüsse und des dauernd schwankenden Mix von deflationären und inflationären 
Erwartungen ist auch die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes viel weniger vorher- 
sagbar. 

Aus all diesen Gründen hat die Federal Reserve (seit Oktober 1982) die Rolle der 
Geldmenge als Zielvariable der Geldpolitik immer mehr abgebaut. Geldpolitik kon- 
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zentriert sich heute fast ausschließlich auf die Steuerung der Zinsen. Dabei hatte die 
Entfernung der Zinskontrollen eine widersprüchliche Auswirkung: Einerseits ist das 
neue Regime der variablen Konten- und Kreditzinsen flexibler und daher bis zueinem 
bestimmten Grade selbstregulierend. Zu schnelles Wirtschaftswachstum erweckt in- 
flationäre Erwartungen und führt so zu höheren Zinsen (oft mit Unterstützung einer 
leichten Bremsung der Zentralbank). Diese breiten sich jetzt sehr schnell über das 
ganze Kreditsystem aus und haben daher eine raschere Wirkung. Dasselbe geschieht 
umgekehrt im Falle sinkender Zinsen. Andererseits besteht die Gefahr, daß schon re- 
lativ mäßige Zinserhöhungen wegen ihrer beschleunigten Verbreitung und der hohen 
Verschuldung eine Rezession verursachen können. 

In ihrer Geldpolitik hat die Federal Reserve also nicht sehr viel Spielraum. Auf der 
einen Seite muß sie die Zinsen niedrig halten, um den Wirtschaftsaufschwung nicht 
zu gefährden. Auf der anderen Seite müssen die Zinsen (vor allem im Vergleich zu 
anderen Ländern) hoch genug sein, um die für die Defizitfinanzierung notwendigen 
Kapitaleinfuhren zu sichern. Dieser Pfad wird immer dann enger, wenn der Dollar 
unter starken Abwertungsdruck gerät. Obwohl die seit 1985 koordinierten Zentral- 
bankinterventionen der »G-7« Länder zur Verteidigung der Wechselkurse die Speku- 
lation etwas gedämpft haben, ist die Gefahr einer Dollarkrise noch immer sehr akut. 
Außerdem haben diese offiziellen Interventionen in die Währungsmärkte direkte 
Auswirkungen auf die einheimische Geldmenge, was die Geldpolitik zusätzlich kom- 
pliziert. 

(4) Internationale Koordination: Diese Dimension des neuen Geldregimes ist heute 
wegen der Globalisierung des Kapitals und der zwischenstaatlichen Abhängigkeiten 
wichtiger denn je. In den letzten Jahren gab es in diesem Bereich viele neue Initiati- 
ven. Die Industrieländer haben begonnen, ein Verordnungsgefüge für transnationale 
Finanzinstitutionen und -märkte zu schaffen. Im Juli 1988 beschlossen 12 Industrie- 
länder im Basler Abkommen einheitliche und vom Risiko der Aktiva abhängige Min- 
destkapitalerfordernisse für ihre Banken als ersten Schritt der Regulierung des Euro- 
markts. Die nächste Stufe ist die Harmonisierung der nationalen Verordnungen für die 
Aktienmärkte als Reaktion auf deren globale Integration. Die sich laufend verschär- 
fende Schuldenkrise der Entwicklungsländer hat die Industrieländer gezwungen, das 
unzureichende und allein die Großbanken begünstigende Krisenmanagement auszu- 
weiten. Doch hier gibtes wachsende Spannungen. Die USA wollen die gegenwärtige 
Kombination von IWF-Krediten, harten Sanierungsprogrammen und zeitlichen Auf- 
schüben der Schuldentilgung fortsetzen. Für Strukturreformen, die den Einfluß des 
Staates vermindern und Marktanreize begünstigen, sollen bestimmte Entwicklungs- 
länder neue und langfristige Kredite bekommen (Baker Plan 1985). Die Reagan-Re- 
gierung unterstützte aber auch neue bilaterale Mechanismen der Schuldenreduzie- 
rung und Verlustaufteilung, vor allem den Austausch alter Kredite mit billigeren 
Schuldenobligationen (»debt-bond swaps«) oder Eigentumspositionen der multina- 
tionalen Konzerne in den Entwicklungsländern (»debt-equity swaps«). Die anderen 
Industrieländer, und jüngst auch der IWF und die Weltbank, drängen immer mehr zu 
internationalen Initiativen der Schuldenentlastung und (partiellen) Streichung. 
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Seit dem Louvre Abkommen im Februar 1987 halten die »G-7« Länder ihre Wechsel- 
kurse innerhalb recht breiter und flexibler gehandhabter Zielkorridore. Im Zuge 
dieser Kooperation haben die Federal Reserve, Bundesbank und Bank of Japan schon 
mehrere Male ihre Diskontzinsen gleichzeitig gesenkt. Doch die Beseitigung der Un- 
gleichgewichte in Handel und Kapitalverkehr zwischen diesen Ländern, eine Vorbe- 
dingung für die Stabilisierung der Wechselkurse, bedarf einer viel stärkeren K.oordi- 
nation der Wirtschaftspolitik, vor allem einer besseren Abstimmung der Fiskalpolitik. 
Dies ist eine schwierige Aufgabe, weil die Industrieländer ganz klare Interessenskon- 
flikte hinsichtlich der Aufteilung der Anpassungslasten haben. Im Mai 1988 schlugen 
die USA vor, daß »G-7« Länder bei zu starken Abweichungen von regelmäßig ver- 
einbarten Zielgrößen für ihre Wirtschaft entsprechende Korrekturen erwägen. Dieser 
Vorschlag ist nicht ohne Heuchelei, weil bislang die Last der Anpassung durch ihre 
Stützungskäufe von Dollars hauptsächlich auf die Zentralbanken Japans und Westeu- 
ropas gefallen ist. Solange diese Sıtuation andauert, können die USA eine schmerz- 
liche Anpassung durch eine Ausnutzung ihrer Seigniorage vermeiden. 

Erst durch eine grundlegende Reform des internationalen Geldsystems, welche den 
Dollar als Weltgeld ersetzt und die Währungskurse stabil hält, kann ein der polyzen- 
trischen Weltwirtschaft angemessenes Regime entstehen. Ob die dafür notwendige 
Kooperation zwischen den Wirtschaftsmächten vor Ausbruch einer Weltwirtschafts- 
krise möglich ist, muß angesichts der Zuspitzung ihrer Rivalität allerdings bezweifelt 
werden. 


Anmerkungen 


1  Orthodoxe Wirtschaftstheorien beschränken sich zumeist auf die passive Stützfunktion des Kredits, 
was sich am klarsten in deren Annahme einer (ex post) Gleichheit zwischen Sparen und Investitionen 
widerspiegelt. Die aktive Konkurrenz zwischen Finanz- und Industriekapital ist daher die Domäne 
»heterodoxer« Theoretiker: Wie zum Beispiel die Diskussion des »fiktiven Kapitals« bei Karl Marx 
(1971, Kapital 24 und 29-32) oder die Unterscheidung zwischen »speculation« und »enterprise« von 
John Maynard Keynes (1936, 12. Kapitel). 

2 Die französische Regulationstheorie leistet einen wichtigen Beitrag zum Verständnis der »langen 
Wellen« in der kapitalistischen Entwicklungsdynamik. Ihr Konzept des »Akkumulationsregimes« 
umfaßt all jene spezifischen Strukturen und Institutionen, welche in einer bestimmten Periode die für 
die stabile Reproduktion des Kapitals notwendigen Schlüsselbalancen (z.B. zwischen Lohn und 
Produktivität, zwischen Zins und Profit) sicherstellen. Wesentliche Publikationen (auf Englisch) von 
Vertretern dieser Schule sind Michel Aglietta (1979), Robert Boyer (1979), Alain Lipietz (1985, 
1987) und Pascal Petit (1986). (Deutschsprachige Überblicksliteratur: Mahnkopf 1988, Hübner 1989 
— Anm. der Red.) i 

3 Monetaristen, wie zum Beispiel Milton Friedman (1956; 1968) oder Harry Johnson (1962), betonen 
eine direkte Kausalität zwischen Geldsumme und Preisniveau. Daraus leiten sie dann eine passive 
Geldpolitik ab, die sich darauf beschränkt, die Geldmenge langfristig im Einklang mit dem »natür- 
lichen« Wachstumspotential der Volkswirtschaft wachsen zu lassen. Der Keynesianismus, eine neo- 
klassische Reinterpretation J.M. Keynes (1936), (siehe hier z.B. John Hicks, 1937 oder Alvin Hansen, 
1953), betont hingegen eine aktive Geldpolitk, die darauf abzielt, die kurzfristigen Schwingungen des 
Wirtschaftszyklus zu mindern. 
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Sparkassen, zum Beispiel, wurden in den USA durch bestimmte Regeln und Steuervorteile dazu 
gebracht, ihre Sparfonds zumeist in Hypotheken zu investieren. Regulierung verpflichtete sogenannte 
»credit unions« und »finance companies«, sich auf Konsumentenkredit zu spezialisieren. Ich könnte 
hier noch viele andere Beispiele anführen; denn jede Art von Finanzinstitution hat in den USA ihre 
spezifischen Regeln, die Finanzierungsquellen und Investitionsmöglichkeiten bestimmen. 

Siehe Robert Guttmann (1984) für eine detaillierte Analyse dieser »Schuldenökonomie« in der 
Nachkriegsperiode. 

In den 20er Jahren wurde die Hälfte aller Kredite durch Vermittlung verschiedener Finanzinstitutio- 
nen mobilisiert, während die andere Hälfte direkt von Gläubigern zu Schuldnern floss. Der Anteil 
vermittelter Finanzierung war in den 50er Jahren auf 80 % angewachsen und überstieg 90 % in den 
60er Jahren. 

Die Zentralbank bestimmt den Zinssatz für ihe Diskontkredite und (vor 1980) das Zinsmaximum der 
Guthaben in Banken und Sparkassen. Sie hat auch direkten Einfluß auf andere Zinsen, wie zum 
Beispiel für »Federal fund« (d.h. kurzfristige Kredite zwischen Banken), für kommerzielle Banken- 
kredite (durch gütliches Zureden) und für die staatlichen Obligationen (durch ihre Offenmarktopera- 
tionen). / 

Das Warengeld hatte seinen eigenen Wert, der durch die gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit in 
der Goldproduktion bestimmt war. Der Wert des Papiergeldes hingegen wird rein extern durch seine 
Kaufkraft bestimmt, d. h. durch die von einer gegebenen Geldeinheit (z.B. ein Dollar) zirkulierten 
Wertmenge in der Warenwelt. Reduzierung des Warenwerts ohne entsprechende Preissenkung be- 
deutet dann, daß die Geldeinheit weniger Wert repräsentiert und daher an Kaufkraft verliert. 

Die Geldpolitik der Federal Reserve war daher Resultat (und institutionelle Vorbedingung) beschleu- 
nigter Inflation, und nicht, wie die Monetaristen behaupten, deren Ursache. Ihre Hypothese einer 
einseitigen Kausalbeziehung von Geldmenge und Inflation basiert auf der absurden Annahme, daß 
Geld ohne Wert zirkuliert und Waren ohne Preise in den Marktaustausch eintreten. 

Ein kritischer Punkt der Überspannung wurde dann erreicht, wenn die Verschuldungskosten schneller 
zu wachsen beginnen als das Einkommen und daher nur durch zusätzliche Schulden gedeckt werden 
können. Hyman Minsky (1975, 1982) hat diese Situation als »Ponzi financing« charakterisiert und sie 
als den Hauptgrund für die Unbeständigkeit des Kreditsystems identifiziert. 

In inflationären Perioden steigen die Nominalzinsen. Ältere Obligationen, die ursprünglich zu nied- 
rigeren Zinsen herausgegeben wurden, können dann nur durch einen niedrigeren Marktpreis mit den 
neuen und höhere Zinsen tragenden Obligationen konkurrieren. Zinserhöhungen führen auch zu 
niedrigeren Aktienpreisen, weil diese die zukünftigen Profite der Unternehmen herabsetzten, die 
Kreditfinanzierung der Aktienkäufe verteuert, und Schuldenobligationen attraktiver machte. 

Eine ausgezeichnete Analyse dieser Finanzkrisen nach 1966 kann man im Buch von Martin Wolfson 
(1986) finden. 

In Robert Guttmann (1985) habe ich diesen Zusammenbruch des Bretton Woods Systems wie auch 
die strukturellen Schwächen des nach 1973 existierenden Systems von flexiblen Wechselkursen und 
verschiedenen inadequaten Weltgeldformen näher untersucht. Diese Publikation beinhaltet auch ei- 
nen detaillierten Reformvorschlag für eine neue internationale Kreditgeldform. 

Diese prozyklische Eingrenzung der Geldpolitik zeugt von der Tatsache, daß die Zentralbank die 
Geldmenge nicht vollständig Kontrollieren kann. Durch die Mittel der Geldpolitik (d.h. Mindestreser- 
vebestimmungen, Offenmarktoperationen und Diskontkredite) kann die Federal Reserve die (Über- 
schuß)Reserven der Banken bestimmen. Dadurch kontrolliert sie die Fähigkeit der Banken, Kredit zu 
gewähren und so die Geldzirkulation auszudehnen. Die Giralgeldschöpfung hängt aber auch von den 
Profitmotiven der Banken und ihrer Kunden ab, welche die Zentralbank bestenfalls nur indirekt (über 
Zinssatzschwankungen) beeinflussen kann. Ohne Nachfrage nach Bankkrediten und Bereitschaft der 
Banken, ihre Überschußreserven auszuleihen, wird kein neues Geld geschaffen. In der Formulierung 
ihrer Geldpolitik agiert die Zentralbank daher reaktiv auf die Kreditaktivität im Bankenwesen. 
Zwischen 1970 und 1981 wuchs die Anzahl der als Trust organisierten Banken von 121 (mit einem 
Marktanteil von 16,2 %) auf 3 500, die zusammen 74,1% aller Bankkonten kontrollierten. Diese 
Trusts genossen einen größeren geographischen Spielraum und hatten eine weitere Auswahl an er- 
laubten Aktivitäten. Die Mitgliedschaft im Federal Reserve System fiel von 6221 Banken (mit 83 % 
aller Bankkonten) 1965 auf 5585 (und 72 %) im Jahre 1978. Die Banken konnten sich der Kontrolle 
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der Zentralbank entziehen, indem sie sich von den einzelnen Bundesstaaten lizenzieren und regulieren 
lassen. Letztere hatten im allgemeinen weniger strenge Verordnungen und auch geringere Macht als 
die Federal Reserve. 

16 Dieser historische Umschwung der Geldpolitik wird von der Mehrheit der Ökonomen als Sieg des 
Monetarismus über den Keynesianismus bezeichnet. Obwohl der wachsende Einfluß des Monetaris- 
mus in den 70er Jahren als Reaktion auf die Stagflation unbestritten ist, darf nicht vergessen werden, 
daß die Zentralbank diese Richtungsänderung in Reaktion auf eine immer schlimmer werdende Krise 
unternahm. Wie William Greider (1988) überzeugend zeigt, benutzte die Federal Reserve den Mone- 
tarismus als Feigenblatt, als ideologische Legitimierung ihrer Strategie der Inflationsbekämpfung 
durch hohe Zinsen. 

17 Andere Aspekte der »Reagan Revolution« waren eine breite Offensive gegen die Gewerkschaften 
(z.B. die Massenentlassung streikender Fluglotsen 1931) und die Entlastung der Unternehmen von 
vielen Verordnungen zum Schutz der Arbeiter, Konsumenten oder der Umwelt. 

18 Diese Begünstigung des Zinseinkommens kam nur in beschränktem Ausmaß aus dem Profitanteil des 
Industriekapitals. Reagan’s Fiskalpolitik und die Umstrukturierungsbemühungen der Industrie ver- 
ursachten nämlich eine gleichzeitige Einkommensumverteilung von Löhnen zu Profiten. 

19 Die 1981 eingeführten »mortgage-backed securities« (d.h. Umwandlung von Hypotheken in handels- 
fähige Obligationen) sind heute ein Markt von über $ 120 Mrd. pro Jahr. Transaktionen in sogenannten 
»stock-index futures«, durch die man auf zukünftige Aktienmarktbewegungen spekulieren Kann, 
machen heute über 40 % des Börsenhandels aus. »Swap«-Geschäfte, in denen Finanzinstitutionen 
Währungen oder Schuldenscheine miteinander austauschen, belaufen sich heute in den USA auf min- 
destens $ 400 Mrd. pro Jahr. Diese fiktiven Kapitalformen konnten sich nicht zuletzt so rasch aus- 
dehnen, weil sie auf relativ kleinen Geldtransaktionen beruhen. 

20 Eine ausgezeichnete Analyse der verschiedenen Schritte zur Krisenbewältigung, die den Kampf 
zwischen Panik und Rettungsaktionen chronologisch darstellt, hat Tim Metz (1988) vorgelegt. 

21 Für Details dieser verschiedenen Gesetzesvorschläge, die alle spezifische Reformstrategien und 
Interessenkoalitionen repräsentieren, siehe Robert Guttmann (1987). 
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Remco van Capelleveen 
Give me your tired, your poor, and your huddled masses? 
»Dritte Welt«-Migration in die USA 


Zusammenfassung: Seit ihrer Gründung gelten die USA als Einwanderungsland.Bis 
in die 60er Jahre kam die überwiegende Mehrheit der Einwanderer aus Europa; 
Immigranten aus der ‚Dritten Welti< waren weniger gern gesehen. Erst die Reformie- 
rung der Einwanderungsgesetze 1965 führte - ungewollt — zu einer dramatischen 
Zunahme der Einwanderer aus der ‚Dritten Welt<. Deren zunehmender Einfluß hat 
einen Prozeß der »Dritte Welt-isierung« der us-amerikanischen Gesellschaft ausge- 
löst, der im Hinblick auf Veränderungsprozesse der metropolitanen Wirtschaft, die 
Herausbildung ethnischer Alltagskulturen und die Folgen für die »amerikanische 
Identität« untersucht wird. 


Seit ihrer Gründung gelten die Vereinigten Staaten von Amerika als ein Land 
nationaler, ethnischer und rassischer Vielfalt. Und sie haben sich auch als solches 
verstanden: als »nation of immigrants« (John F. Kennedy), als Einwanderungsland, 
in dem von den verschiedenen nationalen und ethnischen Gruppen allerdings nicht 
erwartet wurde, daß sie sich in den amerikanischen melting pot einfügten. Immigra- 
tion wurde so sehr als konstitutives Merkmal der amerikanischen Geschichte und 
Gesellschaft verstanden, daß der amerikanische Historiker Oscar Handlin in seinem 
mittlerweile zum »Klassiker« der Einwanderungshistoriographie avancierten Buch 
»The Unprooted« davon sprechen konnten, daß die Einwanderer selbst die Geschich- 
te Amerikas seien (Handlin 1951: 3). 

Tatsächlich gilt das Diktum, daß die Geschichte Amerikas die Geschichte seiner 
Immigranten sei, in einem viel umfassenderen Sinn, als Handlin es gemeint hatte. In 
gewisser Weise waren auch die von den europäischen »Entdeckern« fälschlicherweise 
Indianer genannten Ureinwohner Amerikas Einwanderer, die vor etwa 12000 Jahren 
über die Bering-Straße vom asiatischen Festland kamen und den gesamten nordame- 
rikanischen Kontinent besiedelten. 


Die USA als Nation of Immigrants... 


Aber erst die Jahrhunderte später stattfindende Besiediung durch europäische Ein- 
wanderer wird als der eigentliche Beginn der amerikanischen (Einwanderungs-)Ge- 
schichte verstanden. Während der gesamten »kolonialen Periode« war die Zahl der 
Einwanderer relativ gering. Zwischen der Gründung der ersten englischen Siedlung 


* Inschrift auf der Freiheitsstatue von New York 
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Jamestown im Jahr 1607 und dem Verfassungskonvent der neuen unabhängigen Re- 
publik in Philadelphia 1787 blieb die Zahl der Siedler, die von Europa nach Nord- 
amerika kamen, insgesamt unter einer Million. Dennoch zählte die neue Nation 1790 
schon knapp 3,2 Millionen Einwohner (europäischer Herkunft), deren große Mehr- 
heit Einwanderer der zweiten und dritten Generation, d.h. in der »Neuen Welt« 
geboren waren. 

Zu den ersten Einwanderern während der Kolonialzeit gehörten auch jene, die in der 
Einwanderungshistoriographie in der Regel nicht berücksichtigt werden und deren 
Schicksal eher verschämt in einem anderen, vermeintlich der Vergangenheit angehö- 
renden Kapitel der amerikanischen Geschichte abgehandelt wird: die Menschen und 
Völker Afrikas, die von europäischen Händlern und Seefahrern gewaltsam versklavt 
und als Arbeitskräfte für die kolonialen Plantagenwirtschaften auf den nordamerika- 
nischen Kontinent und in die Karibik verschleppt wurden. 1619, ein Jahr bevor die 
»Pilgerväter« an Bord der Mayflower bei Plymouth landeten und mehr als ein Jahr- 
hundert nachdem die ersten afrikanischen Sklaven nach Hispaniola (dem heutigen 
Haiti) in der Karibik gebracht worden waren (1501), verkaufte eine holländische Fre- 
gatte 20 Afrikaner an englische Siedler in Jamestown. In der Folge wurde etwa eine 
halbe Million afrikanischer Sklaven auf die Baumwoll-, Tabak-, Zucker-, Reis- und 
Hanfplantagen in Britisch-Nordamerika und Französisch-Louisiana zwangsver- 
schleppt. Zwanzig mal so viele, ca. 10 Millionen Afrikaner, kamen insgesamt in die 
»Neue Welt«, vor allem auf die Zuckerplantagen in der Karibik und im heutigen 
Brasilien. Und ein Mehrfaches der tatsächlich in die Kolonien verfrachteten afrika- 
nischen Sklaven hat die brutale und qualvolle Atlantiküberquerung nicht überlebt 
(Curtin 1969). 

Bei der Inauguration der neuen Republik — am 4. März 1789 trat die Verfassung in 
Kraft und George Washington wurde zum ersten Präsidenten gewählt — waren mehr 
als 750000 oder 20 % ihrer Einwohner afrikanischer Herkunft, 4/5 von ihnen in der 
»Neuen Welt« geboren. Gleichwohl galten die von den »Gründungsvätern« ausgear- 
beitete Verfassung und die in dieser sowie der Unabhängigkeitserklärung und der Bill 
of Rights niedergelegten Menschen- und Bürgerrechte nicht für die Menschen afri- 
kanischer Herkunft. Damit die »weißen Herren«, insbesondere die Plantagenbesitzer 
des amerikanischen Südens, im Kongreß aber nicht unterrepräsentiert sein würden, 
wurden Afroamerikaner als »Dreifünftel Personen« gezählt. Ebensowenig konnten 
sie, gleichgültig ob Sklaven oder »freie< Schwarze (die es auch gab), Staatsbürger der 
USA sein. Auch dies war nur »freien weißen Personen« vorbehalten (Holt 1980). 
Seitdem haben weit über 50 Millionen Menschen »freiwillig« ihre Heimat verlassen, 
um vorübergehend oder ständig auf dem Gebiet der heutigen USA zu leben.! War die 
Einwanderung während der Kolonialzeit noch vergleichsweise gering, entwickelte 
sie sich im zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts zu einer wirklichen Massenbewe- 
gung. In den 50er Jahren des letzten Jahrhunderts stieg die Nettoeinwanderung auf 
zwei Millionen (pro Dekade) bis sie zwischen 1900 und 1910 auf über 6 Millionen 
Einwanderer emporschnellte. Allein zwischen 1880 und 1924 kamen 25 Millionen 
Menschen in die USA (von denen allerdings viele wieder in ihre Heimat zurückkehr- 
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ten). Während der Großen Depression war die Nettoeinwanderung zum ersten Mal 
negativ, d.h. mehr Menschen verließen die USA als neu hinzukamen. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg stieg die Nettoeinwanderung wieder auf 3 Millionen in den 50er 
Jahren und jeweils 4 Millionen in den 60er und 70er Jahren. 

Vor 17790 stammten mehr als 3/5 der Amerikaner europäischer Herkunft aus England, 
der Rest aus Irland, Schottland, Deutschland, den Niederlanden, Frankreich und 
Skandinavien. Auch nach 1820 stammten mehr als 2/3 der Einwanderer aus Nord-und 
Westeuropa, aber die meisten kamen jetzt aus Deutschland, den skandinavischen Län- 
dern und Irland. Die Einwanderung aus Irland erreichte ihren Höhepunkt zwischen 
1847 und 1854 als infolge einer katastrophalen Lebensmittelknappheit insgesamt 
1350000 Iren in die USA kamen, die Einwanderung aus Deutschland kulminierte in 
der Zeit zwischen 1880 und 1892, in der mehr als 1770000 Deutsche einwanderten. 
Ende des 19. Jahrhunderts setzten verstärktEinwanderungsbewegungen aus Süd-und 
Osteuropa ein, vor allem aus Italien, Österreich-Ungarn, Polen, Rußland und den bal- 
tischen Staaten, die zu Anfang des 20. Jahrhunderts neue Rekordhöhen erreichten und 
den Einwanderern aus Nord- und Westeuropa zahlenmäßig weit überlegen waren. Im 
Rekordjahr 1907 kamen z.B. 81 % der insgesamt 1,2 Millionen europäischer Einwan- 
derer aus Süd- und Osteuropa (allein 286000 oder 24 % aus Italien) und >nur< 19 % 
aus Nord- und Westeuropa. Diese »neue« Einwanderung hielt an, bis die Periode der 
(für Europäer) praktisch uneingeschränkten Einwanderung in den 20er Jahren zu 
Ende ging. Im Mai 1921 verabschiedete der Kongreß das erste sogenannte Quoten- 
gesetz (Johnson Act), das die jährliche Zahl der Einwanderer auf drei Prozent der bei 
der Volkszählung von 1910 bereits in den USA ansässigen Einwohner aus dem je- 
weiligen Land begrenzte. Ein weiteres Einwanderungsgesetz von 1924 (Johnson- 
Reid Act) verschärfte die Quotenregelung: es setzte eine Gesamtobergrenze von 
165000 Einwanderern pro Jahr fest-das waren weniger als ein Fünftel der jährlichen 
Einwanderung vor 1914—-und begrenzte die Quoten auf zwei Prozent von den bei der 
Volkszählung von 1890 erfaßten Immigranten aus dem jeweiligen Land.? Damit 
wurde die Zahl der Einwanderer, die nicht aus Nord- und Westeuropa, sondern vor- 
wiegend aus Öst- und Südeuropa stammten, drastisch gesenkt - von durchschnittlich 
685500 pro Jahr zwischen 1907 und 1914 (im Vergleich zu 177000 aus Nord- und 
Westeuropa) aufjährlich 158400 nach 1921 (Nord-und Westeuropa: 198 100) und nur 
noch 20900 pro Jahr nach 1924 (Nord- und Westeuropa: 141000).? Diese Phase re- 
striktiver Einwanderungspolitik, die im wesentlichen bis in die 60er Jahre angehal- 
ten hat, führte nicht nur zu einem substantiellen Rückgang der Zahl der Einwanderer 
insgesamt sondern signalisierte auch eine eindeutige Präferenz für Immigranten aus 
Nord- und Westeuropa. 

Die massiven Einwanderungsbewegungen des 19. Jahrhunderts waren sicherlich 
»freiwillig« im Vergleich zu der gewaltsamen und physisch-brutalen Verschleppung 
afrikanischer Menschen und Völker. Zugleich waren sie aber nicht primär Folge der 
Attraktivität der »Neuen Welt«, sondern eine aus der Not geborene Massenvertrei- 
bung, ein Abstoßen von Surplus-Populationen im Interesse der Umschichtung von 
landwirtschaftlicher in industrielle Produktion innerhalb der »atlantischen Ökono- 
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mie« (Krippendorff 1978). Dies schloß allerdings nicht aus, daß für zahlreiche Ein- 
wanderer die (tatsächliche oder vermeintliche) Attraktivität der »Neuen Welt« bzw. 
politische, religiöse und kulturelle Gründen im Vordergrund standen. 

Andererseits kontrastierte die offene Einwanderungspolitik gegenüber europäischen 
Migranten im 19. Jahrhundert mit dem schon bald nach Abschaffung der Sklaverei 
sich neu formierenden Rassismus (nicht nur der »einheimischen«< Amerikaner, son- 
dern auch der europäischen Immigranten). Während fast 4 Millionen »befreiter< Skla- 
ven der faktischen Wiederversklavung durch Sharecropping und Tenant Farming im 
Süden der USA durch Nord- oder Westwanderung zu entgehen versuchten, organi- 
sierte der Kongreß die Einwanderung von (im Vergleich mit den Afroamerikanern 
teureren) Arbeitskräften aus Nord- und Westeuropa für die verarbeitende Industrie, 
die Eisenbahngesellschaften und andere Unternehmen des sich industrialisierenden 
Nordens. Allein zwischen 1865 und 1869 kamen über eine Million europäischer Im- 
migranten in die USA. Zwischen 1860 und 1879 nahm die im Ausland geborene Be- 
völkerung in den USA netto um 1,5 Millionen zu, während die Nettomigration von 
Afroamerikanern aus dem Süden in den Norden und Westen nur 10000 betrug. Fak- 
tisch waren sämtliche Industrien und Handwerkszweige, insbesondere im Norden, 
den afroamerikanischen Arbeitern verschlossen. Und wo der bloße Ausschluß von 
bezahlter Beschäftigung nicht ausreichte, tat offener und blutiger Terror das seine, um 
die »befreiten< Schwarzen auf den Plantagen des Südens zu halten (Allen 0.J.). 


„aber Immigrant ist nicht gleich Immigrant 


Trotz des massiven Übergewichts der Einwanderer aus Europa sind von Anfang an 
aber auch Menschen aus der sogenannten »Dritten Welt« in die USA eingewandert.’ 
Aus Asien kamen seit Mitte des 19. Jahrhunderts zunächst Chinesen an die Westküste, 
die vor allem als Kontraktarbeiter in den Goldminen und später beim Eisenbahnbau 
arbeiteten. Um die Jahrhundertwende folgten ihnen Japaner, von denen viele in der 
Landwirtschaft beschäftigt wurden. Obwohl die Zahl der Einwanderer aus Asien ver- 
gleichsweise sehr klein war, kamen bis 1930 immerhin knapp 378000 Chinesen 
(322000 allein zwischen 1850 und 1882), 277000 Japaner, 9400 Inder und 36000 
Migranten aus anderen asiatischen Ländern in die USA. Nichtalle dieserEinwanderer 
blieben, viele kehrten in ihre Heimat zurück. Zwischen 1890 und 1920 ging z.B die 
chinesische Bevölkerung in den USA von 107000 auf 43500 zurück. 

Die größte Gruppe von »Dritte Welt<-Migranten kam aus Mexiko. Die Präsenz von 
Mexikanern in den USA hatte mit dem mexikanisch-amerikanischen Krieg (1846- 
1848) begonnen, der für Mexiko mit dem Verlust fast der Hälfte seines Territoriums 
endete.’ Mit der Eroberung des Südwestens annektierten die USA aber nicht nur 
Land, sondern auch Menschen, die auf diesem Land lebten. Obwohl der den Krieg 
abschließende Vertrag von Guadelupe Hidalgo den in den USA verbleibenden Mexi- 
kanern die Unversehrtheit ihres Eigentums und Landbesitzes garantierte, setzteschon 
kurz daraufein Enteignungsprozeß ein, dessen langfristiges Resultat der fast vollstän- 
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dige Übergang des Landbesitzes aus mexikanischerin angloamerikanische Hand war. 
Die überwiegende Mehrheit der enteigneten Mexikaner hatte keine andere Wahl als 
in der Landwirtschaft, aber auch im Bergbau und beim Eisenbahnbau zu arbeiten. 
Während und nach dermexikanischen Revolution kamen vermehrt mexikanische Mi- 
granten in die USA, wo als Folge der Ausbreitung der Landwirtschaft (Bewässerung), 
des kriegsbedingten Arbeitskräftemangels und des Rückgangs der Migrationsströme 
aus Ost- und Südeuropa ein großer Bedarf an billigen Arbeitskräften vorhanden war. 
Insgesamt kamen bis 1930 mindestens 750000 Mexikaner in die USA. 

Die zweitgrößte Gruppe von »Dritte Welt<-Migranten kam aus der Karibik - in den 
ersten drei Dekaden des 20. Jahrhunderts allein über 300000 Einwanderer. Sie kamen 
entweder über den zentralamerikanischen Isthmus, wo sie als billige Arbeitskräfte 
beim Bau des Panamakanals und auf zentralamerikanischen Bananenplantagen für 
amerikanisches Kapital arbeiteten, oder direkt als landwirtschaftliche Arbeitskräfte 
nach Florida, insbesondere aber auch nach New York City, das den westindischen 
Migranten als das »gelobte Land« schlechthin galt. Bis 1930 wanderten fast 430000 
Menschen aus der Karibik in die USA ein, vor allem aus den britischen Kolonien und 
aus Kuba. Dazu kamen weitere 43000 Migranten aus Zentralamerikaund 113500 aus 
Südamerika. 

Seit Mitte des 19. Jahrhunderts löst die vergleichsweise geringe Einwanderung aus 
der »Dritten Welt< extreme Formen von Rassismus und Xenophobie aus, die sich in 
drastischen Verschärfungen der Einwanderungsbedingungen bis zum totalen Ein- 
wanderungsstopp für Asiaten niederschlugen. 1882 wurde nach jahrelanger Feind- 
seligkeit gegen chinesische Migranten mit Unterstützung der Gewerkschaften der 
Chinese Exclusion Act verabschiedet, der die Einwanderung chinesischer Arbeiter 
verbot und die etwa 105000 in den USA lebenden Chinesen von der Möglichkeit zur 
Einbürgerung ausschloß. 1885 und 1888 folgten weitere Gesetze, die die organisierte 
Rekrutierung von ungelernten Kontraktarbeitern verboten und ihnen die Deportation 
androhten. 1891 wurde die Einfuhr von Kontraktarbeitern weiter eingeschränkt und 
eine obligatorische ärztliche Untersuchung bei der Einreise vorgeschrieben, die fle- 
xibel als Abweisungsgrund gehandhabt werden konnte. 1902 wurde der Chinese Ex- 
clusion Act auf unbestimmte Zeit verlängert, und 1907/8 wurde die Einwanderung aus 
Japan durch das sogenannte Gentlemen’s Agreement unterbunden. 1917 wurde, neben 
der Einführung von Lese- und Schreibtests und einer »Kopfsteuer« von $ 8 für pro- 
spektive Immigranten, die Einwanderung aus der sogenannten Asiatic Barred Zone 
verboten.’ Im Jahr 1924 verabschiedete der Kongreß schließlich den Oriental Exclu- 
sion Act, durch den—-nach dem Vorbild des Chinese Exclusion Act von 1882 - jegliche 
Einwanderung von Asiaten aufgrund ihrer »Rassenzugehörigkeit« verboten wurde. 
Obwohl auch die Einschränkung der Einwanderung aus der westlichen Hemisphäre 
im Kongreß diskutiert wurde, Kam es zu keinen entsprechenden Restriktionen. Zum 
einen wurden insbesondere Mexikaner als billige Arbeitskräfte in der Landwirtschaft 
des Südwestens gebraucht. Zum anderen konnte die Einwanderung von »uner- 
wünschten Elementen« je nach Arbeitskräfteerfordernissen reglementiert werden. 
Während der Großen Depression wurde die Einwanderung aus Mexiko entsprechend 
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eingeschränkt; zwischen 1929 und 1935 wurden über 80000 Mexikaner des Landes 
verwiesen und etwa eine halbe Million »freiwillig« repatriiert, darunter auch solche 
mit amerikanischer Staatsangehörigkeit. Während die Einwanderung asiatischer Ar- 
beiter völlig verboten wurde und Mexikaner massenhaft zurück über die Grenze ge- 
schickt wurden, kamen karibische Migranten unter den Quoten der jeweiligen euro- 
päischen Kolonialmächte (insbesondere England) noch in die USA. Insgesamt blieb 
deren Zahl jedoch so gering, daß die amerikanische Regierung nicht zu besonderen 
Maßnahmen sriff. 

Zu Beginn des Zweiten Weltkriegs war die Einwanderung aus der »Dritten Welt« 
drastisch eingeschränkt worden. Aber auch jene, die in den USA schon eine neue 
»Heimat< gefunden hatten, mußten schmerzlich erfahren, daß sie nicht willkommen 
“ waren. Sie waren (wie die schwarzen US-Amerikaner) rassistischen Diskriminierun- 
gen und Angriffen sowie der generellen Segregation öffentlicher und privater Einrich- 
tungen ausgesetzt. Asiaten wurde darüber hinaus in einigen Bundesstaaten der Er- 
werb von Land und die Ehe mit Weißen gesetzlich verboten. Besonders deutlich 
zeigte sich der massive Rassismus in der Internierung und faktischen Enteignung von 
111000 Amerikanern japanischer Herkunft nach dem Angriff auf Pearl Habor und in 
den sogenannten »Zoot-Suit Riots« in Los Angeles, als amerikanische Matrosen Jagd 
auf mexikanische Jugendliche machten, um sie brutal zusammenzuschlagen. 


Die Zeiten ändern sich ... ein bißchen (1943-1965) 


Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs erhielt die restriktive Starrheit und relative 
Undurchlässigkeit der amerikanischen Einwanderungspolitik zunehmend Löcher, 
durch die auch eine wachsende Anzahl von Einwanderern aus der >Dritten Welt« 
schlüpfen konnte. Es stand einer Nation, die sich gerade angeschickt hatte, die 
Menschheit von der Barbarei des Faschismus zu befreien, schlecht an, Menschen 
aufgrund ihrer »Rassenzugehörigkeit« die Aufnahem zu verweigern: Erste Schritte 
der »Liberalisierung« der Einwanderungsgesetzgebung begann 1943, als der völlige 
Ausschluß chinesischer Migranten aufgehoben und ihnen eine Quote von 105 Per- 
sonen pro Jahr sowie Recht auf Einbürgerung zugestanden wurde. 1946 erhielten 
Indien und die Philippinen (nicht aber Japan und Korea) ähnliche Quoten (von 100), 
und Einwanderern aus diesen Ländern wurde ebenfalls das Recht auf Einbürgerung 
gewährt. Außerdem durften Ehegatten und Kinder von us-amerikanischen Soldaten 
außerhalb der Quoten einwandern (War Brides Act von 1945). Weitere Lockerungen 
brachten der Displaced Persons Act von 1948 bzw. 1950, der die Aufnahme von mehr 
als 400000 süd- und osteuropäischen Flüchtlingen außerhalb der Quoten ermöglich- 
te. Allerdings stand die Aufnahme politischer Flüchtlinge aus nicht-europäischen 
Ländern nicht zur Debatte. 

1952 wurde die Einwanderungsgesetzgebung mit dem McCarran-Walter Act insge- 
samt »erneuert«. Das Gesetz bestätigte dıe restriktive Quotenregelung von 1924 und 
reservierte weiterhin 85 % des gesamten Einwanderungskontingents für Migranten 
aus Nord- und Westeuropa. Darüber hinaus wurde die Einwanderung aus den Ko- 
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lonien der europäischen Länder auf 100 Personen pro Jahr begrenzt.? Dies zielte ein- 
deutig auf die zunehmende Zahl schwarzer Migranten aus der anglophonen Karibik, 
die bisher unter der großzügigen Quote Großbritanniens einwandern konnten. Aber 
das Gesetz enthielt auch »liberale< Elemente. So wurde das generelle Verbot der Ein- 
- wanderung aus Asien aufgehoben und kleine Quoten (von ca. 100 Personen) für die 
Länder des Asian Pacific Triangle gewährt. Ebenfalls wurde allen Einwanderern das 
Recht auf Einbürgerung gewährt. Zugleich wurden aber Migranten asiatischer Her- 
kunft, die in Ländern der westlichen Hemisphäre geboren und deren Bürger waren, 
auf die überdies schon kleinen Kontingente der asiatischen Länder angerechnet? 
In der zweiten Hälfte der 50er und in den frühen 60er Jahren wurde das Quotensystem 
durch verschiedene Ausnahmeregelungen weiter unterminiert. Unter dem Refugee 
Act von 1953 kamen weitere 214000 politische Flüchtlinge in die USA, vorwiegend 
. aus der Sowjetunion und anderen Teilen Osteuropas, aber auch mehrere tausend aus 
Asien und dem Mittleren Osten. In der Folge wurden Flüchtliche aus Ungarn, Hol- 
länder aus Indonesien, Kubaner, aber auch Chinesen vom Festland und aus Hongkong 
aufgenommen. Diverse Flüchtlingsgesetze zwischen 1945 und 1960 erlaubten die 
Einreise von ca. 700000 Menschen außerhalb der Quotenregelgung, von denen die 
überwiegende Mehrheit aus Europa kam. Diese Gesetze sowie diverse Erlasse des 
amerikanischen Präsidenten zur Aufnahme von politischen Flüchtlingen (parole 
power) gewährten aber auch mehreren tausend Flüchtlingen aus asiatischen Ländern 
Einlaß in die USA. In den Jahren 1948-1964 kamen insgesamt über 30000 Chinesen 
und ca. 34000 Filipinos, 1952-1964 über 62000 Japaner und 14000 Koreaner in die 
USA. Seit 1957 verzeichneten die Einwanderungsbehörden jedes Jahr eine Gesamt- 
einwanderung aus Asien von über 20000 Personen, obwohl die meisten Länder über 
Quoten von lediglich 100 verfügten. Die meisten asiatischen Einwanderer in dieser 
Zeit (1943-1965) kamen aus Japan, China, den Philippinen und Korea; sie kamen aber 
auch aus Indien, Indonesien, Thailand, Pakistan und anderen Ländern des Fernen und 
Mittleren Ostens. Viele dieser Einwanderer waren hochqualifizierte professionals, 
deren Verlust für die Heimatländer von einigen Beobachtern als »brain drain« pro- 
blematisiert wurde. 

Während seitens der USA außenpolitische Rücksichten zur zaghaften Lockerung der 
Einwanderungsbestimmungen beigetragen haben, spielte für die potentiellen Mi- 
granten in Asien, insbesondere in Japan, China, Korea und den Philippinen die 
Präsenz amerikanischer Truppen und der damit verbundene politische und kulturelle 
Einfluß der USA eine zentrale Rolle für die zunehmenden Wanderungsbewegungen 
aus diesen Regionen. 

Die meisten >Dritte Welt<-Migranten kamen aber nicht aus Asien, sondern aus Län- 
dern der westlichen Hemisphäre (die nicht der Quotenregelung unterworfen waren), 
allen voran aus Mexiko. Mit einer Gesamtzahl von über 500000 Migranten in den 
Jahren 1945-1964 stand Mexiko in der Wanderungsstatistik an zweiter Stelle hinter 
Kanada (ca. 700000 Migranten). Dazu kamen nochmals hunderttausende von saiso- 
nalen »Gastarbeitern«, die im Rahmen des bracero-Programms (1942-1964) in der 
amerikanischen Landwirtschaft arbeiteten. In diese Zeit fiel auch der Beginn der 
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massenhaften Einwanderung »illegaler« Migranten aus Mexiko, der sogenannten 
mojados. Im Unterschied zu vielen anderen Einwanderern der unmittelbaren Nach- 
kriegszeit waren die mexikanischen Migranten in der Regel ungelernte Arbeitskräfte, 
die vor allem in der Landwirtschaft, in privaten Haushalten, aber auch im Bergbau und 
in der verarbeitenden Industrie beschäftigt wurden. 

Im Vergleich mit den Einwanderungsbewegungen aus Mexiko und Kanada, die 
jeweils 11 % bzw. 15 % der Gesamteinwanderung in den zwei Dekaden nach Been- 
digung des Zweiten Weltkriegs ausmachten, war die Migration aus der Karibik und 
anderen Teilen Lateinamerikas wesentlich geringer. 1945-1964 kamen aus der Ka- 
ribik ca. 249000 Migranten oder 5 % der gesamten Einwanderung in die USA, der 
größte Teil davon aus Kuba. Aus allen anderen lateinamerikanischen Ländern zusam- 
men kamen im gleichen Zeitraum 413000 Einwanderer bzw. 9 % der Gesamtmigra- 
ton. 

Wenngleich die Zahl der vor 1965 gekommenen Einwanderer aus der »Dritten Welt« 
insgesamt nicht sehr hoch war (Ausnahme: Mexiko), sollten ihnen doch eine bedeu- 
tende Rolle für die zukünftigen Wanderungsbewegungen zukommen. Die Einwande- 
rercommunitiesin den USA bildeten die Basis für die nach 1965 kommenden Migran- 
ten, denen sie nicht nur Informationen und materielle Zuwendungen zukommen 
ließen, sondern für die sie auch als wichtige Verbindung und Anlaufstelle fungierten. 


»This ist not a revolutionary bill«: 
die Reform der Einwanderungsgesetzgebung von 1965... 


Anfang der 60er Jahre kamen 2/3 aller Einwanderer außerhalb der Quotenregelung in 
die USA, die Hälfte davon aus Ländern der westlichen Hemisphäre. Angesichts eines 
»liberaleren< gesellschaftlichen Klimas — die Bürgerrechtsbewegung hatte 1964/65 
zur Verabschiedung des ersten wirksamen Civil Rights Act und des Voting Rights Act 
zur Beendigung offener rassistischer Diskriminierungen geführt - stand eine Reform 
der Immigrationsgesetze auf der politischen Tagesordnung. Als 1964 Lyndon John- 
son die Präsidentschaftswahlen gewonnen und die Demokratische Partei im Kongreß 
einen deutlichen Sieg errungen hatte, verabschiedete der Kongreß 1965 nach jahre- 
langer Auseinandersetzung und verhementer Opposition schließlich ein neues Ein- 
wanderungsgesetz, das insgesamt jedoch restriktiver war als die schon von der Ken- 
nedy-Regierung gemachten und von Johnson übernommenen Vorschläge.'’ Das neue 
Einwanderungsgesetz (Hart-Cellar Act), dasam 1. Juli 1968 in Kraft trat, schaffte die 
zwei wichtigsten Pfeiler der bisherigen Restriktionspolitik ab — das national origins 
system und die besonderen Bestimmungen für das Asia-Pacific-Triangle — und er- 
setzte es zugunsten eines primär auf Familienbeziehungen und, weniger prominent, 
auf Arbeitsmarkterfordernisse ausgerichteten Präferenzsystems. Für die östliche 
Hemisphäre wurde eine jährliche Obergrenze von insgesamt 170000 und 20000 Per- 
sonen pro Land festgelegt. Unmittelbare Familienangehörige (Kinder unter 21 Jah- 
ren, Ehepartner und Eltern) von amerikanischen Staatsbürgern waren ausgenommen. 
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Der größte Teil — 74 % — der Gesamteinwanderung wurde für sonstige Familienan- 
gehörige von Amerikanern bzw. von Einwanderern mit unbefristeter Aufenthaltser- 
laubnis (permanent residents) reserviert. Die Präferenzen umfaßten im einzelnen: 


1. Präferenz: unverheiratete Kinder über 21 Jahre von US-Bürgern (höchstens 20 % aller Einwanderer); 
2. Präferenz: Ehepartner und unverheiratete Kinder von Einwanderern (20 % plus unausgeschöpftes 
Kontingent der 1. Präferenz); 

3. Präferenz: hochqualifizierte Fachkräfte wie Wissenschaftler, Künstler, Ärzte, etc. (10 %); 

4. Präferenz: verheiratete Kinder über 21 Jahre von US-Bürgern (10 %); 

5. Präferenz: Geschwister von US-Bürgern (24 % plus unausgeschöpfte Kontingente der 1.-3. Präfe- 
renz);'! 
6. Präferenz: Facharbeiter und un-/angelerente Arbeiter, sofern Knappheit an solchen Arbeitskräften 
besteht (10 %); 

7. Präferenz: Flüchtlinge (6 % oder maximal 10200 Personen).'? 


Zum ersten Mal wurde auch eine Obergrenze für die westliche Hemisphäre festge- 
setzt — 120000 Einwanderer insgesamt pro Jahr. Bis 1976 existierten hier jedoch 
weder Präferenzen noch nationale Begrenzungen. 1978 wurde die weltweite Ober- 
grenze für alle Einwanderer auf 290000 Personen festgelegt undein einheitliches Prä- 
ferenzsystem für beide Hemisphären eingeführt. 

Ein erklärtes Ziel des neuen Gesetztes war die Abschaffung der Benachteiligung von 
Einwanderern aus Süd- und Osteuropa sowie der offenen Diskriminierung asiatischer 
Einwanderer. Zugleich waren sich Kongreß und Regierung über den gemäßigten 
Charakter der Gesetzesreform einig, deren symbolischer Stellenwert zwar hoch 
veranschlagt, von der aber außer der Zunahme von Migranten aus Süd- und Osteuropa 
keine radikalen Veränderungen erwartet wurden. Präsident Johnsons Feststellung bei 
der Unterzeichnung des Gesetzes — »this is not a revolutionary bill« — drückte die 
Einschätzung und Erwartungen der meisten Beteiligten aus. Und auch der langjährige 
Verfechter der Gesetzesreform, der Kongreßabgeordnete Emanuel Celler, hatte sei- 
nen Kollegen versichert, daß nur »wenige Asiaten oder Afrikaner in dieses Land kom- 
men werden, ... da die Menschen aus Asien und Afrika sehr wenige Verwandte hier 
haben.« Diese Einschätzung wurde auch von der seriösen Presse geteilt. Darüber hin- 
aus setzte das neue Gesetz zum ersten Mal eine Obergrenze für Einwanderungen aus 
der westlichen Hemisphäre und zielte damit explizit auf die Einschränkung der zu- 
nehmenden Migrationsströme aus Ländern südlich der Grenze. Für die karibischen 
Kolonien wurden Quoten von 200 (seit 1976: 600) Personen festgesetzt, die aller- 
dings durch die politische Unabhängigkeit eines Großteils der Karibik rasch an Be- 
deutung verloren. 


.. und ihre Folgen 


Trotz ihres dezidiert gemäßigten Charakters führte die neue Gesetzgebung insgesamt 
zu einem gravierenden Anstieg der Immigrationsbewegungen. Obwohl die Einwan- 
derung aus Europa in den 70er Jahren immer mehr zurückging, wurden die festgesetz- 
ten Gesamtobergrenzen weit überschritten. Die Gesamteinwanderung stieg von 2,5 
Millionen in den Jahren 1951-1960 auf 4,5 Millionen in den Jahren 1971-1980 und 
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nochmal 3,5 Millionen in den Jahren 1981-1986°?. Darüber hinaus — und dies geschah 
gegen die expliziten Intentionen der »Gesetzesväter« — veränderte sich die nationale 
und ethnische Zusammensetzung der Einwanderungspopulationen dramatisch zu- 
gunsten der Einwanderer aus der »Dritten Welt«, vor allem aus Asien, der Karibik und 
Lateinamerika. Der Anteil der (legalen) Einwanderer aus Asien stieg von 157000 
oder 6,2 % der gesamten legalen Einwanderung in den 50er Jahren (1951-1960) auf 
1633800 oder 36,4 % in den 70er Jahren (1971-1980) an. 1981-1986 kamennochein- 
mal 1644500 Einwanderer aus Asien, die jetzt schon über 47% aller (legalen) Ein- 
wanderer in die USA ausmachten; die größten Gruppen stammten von den Philippi- 
nen (273800), aus Korea (201800), aus Vietnam und Kambodscha (264800 und 
83600), aus der Volksrepublik China und Taiwan (219400) und aus Indien (145900). 
Die Einwanderung aus Afrika stieg zwar um das Vielfache, von 16600 Personen oder 
weniger als 0,7 % in Jahren 1951-1960 auf 91500 oder 2% in den Jahren 1971-1980 
und 94 500 oder 2,7 % 1981-1986, blieb aber insgesamt relativ unbedeutend. Im glei- 
chen Zeitraum sank der Anteil der Europäer von knapp 1,5 Millionen oder 60 % auf 
801300 oder 17,8% aller Einwanderer. 1981-1986 betrug der Anteil der Europäer nur 
noch 11 % bzw. 384300 Einwanderer. Eine ähnliche Verschiebung fand in der west- 
lichen Hemisphäfre statt. Die Einwanderung aus der Karibik, Zentral- und Südamerika 
stieg von insgesamt 566400 Einwanderern oder 22,5 % in den 50er Jahren (1951- 
1960) auf 1814600 oder über 40 % in den 70er Jahren (1971-1980) und 1252700 oder 
etwas mehr als 36 % in den Jahren 1981-1986; während die Einwanderung aus 
Kanada von 274900 oder knapp 11 % in den 50er Jahren auf 114800 oder 2,5 % in 
den 70er Jahren und 66600 oder 1,9 % in den Jahren 1981-1986 zurückging. Dazu 
kamen hunderttausende von sogenannten »illegalen« Einwanderern'* und politischen 
Flüchtlingen aus der >Dritten Welt«. 

Angesichts- dieser Entwicklung stellt sich die Frage, warum die Auswirkungen des 
neuen Einwanderungsgesetzes so völlig falsch eingeschätzt wurden. Ein wichtiger 
Aspekt war sicherlich die rapide Zunahme von Flüchtlingen, für die das gesetzlich 
vorgesehene Quotum von 10200 völlig unzureichend war. Schon 1965 hatte der Kon- 
greß vor dem unkontrollierten Zustrom von Flüchtlingen gewarnt und vom Präsiden- 
ten verlangt, seine parole power nur noch in wirklichen »Notfällen« zur Aufnahme 
von Flüchtlingen zu benutzen. Aber die »großzügige« Aufnahme von Flüchtlingen 
aus sozialistischen Ländern führte dazu, daß in der Folge hunderttausende von politi- 
schen Flüchtlingen in die USA kamen. Dieüberwiegende Mehrheit dieser Flüchtlinge 
kam aus Kuba (über 800000 zwischen 1960 und 1985) und aus Indochina (etwa 
700000 zwischen 1975 und 1985). Flüchtlinge aus Diktaturen, die »freundschaftli- 
che Beziehungen« zu den USA unterhielten, wie z.B. Chile, El Salvador, Guatemala 
oder Haiti, hatten dagegen kaum Chancen, als Flüchtlinge anerkannt zu werden. 
Insbesondere den Haitian boatpeople, die 1980 (zur gleichen Zeit wie die Mariel- 
Kubaner) zu zehntausenden nach Florida kamen, wurde die Anerkennung als politi- 
sche Flüchtlinge verweigert, weil »sie aus Gründen der wirtschaftlichen Chancen und 
nicht der politischen Verfolgung« in die USA gekommen seien." 

Wurden in den 70er Jahren durchschnittlich 50000 Flüchtlinge pro Jahr in den USA 
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aufgenommen, so betrug deren Zahl 1980 über 300000. Seit 1981 sind durchschnitt- 
lich fast 150000 Flüchtlinge pro Jahr in die USA gekommen; und der Trend hält an. 
Darüber hinaus haben Anträge auf politisches Asyl rapide zugenommen; sie sind von 
mehreren hundert pro Jahr Anfang der 70er Jahre auf fast 6000 im Jahr 1979 und über 
170000 1983 angewachsen. '® Die überwiegende Mehrheit dieser Asylanträge wurde 
von Menschen aus der »Dritten Welt< gestellt, und auch hier ist der Trend steigend. 
Schätzungen der UNO zufolge gibt es auf der ganzen Welt etwa 12 Millionen »Ver- 
triebene«, die nach einer neuen Heimat suchen. 

Definierte der Hart-Cellar Act politische Flüchtlinge immer noch als »escapees from 
Communism«, wird mit dem Refugee Act von 1980 die UNO-Definition gesetzlich 
festgeschrieben, derzufolge Flüchtling ist, wer aufgrund drohender Verfolgung — 
»wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, Mitgliedschaft in einer besonderen so- 
zialen Gruppe oder seiner politischen Meinung« - seine Heimat verlassen mußte bzw. 
nicht in sie zurückkehren kann. Gleichwohl hat sich seitdem die grundsätzlich anti- 
kommunistische Aufnahmepraxis von Flüchtlingen nicht geändert, wie insbesonde- 
re Flüchtlinge aus Haiti, aber auch aus EI Salvador oder Guatemala bitter erfahren 
mußten. Die überwiegende Mehrheit der unter der Reagan-Regierung aufgenornme- 
nen politischen Flüchtlinge kam weiterhin aus Kuba, der Sowjetunion, osteuropäi- 
schen Ländern und aus Indochina, einige wenige aus Afghanistan und (auf Druck des 
Black Caucus) aus Äthopien, aber praktisch keine aus Haiti, El Salvador oder Gua- 
temala. 

Ein weiterer (falsch eingeschätzter) Aspekt der zunehmenden Einwandererzahlen 
waren die von jeglicher Begrenzung ausgenommenen unmittelbaren Familienange- 
hörigen (Kinder unter 21 Jahren, Ehepartner und Eltern) von amerikanischen Staats- 
bürgern. Auch dieses Gruppe von Immigranten nahm viel rapider zu als von Experten 
angenommen worden war. Kamen 1970 noch weniger als 80000 Einwanderer als 
unmittelbare Familienangehörige außerhalb der numerischen Begrenzung, so waren 
es 1980 schon über 150000 und 1986 gar 217000 Personen, die überwiegende Mehr- 
heit von ihnen aus Ländern der »Dritten Welt«. 

Darüber hinaus stellte es sich heraus, daß es keiner großen Einwanderercommunity in 
den USA bedurfte, um die Familienzusammenführungspräferenzen wirksam werden 
zu lassen. Folgender (hypothetischer) Fall zeigt, daß sogar ganz ohne ursprüngliche 
Familienbeziehung eine »Kettenwanderung« in Gang gesetzt werden kann, die in 
relativ kurzer Zeit zu einer Vervielfachung der Einwanderungspopulation führt: Ein 
Student nimmt nach Beendigung seines Studiums in den USA eine Arbeit auf und 
beantragt (über die 3. Präferenz für hochqualifizierte Arbeitskräfte) Einwanderer- 
status (permanent residency). Dann holt er (über die 2. Präferenz) seine Frau und 
Kinder nach. Nach fünf Jahren kann er sich ebenso wie seine Frau einbürgern lassen 
und (mit Hilfe der 5. Präferenz) seine Geschwister und die seiner Frau in die USA 
holen. Die Geschwister wiederum können ihre Ehepartner und Kinder nachholen, etc. 
Wegen dieses vor allem über den Nachzug von Geschwistern transportierten Schnee- 
balleffekts wurde das Einwanderungsgesetz von 1965 auch »brothers and sisters act« 
genannt (Reimers 1985:95). 
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In gewisser Weise sind aber alle diese Aspekte vordergründig, selbst nur Ausdruck 
eines grundlegenderen Wandels des Verhältnisses der USA zur »Dritten Welt«. Mit 
dem Aufstieg der USA zur ökonomischen und politisch-militärischen Hegemonial- 
macht haben die Beziehungen zwischen Zentrum und »Peripherie< des globalen ka- 
pitalistischen Systems und damit auch die strukturellen Disparitäten zwischen Län- 
dern mit relativer »Überbevölkerung« und Ländern mit vergleichsweise hohen Mini- 
mallöhnen eine neue Qualität angenommen, die in absehbarer Zukunft kaum zu einer 
Abschwächung der Wanderungsbewegungen aus Ländern der »Dritten Welt« führen 
wird. Zugleich werden die Wanderungsbewegungen nicht schlicht von stagnierenden 
Ökonomien und Bevölkerungswachstum in der »Dritten Welt« erzeugt. Es sind näm- 
lich nicht die ärmsten Länder oder jene mit den größten Bevölkerungszuwächsen, aus 
denen die meisten Menschen auswandern. Im Gegenteil, die Wachstumsraten des 
Bruttosozialprodukts und der Beschäftigung in den wichtigsten Auswanderungslän- 
dern sowohl in Asien als auch in Lateinamerika und der Karibik sind während der 
gesamten 70er Jahre relativ hoch gewesen. Aber fast alle diese Länder sind über 
intensive wirtschaftliche Beziehungen eng mit den USA verflochten. Dies verweist 
auf die Bedeutung amerikanischer Wirtschaftsaktivitäten für die massenhaften 
Wanderungsbewegungen (Sassen-Koob 1984a; Vuskovic 1980). Insbesondere die 
rapide zunehmenden US-Investitionen im Bereich der exportorientierten industriel- 
len Produktion (export processing zones) scheinen mittlerweile die bisher von der auf 
Export ausgerichteten Landwirtschaft wahrgenommene Rolle der Zersetzung der tra- 
ditionellen Arbeits- und Lebensstrukturen übernommen zu haben. Dazu kommen die 
Dominanz der amerikanischen Handelsbeziehungen, die Abhängigkeit von Nah- 
rungsmittelimporten, die Auswirkungen des Tourismus, die politisch-militärischen 
Verflechtungen und nicht zuletzt der Einfluß amerikanischer »Kultur< in Form von 
Fernsehen, Radio und Konsumgütern, die die Distanz zu den USA objektiv und sub- 
jektiv verringert haben.'’ Solange diese (über schnelle und relativ billige Verkehrs- 
verbindungen zudem intensivierte) Interdependenzen zwischen Zentrum und >Peri- 
pherie< die Teilnahme am »amerikanischen Traum« in den Bereich des Möglichen 
rücken lassen, werden potentielle Immigranten jede Anstrengung unternehmen, um 
ins »gelobte Land« zukommen, selbst wenn dies Verzicht, Diskriminierung und sogar 
Ausweisungsgefahr bedeutet. 

Die bei der Verabschiedung des Hart-Cellar Act allenthalben gehegte Meinung, daß 
dieses kein revolutionäres Gesetz sei, war zwar nicht falsch. Wohl aber wurde über- 
sehen, daß die Verhältnisse sich geändert hatten. Die »Peripherie< des internationalen 
kapitalistischen Systems läßt sich nicht länger passiv vom Zentrum durchdringen 
(und ausbeuten). Sie fordert ihren Preis auch dadurch, daß immer größere Teile der 
»peripheren< Populationen ins Zentrum drängen; und diese fragen so wenig, ob sie 
willkommen sind, wie einst Columbus, Cort&z oder Pizarro (aber auch United Fruit, 
Kellog oder Alcoa) gefragt haben, ob sie willkommen waren. 
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Die »Dritte Welt< kommt in die Großstädte: 
»Neueste« Immigranten in New York City 


1980 waren über 14 Millionen oder 6 % der gesamten Bevölkerung in den USA im 
Ausland geboren — 36,5 % von ihnen in Europa und der UdSSR, 18 % in Asien, 9 % 
in der Karibik und 22 % in Zentral- und Südamerika, aber nur 1,4 % in Afrika."® In den 
Großstädten war der Anteil der Ausländer, insbesondere jener aus der »Dritten Welt«, 
wesentlich höher. 1980 lebten 40 % aller Einwanderer (im Vergleich zu 11 % der 
gesamten Bevölkerung) in den zehn größten Städten der USA. New York City und 
Los Angeles hatten einen Ausländeranteil von 23,6 % bzw. 22,3 % an der Gesamtbe- 
völkerung; und jeweils 12 % aller ausländischen Bewohner der USA lebten in diesen 
beiden größten amerikanischen Städten. 

Von allen amerikanischen Städten war und ist New York City die Einwandererstadt 
par excellence. Sie war der historische Ankunftsort für Millionen von Einwanderern 
zu Beginn dieses Jahrhunderts und zieht immer noch einen großen Teil der gegenwär- 
tigen Neuankömmlinge an. Seit 1900 hat New York City kontinuierlich über 12 % 
aller Ausländer in den USA beherbergt. Zwischen 1970 und 1980 ist der Anteil der 
Ausländer an der gesamten New Yorker Bevölkerung von 18,2 % auf 23,6 % gestie- 
gen. Und dies, obwohl die ausländische Bevölkerung im Nordosten und Norden der 
USA insgesamt zurückging — von 43 % bzw. 19 % der gesamten ausländischen Be- 
völkerung 1970 auf 32 % bzw. 15 % 1980 —, während sie im gleichen Zeitraum im 
Westen von 24 % auf 32 % und im Süden von 14 % auf 21 % anstieg. 1980 kam ca. 
ein Drittel der Ausländer im Westen aus Mexiko, ein weiteres Viertel aus Asien. In Los 
Angeles stammten 41 % der ausländischen Bevölkerung aus Mexiko und 20 % aus 
Asien, aber nur 2 % aus der Karıbik, 3 % aus Südamerika, 1 % aus Afrika. 

Im Vergleich dazu ist die ausländische Bevölkerung New York Citys heterogener und 
einigermaßen repräsentativ für die gesamte USA. Von den 1,7 Millionen oder 23,6 % 
Ausländern kamen knapp 40 % aus Europa und der UdSSR, 13 % aus Asien, 25 % aus 
der Karibik, 11 % aus Zentral- und Südamerika und 1,4 % aus Afrika. Lediglich die 
Mexikaner waren mit 0,4 % - im Vergleich zu knapp 16 % in den gesamten USA - 
völlig unterrepräsentiert; und, innerhalb der Gruppe der asiatischen Einwanderer, die 
Vietnamesen, die in New York nur 0,2 % in den USA aber 1,6 % aller Ausländer 
ausmachten. Auf die jeweils nach Herkunftsregionen differenzierte gesamte ameri- 
kanische Einwanderungspopulation bezogen, lebten 1980 im Großraum New York 
15,5 % aller europäischen Einwanderer, 23,5 % aller Einwanderer aus der UdSSR, 10 
% aller asiatischen Einwanderer (aber 22,4 % aller Chinesen), 35 % aller karibischen 
Migranten (aber 70 % aller Westinder und 75 % der Migranten aus der Dominikani- 
schen Republik), 10 % aller Migranten aus Zentralamerika (aber nur 0,4 % aller 
Mexikaner), 31 % aller Migranten aus Südamerika und knapp 14 % aller Migranten 
aus Afrika. 

Während die New Yorker Bevölkerung zwischen 1970 und. 1980 insgesamt von 7,9 
Millionen auf 7,1 Millionen Einwohner oder um 10,4 % zurückging, wuchs die aus- 
ländische Bevölkerung um 233100 Personen oder 16,2 %. An dem Bevölkerungs- 
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schwund waren die weißen New Yorker überproportional beteiligt. Sie nahmen um 
1,3 Millionen Personen oder mehr als 26 % ab, während die afroamerikanische Be- 
völkerung (einschließlich der afrokaribischen Migranten) um 168400 oder 11 %, die 
Latinos (einschließlich der Puertorikaner) um 127400 oder 10 % und die asiatische 
Bevölkerung um 185000 oder 160 % anstieg. Zählt man die 860000 Puertorikaner 
und die etwa 750000 in New York City lebenden »illegalen« Migranten mit, dann hat 
der Anteil der Ausländer an der New Yorker Gesamtbevölkerung sogar 46 % betragen 
(Mollenkopf 1986: 15). Während die in Europa geborenen New Yorker in der Regel 
vor 1960 nach New York City gekommen waren, kam die überwiegende Mehrheit der 
Migranten aus der Karibik, Lateinamerika und aus Asien nach 1965. Wie in den USA 
insgesamt hat sich auch in New York City die Zusammensetzung der Migrationsbe- 
völkerung zugunsten der »Dritten Welt< verschoben. New York City ist zunehmend zu 
einer karibischen, lateinamerikanischen und asiatischen Stadt geworden. 

Innerhalb New York Citys haben sich die verschiedenen Migrantengruppen in be- 
stimmten Stadtvierteln konzentriert. Die bekannteste Konzentration asiatischer New 
Yorker ist Manhattans Chinatown, das sich aufgrund des starken Zustroms neuer Mi- 
granten in den letzten zwei Jahrzehnten über seine traditionellen Grenzen hinaus in 
das benachbarte Little Italy, die jüdische Lower East Side und die puertorikanische 
Loisada ausbreitete. Zugleich ist eine Reihe von neuen asiatischen neighborhoods in 
anderen Teilen der Stadt entstanden, z.B. Koreatown an den Rändern des Textil-Zen- 
trums in Midtown Manhatten mit ca. 350 koreanischen Großhandels- und Importge- 
schäften, drei Zweigstellen südkoreanischer Banken, zahlreichen Restaurants und 
anderen Geschäften. Aber auch die anderen Boroughs weisen größere Konzentra- 
tionen von asiatischen Einwanderern auf, insbesondere Queens, wo 57 % der Inder, 
60 % der Koreaner und 45 % der Filipinos wohnen. Abgesehen von Manhattans Chi- 
natown sind die Asiaten in New York aber weniger konzentriert als z.B. die Migranten 
aus der Karibik und Lateinamerika. Darüber hinaus folgen die inter-asiatischen Ver- 
teilungen cher den Klassenpositionen als ethnischen und nationalen Zugehörigkeiten 
(Waldinger 1987:5 ff.). Von allen »neuesten« Einwanderern sind die afrokaribischen 
Migranten am stärksten konzentriert bzw. segregiert. Sie leben vor allem in Zentral- 
brooklyn (z.B. 45 % aller Jamaikaner), das fast ausschließlich von Menschen afroka- 
ribischer Herkunft bewohnt wird, aber auch in Queens (21 % der Jamaikaner) und in 
der Bronx (27 % der Jamaikaner). Lateinamerikanische Migranten konzentrieren sich 
in Manhatten (z.B. 52 % der Migranten aus der Dominikanischen Republik), Südame- 
rikaner in Queens (49 %). Dazu kommen die älteren »Dritte Welt<-Populationen, die 
Afroamerikaner in Harlem, der Südbronx und Bedford-Stuyvesant, die Puertorikaner 
in Spanish Harlem, der Lower East Side und ebenfalls in der Südbronx. 

Die Zunahme der »Dritte Welt<-Populationen in New York City sowie deren Konzen- 
tration in bestimmten Regionen der Stadt hat zu einer Entwicklung geführt, die als 
»Dritte Welt-isierung« der Metropole oder »Peripherisierung« des Zentrums bezeich- 
net worden ist. Diese »Dritte Welt-isierung« ist sozusagen das zentrumsinterne Pen- 
dant zur globalen Hegemonie der USA. In dem Maße, wie die USA bestimmte Re- 
gionen der »Dritten Welt« ökonomisch, kulturell und militärisch-politisch penetriert 
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undderen Schicksalnachhaltig bestimmthat, sind immer größere Populationen dieser 
»Peripherie< in die Zentren der hegemonialen Metropole gekommen und haben dort 
ihre Spuren hinterlassen. Dieser Prozeß soll im folgenden an den Veränderungen der 
städtischen Ökonomie und an der Herausbildung von ethnisch distinkten (Alltags-) 
Kulturen, die die zunehmende Präsenz der »Dritten Welt« in der Metropole besonders 
deutlich und sinnlich wahrnehmbar demonstrieren, aufgezeigt werden. 


»Peripherie<-Populationen auf dem New Yorker Arbeitsmarkt 


Auf den ersten Blick sind die Beschäftigungsmöglichkeiten der »Dritte Welt<-Mi- 
granten in New York City denen ihrer historischen Vorgänger nicht unähnlich. Ein- 
wanderer mit kleineren Vermögen haben eine neue Generation von Kleinhändlern 
und kleinen Ladenbesitzern gebildet. Insbesondere Asiaten haben die Fisch-, Gemü- 
se- und Obstmärkte, Delikatessenläden und Restaurants, Reinigungen, Süßwaren- 
und Zigarrenshops wiederbelebt. Eine große Anzahl von Migranten, die überwiegen- 
de Mehrheit der Latinos und der chinesischen Frauen, arbeitet in der traditionellen 
Bekleidungsindustrie und in anderen arbeitsintensiven Bereichen der verarbeitenden 
Industrie. Andere haben Jobs in bestimmten Bereichen der Bauindustrie, im Repara- 
tur- und Instandhaltungsbereich und im persönlichen Dienstleistungsbereich gefun- 
den oder sich geschaffen. Eine geringere Zahl ist alsprofessionals im Dienstleistungs- 
bereich (z.B. als Ärzte und Krankenschwester im Gesundheitswesen) tätig. Nur eine 
verschwindende Minderheit der Immigranten sind im Transportwesen (außer Taxi- 
unternehmen), in versorgungswirtschaftlichen Einrichtungen und im öffentlichen 
Dienst beschäftigt. Im Unterschied zu den Einwanderern des 19. und frühen 20. Jahr- 
hunderts (als der Prozeß der Industrialisierung rapide voranschritt und die Ökonomie 
in der Lage war, hunderttausende von zusätzlichen Arbeitskräften zu absorbieren) 
sind die »neuesten« Migranten gerade zu dem Zeitpunkt massenhaft nach New York 
City gekommen, als die Stadt von einem Prozeß der Deindustrialisierung und Kapi- 
talabwanderung (vor allem in der verarbeitenden Industrie) und damit einem drama- 
tischen Rückgang der industriellen Beschäftigung (insbesondere jener Arbeitsplätze, 
die in der Vergangenheit vorwiegend von Einwanderern eingenommen wurden) 
heimgesucht wurde.'? 

Seit Mitte der 50er Jahre hat das Gesamtbeschäftigungsniveau in New York City ins- 
gesamt keine Zuwächse erfahren, zwischen 1969 und 1977 ist es sogar um 16 % ge- 
fallen. Seit 1977 gab es zwar wieder einen leichten Aufschwung von knapp 9 %, ohne 
jedoch das Niveau der späten 60er Jahre wieder zu erreichen. In der verarbeitenden 
Industrie gab es sogar einen stetigen Rückgang der Arbeitsplätze von insgesamt 60 % 
zwischen 1950 und 1985, der auch in der leichten Aufschwungsphase nach 1977 nicht 
unterbrochen wurde. Aber auch das Transport- und Versorgungswesen, der Handel, 
der Bürobereich und der öffentliche Dienst blieben in den 70er Jahren von Arbeits- 
platzverlusten nicht verschont. Lediglich der Dienstleistungsbereich blieb insgesamt 
ohne Arbeitsplatzverluste; hier stagnierte das Beschäftigungsniveau 1969-1977 
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zwar, nahm aber 1977-1985 um knapp 32 % zu (New York State Department of La- 
bor). Zu diesen Arbeitsplatzverlusten kam die Finanzkrise und der mit den erschöpf- 
ten finanziellen Ressourcen einhergehende Verfall der Infrastruktur. Gleichwohl 
blieb New York City für die Entwicklung des kapitalistischen Weltmarkts und die 
Reorganisation der Ökonomie in der Metropole weiterhin bedeutsam - als Reservoir 
von physischen und sozialen Infrastrukturen, vergleichbar mit der »industriellen 
Reservearmee« potentieller Arbeitskräfte (Sassen-Koob 1981; Ross/Trachte 1983). 
Wenn die Daten für den ökonomischen Niedergang New York Citys genauer aufge- 
schlüsselt werden, zeigt sich, daß dieser zugleich spezifische Wachstumspotentiale 
umfaßte (Sassen-Koob 1983: 191 ff.). Erstens waren nicht alle Teile der verarbeiten- 
den Industrie gleichermaßen von der Kapitalabwanderung betroffen; in der Beklei- 
dungsindustrie, der bedeutendsten aller verarbeitenden Industrien in New York City, 
waren es nur die größeren Firmen mit standardisierten Produktionsmethoden, wäh- 
rend die kleineren Betriebe sowie Marketing- und Design-Agenturen in der Stadt 
blieben. Darüber hinaus haben verschiedene Formen der rechtswidrigen Beschäfti- 
gung — in sweatshops und in der industriellen Heimarbeit — deutlich zugenommen 
(Webb 1982, Mattera 1981). Zweitens gab es deutliche Wachstumsraten in den hoch- 
entwickelten Dienstleistungsindustrien für Großunternehmen (»advanced producer 
service«) wie z.B. im Finanz- und Versicherungswesen, in der Wirtschafts-, Rechts- 
und Managementberatung, im Bau- und Immobiliengeschäft, im Computer Service 
etc. (Mollenkopf 1986). Und drittens haben auch die Dienstleistungen im Konsum- 
bereich zugenommen — vom Gesundheitswesen über fast food-Etablissements bis zu 
persönlichen (einschließlich informellen bzw. Untergrunds-) Dienstleistungen als 
Straßenhändler, »>Hausmädchen«, oder Baby-Sitter. 

Diese differenzierten Wachstums- und Niedergangstrends haben nicht nur spezifi- 
sche Zuwächse inmitten eines allgemeinen Rückgangs generiert, sondern darüber 
hinaus zu einer Polarisierung der Beschäftigungsstruktur geführt, von der die Expan- 
sion der schlechtbezahlten und un-/angelernten Tätigkeiten ein wesentlicher Teil ist. 
Diese Polarisierung drückt sich auch in der Einkommensverteilung aus. Während das 
Gesamtvolumen der mittleren Einkommen seit 1969 gefallen ist, haben die oberen 
und die unteren Einkommensgruppen zur gleichen Zeit zugenommen (Sassen-Koob 
1984b: 156 ff.). 

Mit anderen Worten: New York City hat in den letzten 20 Jahren einen Prozeß der 
ökonomischen Reorganisation durchgemacht, in dessen Verlauf die Stadt zum Sitz 
von hochentwickelten Dienstleistungsindustrien, aber auch jener verarbeitenden In- 
dustrien geworden ist, die entweder auf den hochentwickelten Dienstleistungssektor 
ausgerichtet sind oder die in der Lage sind, mit der Produktion in Niedrig-Lohn-Län- 
dern zu konkurrieren. Dazu kam eine Expansion konsumorientierter Dienstleistun- 
gen bis hin zur sogenannten »Schattenwirtschaft« (underground economy) mit ihren 
zahlreichen Beschäftigungsnischen für »sunternehmungs«willige Einwanderer. 

In diesem Zusammenhang hat die massenhafte Präsenz von »peripkeren« Populatio- 
nen eine wichtige Rolle gespielt. Der anhaltende und wachsende Zustrom von Im- 
migranten aus der »Dritten Welt« ist selbst eine Bedingung für die Expansion der 
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schlechtbezahlten, unqualifizierten und über keine oder nur geringe Aufstiegsmög- 
lichkeiten verfügenden Arbeitsplätze gewesen. Dies gilt für die unteren Beschäfti- 
gungskategorien im unternehmensorientierten Dienstleistungssektor (z.B. Gebäude- 
reiniger, Transportarbeiter, Botengänger, etc.), für Dienstleistungen im Bereich des 
allgemeinen privaten Verbrauchs (wie z.B. Hotel-, Restaurant- und Krankenhausan- 
gestellte, Taxifahrer, etc.), ebenso wie für die Nachfrage nach billigen und flexiblen 
Arbeitskräften seitens der hochbezahlten Einkommensgruppen (z.B. als Hausmeister 
und Portiers, Putzleute, Haus- oder Kinderrmädchen«, Botengänger aller Art, etc.), 
aber auch für bestimmte arbeitsintensive Sektoren der verarbeitenden Industrie. Und 
dies gilt ganz besonders für die wachsende »Schattenwirtschaft«, in der sich zuneh- 
mend »Dritte Welt<-Migranten als Lebensmittelverkäufer, Straßenhändler oder ande- 
re »Kleinstunternehmer« betätigen. Auch im öffentlichen Sektor hat die drastische 
Kürzung staatlicher Dienstleistungen zusätzliche (informelle bzw. gesetzlich verbo- 
tene) Beschäftigungsformen generiert, wie die rapide Zunahme von »gypsy cabs« 
und privaten Kleinbusunternehmen vor allem in den Outer Boroughs, als sozusagen 
private Subvention der öffentlichen Verkehrsmittel, zeigen. 

Darüber hinaus ist New York City trotz aller Arbeitsplatzverluste immer noch eines 
der größten Zentren der verarbeitenden Industrie geblieben - an dritter Stelle hinter 
Chicago und Los Angeles. Zu einem erheblichen Teil basiert diese Industrie auf der 
Beschäftigung von niedrig bezahlten Arbeitsmigranten aus Lateinamerika, der Kari- 
bik und Asien. Während weiße einheimische Arbeiter zunehmend die verarbeitende 
Industrie verlassen haben und große Teile der schwarzen us-amerikianischen Bevöl- 
kerung ganz aus dem Produktionsprozeß gedrängt worden sind, haben die Immigran- 
ten ihre Überrepräsentanz in der verarbeitenden Industrie und in manuellen Tätigkei- 
ten behauptetund verstärkt. 1980 waren 28,4 % aller weiblichen Lohnabhängigenund 
48,3 % der männlichen Lohnabhängigen in New York City in manuellen Tätigkeiten 
beschäftigt. Bei den Migranten insgesamt betrug der Anteil 55,3 % für Frauen und 
62,6 % für Männer, bei den Einwanderern aus Lateinamerika sogar 68 % bzw. 78 %. 
Legale und »illegale« Migranten zusammen machten mehr als 40 % aller manuell- 
arbeitenden Lohnabhängigen in New York City aus, wobei die Hälfte davon aus 
Lateinamerika kam (Marshall 1983: 34). 

Darüber hinaus waren 1980 ca. 35 % aller (legalen) Einwanderer und 48 % aller (le- 
galen) lateinamerikanischen Immigranten in New York City in der verarbeitenden 
Industrie beschäftigt (im Unterschied zu nur 17 % der gesamten erwerbstätigen Be- 
völkerung); von den »illegalen« Migranten sogar 41 %, 4/5 von ihnen in der Leicht- 
industrie. Diese (Über-)Konzentration in der verarbeitenden Industrie ist noch aus- 
geprägter für weibliche Migranten, die größtenteils in der Bekleidungsindustrie und 
verschiedenen anderen Verbrauchsgüterindustrien arbeiten. 1980 waren z.B. 60,2% 
der Frauen aus der Dominikanischen Republik und 63,5 % der chinesichen Frauen als 
(ungelernte) Fabrikarbeiterinnen beschäftigt. Im Unterschied dazu hat knapp die 
Hälfte der Frauen aus der anglophonen Karibik im Dienstleistungsbereich (allein 32 
% als Krankenschwestern(hilfen) und mindestens 9 % als Haus- und Kinder>mäd- 
chen«) gearbeitet. Das gleich gilt für chinesische Männer, die zur Hälfte im Dienstlei- 
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stungsbereich, insbesondere in der Gastronomie, beschäftigt waren (Marshall 1983: 
34, Mollenhauer 1986: 21, New York City Department of City Planning 1985: 6). 
Die Industrien, in denen Migranten typischerweise beschäftigt sind und die deshalb 
»Einwandererindustrien« genannt worden sind (wie z.B. die Bekleidungs-, Textil-, 
Leder-, Kunststoff- und verschiedene andere Verbrauchsgüterindustrien), sind zum 
Teil nur deswegen konkurrenzfähig geblieben, weil sie ihre Produktivitätnicht durch 
(kostspielige) technologische Innovationen, sondern durch den Rekurs auf traditio- 
nelle Methoden der Arbeitsintensivierung (wie sie idealtypisch in sweatshops zu fin- 
den sind) erhöhthaben. Das heißtaber auch, daß diese Industrien ohne die Präsenz und 
Verfügbarkeit der Migranten und deren Bereitschaft, zu extrem niedrigen Löhnen 
lange Arbeitszeiten in Kauf zu nehmen, nicht überlebensfähig wären. 

Aber nicht alle »Dritte Welt«-Migranten sind am unteren Ende der Beschäftigungs- 
hierarchie situiert. Insbesondere aus Asien, aber auch aus Lateinamerika und der 
Karibik sind auch hochqualifizierte Fachkräfte gekommen. Allerdings mußten sie oft 
Arbeitsplätze unterhalb ihres Qualifikationsniveaus einnehmen bzw. wenn sie in 
ihren gelernten Berufen arbeiten konnten, solche, die weniger atraktiv waren. Im 
Gesundheitswesen z.B., wo relativ viele Ärzte und Krankenschwestern von den Phi- 
lippinen und aus der anglophonen Karibik beschäftigt sind, bedeutet dies oft Beschäf- 
tigung in den schlechter ausgestatteten städtischen Krankenhäusern, die vorwiegend 
die ärmere afroamerikanische und Latino-Bevölkerung versorgen. 

Andere Einwanderer haben sich als Händler oder Ladenbesitzer selbständig gemacht. 
In New York City besonders sichtbar sind die koreanischen Gemüse- und Obstläden 
sowie koreanische und andere asiatische Restaurants. Seit den frühen 70er Jahren 
haben Koreaner den immer weniger profitabel werdenden Obst- und Gemüseverkauf 
von ost- und südeuropäischen Einwanderern übernommen; und 1982 gehörten mehr 
als 2/3 aller Obst- und Gemüseläden koreanischen Einwanderern (Harris 1983). Diese 
Läden konnten sogar mit den Supermärkten konkurrieren, allerdings um den Preis 
langer Arbeitszeiten, die darüber hinaus den Einsatz der ganzen Familie erforderten. 
Wenngleich die neuen Einwanderer aus der »Dritten Welt< sich je nach Herkunft, 
mitgebrachten Qualifikationen und Arbeitsmarktpositionen unterscheiden, sind sie 
insgesamt ein bedeutender Faktor in der jüngsten Restrukturierung der Wirtschaft 
New York Citys gewesen. Darüber hinaus haben sie sehr wesentlich zum Erhalt und 
zur Wiederherstellung sozialer Infrastrukturen und zur Senkung der Reproduktions- 
kosten ihrer Arbeitskraft beigetragen. Zum einen haben die Einwanderercommuni- 
ties durch den Einsatz von Arbeitskraft und (in geringerem Maße) finanziellen Res- 
sourcen zur Erhaltung von ganzen Stadtvierteln beigetragen, die ohne den Zustrom 
und die Selbsthilfe der »neuesten« Einwanderer verfallen wären. Zum zweiten haben 
die »Investitionen< der Migranten Beschäftigungsmöglichkeiten (in Form diverser 
Dienstleistungen wie Reparaturtätigkeiten, Kinderbetreuung, Party Service, etc.) 
geschaffen, die oftmals in den Bereich der »Schattenwirtschaft« fallen. Zum dritten 
haben die von den Einwanderern selbst produzierten Güter und Dienstleistungen ent- 
scheidend zur Senkung der Lebenshaltungskosten beigetragen und es damit großen 
Teilen der »peripheren< Populationen allererst ermöglicht, trotz niedrigster Löhne in 
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New York City zu überleben. Diese außerhalb des Marktes produzierten Güter und 
Dienstleistungen verweisen auf die Bedeutung der über Familie, Freundschaften und 
ethnisch-soziale Netzwerke vermittelten sozialen Beziehungen innerhalb der Ein- 
wanderercommunities. 


»Periphere< Kultur in der Metropole: Westinder in New York City 


Die massenhafte Präsenz von »Dritte Welt<-Populationen in New York City hat zur 
Herausbildung einer ganzen Facette von ethnisch distinkten Stadtvierteln und ent- 
sprechenden ethnischen (Sub-)Kulturen geführt. Das ist in New York City sicherlich 
kein neues Phänomen. Die älteren ethnischen neighborhoods wie Little Italy, die 
jüdische Lower East Side, Chinatown, aber auch das afroamerikanische Zentral- 
Harlem und das puertorikanische Spanish-Harlem sind den meisten bekannt. In den 
70er Jahren haben sich jedoch neue Einwanderercommuniities in den Outer Boroughs 
herausgebildet, die von asiatischen über lateinamerikanische bis zu afrokaribischen 
neighborhoods einschließlich der entsprechenden sozialen und kulturellen Infra- 
strukturen reichen. Im folgenden werde ich die Auswirkungen des Prozesses der 
»Dritte Welt-isierung« auf das soziale und kulturelle Leben der Stadt am Beispiel der 
insgesamt größten »peripheren< Population in New York City, der afrokaribischen 
oder westindischen community aufzeigen.?° Über 70 % aller westindischen Einwan- 
dererinden USA haben sich in New York City niedergelassen, mehr als 4/5 von ihnen 
während der letzten zwanzig Jahre (New York City Department of City Planning 0.J., 
CAMS 1986). Gegenwärtig hat New York City mindestens eine Million afrokaribi- 
scher Einwohner. Damit ist New York City die Stadt mit den meisten karibischen 
Einwohnern auf der ganzen Welt, sozusagen metropolitane Außenstelle des karibi- 
schen Archipels. 

Während historisch frühere westindische Einwanderer in New York sich vorwiegend 
in den afroamerikanischen communities in Harlem und Bedford Stuyvesant nieder- 
ließen (und in gewisser Weise auch integrierten), sind die neuen westindischen Ein- 
wanderer vorwiegend nach Zentral-Brooklyn, aber auch, in geringerem Maße, nach 
Südost-Queens und in die nördliche Bronx gezogen und demonstrieren offen ihre 
westindische Herkunft. Interessanterweise haben sie sich nicht voneinander, gemäß 
ihrer nationalen Herkunft, separiert, wohl aber von den Latinos und schwarzen US- 
Amerikanern (von den weißen New Yorkern auch, aber das ist nicht subjektiven Prä- 
ferenzen, sondern dem immer noch weit verbreiteten Rassismus geschuldet). 

Die massenhafte Präsenz der neuen afrokaribischen Einwanderer hat zu einer spezi- 
fischen »Westindianisierung« New York Citys geführt, die sich in der Infusion kari- 
bischer Lebensformen und -stile in das Sozialgefüge der Stadt zeigt. Die karibischen 
neighborhoods bieten den Neuankömmlingen nicht nur Schutz und Unterstützung 
und ein Stück Heimat »fern der Heimat«. Sie haben sich zunehmend zum Zentrum 
einer internationalen afrokaribischen Kultur entwickelt. Nachbarschaftsinstitutionen 
wie Kirchen, Schulen und Kindergärten, aber auch street corners als informelle Orte 
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der Zusammenkunft haben in wachsendem Maße afrokaribische Züge angenommen. 
Westindische und haitianische Lebensmittelgeschäfte, Bäckereien und Restaurants, 
Reisebüros, barber shops und beauty salons als soziale Treffpunkte, Nachtclubs und 
Schallplattenläden samt dazugehörender Calypso-, Soca- und Reggaeklänge und vor 
allem die Präsenz afrokarıbischer Menschen auf den Straßen, inklusive der obligato- 
rischen Rastas und Dominospieler, haben eine Atmosphäre erzeugt, die weite Teile 
Brooklyns auch sinnlich wahrnehmbar zur »Peripherie< in der Metropole werden läßt 
(Kasinitz 1987, Marshall 1985). 
Die »Westindianisierung« New York Citys zeigt sich aber nicht nur in der kommuna- 
len Alltagskultur. Auch ım Bereich der Kunst, des Theaters und des intellektuellen 
Lebens hat sich die karibische Präsens bemerkbar gemacht. Institutionen wie das Ca- 
ribbean Cultural Center, das Caribbean Research Center am Medgar Evers College 
oder die C.U.N.Y. Association of Caribbean Studies und ihre (1985 gegründete) 
Zeitschrift Cimarron zeugen von der enormen Expansion des künstlerischen und wis- 
senschaftlichen Interesses an der Karibik. 
Ein weiterer Indikator für die »Westindianisierung« New York Citys ist die Entwick- 
lung einer westindischen Presse. Die Wochenzeitung New York Carib News und das 
Monatsmagazins Everybody’s zum Beispiel, die sich explizit als »voice of the Carıb- 
bean-American community« verstehen und sowohl ausführlich über Vorgänge in der 
Karibik als auch über Ereignisse und Probleme in New York City berichten, erschei- 
nen in einer relativ großen Auflage und werden von vielen Einwanderern gelesen. 
Und selbst Zeitungen, die auf die afroamerikanische Bevölkerung insgesamt abzie- 
len, wie z.B. der Daily Challenge, berichten ebenfalls an prominenter Stelle über die 
Karibik und machen kein Geheimnis aus der westindischen Herkunft der Herausge- 
ber. Darüber hinaus gibtesmindestens drei Radiostationen, die vor allem am Wochen- 
ende ausschließlich karibische Musik und Informationen senden. 
In dem Maße, wie Einwanderer aus der gesamten englischsprachigen Karibik, aber 
auch aus Haiti in denselben neighborhoods leben und täglich Umgang miteinander 
pflegen, verstärkt die Migrationserfahrung eine kollektive westindische bzw. afro- 
karibische Ethnizität und Kultur, nicht aber den Rekurs auf die jeweilige nationale 
- Herkunft. Bevölkerungsgruppen, die vor ihrer Einwanderung nach New York oft 
sehr wenig Kontakt untereinander hatten, wurden (und werden) in New York City 
räumlich und sozial zusammengebracht und generieren in der Folge eine spezifisch 
afrokaribische Kultur und Identität. In bestimmter Weise haben erst der Wanderungs- 
prozeß und das konzentrierte Zusammenleben in New York City eine umfassende 
westindische bzw. afrokaribische Ethnizität und Kultur erzeugt, ein umfassendes 
afrokaribisches Bewußtsein unter den Einwanderern, das die traditionellen insularen 
. Begrenzungen überwunden hat. Die westindische Förderation mag in der Karibik 
gescheitert sein, in Brooklyn ist sie zunehmend erfolgreich (Lewis 1982). 
Die Existenz und Bedeutung einer solchen internationalen afrokaribischen Ethnizität 
und Kultur zeigt sich auch und besonders in dem afrokaribischen Ereignis in der 
Metropole, dem westindischen Karneval, der jedes Jahr in Brooklyn stattfindet. Der 
West Indian American Day Carnival (wie dieser Karneval offiziell heißt) bringt jedes 
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Jahr, fast völlig ignoriert von den nicht-karibischen New Yorkern und der nicht-kari- 
bischen Presse, mehrere offizielle Konzert- und Kostümwettbewerbe sowie hunderte 
von inoffiziellen, kommerziell oder privat organisierten Shows, Tänzen, Festivitäten 
und Parties in den zwei Wochen vor dem Labor Day hervor und findet seinen Höhe- 
punkt in einem Umzug von zehntausenden kostümierten Tänzern und Musikern und 
hunderttausenden (in den letzten Jahren jeweils weit über eine Million) von partizi- 
pierenden Zuschauern auf dem mehrspurigen Eastern Parkway. Während des Labor 
Day Wochenendes verdoppelt sich die westindische Bevölkerung Brooklyns. West- 
inder kommen aus den nahen New Yorker Vororten und dem benachbarten New Jer- 
sey bis zum entfernten Texas oder Kalifornien, aus allen Teilen Kanadas und selbst 
aus der Karibik und England, um den Karneval bei Verwandten und Freunden in 
Brooklyn zu verbringen. 
Der westindische Karneval in New York City geht zurück bis in die 20er Jahre als 
westindische Einwanderer aus Trinidad in Harlem Kostümfeste, steelband- und Ca- 
lypso-Konzerte in großen Ballsälen organisierten. 1947 fand der erste Straßenkarne- 
val auf der 7. Avenue in Harlem statt, wegen des Wetters auf den Labor Day Anfang 
September verlegt. Der Harlem-Karneval dauerte bis 1964 an, als er wegen des Aus- 
bruchs von »Krawallen« verboten wurde. Weil das Gros der westindischen Einwan- 
derer seit Mitte der’60er Jahre sich in Brooklyn niedergelassen hatte, verlagerte sich 
der westindische Karneval dorthin. Wegen der schlechten Reputation und staatlicher 
Repressalien wurde er zunächst nur inoffiziell in kleinen Seitenstraßen in Form von 
Blockparties gefeiert, seit 1969 jedoch mit amtlicher Genehmigung auf dem Eastern 
Parkway, wo er trotz zeitweiliger »Krawalle< und Gewaltausbrüche sowie verschie- 
dener, allerdings fehlgeschlagener Versuche, dem Karneval eine größere »Respekta- 
bilität« und »Professionalität« durch die Verlegung nach Manhatten zu verleihen, 
‚seitdem verblieben ist und sich zum größten ethnisch-kulturellen Spektakel Nord- 
amerikas entwickelt hat. 
Obwohl der Brooklyn-Karneval der Form nach immer noch trinidadisch geprägt ist, 
haben die nicht-trinidadischen Elemente im Laufe der Zeit zugenommen; so hörtman 
neben Calypso und Soca immer häufiger Ska und Reggae aus Jamaika, Merengue aus 
Haiti oder Spouge aus Barbados. Insgesamt hat der Brooklyn-Karneval sich immer 
mehr zu einem pan-westindischen bzw. afrokaribischen Ereignis entwickelt und die 
Loyalitäten zu den jeweiligen Inseln unter der Hand in ein neues Gefühl westindischer 
Solidarität transformiert (Hill/Abramson 1979: 83). Damit hat das traditionelle Kar- 
nevals-Motto »All of we is one« über die symbolische Verkehrung und Einebnung 
sozialer Hierarchien und Unterschiede hinaus die Bedeutung der Egalisierung der 
nationalen und insularen Herkunft angenommen. Statt Flaggen und Symbole natio- 
naler Identitätdominieren Masken und Kostüme, deren egalisierende Formen und In- 
halte sozusagen zum Symbol westindischer Einheit geworden sind (Kasınitz/Frei- 
denberg-Herbstein 1987: 343). 
Symbolisiert der Brooklyn-Karneval einerseits in besonderer Weise, die sich zuneh- 
mend herausbildende ethnisch-kollektive Identität der afrokaribischen Einwanderer- 
community in New York City, so hater auch das ambivalente Verhältnis der Westinder 
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zur schwarzen us-amerikanischen Bevölkerung gezeigt. Trotz der vielfachen Beto- 
nung schwarzer Einheit und der gemeinsamen Erfahrung der Sklaverei symbolisiert 
der Karneval eine Form der kollektiven Identität, die sich — durchaus in einer be- 
stimmten Tradition New York Citiys — als ethnische, eben als westindische definiert 
und karibische und nordamerikanische Afroamerikaner auseinanderdividiert. Eine 
solche Trennung ist jedoch angesichts der Subsumtion der Westinder unter das rassi- 
sche Etikett »schwarz« durch das mainstream (d.i. weiße) Amerika und die damit ein- 
hergehende, allen Afroamerikanern gemeinsame Erfahrung sozialer und politischer 
Marginalisierung problematisch. Es ist daher nicht zufällig, daß die kollektive west- 
indische Identität in New York City nicht politisch, sondern kulturell definiert worden 
ist. Nur so konnte sich das ambivalente Verhältnis der Westinder zu den schwarzen 
US-Amerikanern in seiner Widersprüchlichkeit fortsetzen. 

Aber das pan-karibische Modell einer ethnischen Identität ist auch innerhalb der 
afrokaribischen community nicht unumstritten. Viele jüngere Westinder, die von den 
Rastas beeinflußt sind, lehnen dieses ethnische Modell zugunsten einer panafrikani- 
schen Vision ab, die auf die Einheit aller Afroamerikaner in der »Neuen Welt« zielt. 
Aberauch hier wird eine tendenziell internationale afroamerikanische »Weltanschau- 
ung« in einer spezifischen, nämlich jamaikanischen Form geäußert. 

Die neuen afrokaribischen Migranten haben weniger ein Bewußtsein »schwarz« zu 
sein, mitgebracht als ein Bewußtsein ihrer spezifisch (insularen) karibischen Her- 
kunft. In New York City wurde dieses nationale oder insulare Selbstverständnis in 
eine umfassendere afrokaribische Identität und Kultur transformiert. Ihren europäi- 
schen Vorgängern nicht unähnlich, haben karibische Migranten ein ethnisches Be- 
wußtsein entwickelt, obwohl sie weniger als jene geneigt sind, sich zu assimulieren. 
Auch wegen des weit verbreiteten Rassismus haben sie den »Traum von der Rück- 
kehr« lebendig gehalten, selbst wenn er sich als äußerst schwierig zu realisieren 
herausgestellt hat. In gewisser Weise ist der »Traum von der Rückkehr« selbst ein 
Ausdruck der Lebendigkeit der westindischen ethnischen Identität. Darüber hinaus 
hat die geographische Nähe zwischen der Karibik und New York City zu einer kon- 
tinuierlichen Hin- und Her-Bewegung von Menschen, materiellen Gütern, Geld, 
Kultur, Lebensstilen und Ideen geführt und damit zur Erhaltung starker familialer und 
kultureller Bindungen zur Karibik beigetragen. 

Andererseits hat das Leben in New York City die afrokaribischen Migranten mit einer 
rassisch gespaltenen Gesellschaft Konfrontiert, die sie nicht nur rassistischen Diskri- 
minierungen ausgesetzt, sondern — schlimmer - sie undifferenziert hinter eine rigide 
color line verbannt hat. Während in der Karibik unterschiedliche Schattierungen der 
Hautfarbe eine Rolle spielen, und Geld, für die, die es haben, »weißer macht«, sind 
afrokaribische Migranten in den USA kategorisch nicht-weiß und können deshalb 
niemals, auch wenn sıe noch so hellhäutig sind, Teil der weißen »Herrenvolk«-Ge- 
sellschaft werden (van den Berghe 1967: 18). Die Reaktion der afrokaribischen Ein- 
wanderer auf diese Situation ist ambivalent. Einerseits haben sie versucht, den »min- 
derwertigen« Status der us-amerikanischen Schwarzen zu vermeiden, indem sie ihre 
Unterschiedlichkeit und westindische Herkunft betont haben. Andererseits haben die 
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Erfahrung des Rassismus gegenüber allen Afroamerikanern (und anderen people of 
color) ein Verständnis eines gemeinsamen »schwarzen Schicksals« generiert, das 
sich durchaus zu einem panafrikanischen Bewußtsein verdichten kann. Ein solches 
umfassendes »schwarzes Bewußtsein« zeigt sich insbesondere im Umgang mit dem 
weißen Amerika (Sutton/Makiesky 1987: 104 f.). Was für Formen eines schwarzen 
Bewußtseins in Zukunft auch hervorgebracht werden, es bleibt die »Dritte Welt-isie- 
rung« New York Citys, die nicht nur die Stadt nachhaltig verändert hat, sondern die 
»peripheren< Einwanderercommunities auch zu einer kulturellen und potentiellen 
politischen Kraft in der Metropolc hat werden lassen. 


»Dritte Welt-isierung« und amerikanische Identität 


Angesichts der andauernden massenhaften Migrationsbewegungen aus der »Dritten 
Welt« in den letzten 20 Jahren wurde — wie schon so oft vorher — die Frage nach der 
»amerikanischen Identität« aufgeworfen, d.h. ob die neuesten Migrationsbewegun- 
gen die Identität der amerikanischen Gesellschaft verändern oder gar gefährden wür- 
den. Damit stellt sich aber zunächst die Frage, was denn unter »amerikanischer Iden- 
tität« überhaupt zu verstehen ist (Gleason 1980). 

In der neueren (d.i. Nachkriegs-)Literatur zu dieser Frage tauchen zwei Themen im- 
mer wieder auf: Zum einen der wesentlich ideologische Charakter der »amerikani- 
schen Identität« — das was die »amerikanische Idee« (Kallen 1956), die »civil reli- 
gion« das American Way ofLife (Herbstein 1955) oder das »amerikanische Credo von 
Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit und gleichen Chancen für jedermann« (Myrdal 
1944) genannt worden ist. Zum anderen die herausragende Bedeutung der Immigra- 
tion, die These, daß der Immigrant der Prototyp des Amerikaners deshalb sei, weil er 
— wie alle Amerikaner - sich von der »alten« Gesellschaft losgerissen habe und durch 
seine Assimilierung in die »neue« Gesellschaft die typisch »amerikanische Erfah- 
rung« von Wandel, Mobilität und Zukunftsorientiertheit verkörpere (Gorer 1984, 
Handlin 1951). Zugleich stehen diese beiden Themen - die »Idee Amerika« als ein 
System von als »amerikanisch« geltenden Werten und Wahrheiten und die Realität 
und Erfahrung kontinuierlicher Einwanderungsbewegungen - in einem unmittelba- 
ren Zusammenhang. Gerade weil die USA eine »nation ofimmigrants«, einLand von 
Menschen unterschiedlichster geographischer und nationaler Herkunft sind, dessen 
Grenzen zudem lange Zeit im Fluß waren, ist »Amerika« ein vor allem moralisches 
Gebilde, das bestimmte ideologische Ansprüche an diejenigen stellt, die seine Bürger 
sein wollten. »Ein Amerikaner zu sein« bemerkte schon der deutsch-amerikanische 
Politikwissenschaftler Carl J. Friedrich, »ist ein Ideal, ein Franzose zu sein dagegen 
eine Tatsache« (Friedrich 1935, zit. in Unger 1988: 48); aber eben ein Ideal, das po- 
tentiell für jeden (Immigranten) erreichbar ist, während ein Ausländer niemals ein 
»richtiger« Franzose, Engländer oder Deutscher werden kann. Diese eigenartige 
Mischung von universell-moralischer Qualität und zu etwas Neuem geschmolzener 
Heterogenität Klang schon in Michel-Guillaume Jean de Crevecoeurs berühmten 
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(1782 zum ersten Mal erschienenen) Letters From an American Farmer an. »Was ist 
nun der Amerikaner, dieser neue Mann?« fragte Cr&vecoeur und fuhr fort: »Er istein 
Amerikaner, der alle alten Vorurteile und Verhaltensweisen hinter sich läßt und neue 
empfängt durch die neue Lebensweise, die er angenommen hat ... Er wird ein Ame- 
rikaner, indem er in den breiten Schoß unserer großen Alma Mater aufgenommen 
wird. Hier werden Individuen zu einer neuen Menschenrasse zusammengeschmol- 
zen ...« (zit. in Gleason 1980: 33). Allerdings waren Indianer und Afroamerikaner 
nicht Teil dieser »neuen Menschenrasse«; sie standen & priori außerhalb der »ameri- 
kanischen Identität«. 

Mit der Zunahme der Eiwanderungsbewegungen nach 1830 wurden die Zulassungs- 
bedingungen zur »amerikanischen Identität« auch für bestimmte Gruppen europäi- 
scher Einwanderer verschärft. Der sich neu formierende Nativismus richtete sich vor 
allem gegen katholischen Immigranten, insbesondere die Iren, und erreichte seinen 
Höhepunkt in den 50er Jahren des 19. Jahrhunderts im sogenannten »Know-Nothing- 
ism«. 

Um die Jahrhunderwende kam es zu einem neuen Aufschwung von Nativismus und 
Fremdenfeindlichkeit, diesmal vor allem gegen die Einwanderer aus Ost- und Süd- 
europa gerichtet. Er erreichte seinen Höhepunkt in dem Red Scare nach dem ersten 
Weltkrieg und in der restriktiven Einwanderungspolitik der 20er Jahre dieses Jahr- 
hunderts (Higham 1955). Zugleich war dies die Hochzeit des auf Herbert Spencers 
Konzepte der »natürlichen Auslese« und des »survival of the fittest« und die Men- 
delsche Genetik zurückgehenden »wissenschaftlichen< Rassismus, demzufolge die 
Überlegenheit der »angelsächsischen Rasse« biologisch und physisch-anthropolo- 
gisch begründet sei. 

Andererseits führten die massiven Einwanderungsbewegungen zu einer neuen Dis- 
kussion um das Verhältnis von »Ethnizität« und »amerikanischer Identität«, die zwei 
bis heute einflußreiche Konzepte hervorgebracht hat: Zum einen die schon bei Creve- 
coeur angedeutete, aber erst durch Israel Zangwilis Theaterstück The Melting Pot 
(1909) benannte und popularisierte Idee der Fusionierung der verschiedenen Immi- 
grantengruppen zu einer neuen amerikanischen spezies. Allerdings forderte der melt- 
ing pot von den Einwanderern, sich zu verändern, zu »neuen Menschen« zu werden, 
kurz: sich zu assimilieren. Und es gab immer noch jene Kategorie von »Personen«, 
die von vomherein als nicht assimilierungsfähig angesehen wurden, neben den India- 
nern und Afroamerikanern mittlerweile auch die »farbigen< Einwanderer aus Asien, 
der Karibik und Lateinamerika. Zum anderen wurde — gegen die melting pot-These 
-eine Interpretation von Ethnizität und amerikanischer Identität entwickelt, die unter 
der Bezeichnung »kultureller Pluralismus« bekannt wurde (Kallen 1924), allerdings 
in ihrer ursprünglichen Form weder die people of color miteinschloß noch als euro- 
zentrische Idee massenwirksam wurde. 

Der zweite Weltkrieg brachte zwei wichtige Veränderungen im Hinblick auf die Dis- 
kussion um die Frage der »amerikanischen Identität« hervor. Erstens generierte »das 
große gemeinsame Erlebnis« des Krieges eine neue Variante des amerikanischen Na- 
tionalismus, der (zum ersten Mal in der Geschichte der USA) alle Amerikaner euro- 
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päischer Herkunft einschloß, also auch die katholischen und jüdischen Einwanderer 
des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts. Zum anderen erhieltder (durch die gesam- 
te amerikanische Geschichte sich hindurchziehende) Ausschluß der people of color, 
von Afroamerikanern, Indianern, Latinos und Asiaten erste Risse. Der Rassismus 
wurde als »amerikanisches Dilemma« (Gunnar Myrdal) gegeißelt, ohne allerdings 
den prinzipiell demokratischen Charakter der amerikanischen Gesellschaft in Frage 
zu stellen. In der Folge wurde die amerikanische Variante der Apartheid (»separate but 
equal«) offiziell abgeschafft. Aber auch heute, mehr als 20 Jahre nach Bürgerrechts- 
und Black Power-Bewegung, sind die über 30 Millionen Afroamerikaner weder in 
den amerikanischen melting pot integriert noch im Rahmen eines »kulturellen Plu- 
ralismus« akzeptiert. Trotz errungener Bürgerrechte und gesetzlicher Antidiskrimi- 
nierungsmaßnahmen in den 60er und 70er Jahren sind die Beziehungen zwischen 
weißen und schwarzen Amerikanern bis heute nicht über das Stadium einer »eisigen 
Detente« hinausgekommen (Newsweek vom 7.3.1988: 25). 

Trotz bzw. wegen der Präsenz der von Anfang an größten aller ethnischen Gruppen, 
der Afroamerikaner, war der gesamtgesellschaftliche Konsens und die Identität der 
USA historisch eng mit der Gewährung »rassischer« Privilegien für die weiße Mehr- 
heit der Amerikaner sowie der entsprechenden Ideologie der »weißen Suprematie« 
verbunden. In der Vergangenheit wurde die »rassische« Ausgrenzung der afroame- 
rikanischen Bevölkerung unter anderem dadurch aufrecht erhalten, daß die europäi- 
schen Arbeitsmigranten nicht nur amerikanisiert, sondern vor allem in die »weiße 
Rasse« integriert und damit von ihren afroamerikanischen Klassengenossen separiert 
wurden (van Capelleveen 1988a: 85 ff., 1988b: 243 ff.). Dies dürfte angesichts der 
Verschiebung der Migrationsbewegungen zugunsten »peripherer< Populationen aus 
der »Dritten Welt« nicht mehr ohne weiteres möglich sein. Damit eröffnet sich die 
Möglichkeit eines neuen, tatsächlich alle people of color umfassenden »ethnischen 
Pluralismus«, der sich ansatzweise in der (bislang mehrheitlich von Afroamerikanern 
getragenen) Rainbow Coalition gezeigt hat. Zugleich ist aber auch die Gefahr eines 
neuen amerikanischen »weißen Nativismus« gewachsen, der die Zugehörigkeit zur 
»weißen Rasse« zum wesentlichen Kriterium der amerikanischen Identitäterhebtund 
sich gegen die zunehmende Präsenz der Migranten aus der »Dritten Welt« richtet. In 
jüngerer Zeit hat es jedenfalls schon alarmierende Stimmen gegen den massiven Zu- 
fluß von Migranten aus Ländern der »Dritten Welt< gegeben. Und in gewisser Weise 
war auch die Wahl des Republikaners George Bush zum neuen Präsidenten der USA 
und dessen erfolgreiche Wahlkampfstrategie, die Mehrheit der weißen Wahlbevölke- 
rung durch die Erzeugung anti-»farbiger< Ressentiments für sich zu gewinnen, ein 
verdecktes Votum für einen solchen »weißen« Nativismus. 
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Zu den folgenden statistischen Zahlen siehe U.S. Bureau of the Census 1975; Taeuber/Taeuber 1958; 
Easterlin 1980; Burchell 1977. 

1927 wurde das Gesetz noch einmal revidiert. Die Gesamtzahl der Einwanderer wurde auf 150000 
pro Jahr herabgesetzt; und der Umfang jeder Nationalitätengruppe richtete sich nach dem prozentua- 
len Anteil der bei der Volkszählung von 1920 bereits in den USA ansässigen Einwanderern aus dem 
jeweiligen Land. 

Nach 1927 pendelte sie sich bei jährlich 23200 ein, im Vergleich zu 127300 aus Nord- und West- 
europa. 

Zu den folgenden statistischen Zahlen siehe auch U.S. Bureau of the Census 1975, Bogue 1985, 
Reimers 1985. _ 

Die Gebiete der heutigen Bundesstaaten Kalifornien, Nevada, Arizona, Neu Mexico, Texas, die Hälf- 
te Colorados und kleinere Teile von Utah und Oklahoma gehörten alle zu Mexiko. 

Diese Zahlen sind jedoch sehr unzuverlässig, weil bis 1908 die südliche Grenze der USA kaum kon- 
trolliert wurde und auch später viele Migranten zwischen Mexiko und den USA hin und her pendelten. 
Darüber hinaus kamen zahlreiche Mexikaner ohne Einreisepapiere in die USA. Manche Experten 
gehen davon aus, daß allein in den 20er Jahren eineinhalb Millionen Mexikaner »illegal« über die 
Grenze kamen (Cardoso 1980: Kap. 5). 

Diese Zone umfaßte Indien, Indochina, Afghanistan, Arabien und andere kleinere asiatische Länder, 
nicht jedoch China und Japan, deren Migranten durch andere Gesetze restringiert wurden. 

Als Jamaica und Trinidad/Tobago 1962 die politische Unabhängigkeit erhielten, blieben die Quoten 
von 100 bestehen. 

Senator McCarran befürchtete, daß ohne eine solche Anrechnung ca. 2 Millionen Asiaten zur Ein- 
wanderung in die USA berechtigt sein würden. 

Im Unterschied zum 1965 verabschiedeten Gesetz lehnte die Kennedy-Johnson-Regierung Einwan- 
derungsquoten in der westlichen Hemisphäre ab. Im Hinblick auf Präferenzen in der östlichen Hemi- 
sphäre favorisierte sie berufliche Qualifikationen gegenüber Familienbeziehungen. 

1976 wurde das Mindestalter der betreffenden US-Staatsbürger vom Kongreß auf 21 Jahre festge- 
setzt. 

Flüchtlinge wurden als »conditional entrants« aufgenommen und konnten nach zwei Jahren Einwan- 
dererstatus (permanent residency) beantragen. Als Flüchtling wurde anerkannt, wer der Verfolgung 
in kommunistischen oder Ländern des mittleren Ostens zu entgehen suchte. 

Zu den folgenden statistischen Zahlen siehe U.S.Bureau of the Census 1988, 1982; Bogue 1985. 
Seriöse Schätzungen veranschlagen die Zahl »illegaler« Migranten in den USA zwischen 3 und 6 
Millionen; die überwiegende Mehrheit stammt aus Mexiko, aber auch eine zunehmende Zahl aus der 
Karibik und Asien. 

Als Folge einer gerichtlichen Klage verschiedener humanitärer Organisationen mußte Präsident 
Carter schließlich doch zahlreichen Flüchtlingen aus Haiti Asyl gewähren. Allerdings hat dies an der 
prinzipiellen Einschätzung der Haitianer als »Wirtschaftsflüchtlinge« nichts geändert. 

Asyl unterscheidet sich rechtlich vom Flüchtlingsstatus und ist sehr viel schwieriger zu erhalten. 
Daß die Einwanderung aus Afrika relativ gering geblieben ist, hängt damit zusammen, daß die Ver- 
flechtungen zwischen den USA und Afrika bisher noch nicht so eng sind wie die mit Lateinamerika, 
der Karibik und Asien. 

Zu den folgenden statistischen Daten siehe U.S. Bureau of the Census 1986, Bogue 1985, Kraly 1987. 
Zum folgenden siehe auch van Capelleveen 1985. 

Die überwiegende Mehrheit der karibischen Migranten in New York City kommt aus der englisch- 
sprachigen Karibik, deren Bevölkerung mehrheitlich Nachfahren afrikanischer Sklaven sind (Aus- 
nahme: Trinidad und Guyana). Die einzige zahlenmäßig relevante afrokaribische Population, die 
nicht aus dem anglophonen Teil der Karibik stammt, sind die Migranten aus Haiti. Insofern benutze 
ich die Begriffe »afrokaribisch« und »westindisch« synonym. Zum folgenden siehe auch var Capel- 
leveen 1989. 
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Horst Heitmann 
Reagans Politk gegenüber Nicaragua 


Zusammenfassung: Der Artikel analysiert die Stationen der Nicaragua-Politik der 
Reagan-Administration seit Beginn der 80er Jahre. Dabei werden nicht nur die 
außenpolitischen Funktionen dieser Politik sondern auch ihre innenpolitischen Kon- 
sequenzen untersucht. 


Vor knapp 15 Jahren empfahl der für Lateinamerika zuständige Staatssekretär Wil- 
liam D. Rogers seinem Chef im US State Departement, Henry Kissinger, die bilaterale 
Finanzhilfe für die Länder Mittelamerikas ganz einfach über Nacht zu streichen. An 
diesen Vorschlag erinnerte sich der ehemalige Staatssekretär während eines Sympo- 
siums zum aufschlußreichen Thema »Die mittelamerikanische Krise und die westli- 
che Allianz«. Rogers gab freimütig zu Protokoll, daß er im State Departement sicher- 
lich weniger als-drei Prozent seiner Arbeitszeit damit zugebracht habe, »über Zentral- 
amerika nachzudenken«. Allerdings erwähnte der frühere Mitarbeiter Kissingers mit 
keiner Silbe, wer Anfang der 70er Jahre dafür sorgte, daß »unsere Interessen so gut 
beschützt waren«, um die 50 Mio. Dollar an jährlicher Finanzhilfe problemlos strei- 
chen zu können (vgl. Ciricione 1985, S. 11). Aber wie sich die Zeiten doch ändern: 
Im Jahre 1983 saß Rogers zusammen mit seinem früheren Chef aus dem US-Außen- 
ministerium in einer von Reagan gebildeten Beratergruppe mit dem offiziellen Titel 
»National Bipartisan Commission on Central America«, kurz Kissinger-Kommission 
genannt. Diese »überparteiliche« Kommission, dıe im Januar 1984 ihren Bericht vor- 
legte, hatte vor allem symbolische Bedeutung für die geographische Adjustierung gen 
Süden in der amerikanischen Außenpolitikdebatte. Kissinger hatte sich nıe für die 
Nord-Süd Debatte oder die Problematik Lateinamerikas interessiert (von den fünf 
kleinen mittelamerikanischen Ländern ganz zu schweigen). Den Außenminister der 
chilenischen Frei-Regierung, Gabriel Valdez, beispielsweise belehrte Kissinger ım 
Juni 1969 in bekannt arroganter Manier: »Herr Minister, Sie hielten eine merkwür- 
dige Rede. Sie kamen hierher, um über Lateinamerika zu sprechen, aber das ist nicht 
wichtig. Nichts Wichtiges kommt aus dem Süden. Im Süden ist niemals Geschichte 
gemacht worden. Die Achse der Geschichte beginnt in Moskau, geht nach Bonn, 
kommt herüber nach Washington und geht dann nach Tokyo.« (Hersh 1983, S. Fa) 
Scheinbar wurde im Süden plötzlich doch Geschichte gemacht... 

Innerhalb weniger Jahre nach der nicht durchgeführten Rogers-Empfehlung wurde 
die mittelamerikanısche Region zum Thema Nummer Eins in Washington. Einige der 
»Beschützer« amerikanischer Interessen waren offenkundig in eine Sackgasse gera- 
ten. Das galt insbesondere für die Somoza-Diktatur in Nicaragua, die ım Juli 1979 von 
der sandinistischen Befreiungsfront (FSLN) gestürzt wurde. In EI Salvador mußte 
von US-amerikanischer Seite ähnliches befürchtet werden. 50 Jahre lang hatten 
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diverse Militärregimes dort für »Ruhe und Ordnung« gesorgt. Anfang der 80er Jahre 
war die Oligarchie El Salvadors ernsthaft von einer sozialen Revolution bedroht. Die 

- Kissinger-Kommission gab der Reagan-Administration in ihrem 132seitigen Bericht 
einen Blankoscheck für die Politik gegenüber EI Salvador'. Zwar konnte sich die 
Kommission nicht auf einen geschlossenen, aber dennoch auf einen gemeinsamen 
Standpunkt zu Reagans Contra-Politik verständigen, aber dennoch war man sich in 
der Bewertung des sandinistischen Nicaraguas durchaus einig: Das Land wurde als 
Bedrohung für die Länder in der Region und somit für die legitimen Sicherheitsinter- 
essen der USA dargestellt. Die Mitglieder der Kissinger-Kommission hatten übrigens 
nur wenige Stunden in Nicaragua zugebracht, jedoch stimmten sie schnell darin 
überein, daß die Bevölkerung Nicaraguas einer totalitären Repression ausgesetzt sei 
(vgl. The Nation, 28.1.1984). Kurzum, der Begriff von einem »zweiten Kuba« hatte 
in Washington spätestens seit dem Amtsantritt der Reagan-Administration die Runde 
gemacht. 


Die Reagan-Doktrin 


Die Sandinistas waren gerade ein knappes Jahr an der Macht, als im Juli 1980 in 
Detroit der Wahlparteitag der Republikaner stattfand. Bekanntlich wurde Ronald 
Reagan zum Kandidaten für das Präsidentschaftsamt nominiert und er gewann die 
Wahl beinahe erdrutschartig gegen den amtierenden Präsidenten Carter. Ein Mitar- 
beiter des erzkonservativen Senators Jesse Helms aus North Carolina sorgte dafür, 
daß das offizielle Programm der Republikaner einen Passus zu Nicaragua aufnahm. 
Die republikanische Partei gelobte darin ihre Unterstützung für die »Bemühungen des 
nicaraguanischen Volkes, eine freie und unabhängige Regierung zu etablieren« (vgl. 
Gutman 1988, S. 20). Das Gelöbnis der Republikaner, die Sandinisten zu stürzen, war 
durchaus ernst zu nehmen. Schon während der Vorwahlkampagne hatte der Kandidat 
Reagan die Carter-Administration wiederholt für den »Verlust« Nicaraguas verant- 
wortlich gemacht. Nachdem Reagan im Januar 1981 ins Weiße Haus eingezogen war, 
entpuppte sich Nicaragua sehr schnell als ein Testfall für die agressive Außenpolitik 
der neuen republikanischen Regierung. 

Über die USA schwappte 1979/80 eine neo-nationalistische Welle, auf der Reagan 
erfolgreich ins Weiße Haus getragen wurde. Die sowjetische Invasion Afghanistans 
und das Geiseldrama in der US-Botschaft im Iran hatten eine neue Periode des Kalten 
Krieges eingeläutet. Reagan war immer ein scharfer Widersacher der amerikanischen 
Entspannungspolitik gewesen. Er repräsentierte wie kein anderer Politiker den 
rechten hard-liner Flügelinnerhalb derrepublikanischen Partei. Unzählige Male hatte 
Reagan dem Wahlvolk verkündet, daß seine Administration weltweiteine Politik der 
Stärke betreiben würde. Ein schwaches Amerika und das sogenannte »Vietnam- 
Syndrom« sollten endlich der Vergangenheit angehören. Reagans außenpolitische 
»Philosophie« konnte kurz und bündig in zwei Worte zusammengefaßt werden: 
Globaler Antikommunismus. Die Strategie der Reagan-Administration umfaßte fol- 
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gerichtig drei wesentliche Elemente: Erstens, durch ein intensiviertes Aufrüstungs- 
programm sollte die absolute militärische Vorherrschaft der USA global abgesichert 
werden. Zweitens sollten »strategische Gewinne« der Sowjetunion in der Dritten 
Welt zurückgedrängt (roll-back) und drittens weitere »Vorstöße« des kommunisti- 
schen Gegners verhindert werden (containment). 

Die Reagan-Administration machte in ihrer ideologischen Besessenheit keinen Un- 
terschied zwischen sozialrevolutionären Befreiungsbewegungen in der Dritten Welt 
und der sowjetischen Außenpolitik. Für Reagan und seine Ideologen gab es keinen 
Zweifel daran, daß das Streben nach geseilschaftlichem Wandel nicht in den ausge- 
powerten Entwicklungsländern selbst entsteht, sondern direkt von Moskau und Ha- 
vanna gesteuert wird. Das Ost-West Feindbild stimmte wieder. Die Cartersche Men- 
schenrechtspolitik war ohnehin schon geraume Zeit vor Reagans Amtsübernahme 
geräuschlos begraben worden. Reagans erster Außenminister, der frühere NATO- 
Oberbefehlshaber General Haig, kündigte sofort eine außenpolitische Prioritätsver- 
lagerung in Richtung internationaler Terrorismusbekämpfung an. Der selbsternannte 
»Vikar« Reaganscher Außenpolitik argumentierte nämlich, daß nicht Regierungen, 
sondern »Terroristen« die größten Menschenrechtsverletzer seien (vgl. NACLA 
1981, S. 26). Folgt man dieser Logik, dann kann die Unterstützung »autoritärer Re- 
gime« (Kirkpatrick 1979) als wichtiger Beitrag im Kampf für die Verteidigung der 
Menschenrechte angesehen werden. Die angeblich von Moskau gelenkten Befrei- 
ungsbewegungen, wie z.B. die Frente Sandinista oder die FMLN in El Salvador, wur- 
den von der Reagan-Administration selbstverständlich mit dem Etikett des Terroris- 
mus versehen. Die andere Seite der Medaille von Reagans Außenpolitik gegenüber 
der Dritten Welt bestand in der »rollback« Rhetorik, die man aus der Mottenkiste des 
Kalten Krieges hervorgekramt hatte. Das militärische Gerede vom Zurückdrängen 
des sowjetischen Einflußgebiets wurde jedoch sehr schnell als praktische Politik im- 
plementiert. Die »roll-back« Rhetorik legte den Grundstein für eine Außenpolitik, die 
inzwischen als Reagan-Doktrin bekannt ist. 

Die Reagan-Doktrin hatte längst eine klare Gestalt angenommen, als die politische 
Publizistik in den USA diesen Begriff in die Welt setzte. Der Journalist Charles Kraut- 
hammer hat 1985 zum erstenmal in einem Essay in dem Nachrichtenmagazin TIME 
von einer Reagan-Doktrin gesprochen. Es geht dabei ganz einfach um die Unter- 
stützung der amerikanischen Regierung für antikommunistische Guerillakämpfer. 
Reagans ehemaliger Wahlkampfmanager, William Casey, hat die Doktrin wie folgt 
auf den Begriff gebracht: »roll-back by proxy«. Casey wußte wovon er sprach. Bis zu 
seinem Tode im Jahre 1987 war er Direktor der CIA. Der Geheimdienst spielte eine 
zentrale Rolle bei der amerikanischen Hilfe für die von Reagan häufig als »Freiheits- 
kämpfer« bezeichneten Banden, die den Umsturz sozialrevolutionärer Regierungen 
betrieben. Die Reagan-Administration warf in diesem Zusammenhang immer fünf 
Länder der Dritten Welt in einen Topf: Afghanistan, Angola, Äthiopien, Kampuchea 
und natürlich Nicaragua. Folgte man Casey, so handelte es sich bei dieser Gruppe um 
»besetzte« Länder, die mit Hilfe der USA befreit werden müßten (vgl. Gutmann 1988, 
S. 271-273). Der Washington Post Journalist Bob Woodward schrieb in seinem Buch 
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über die geheimen Operationen der CIA zur Zeit der Reagan- Administration, daß 
Casey alle antikommunistischen Widerstandsbewegungen als eine Einheit begriff 
(Woodward 1987, S. 426). In der amerikanischen Unterstützung dieses angeblich 
einheitlichen Widerstandes sollte wohl das außenpolitische Vermächtnis der Reagan- 
Administration liegen?. 


Die Destabilisierung Nicaraguas beginnt 


Für die Ideologen der Reagan-Administration war der »Verlust« Nicaraguas ein 
symbolisches Zeichen für den Niedergang der amerikanischen Weltmacht, lag dieses 
Land doch im »weichen Unterleib Amerikas« (so der Abgeordnete Jack Kemp auf 
dem Parteitag der Republikaner 1980 in Detroit). Ineinem zu Beginn der Reagan Ära 
veröffentlichten Artikel stellte die frühere UNO-Botschafterin J. Kirkpatrick die 
rhetorische Frage, was denn die Carter-Regierung in Nicaragua eigentlich gemacht 
habe. Ihre Antwort lautete lapidar, »sie stürzte das Somoza-Regime« (Commentary, 
Januar 1981). Unerwähnt blieb in den republikanischen Attacken gegen Carters 
»Verlust« von Nicaragua, daß die USA 1979 bis zuletzt versucht hatten, die Macht- 
übernahme der Sandinistas zu verhindern. An erster Stelle stand dabei das vergebliche 
Unternehmen, die somozistische Nationalgarde quasi in letzter Minute als Institution 
zu retten. Nach der Revolution in Nicaragua war esin der Tat der demokratische Präsi- 
dent Jimmy Carter, der ihre Destabilisierung in Angriff nahm. Im Grunde genommen 
begann die von den USA organisierte Konterrevolution am 19. Juli 1979, dem Tag des 
sandinistischen Triumpfes in Managua. An diesem Tag landete eine amerikanische 
DC-8 in der Hauptstadt Nicaraguas, um Kommandeure der Nationalgarde Somozas 
nach Miami auszufliegen. In den darauffolgenden Tagen kamen noch weitere US- 
Militärmaschinen nach Managua. Die Flugzeuge waren übrigens als Transporte des 
Roten Kreuzes getarnt (vgl. Kornbluh 1987, S. 21). Die USA kümmerten sich um die 
Restbestände einer Militärtruppe, die sie fünfzig Jahre zuvor selbst aufgebaut hatten, 
um die eigenen Marines endlich aus Nicaragua abziehen zu können. Die Ex-Natio- 
nalgardisten begannen alsbald damit, Rückkehrpläne zu schmieden. Als Reagan im 
Januar 1981 die Amtsgeschäfte im Weißen Haus übernahm, hatte Carters Regierung 
schon 1 Mio. Dollar über die CIA nach Nicaragua transferiert, um die Organisation 
von Oppositionsgruppen gegen die revolutionäre Regierungsjunta zu finanzieren. 
Wenige Tage vor dem Ende seiner Präsidentenschaft suspendierte Carter auch noch 
die US-Wirtschaftshilfe an Nicaragua?. 

Die Reagan-Administration hieß das geheime CIA-Programm von Carter bereits zwei 
Monatenach dem Regierungswechsel auf 19,5 Mio. Dollar aufstocken. Reagan unter- 
breitete den zuständigen Kongreßausschüssen ein sogenanntes »Presidential Find- 
ing« zu den geplanten Aktionen in Nicaragua. Der US-Präsident bekundete darin, 
erstens, daß diese Geldmittel »gemäßigteren« Gegnern der Sandinistas zufließen soll- 
ten. Zweitens berichtete Reagan an die beiden Geheimdienstausschüsse des Kongres- 
ses, daß die Sandinistas den Waffennachschub für revolutionäre Gruppen in den 
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Nachbarländern El Salvador, Honduras und Guatamala betreiben. Reagans »Presi- 
dential Finding« forderte deshalb eine Politik zur Abriegelung dieser Waffenlieferun- 
gen (»arms interdiction program«), vgl. Kornbluh, S. 23). Die Geheimdienstaus- 
schüsse von Repräsentantenhaus und Senat tagen grundsätzlich hinter verschlosse- 
nen Türen. Die amerikanische Öffentlichkeit erfuhr deshalb im März 1981 nichts von 
dem geheimen CIA-Programm, das die Regierung in Angriff genommen und den 
Ausschüssen des Kongresses vorgelegt hatte*. 

Der traditionelle Hinterhof der USA diente der Reagan-Regierung quasi als inter- 
nationale Schaubühne für ihre neue Politik der Stärke. Deshalb wurde die Strategie 
gegenüber Zentralamerika von derrepublikanischen Administration als erstes außen- 
politisches Thema behandelt. Reagen konnte hier einen Maßstab für seine knallharte 
antikommunistische Politik setzen. Das konterrevolutionäre Konzept der Ideologen 
um Reagan lautete wie folgt: Wenn die USAnichteinmal eine Bedrohung ihrer global 
definierten Sicherheitsinteressen im eigenen Hinterhof handhaben können, dann ist 
die weltweite Glaubwürdigkeit der amerikanischen Supermacht ernsthaft gefährdet. 
Kirkpatrick sagte in diesem Zusammenhang im März 1981 in einer Rede: »Warum ist 
Zentralamerika und die Karibik der wichtigste Ort der Welt für uns? Der Grund dafür, 
so glaube ich, ist geopolitisch« (vgl. Gutman, S. 31). Das Thema Zentralamerika 
wurde in Washingtoner Regierungskreisen und in der amerikanischen Presse lebhaft 
diskutiert. Nach der gescheiterten Endoffensive der FMLN in El Salvador war es 
keine Überraschung, daß sich die Reagan-Administration sofort mit der Region 
befaßte. Ein zweites »Nicaragua« mußte unbedingt verhindert werden. General Haigs 
Ära der Terroristenbekämpfung schien angebrochen zu sein. Der Außenminister 
machte kriegerische Andeutungen in Richtung Kuba, als er öffentlich forderte, daß 
die USA zur »Quelle« der Unruhen in Mittelamerika vorstoßen müßten. Eine Quaran- 
täne der Karibikinsel schien selbst Reagan zu weit zu gehen, von den nervös gewor- 
denen US-Militärs ganz zu schweigen. 
Doch zurück zu Nicaragua. Wie bereits angedeutet, wollten es die Ideologen der 
Reagan-Administration nicht beim traditionellen Werkzeug des Kalten Krieges be- 
wenden lassen (dem »containment« wie im Fall von El Salvador). Die als marxistisch 
leninistisch bezeichneten Sandinistas sollten vielmehr von der Bildfläche vertrieben 
werden. Übereinen Sturz der Sandinistas in Nicaraguaredete die Reagan Administra- 
tion jedoch nicht in der Öffentlichkeit. Washington beschuldigte die revolutionäre 
Junta, einen destabilisierenden Unruheherd in der Region zu bilden. Insbesondere 
wurde Nicaragua wegen der angeblichen Waffenlieferungen an die FMLN öffentlich 
angeklagt. Aber wenige Wochen nachdem die Reagan-Administration ihr 19,5 Mio. 
Dollar CIA-Geheimprogramm bezüglich Nicaragua beschlossen hatte, ließ das State 
Departement hochoffiziell verlautbaren, daß die USA keinerlei Hinweise mehr für 
nicaraguanische Waffentransporte nach EI Salvador hätten. Außerdem wurde verkün- 
det, daß die Sandinistas Propagandahilfe und andere Unterstützungsbemühungen für 
die Revolutionäre in El Salvador eingestellt hätten (vgl. Smith 1987, S. 91). Diese 
offizielle Feststellung von Reagans eigenem Außenminister spielte aber überhaupt 
keine Rolle mehr für die zukünftigen bilateralen Beziehungen der USA zum re- 
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volutionären Nicaragua. Der eigentliche Grund dieser Presseerklärung des State 
Departements vom 1. April 1981 war die Bekanntgabe über die endgültige Streichung 
der US-Wirtschaftshilfe für die Sandinistas. Der amerikanische Botschafter in Mana- 
gua, Lawrence Pezzullo, hatte zwar der Regierungsjunta noch im Januar erklärt, daß 
Washington die suspendierte Auszahlung wieder aufnehmen würde, falls die Sandi- 
nistas ihren Beistand für die Revolutionäre in El Salvador einstellten. Genau das 
hatten die Sandinistas offensichtlich getan und dafür wurden sie nun mit dem Verlust 
von 75 Mio. Dollar belohnt’. Der US-Botschafter in Managua war mit der drastischen 
Maßnahme nicht einverstanden, aber er wurde ohnehin bald von der Reagan-Regie- 
rung abgelöst. Das politische Signal aus Washington war unverkennbar. Die »roll- 
back« Strategie begann auf Touren zu kommen. 


Die Contras 


Die Schrauben gegen Nicaragua wurden allmählich fester angezogen. Reagan unter- 
zeichnete am 23. November 1981 eine Entscheidung seines nationalen Sicherheits- 
rats (NSC), die später als »Directive 17« bekannt wurde. In dieser Entscheidung wur- 
dedie CIA autorisiert, eine 500-Mann starke paramilitärische Truppe aufzubauen, die 
offiziell die Waffenlieferungen von Nicaragua nach El Salvador unterbinden sollte... 
In dem erforderlichen Bericht an die Geheimdienstausschüsse, dem »Presidential 
Finding«, sprach Reagan von begrenzten Operationen der CIA-Truppe (vgl. Leo- 
Grande 1987, S. 203). Die Kongreß-Ausschüsse beließen es bei dieser Fiktion. Die 
US-Parlamentarier versuchten nicht, die bevorstehende Eskalation gegen Nicaragua 
zu unterbinden. Öffentlich diskutiert wurde die Destabilisierungspolitik ohnehin 
nicht. Außerdem war die Reagan-Administration sowieso schon kräftig dabei, die 
somozistischen Nationalgardisten zu reorganisieren. Längst bevor Reagan seinen 
zweiten geheimdienstlichen Befund über Nicaragua vorlegte, wurden die exilierten 
Nationalgardisten in amerikanischen Trainingscamps fit gemacht. In Honduras 
bereiteten argentinische Militärs die bald als Contras bekannten Verbände auf ihre 
terroristischen Aktionen gegen Ziele in Nicaragua vor. Die Offiziere der argentini- 
schen Militärdiktatur bildeten 1981 ca. 1000 Nicaraguaner aus. Die Finanzierung 
hatte die CIA übernommen. Das sogenannte »La Tripartita«-Unternehmen (USA, Ar- 
gentinien, Honduras) funktionierte bis zum Falkland Krieg im April 1982, als sich die 
bilateralen Beziehungen zwischen den USA und Argentinien plötzlich rapide abkühl- 
ten. Zu diesem Zeitpunkt übernahm die CIA direkt das Training der Contras. Die von 
der Reagan-Doktrin anvisierten »Freiheitskämpfer« in Nicaragua wurden also von 
den USA in die Welt gesetzt. Frühere Nationalgardisten der Somoza-Diktatur wurden 
zusammen mit geflohenen, bzw. entführten Bauern in paramilitärische Banden ge- 
steckt. Training, Bewaffnung, Nachschub (einschließlich der Saläre für Kommandeu- 
re und »Soldaten«) und die Planung der Terroraktionen waren in den Händen der CIA. 
Die Contras waren nichts anderes als eine US-Söldnertruppe. Sie verwandelten das 
südliche Grenzgebiet in Honduras zu einem regelrechten Aufmarschterritorium ge- 
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gen Nicaragua. Erste »Erfolge« Konnten die Contras im Frühjahr 1982 verbuchen: 
Mordanschläge gegen Zivilisten, sandinistische Staatsbedienstete sowie gegen einen 
kubanischen Berater. Im März 1982 wurden zum erstenmal wichtige Brücken in Nica- 
ragua gesprengt (vgl. Kornbluh, S. 24-25). Der unerklärte Krieg der USA gegen Nica- 
ragua hatte nun endgültig begonnen. 


Die Diplomatische Front 


Während die Reagan-Administration den Terror gegen Nicaragua organisierte, be- 
trieb das State Departement die diplomatische Konfrontation. Eine Verhandlungs- 
lösung der Probleme USA-Nicaragua war natürlich im Interesse der Sandinistas. 
Nach der erfolglos verlaufenen Endoffensive der FMLN in El Salvador war die san- 
dinistische Revolution in Nicaragua isolierter denn je zuvor. Eine ganz andere Frage 
war es aber, ob den USA überhaupt an einer diplomatischen Lösung gelegen war. Im 
August 1981 fanden in Nicaragua mehrere Treffen zwischen den sandinistischen 
Commandantes und dem mit Lateinamerika beauftragten Staatssekretär Enders statt. 
Der US-Staatssekretär beschuldigte die Sandinistas, die Sicherheit ihrer mittelameri- 
kanischen Nachbarländer zu bedrohen. Enders offerierte Nicaragua das folgende Ver- 
handlungspaket: Die Sandinistas sollten ihre Unterstützung für die Revolutionäre in 
El Salvador sofort einstellen und die eigene »Aufrüstung« beenden. Im Gegenzug 
würden die USA ihr Neutralitätsgebot hinsichtlich der versprengten Exil-Nicaragua- 
ner beachten. Die Hardliner der Reagan-Administration begannen nach Enders Rück- 
kehrin die amerikanische Hauptstadt die ohnehin vage Aussicht einer Verhandlungs- 
lösung zu hintertreiben. Dem Staatssekretär wurde vorgeworfen, daß er bei seinen 
Gesprächen in Nicaragua die Notwendigkeit einer »Demokratisierung«® des Landes 
nicht ausreichend genug betont habe (vgl. Gutman, S. 66 f., Goodfellow 1987,8. 145). 
Nicaraguas Botschafter Cruz erhielt im September ein erstes Dokument vom State 
Departement. Arturo Cruz, der ein paar Jahre später zur zivilen Contra-Führung stieß, 
verglich den Inhalt des Papiers mitden Bedingungen einer Siegermacht (vgl. Gutman, 
5.71). Das State Departement forderte eine de facto Entwaffnung der sandinistischen 
Armee (z.B. sollte Nicaragua sich verpflichten, diverse Waffen, Hubschrauber usw. 
nicht zu erwerben). Der Rückexport von 15 sowjetischen Panzern wurde zu einer 
Vorbedingung für weitere Verhandlungen gemacht. Die bilaterale Diplomatie kam 
endgültig zum Stillstand, als die Sandinistas ihrerseits forderten, daß die USA die 
Trainingslager für Exil-Nicaraguaner in den USA auflösen müßten, bevor die Ver- 
handlungen fortgesetzt werden können. Diese kurzlebige Episode im Sommer des 
Jahres 1981 machte klar, daß es der Reagan-Administration nicht darum ging, einen 
modus vivendi mit dem revolutionären Nicaragua zu finden: eine Isolierung des san- 
dinistischen Regimes reichte ihr nicht aus. 

Im April 1982 fand eine zweite Verhandlungsrunde mit Nicaragua statt, die auf Ini- 
tiative Mexikos zustandegekommen war. Die USA forderten nun explizit ein plura- 
listisches politisches System, ein gemischtes Wirtschaftssystem und eine paktfreie (!) 
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Außenpolitik Nicaraguas. Das State Department hatte ein 8-Punkte Papier unterbrei- 
tet, woraufhin Nicaragua sich dialogbereit erklärte und einen Gegenvorschlag nach 
Washington schickte. Aber dieser zweite Aufguß der Enders-Verhandlungen verlief 
schon nach wenigen Wochen im Sande. Den eigentlichen Zweck für die diplomati- 
schen Gespräche mit den Sandinistas enthüllte ein Papier des nationalen Sicherheits- 
rates (NSC), das später der Presse zugespielt wurde (vgl. NYT, 7.4.83). In zynischer 
Offenheit forderte das NSC-Papier eine aktive diplomatische Kampagne der USA, 
um z.B. Mexiko und westeuropäische Sozialdemokraten zu beeinflussen. Der NSC 
stellte fest, daß die Sandinistas wegen des Terrors der Contras (»our covert efforts«) 
unter Druck geraten seien. Dieser Druck auf Nicaragua und Kuba müsse verstärkt 
werden, um den Preis ihres »Interventionismus« in der Region nach oben zu schrau- 
ben. Die Reagan-Administration müsse den Verhandlungsaspekt auch deswegen auf- 
rechterhalten, um den US-Kongreß beeinflussen zu können (vgl. Goodfellow, S. 148). 
Die amerikanischen Scheinverhandlungen mit den Sandinistas waren in erster Linie 
an die Adresse des amerikanischen Kongresses gerichtet. Die US-Regierung befürch- 
tete, daß der Geldhahn für die Contras zugedreht werden könnte. 

Nicaragua hatte immer direkte Verhandlungen mit den USA gefordert. Im Oktober 
1983 besuchte Außenminister d’Escoto Washington und bot eine Reihe von Zuge- 
ständnissen an. Nicaragua war beispielsweise bereit, über den Abzug von Militär- 
beratern und das Verbot von ausländischen Basen zu verhandeln. Die US-Regierung 
lehnte dieses Angeboteinfach abund verwies auf die Contadora-Initiative (vgl. Smith 
1987). Scheinbar rechneten die USA nicht damit, daß Nicaragua die Contadora-Emp- 
fehlungen akzeptieren würde. Erst als die Reagan-Administration Probleme mit der 
Contra-Finanzierung bekam, begab sich Außenminister Shultz wieder auf das diplo- 
matische Gleis’. Während eines zweistündigen Aufenthalts auf dem Flughafen von 
Managua machte der amerikanische Außenminister Daniel Ortega am 1. Juni 1984 
den Vorschlag, direkte Gespräche aufzunehmen. Diese Verhandlungen begannen im 
Juni in Manzanillo (Mexiko), wurden aber im November 1984 von den USA auf- 
gekündigt. Es war das letzte Mal, daß die Reagan-Administration direkte Verhand- 
lungen mit den Sandinistas führte. Als Reagan im Frühjahr 1985 vom amerikanischen 
Kongreß eine Wiederaufnahme der finanziellen Unterstützung der Contras forderte, 
schrieb er einen offiziellen Brief an den Senat. Er versprach darin, die bilateralen Ver- 
handlungen mit der Regierung Nicaraguas neu zu beleben. Einige Monate später for- 
derten die Contadora-Außenminister Nicaragua und die USA auf, ihre direkten Ge- 
spräche fortzusetzen. Die Sandinistas stimmten sofort zu, aber Reagan reagierte nicht 
auf diese Empfehlung (vgl. Smith, S. 99). Das Contra-Paket war inzwischen verab- 
schiedet. Die Reagan-Administration forderte seit 1985 von der Regierung Nicara- 
guas die Aufnahme direkter Verhandlungen mit den Contras. 

Am 1. Mai 1985 verordnete Reagan einen totalen Handelsboykott gegen Nicaragua. 
Der Boykottist seitdem jährlich erneuert worden. Die Sandinistas hielten trotzdem an 
ihrer Forderung nach Verhandlungen mit den USA fest. Die Nicaraguapolitik der 
USA bestand von nun an nur noch in der bedingungslosen Unterstützung der Contras. 
Im Juli 1985 wurde der Hardliner Elliot Abrams im State Departement zum für Latein- 
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amerika zuständigen Staatssekretär ernannt. Abrams wichtigster Job im amerikani- 
schen Außenministerium war das Management der Contra-Politik. ° 


Organisierter Terror 


Im Herbst 1982, ein Jahr nachdem Reagan »Directive 17« unterzeichnethatte, waraus 
dem geplanten 500-Mann starken CIA-Team zur Unterbindung der sandinistischen 
Waffenhilfe für die FMLN eine Kleinarmee von ca. 4000 Kämpfern geworden. Die 
im amerikanischen Sold stehenden Contras waren bereits dreimal so groß wie die 
CIA -trainierten Exil-Kubaner, die 1961 in der Schweinebucht gelandet waren. Rea- 
gans Contra-Politik war zum größten CIA-Unternehmen seit Bestehen des Geheim- 
dienstes geworden. Die in Honduras operierenden Contras wurden von dem letzten 
Militärattache des Somoza-Regimes in Washington, Oberst Enrique Bermudez, kom- 
mandiert. Die Contras in Honduras nannten sich Demokratische Front Nicaraguas 
(FDN). Die FDN war im August 1981 auf Initiative der CIA in Guatemala-City 
gegründet worden. Die Gründung der FDN fand zum gleichen Zeitpunkt statt, als sich 
Staatssekretär Enders zu Verhandlungen mit den Sandinistas in Managua aufhielt. In 
Costa Rica operierte zu Beginn der achtziger Jahre eine andere Contra-Fraktion, die 
Revolutionär-Demokratische Allianz (ARDE). Diese Organisation stand nicht unter 
der Führung von Ex-Somozisten, sondern wurde von dem ehemaligen Sandinista 
Eden Pastora und einem früheren Mitglied der revolutionären Regierungsjunta in 
Nicaragua, dem Geschäftsmann Alfonso Robelo, geleitet. Die CIA unterstützte auch 
diesen Ableger der Konterrevolution, um die sogenannte Südfront aufzubauen. Pres- 
seberichten zufolge erhielten die ARDE-Contras zeitweilig eine monatliche Hilfe in 
Höhe von 400000 Dollar (vgl. Armstrong 1987, S. 55). Eden Pastora bot sich als 
»saubere« Ergänzung zu den Ex-Somozisten an. Aber Pastora widerstand dem Druck 
der CIA, seine Truppe mit der größeren FDN in Honduras zu vereinigen. Er wollte 
nicht direkt mit den Ex-Somozisten kooperieren. Im Mai 1984 wurde auf Pastora ein 
Attentat verübt, bei dem mehrere ausländische Journalisten getötet und schwer ver- 
letzt wurden?. Ein Jahr später sorgte die Reagan-Administration dafür, daß die Con- 
tras eine neue militärische Führung bekamen. Eine Dachorganisation namens UNO 
(Vereinigte Nicaraguanische Opposition) wurde gegründet. Ihre Spitze bestand aus 
dem FDN-Führer A. Calero und zwei ehemaligen Verbündeten der Sandinistas, A. 
Cruz undA. Robelo. Diese Organisation sollte den somozistischen Contras die nötige 
demokratische Legitimation verschaffen. Als Reagan in einer seiner vielen Propagan- 
dareden zu Gunsten der Konterrevolutionäre vor der Presse ausrief, »I’m a contra 
too«, standen die frischgebackenen UNO-Führer neben ihrem Arbeitgeber. Calero 
stieß ein unvergeßliches »Viva Reagan« aus. Der Contra-Zirkus näherte sich seinem 
Washingtoner Höhepunkt..... (vgl. Cockburn 1987, S. 249). Wie sich später heraus- 
stellte, wurden die drei Führungsfiguren damals von einem Beamten des NSC auf die 
Gehaltsliste eines Contra-Spendensammlers gesetzt?. Als »Angestellte« der US-Re- 
gierung hatten die drei den Terror der Contras an die Abgeordneten des Kongresses 
zu vermarkten. Cruz tratrelativ schnell von seinem Posten zurück. Robelo gehört seit 
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mehr als einem Jahr nicht mehr zur Contra-Führung, die zur Zeit aus einem 7-köp- 
figen Direktorium besteht. 

Die Contras intensivierten Ende 1982/Anfang 1983 ihren Terror gegen Ziele im Osten 
und Innern Nicaraguas. Der Terror wurde zu einem alltäglichen Ereignis. Viele Zivi- 
listen wurden in Überfällen und Hinterhalten ermordet. Die angeblichen »Freiheits- 
kämpfer« griffen insbesondere kleine Ortschaften, staatlich organisierte Agrarkoope- 
rativen sowie ländliche Sozial- und Gesundheitseinrichtungen an. Die Contra-Über- 
fälle hinterließen große ökonomische Schäden. Viele Brücken, Stromgeneratoren 
usw. wurden zerstört. Diese Terroraktionen wurden zeitweilig durch selektive CIA- 
Anschläge in James-Bond-Manier ergänzt. Zwischen September 1983 und April 
1984 wurden mehr als zwanzig Sabotageunternehmen ausgeführt. Zum Beispiel: Im 
Septeniber 1983 griffen mehrere Schnellboote nicaruaganische Häfen an und zerstör- 
ten diverse Anlagen, einschließlich einer Öl-Pipeline. Im Oktober desselben Jahres 
attackierten CIA-Kommandos Corinto, den wichtigsten Handelshafen Nicaraguas. 
Mörser und Granaten zerstörten u.a. fünf große Öl-und Benzinlager, wobei 3,4 Mio. 
Gallonen in die Luft gejagt wurden. Das Feuer war zwei Tage lang außer Kontrolle, 
so daß 25000 Einwohner evakuiert werden mußten. Neben dem ökonomischen 
Schaden gab es mehr als hundert Verletzte (vgl. Kornbluh, S. 28-30). Reagans Auto- 
risierung von »Directive 17« schloß ausdrücklich eine direkte Rolle der CIA in Ope- 
rationen ein, die besondere Ziele in Nicaragua betrafen (WP, 8.5.1983). Die von CIA- 
Experten durchgeführten Aktionen gingen offiziell auf das Konto der Contras. Die 
Contra-Führung übernahm jeweils öffentlich die Verantwortung. Dem amerikani- 
schen Kongreß sollte vorgetäuscht werden, daß die Contras eine effektive Streitmacht 
seien, die die Sandinistas ernsthaft bedrohen könne. 

Die Contras waren in dem inzwischen sieben Jahre andauernden Terrorkrieg nie inder 
Lage, sogenannte »befreite Zonen« zu errichten. Die Art ihrer Kriegsführung schloß 
eine nennenswerte Unterstützung seitens der ländlichen Bevölkerung aus. Reagans 
»Freiheitskämpfer« machten nur durch eine endlose Anzahl von scheußlichen Men- 
schenrechtsverletzungen auf sich aufmerksam. Selbst der frühere CIA-Direktor Tur- 
ner bezeichnete die Contras als staatlich unterstützte Terroristen!®. Ein ehemaliger 
Mitarbeiter der CIA erläuterte vor dem Internationalen Gerichtshof in Den Haag das 
ursprüngliche Konzept des US-Geheimdienstes: Die CIA-Planer erwarteten, daß die 
von Honduras ausgehende Infiltration der Contras die Sandinistas zu Grenzattacken 
provozieren würde. Damit wäre die angebliche Aggressivität der nicaraguanischen 
Revolutionäre gegen ihre Nachbarländer demonstriert. Zweitens hoffte man, daß Ni- 
caragua angesichts des Contra-Terrors bürgerliche Freiheitsrechte einschränken wür- 
de. Diese Strategie sollte die Sandinistas also zu dem machen, was sie in der Rhetorik 
der Reagan-Administration schon immer waren: Repressiv im Innern und aggressiv 
nach außen (vgl. Kornbluh, S. 23). Als die Regierung Nicaraguas mit den Contras im 
Frühjahr 1988 schließlich einen vorläufigen Waffenstillstand vereinbart hatte, waren 
dem Terrorkrieg mehr als 26000 Menschen zum Opfer gefallen. Die Regierung be- 
zifferte die ökonomischen Kriegsschäden auf ca. 3,6 Mrd. Dollar (vgl. NYT, 6.7.88). 
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»U.S.S. Honduras« 


Nicaraguas nördliches Nachbarland Honduras wurde nicht allein für die Contras zum 
Trainings- und Aufmarschgebiet. Die USA verwandelten Honduras durch enorme 
Investitionen quasiin einen landgestützten Flugzeugträger für ihre Militärmaschinen. 
Den Regierungen von Honduras wurde über einen Zeitraum von 35 Jahren (1946- 
1981) insgesamt ca. 39,5 Mio. Dollar an Militärhilfe von den USA gewährt. Innerhalb 
von nur fünf Jahren (1982-1987) erhielt Honduras eine Gesamtsumme von 346,8 
Mio. Dollar Militärhilfe (vgl. NACLA 1988, 5. 33). Die US-Prioritäten hatten sich 
merklich verschoben und die honduranischen Generäle ließen sich ihre Gastgeberrol- 
le für die Contras fürstlich belohnen. Die USA stationierten in Honduras erstmals ca. 
1200 Soldaten auf ihrem zentralen Stützpunkt in Palmerola. Der stellvertretende US- 
Verteidigungsminister Richard Armitage berichtete einem Senatsausschuß im April 
1987, daß die »vorläufige« Stationierung der US-Truppen erst dann beendet werden 
kann, wenn die Sandinistas keine Bedrohung mehr für die »wirklichen Demokratien 
in der Region« sind (vgl. NACLA 1988. S.20/21). 1983 fand das erste großangelegte 
amerikanische Manöver (»Big Pine«) statt, zu dem auch Verteidigungsminister Cas- 
par Weinberger extra aus Washington angereistkam. Die US-Navy probte vorden Kü- 
sten Nicaraguas und in Honduras landeten mehrere Tausend Soldaten amerikanischer 
Bodentruppen. Diese gemeinsame Übung von See-, Luft- und Bodentruppen wurde 
über einen Zeitraum von sechs Monaten gestreckt. Es war die erste Invasionsein- 
schüchterung Nicaraguas, die parallel zum Contra- und CIA-Terror ablief. Viele ge- 
meinsame US-honduranische Militärübungen folgten. Diese Manöver dienten indi- 
rekt auch immer der Contra-Hilfe, da das US-Militär in der Regel diverse Materialien 
in Honduras beließ, die an die Contras weitergeleitet werden konnten (vgl. Gold 1987, 
S.41). 


Verminung der Häfen 


Ein erster Höhepunkt in der US-Contra-Politik war die Verminung der nicaraguani- 
schen Häfen, die im Frühjahr 1984 international publik wurde. Ein Dutzend Schiffe 
wurden beschädigt, zwei nicaruaganische Seeleute getötet und fünfzehn verletzt, 
darunter fünf aus der UdSSR. Nach der Verminung der Häfen rief die sandinistische 
Regierung Anfang April 1984 den Internationalen Gerichtshof in Den Haag an. Die 
Regierung forderte den Gerichtshof auf, die US-Unterstützung der Contras und die 
Verminung der Häfen in den Hoheitsgewässern Nicaraguas als Völkerrechtsbruch zu 
verurteilen. Das State Departement war auf diesen Schritt vorbereitet und verkündete 
innerhalb von 24 Stunden, daß die USA die Urteile des Gerichtshofs in Disputen mit 
zentralamerikanischen Staaten zwei Jahre lang nicht anerkennen würde (vgl. Gut- 
man, S. 202). Glaubte Washington im April 1984, daß man das »Nicaragua-Problem« 
innerhalb von zwei Jahren gelöst haben würde? 

Auch im Fall der Minenlegung trug die CIA den Contras die Aufgabe zu, die Tat als 
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ihr Werk darzustellen. Der ehemalige Contra-Führer Edgar Chamorro berichtete 
später, daß er um 2 Uhr nachts geweckt wurde und eine Presseerklärung im besten 
Spanisch zugesteckt bekam. Die Verminung der nicaruaganischen Häfen mußte so 
schnell wie möglich über die Contra-Radiostation in Honduras verkündet werden, 
offensichtlich um einer Bekanntgabe der Sandinistas zuvorzukommen (vgl. New Re- 
public, 5.8.1985). Die FDN-Radiostation warnte sogar Lloyds in London, daß die 
internationale Handelsschiffahrt die verminten Häfen nicht mehr anlaufen sollte. 
Scheinbar hegten die amerikanischen Planer dieser Aktion die Hoffnung, daß Nica- 
ragua mit der Verminung ökonomisch isoliert werden könnte. Aber das erwies sich als 
Fehlkalkulation. Die internationale Handelsschiffahrt lief die Häfen weiterhin an. Der 
Plan zur Verminung der Häfen war in Washington vom State Departement, der CIA 
und dem Nationalen Sicherheitsrat gemeinsam ausgearbeitet worden. Reagan bewil- 
ligte den Plan, der ihm von CIA-Chef William Casey vorgelegt wurde. Shultz Stel- 
lungnahme zu der geplanten Minenlegung lautete kurz und bündig: »Fine« (vgl. 
Woodward, S. 316-317). Die Verminungsaktion wurde auf internationaler Bühne 
scharf kritisiert. Selbst die Thatcher-Regierung bezeichnete die US-Aktion als Be- 
drohung für die Freiheit .der internationalen Seeschiffahrt. Frankreich bot der nica- 
raguanischen Regierung die Entsendung von Minensuchbooten an (allerdings unter 
der einschränkenden Voraussetzung, daß sich ein weiteres westeuropäisches Land an 
diesem Unternehmen beteiligen würde — letzteres geschah nicht). Richard Burt, 
damals im State Departement für Westeuropa zuständig, soll nach dieser Offerte dem 
französischen Botschafter erklärt haben, daß die US-Regierung Wirtschaftshilfe an 
die Sandinistas noch tolerieren könne, militärische Unterstützung aber nicht. Die 
amerikanische Position faßte er so zusarnmen: »This is our hemisphere« (vgl. Gut- 
man, S. 201). Das State Department leugnete jedoch anfänglich jede amerikanische 
Beteiligung an der Verminung. Diese Schutzbehauptung wurde nicht einmal von den 
konservativen Reagan-Unterstützern im US-Kongreß als bare Münze an die Öffent- 
lichkeit weitergegeben. Selbst derrechte Republikaner Goldwater, allseits »Mr. Con- 
servative« genannt, bezeichnete die amerikanische Verminungsaktion als Bruch des 
Völkerrechts und kriegerischen Akt, der nicht verteidigt werden könne (vgl. Gutman, 
S. 194-203). Senat und Repräsentantenhaus verurteilten die Verminung der Häfen. 
Reagans unerklärter Krieg gegen die Sandinistas stieß allmählich auf Widerstand bei 
der politischen Opposition im Kongreß sowie in der amerikanischen Öffentlichkeit. 


Der US-Kongreß bekommt kalte Füße 


Reagans offizielle Begründung für den Beginn des schmutzigen Krieges, die Unter- 
bindung von Waffentransporten nach El Salvador, war schon immer eine Fiktion ge- 
wesen. Aber als die US-Presse im Jahre 1982 Reportagen über die wirklichen Akti- 
vitäten der Contras veröffentlichte, konnte selbst die Reagan-Administration ihre 
eigene Fiktion nicht mehr aufrechterhalten. Im Herbst 1982 wurde dem Kongreß mit- 
geteilt, daß die Contras nicht direkt den Waffennachschub in Richtung El Salvador 
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stoppen sollten. Es ginge vielmehr darum, Nicaragua für die Unterstützung der 
Guerillas in El Salvador zu bestrafen. Durch diesen Druck würden die Sandinistas 
gezwungen, ihre Hilfe für die FMLN einzustellen (vgl. LeoGrande, S. 204). 

Erst im Frühjahr 1983, als die amerikanische Presse wiederholt über die Intensivie- 
rung des Contra-Krieges und die Rolle der USA berichtete, kam es im Kongreß zu ei- 
ner deutlichen Opposition gegen diese Politik. Die Abgeordneten Boland und Zab- 
lockilegten einen Gesetzesantrag vor, der die Finanzierung, seies direktoder indirekt, 
von militärischen, bzw. paramilitärischen Operationen gegen Nicaragua mit einem 
Verbot belegte (zweites »Boland-Amendment«). Im Juli 1983 wurde diese Initiative 
debattiert und erstmals stimmte die Mehrheit des Repräsententenhauses gegen Rea- 
gans Contra-Politik (vgl. Armstrong, S. 34). Dieses Votum war nur der Auftakt für un- 
zählige Debatten und Abstimmungen des Kongresses zum Thema Contras und Nica- 
ragua. Reagan hatte im April 1983 vor beiden Häusern des Kongresses eine Rede zu 
seiner Zentralamerikapolitik gehalten. Es war das erste Mal, daß ein amerikanischer 
Präsident vor dem Kongreß eine außenpolitische Rede hielt, die ausschließlich der 
US-Politik vis-ä-vis Zentralamerika gewidmet war. Die Rede wurde live von den gro- 
Ben amerikanischen Fernsehanstalten übertragen. Reagan nannte die Sandinistas eine 
diktatorische Junta, die nicht vor der Wut ihrer eigenen Bevölkerung geschützt wer- 
den sollte!!. Er versicherte, daß die USA die Sandinistas nicht stürzen wollten. Es sei 
aber im amerikanischen Interesse, daß Nicaragua seine Nachbarn nicht durch den 
Export von Subversion und Gewalt ansteckt (vgl. Gutman, S. 131). Der Werbefeldzug 
zum Verkauf der Contras als »Freiheitskämpfer« an die amerikanischen Fernsehkon- 
sumenten hatte spätestens mit dieser Rede begonnen. Nach der ersten Mißbilligung 
.der Contra-Politik im Kongreß versuchte die Reagan-Administration, einen überpar- 
teilichen Konsens zu schmieden, um nicht die Initiative zu verlieren. In diesem Zu- 
sammenhang ist auch die Etablierung der Kissinger-Kommission zu sehen. 

‘Die Verminung der nicaraguanischen Häfen führte zum vorläufigen Ende der Besol- 
dung der Contras durch den amerikanischen Kongreß. Kurz bevor der Skandal auf- 
flog, forderte die Administration in einem Nachtragshaushalt noch weitere 21 Mio. 
Dollar für die Contras. Dies wurde vom Kongreß wenig später abgelehnt. Darüber 
hinaus erlangte das zweite »Boland-Amendment« Gesetzeskraft, nachdem auch der 
Senat diesen Antrag nach der Minenaffäre verabschiedet hatte. Der US-Regierung 
war es damit vorerst gesetzlich untersagt, Unterstützung für militärische oder para- 
militärische Operationen gegen Nicaragua zu gewähren. Die Administration mußte 
sich also nach alternativen Financiers für ihre Contra-Politik umsehen. 


Die Iran-Contra Affäre 


Der amerikanische Justizminister Meese gab am 25. November 1986 auf einer kurz- 
fristig einberufenen Pressekonferenz bekannt, daß ein Teil der Erträge aus den ge- 
heimen Waffenverkäufen an den Iran zu den nicaruaganischen Contras geflossen war. 
Jahrelang hatte die Reagan-Administration den Iran, neben Libyen, als verabscheu- 
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ungswürdigen Terroristenstaat verdammt. Gleichwohl hatten Beamte des NSC, unter 
Vermittlung der Israelis, geheime Kontakte zu den Iranern aufgenommen. Kurzum, 
die USA lieferten den Iranern mehrere Ladungen TOW und Hawk Raketen, um im 
Gegenzug US-Geiseln aus Beirut freizubekommen. Reagan hatte das politische Ge- 
schäft mit dem Iran höchstpersönlich genehmigt. Dieser Waffen-für-Geiseln Deal 
(mit dem Decknamen »The Enterprise«) wurde allerdings nicht von den regulären 
US-Regierungsbehörden abgewickelt, sondern von privaten Waffenhändlern und 
Geschäftsleuten, die langjährige Geheimdienstverbindungen hatten. Es handelte sich 
um ein kompliziertes Geflecht von unzähligen Briefkastenfirmen sowie zahlreichen 
Schweizerund Off-Shore-Bankkonten. CIA-Chef Casey und NSC-Mitarbeiter North 
waren die »Enterprise«-Manager auf seiten der Reagan-Administration. Außen- und 
Verteidigungsminister waren nicht an dieser Sache beteiligt (Shultz und Weinberger 
hatten intern gegen den Deal mit dem Iran votiert). Die Privatisierung der amerikani- 
schen Außenpolitik war komplett, als man die vom Kongreß trockengelegten Contras 
mit Milionenbeträgen versorgte. Dazu paßte ins Bild, daß es die »Enterprise«-Hin- 
termänner waren, die den »Freiheitskämpfern« die benötigten Waffen usw. verkauf- 
ten. Sie stellten auch Flugzeuge für den Luftnachschub über Nicaragua zur Verfü- 
gung. Der nach der Aufdeckung des Skandals gefeuerte Oberstleutnant North leitete 
in seinem Büro im Kellergeschoß des Weißen Hauses die logistische Versorgungsar- 
beit für die Contras. Der Untersuchungsausschuß des Kongresses konnte nicht fest- 
stellen, daß Reagan von dem Transfer der iranischen Gelder an die Contras gewußt 
hat. Sein zurückgetretener Sicherheitsberater Admiral Pointdexter bezeugte, daß er 
dem Präsidenten davon keine Mitteilung gemacht habe... CIA-Chef Casey war kurz 
vor Beginn der Anhörungen des Iran-Contra-Ausschusses gestorben... (zum Iran- 
Contra Skandal vgl. Armstrong 1987 und Tower 1987). 

Im Rahmen des Iran-Contra Skandals wurden noch weitere Finanzquellen aufge- 
deckt, die amerikanische Regierungsbeamte angezapft hatten, um das »Boland- 
Amendment« zu umgehen. So wurde beispielweise enthüllt, daß der ehemalige 
Sicherheitsberater von Reagan, Robert McFarlane, schon im Mai 1984 vom Bot- 
schafter Saudi Arabiens in den USA eine Zusage über eine Million Dollar monatlich 
für die Contras erhalten hatte. Der Kongreßausschuß stellte fest, daß die Saudis bis 
zum Frühjahr 1986 insgesamt 31 Mio. Dollar überwiesen hatten. Auch Taiwan 
beglückte die Contras mit einer Millionenspende. 

Private Spendenaktionen für die Contras wurden zu einer gefeierten Sache von rech- 
ten Evangelisten und anderen hardline Reagan-Unterstützern. Der Führer einer Orga- 
nisation namens »World Anti-Communists League«, General John Singlaub, war 
einer der effektivsten Spendensammler. Singlaub behauptete Ende 1984, daß er mo- 
natlich 500000 Dollar zusammenbekam (vgl. Kornbluh, S. 32). Die Spenden konnten 
übrigens von der Steuer abgesetzt werden. Von der »Moral Majority« über den Fern- 
sehprediger und Präsidentschaftbewerber Pat Robertson bis hin zur Vereinigungs- 
kirche des Koreaners Moon beteiligten sich alle ultrarechten Organisationen in den 
USA an dieser Kampagne. Reagan selbst rief die amerikanische Bevölkerung mehr- 
mals zur privaten Hilfe für die Contras auf. Der Präsident hielt Reden beisogenannten 
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»fund-raising« Essen und empfing Großspender wie z.B. den Bierbrauer Joseph 
Coors persönlich im Weißen Haus. Die von Reagan hofierte Spendenkampagne war 
symptomatisch für die reaktionäre politische Kultur der 80er Jahre in den USA. Selbst 
in der »New York Times« wurde beispielsweise in ganzseitigen Anzeigen zu »huma- 
nitären« Contra-Spenden aufgerufen. Der frühere Finanzminister William Simon, 
Schauspieler Charlton Heston etc. unterschrieben diese nicht ganz preiswerten An- 
noncen. Zusammengefaßt kann man sagen, daß die Reagan-Administration und ihre 
rechten Sympathisanten alles daran setzten, die Contras politisch und finanziell am 
Leben zu erhalten. Für die Reaganisten waren diese »Freiheitskämpfer« zu einer emo- 
tionalen Sache geworden. 


»Kriegserklärung« des Kongresses 


Als im November 1986 die Iran-Contra Affäre die amerikanische Presse wochenlang 
beschäftigte und das Weiße Haus praktisch lahmlegte, hatte der Kongreß die Finan- 
zierung der Contras längst wieder abgesegnet. Nach mehreren erfolglosen Anläufen 
war es Reagan im Juni 1985 endlich gelungen, eine Mehrheit im Repräsentantenhaus 
für die Contra-Besoldung zu finden. Reagan hatte zwischenzeitlich eine noch nicht 
dagewesene Lobbyierung einzelner Abgeordneter betrieben. Darüber hinaus beutete 
Reagan den Moskaubesuch Daniel Ortegas propagandistisch aus. In der Zeit nach 
Reagans Abstimmungsniederlage im April war Nicaraguas Präsident zu einem 
Staatsbesuch nach Moskau geflogen. Ortega war schon mehrmals in der sowjetischen 
Hauptstadt gewesen, aber dieser Besuch entfachte einen politischen Feuersturm im 
rechten Lager Washingtons, einschließlich vieler US-Medien. Innerhalb weniger Wo- 
chen bekehrte der republikanische Präsident viele Abgeordnete zu einer Ja-Stimme 
für die Contras. 

Reagans nächste parlamentarische Contra-Schlacht fand ein Jahr später statt, als ihm 
das Repräsententenhaus zuersteine Abfuhr erteilte. Im März 1986 lehnte das Hausein 
100-Mio.-Dollar-Paket an Militärhilfe mit 222 zu 210 Stimmen ab. Aber drei Monate 
später bekam Reagan grünes Licht für die Contra-Gelder (die Abstimmung lautete 
221-209). Mit der Autorisierung der 100 Mio. Dollar wurden auch gleichzeitig alle 
Restriktionen bezüglich der offiziellen Involvierung der CIA in die Kriegsführung der 
Contras aufgehoben. Es war das erste Mal, daß der US-Kongreß die CIA mit der Im- 
plementierung eines solchen Programms beauftragte. Die anfänglichen Destabilisie- 
rungsprogramme Anfang der 80er Jahre waren alle in geheimgehaltenen Haushalts- 
fonds der Agency versteckt gewesen und nie offen im Kongreß debattiert worden. Es 
warinder Tathöchst ironisch, daß die amerikanischen Parlamentarier der Militärhilfe 
zu einem Zeitpunkt zustimmten, als der Rechnungshof des Kongresses gerade heraus- 
gefunden hatte, daß mehr als fünfzig Prozent der »humanitären« 27 Mio. Dollar aus 
dem vorigen Haushaltsjahr unauffindbar und z.B. auf Off-Shore Konten in der Kari- 
bik verschwunden waren. Die amerikanische Presse ergänzte diese Korruptionssto- 
ries über Reagans »Freiheitskämpfer« mit Reportagen über die Verbindungen der 
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Contras zum internationalen Drogen- und Waffenhandel (vgl. LeoGrande). Nicara- 
guas Präsident Ortega nannte das Abstimmungsergebnis praktisch eine Kriegserklä- 
rung der USA gegen sein Land (vgl. NYT, 29.6.86). Zwei Tage nach der Bewilligung 
der Militärhilfe hatte in Den Haag der Internationale Gerichtshof sein Urteil zur CIA- 
Hafenverminung und Contra-Unterstützung verkündet. Es wurde festgestellt, daß die 
USA mit ihrer Contra-Politik die Charta der UNO verletzt hatten und Reparationen 
an Nicaragua zahlen müßten (vgl. UN Security Council, S/18221). Das State Depart- 
ment wiederholte die imperiale Position der Reagan-Administration, die dem Ge- 
° richtshof schroff jede Legitimation zur Behandlung dieses Konflikts absprach. Die 
Meinung des Internationalen Gerichtshofs schien auch die Mehrheit des Kongresses 
nicht zu interessieren. Ein derartiges Urteil war offensichtlich erwartet worden, aber 
seitderMonroe-Doktrin galt die Auffassung, die R. Burtdem französischen Botschaf- 
ter mit auf den Weg gegeben hatte: »This is our-hemisphäre«. 


Torpedierung der Contadora-Initiative 


In ihrer Caraballeda-Erklärung hatten die vier Länder der Contadora-Initiative (Ko- 
lumbien, Mexiko, Panama und Venezuela) zusammen mit der neugebildeten Unter- 
stützergruppe (Argentinien, Brasilien, Peru und Uruguay) die USA im Januar 1986 
explizit aufgerufen, ihre Unterstützung der Contras einzustellen (vgl. Goodfellow, 
S. 152). Seit Beginn des Jahres 1983 versuchten die Contadora-Staaten, eine friedli- 
che Lösung im Konflikt zwischen den USA und Nicaragua zu finden. Die Außenmi- 
nister der inzwischen »Gruppe der Acht« genannten Initiative wandten sich Anfang 
1986 direkt an US-Außenminister Shultz, um die Contra-Politik der USA zu stoppen. 
Das Ersuchen der Acht wurde von Shultz und seinem Lateinamerika-Staatssekretär 
Abrams brüsk abgelehnt (vgl. Smith, S. 101). Wenige Tage später beantragte Reagan 
offiziell 100 Mio. Dollar an Contra-Hilfe vom Kongreß. Die Isolierung der USA in 
Lateinamerika im Hinblick auf die Contra-Politik konnte kaum größer sein. 

Die Reagan-Administration hatte immer behauptet, den Contadora-Friedensprozeß 
zu unterstützen. Doch dieses Bekenntnis war nichts weiter als eine ständig wieder- 
holte diplomatische Sprechblase. Am 7. September 1984 legten die Contadora-Staa- 
ten in Panama-City ihren ersten unterschriftsreifen Vertragsentwurfvor. In Erwartung 
einer Ablehnung Nicaraguas sprach Georg Shultz daraufhin in einem Brief an die EG- 
Außenminister von einem wichtigen Schritt nach vorn. Zwei Wochen später erklärte 
sich die Regierung Nicaraguas zur sofortigen Unterzeichnung der »Contadora-Act« 
bereit. Diese Nachricht traf das State Department völlig unvorbereitet. Plötzlich wur- 
de der Vertragsentwurf als »unbefriedigend« und »einseitig« bezeichnet. Die Reagan- 
Administration startete sofort intensive »Konsultationen« mit El Salvador, Honduras 
und CostaRica. Es warkeine große Überraschung, daß diese Länder wenig später eine 
Revision des Textes forderten. Die Contadora-Initiative war vorerst erfolgreich blok- 
kiert worden (vgl. Goodfellow, S. 149 f.). Ein Jahr später unterbreiteten die Contado- 
ra-Staaten einen zweiten Entwurf, der z.B. militärische Übungen der USA in 
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Mittelamerika unter bestimmten Bedingungen zuließ. Nicaragua weigerte sich, die 
neue »Contadora-Act« zu unterschreiben. Die Sandinistas befürchteten, einseitig 
eine Reduzierung von Truppenstärke und Bewaffnung angesichts der US-Contra Ag- 
gression hinnehmen zu müssen. Nachdem im April 1986 in Washington ein rechter 
Proteststurm gegen Reagans damaligen Mittelamerika-Sonderbotschafter Habib aus- 
brach, änderte sich die Position Nicaraguas. Habib hatte einem Kongreß-Abgeordne- 
ten schriftlich mitgeteilt, daß die USA gemäß dem neuen Contadora-Text ihre Contra- 
Hilfe nach Unterzeichnung des Vertrags einstellen müßten!? (vgl. Gutman, $. 330). 
Überrascht von der Entrüstung der hartnäckigen Contra-Unterstützer in Washington, 
erklärte sich Nicaraguas Präsident Ortega am 27. Mai 1986 bereit, den Vertragsent- 
wurf doch zu unterzeichnen. Die weitere Entwicklung zeigte dann erneut, daß die 
USA immer weiter von der Contadora-Initiative abrückten je positiversich Nicaragua 
zu dem konkreten Text äußerte. Reagan beschuldigte die Sandinistas sofort, daß sie 
nurdeswegen zur Unterschrift bereit seien, um seine Contra-Hilfe im Kongreß zu kip- 
pen. Die US-Administration sprach plötzlich nur noch von einer Unterstützung des 
Contadora-Prozesses, wenn dieser eine »wirkliche Demokratie« in Nicaragua zur 
Folge hätte (vgl. Goodfellow, S. 154). Diese »wirkliche Demokratie« wurde natürlich 
in Washington definiert. Der neue Entwurf der »Gruppe der Acht« wurde nie unter- 
zeichnet. Die Reagan-Administration hatte den Contadora-Prozeß erfolgreich zu 
Grabe getragen, weil diese lateinamerikanische Initiative mit dem eigentlichen Ziel 
der USA kollidierte. Im Gegensatz zur Reagan-Administration akzeptierten die Con- 
tadora-Staaten die sandinistische Revolution in Nicaragua. 


Unterminierung des Arias-Plans 


Mitte 1986 hatte die Reagan-Administration mit Hilfe ihrer anti-sandinistischen 
»Alliierten« Costa Rica, ElSalvador und Honduras den Contadora Friedensprozeß de 
facto zum Scheitern gebracht. Doch kurze Zeit später füllte der Iran-Contra Skandal 
die Schlagzeilen der Presse und die drei Nachbarstaaten Nicaraguas bekamen kalte 
Füße. Trotz der gerade bewilligten 100 Mio. Dollar schien das Schicksal der Contras 
besiegelt zu sein. Das Contra-Programm schien nach den Enthüllungen der Affäre 
erstmal auf ein Abstellgleis geraten zu sein. Für die Reagan-Administration ging es 
Anfang des Jahres 1987 vor allem um politische Schadensbegrenzung. Gleichzeitig 
war im Mai 1986 in Costa Rica der Sozialdemokrat Oscar Arias Präsident geworden. 
Er entwarf einen regionalen Friedensplan, der zwar auch die Guerillakriege in El 
Salvador und Guatemala lösen sollte, aber zweifellos auf Nicaragua zugeschnitten 
war. Der kurze Plan wich nur unwesentlich von den umfangreichen Contadora-Ent- 
würfen ab, jedoch legte Arias das Schwergewicht auf die Probleme »Nationale Ver- 
söhung« und »Interne Demokratie« (vgl. Procedimiento 1987). Arias enthüllte den 
Text seines Plans, als er sich im Februar 1987 mit drei anderen Präsidenten aus der 
zentralamerikanischen Region traf. Nicaraguas Präsident Ortega hatte man nicht hin- 
zugebeten. Aber nach diesem Vierer-Treffen wurde Nicaragua zu einer regionalen 


100 Horst Heitmann 


Friedenskonferenz eingeladen, die nach mehrmaligem Aufschub Anfang August 
1987 stattfand. 

Am 7. August konnten sich die fünf zentralamerikanischen Präsidenten in Esquipu- 
las (Guatemala) aufeinen Friedensplan einigen. Noch in letzter Minute hatte die Rea- 
gan-Administration versucht, die Billigung eines solchen regionalen Plans zu torpe- 
dieren. Nur zwei Tage vor dem Treffen der fünf Präsidenten in Esquipulas wurde in 
Washington der sogenannte Reagan-Wright Plan der Presse vorgestellt. Der Präsident 
des Repräsentantenhauses, der Demokrat Jim Wright, hatte zusammen mit der Rea- 
gan-Administration im Schnellverfahren einen Plan entworfen, der im wesentlichen 
die Contras beschützen sollte. Viele Abgeordnete aus Wrights eigener Partei lehnten 
diese Initiative sogleich als Public Relations Coup der Reagan Administration ab. Die 
fünf mittelamerikanischen Präsidenten ließen den Reagan-Wright Plan währendihres 
Treffens in Guatemala ohnehin unbeachtet. Unmittelbar nach der Annahme des von 
Costa Ricas Präsidenten Arias vorgeschlagenen Esquipulas-Plans erklärte der Präsi- 
dent des US-Repräsentantenhauses seine volle Unterstützung für diesen Plan. Die 
Reagan-Administration schien plötzlich wieder isoliert zu sein, nachdem der politi- 
sche Schaden des Iran-Contra Skandals gerade erfolgreich beseitigt war. Reagan gab 
ein lauwarmes Bekenntnis zum Esquipulas-Plan ab und machte zugleich deutlich, daß 
seine »Freiheitskämpfer« nicht ungeschützt bleiben dürften. Wenige Wochen nach 
der Verabschiedung des Esquipulas-Plans verkündete Außenminister Shultz, daß die 
Administration vom Kongreß 270 Mio. Dollar an Contra-Hilfe fordern werde. Die 
Reagan-Administration setzte alles daran, Punkt 5 des Plans zu unterlaufen (=Einstel- 
lung der Hilfe für »irreguläre Kräfte und Rebellen«, vgl. Procedimiento). Eskam aber 
nicht sofort zu einem formalen Antrag an den Kongreß, weil die Administration nicht 
über die notwendigen Stimmen verfügte. 

Schon bald nach dem Inkrafttreten des Esquipulas-Plans geriet Nicaragua zuneh- 
mend unter politischen Druck seitens der Mitunterzeichner des Plans und durch Poli- 
tiker der Demokratischen Partei in den USA. Die Reagan-Administration hatte diere- 
gionale Friedensinitiative ohnehin ausschließlich als Nicaragua-Plan gesehen. Die 
Implementierung der politischen Vorgaben des Plans durch die anderen Länder Zen- 
tralamerikas spielte für die USA überhaupt keine Rolle. Zwei Monate nach Unter- 
zeichnung des Esquipulas-Plans forderte Friedensnobelpreisträger Arias öffentlich 
von den Sandinistas, Verhandlungen mit den Contras zu führen (vgl. NYT 25.10.87), 
obwohl der Esquipulas-Plan keinerlei Verhandlungen zwischen den Regierungen und 
Vertretern der »irregulären Kräftex (den Contras ım Falle Nicaraguas) verlangte. 
Dennoch stimmte Präsident Ortega Mitte November 1987 einem Vorschlag des de- 
mokratischen Führers Wright zu, indirekte Verhandlungen mit den Contras aufzuneh- 
men. Der nicaruaganische Kardinal Obando y Bravo fungierte als Mittelsmann bei 
diesen ergebnislos gebliebenen Verhandlungen, die Ende 1987 in Santo Domingo 
stattfanden. Die nicaraguanische Regierung wollte ausschließlich über einen Waffen- 
stillstand mit den Contras verhandeln. Das wurde von Reagans »Freiheitskämpfern« 
abgelehnt. Sie wollten politische Gespräche führen. Eine ihrer Forderungen war bei- 
spielsweise die Auflösung der landwirtschaftlichen Kooperativen in Nicaragua. Die 
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Reagan-Administration hatte unterdessen ein formales Contra-Hilfspaket in Höhe 
von.ca.36 Mio. Dollarfüreinen Zeitraum von vier Monaten zusammengeschnürt (fast 
10 Mio. pro Monat, soviel Geld war den Contras noch nie zugeflossen). Es kümmerte 
die US-Regierung überhaupt nicht, daß sie mit einer derartigen Unterstützung den 
Esquipulas-Plan verletzen würde. Wenige Tage vor dem neuen Gipfeltreffen der fünf 
mittelamerikanischen Präsidenten (150 Tage nach Annahme des Plans war ein solches 
Treffen vorgesehen) schrieb Daniel Ortega einen Artikel auf der Kommentarseite der 
»New York Times«. Nicaraguas Präsident unterstrich u.a. die Bereitschaft seiner Par- 
tei, nach dernächsten Wahl möglicherweise dieloyale Opposition zu bilden. Letzteres 
versprach er auch dem US-Präsidenten in einem persönlichen Brief kurz nach dem 
Gipfeltreffen in Costa Rica (vgl. NYT 25.1.88). 

Die Reagan-Administration hatte Sicherheitsberater Colin Powell und Staatssekre- 
tär Abrams vor dem Treffen der zentralamerikanischen Präsidenten in die vier Nach- 
barländer Nicaraguas entsandt. Die US-Regierung wollte unbedingt eine öffentliche 
Verurteilung Nicaraguas erzwingen. Das geschah zwar nicht, aber die »Alliierten« 
Washingtons, vor allem El Salvador und Honduras, ließen sich auf keine neuen Über- 
raschungen ein. Die Verifikationskommission des Esquipulas-Plans wurde z.B. kur- 
zerhand aufgelöst. Auf einer Pressekonferenz unmittelbar nach dem Gipfeltreffen 
hatte Ortega bekannt gegeben, daß die Sandinistas den Ausnahmezustand sofort auf- 
heben und direkte Gespräche mit den Konterrevolutionären beginnen würden. Nica- 
ragua hatte plötzlich wichtige einseitige Zugeständnisse gemacht, obwohl beispiels- 
weise Honduras durch die Beherbergung der Contras den Friedensplan systematisch 
mißachtete. Die Reagan-Administration dachte nicht im geringsten daran, ihren An- 
trag auf Contra-Hilfe beim Kongreß zurückzuziehen. Die US-Regierung sprach neu- 
erdings von einer »Versicherungspolitik« im Hinblick auf die Contra-Unterstützung, 
d.h. Nicaragua sei nur wegen des Drucks der Contras verhandlungsbereit. Am 3. 
Februar 1988, knapp drei Wochen nach dem zentralamerikanischen Gipfel, lehnte der 
Kongreß mit nur acht Stimmen Mehrheit Reagans Contra-Paket ab. Die Contras 
konnten auch nicht von dem alternativen Plan der Demokratischen Partei profitieren, 
die ein »humanitäres« Programm in Höhe von 30 Mio. Dollar vorgeschlagen hatte. 
Eine Abstimmungskoalition von rechten Republikanern und liberalen Demokraten 
stimmte Anfang März 1988 mit 216 zu 208 gegen diesen Vorschlag. Reagans Strate- 
gen hatten die Niederlage des demokratischen Programms bejubelt, weil es keine 
Militärhilfe enthielt. Dieser Jubel war verfrüht, denn die Contras gerieten bald in Ver- 
sorgungsschwierigkeiten und mußten sich verstärkt aus ihrem »Operationsfeld« im 
Innern Nicaraguas zurückziehen. Unterdessen waren direkte Gespräche zwischen 
den Sandinistas und der Contra-Führung aufgenommen worden. 


Das Sapoa-Abkommen 


Reagans Nicaraguapolitik erhielt einen neuen Rückschlag, als sich die Führer der 
Contras und die Sandinistas am 23. März 1988 in dem nicaraguanischen Grenzort 
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Sapoa auf einen 60-tägigen Waffenstillstand einigen konnten. Die Reagan-Admini- 
stration war sicherlich überrascht, als man auf US-amerikanischen Fernsehschirmen 
verfolgen konnte, wie Sandinistas und Contras gemeinsam die Nationalhymne san- 
gen. Bei den Contras führte das 9-Punkte Sapoa-Abkommen schließlich zu einer in- 
ternen Palastrevolte, aus der schließlich der Ex-Somozist Enrique Bermudez gestärkt 
hervorging. Der schon immer von der CIA gestützte Oberst war gegen den Waffen- 
stillstand von Sapoa gewesen. Er selbst hatte an den Verhandlungen nicht teilgenom- 
men. Sandinistas und Contras hatten in Sapoa beschlossen, in einer Serie von weiteren 
Verhandlungen zu einem endgültigen Waffenstillstand und einer Friedensvereinba- 
rung zu gelangen. Als aber Bermudez im Mai erstmals als Mitglied des Contra-Ver- 
handlungsteams in Managua auftauchte, Konnte man schon ahnen, daß der Zusam- 
menbruch der direkten Gespräche bevorstand. Die Contras präsentierten plötzlich 
einen Maximalkatalog an Forderungen, der von den Sandinistas abgelehnt wurde. 
Dennoch wollten die Sandinistas weiter verhandeln. Die Gespräche kamen aber 
Anfang Juni zu einem abrupten Ende, als die Contras sich nicht mehr auf eine neue 
Verhandlungsrunde einlassen wollten. Die Reagan-Administration verurteilte erwar- 
tungsgemäß nur die nicaraguanische Regierung für den Zusammenbruch der Ver- 
handlungen'. Die Sandinistas haben seither, d.h. seit Juni 1988, den Waffenstillstand 
jeweils monatlich verlängert. Die Contras haben ihn durch terroristische Anschläge 
häufig gebrochen. Dennoch ist der Contra-Terror durch das Ausbleiben der US-Dollar 
zurückgegangen. 

US-Außenminister Shultz besuchte die mittelamerikanische Region im Sommer 
1988 gleich zweimal. Es gelang der Reagan-Administration aber nicht, eine neue 
Viererkoalition gegen Nicaragua aufzubauen. Das Thema Militärhilfe für die Contras 
wurde endgültig an die neue Bush-Administration delegiert, als der US-Senat am 10. 
August ein 47,9 Mio. Dollar Paket mit 57 zu 39 Stimmen eindeutig ablehnte. Dieses 
Programm hätte die CIA wieder offiziell zum Organisator der Contra-Hilfe ge- 
macht‘. Der Senat stimmte jedoch für ein von den Demokraten vorgeschlagenes »hu- 
manitäres« Hilfsprogramm in Höhe von 27 Mio. Dollar. Die amerikanische Entwick- 
lungsbehörde AID wurde mit der Verteilung der Güter beauftragt. Dieses Hilfspro- 
gramm läuft Ende März 1989 aus. Es bleibt abzuwarten, ob die Bush-Administration 
die militärische Contra-Politik Reagans neu beleben Kann. Für Honduras können 
diese »Freiheitskämpfer« deshalb schon bald zu einem gefährlichen Problem bewaff- 
neter Flüchtlinge werden. Reagan hat kurz vor dem Ende seiner Präsidentschaft von 
einer besonderen Verantwortung der USA für die Contras gesprochen. Presseberich- 
ten zufolge drängt Honduras darauf, daß die Contras in die USA übersiedeln.... (vgl. 
NYT 1.10.88). 


Der Zweifrontenkrieg 


Die zahllosen Debatten und Abstimmungen über die Contra-Hilfe im US-Kongreß 
waren Ausdruck eines nicht vorhandenen außenpolitischen Konsenses in der post- 
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Vietnam Ära in den USA. Die parlamentarischen Gegner von Reagans Contra-Politik 
sind sicherlich keine Freunde der Sandinistas. Aber viele US-Politiker haben immer 
befürchtet, daß die Contra-Unterstützung letztendlich eine amerikanische Invasion 
zur Folgehaben könnte, weildie Contras allein nicht in derLage wären, die Regierung 
in Managua zu stürzen. In Meinungsumfragen wurde die Unterstützung der Contras 
von den Amerikanern immer mit großer Mehrheit abgelehnt. Die Nicaraguapolitik 
der Reagan-Administration hatte deshalb auch eine innenpolitische Front, nämlich 
die amerikanische Öffentlichkeit und den Kongreß. 

Der nicht erklärte Krieg gegen Nicaragua begann als Geheimoperation der CIA. 
Reagans Regierung befürchtete wohl zurecht, daß die interventionistische Politik auf 
innenpolitische Opposition stoßen wird. Allerdings können Geheimoperationen in 
der Größenordnung der Contra-Aktion letztlich vorniemandem geheimgehalten wer- 
den. Die Menschen in Nicaragua bekamen die Auswirkungen der US-Politik sehr bald 
direkt zu spüren. Als der Kongreß nach dem Auffliegen des Verminungsskandals die 
weitere Finanzierung des Contra-Krieges vorerst ablehnte, gingen Reagans Helfer 
endgültig in den »Untergrund«. Sie brachen bewußt eine gesetzliche Auflage des 
Kongresses, die ausdrücklich die Unterstützung der Contras durch die amerikanische 
Regierung mit einem Verbot belegt hatte. Vor den zuständigen Kongreßausschüssen 
leugneten die Regierungsbeamten ihre pro-Contra-Aktivitäten (vgl. Tower-Commis- 
sion). Die dann folgende Iran-Contra Affaire verdeutlichte, daß Reagan selbst Opfer 
jenes »Syndroms« geworden war, das er während seiner Präsidentschaft häufig für 
geheilt erklärt hatte. Das »Vietnam Syndrom« reflektiert nichts weiter als die Abwe- 
senheit eines gesellschaftlichen und überparteilichen Konsenses in bezug auf US- 
Interventionen in der Dritten Welt. Viele konservative Politiker glauben bis heute, daß 
der Vietnamkrieg nicht in Südostasien, sondern wegen der Anti-Kriegsbewegung in 
den USA verloren wurde. Die eigene Bevölkerung bildet eine potentielle Gefahr für 
die Durchsetzung des amerikanischen »Willens« in der Dritten Welt (vgl. Sharp 
1987). Analog der Nixon-Doktrin wollte die Reagan-Administration die innenpoliti- 
schen Kosten ihres militärischen Eingreifens in Nicaragua kalkulierbar gering halten, 
d.h. insbesondere keine US-Bürgeran Kriegshandlungen teilnehmen lassen. Eine von 
Washington finanzierte Stellvertretergruppe sollte die US-Kontrolle über Nicaragua 
zurückgewinnen. 

Die Nicaraguapolitik der Reagan-Administration war aufinnenpolitischer Ebene von 
Anfang an ein Täuschungsmanöver gewesen. Der Kongreß und die US-Öffentlichkeit 
mußten mit pro-Contra und anti-Sandınista Informationen manipuliert werden, um 
die Politik der Reagan-Administration zu legitimieren. Dazu hatte CIA-Direktor 
Casey im Sommer 1983 Spezialisten aus der Werbebranche zu einem Brainstorming 
in sein Büro geladen (vgl. Parry + Kornbluh 1988, S. 10). Die Fiktion von den Contras 
als Waffenstopp- Verbände mußte ohnehin schnell ad acta gelegt werden. Kurz darauf 
wurde der Contra-Krieg selbst Gegenstand der Täuschungs-, bzw. Propagandakam- 
pagne. Die terroristischen CIA-Attacken gegen Nicaragua zwischen 1982 und 1984 
wurden als Taten der Contras verkauft, um deren angebliche militärische Effizienz zu 
demonstrieren. Der US-organisierte Terror war spätestens Mitte 1932 keine echte 


104 Horst Heitmann 


Geheimoperation mehr, so daß Kongreßabgeordnete und Journalisten über die militä- 
rischen Fähigkeiten der Contras belogen werden mußten. Damit sollte natürlich eine 
weitere CIA-Unterstützung sichergestellt werden. Die CIA organisierte nichtnurden 
Krieg der Contras in Nicaragua. Der Geheimdienst beriet die Contra-Führer auch in 
den Lobbyierungstechniken für Kongreßabgeordnete (vgl. Parry + Kornbluh, S. 15). 
Das Täuschungsmanöver erreichte einen absonderlichen Höhepunkt, als die Contra- 
Politik in Reagans zweiter Amtsperiode streckenweise zum beherrschenden außen- 
politischen Thema wurde. Viele politische Beobachter in Washington sprachen Mitte 
der achtziger Jahre von Reagans Nicaragua-Besessenheit. In seiner Ansprache zur 
Lage der Nation im Februar 1985 bezeichnete er die Contras zum erstenmal als »Frei- 
heitskämpfer« (vgl. Gutman, S. 271). Die Rhetorik des US-Präsidenten ging vollends 
über Bord. Es reichte nicht, daß die Konterrevolutionäre zu »Freiheitskämpfern« um- 
gelogen wurden. Sie sollten sogar das moralische Äquivalent der amerikanischen 
Gründerväter sowie der Männer und Frauen des französischen Widerstands darstellen 
(vgl. Gutman, S. 274). Den Sandinistas war nicht entgangen, wie dümmlich verzerrt 
Reagan die nicaruaganische Realität gegenüber dem amerikanischen Fernsehpubli- 
kum darstellte. Am 16. März 1986 hielt Ex-Schauspieler Reagan wieder einmal eine 
live aus dem Weißen Haus übertragene Ansprache zu Nicaragua. Der Kongreß sollte 
in der Woche darauf über Militärhilfe für die Contras abstimmen. Die Rede wurde 
auch in Nicaragua ungekürzt gesendet. Die Sandinistas konnten sich auf Reagans 
Lügen und Verdrehungen verlassen, um seine Darbietung unkommentiert für sich 
selbst sprechen zu lassen (vgl. Kenworthy 1987, S. 163). 

Reagans persönliche Propagandakampagne wurde ergänzt durch die Gründung einer 
neuen Abteilung im State Department für öffentliche Diplomatie gegenüber Latein- 
amerika und der Karibik. Kritische Beobachter nannten diese inzwischen wieder- 
aufgelöste Abteilung ein Propagandaministerium für die Zentralamerika-Politik der 
Reagan-Administration (vgl. Parry + Kornbluh 1988). Aufgabe dieser Abteilung war 
es, die amerikanische Öffentlichkeit mit einseitigen Informationen über Nicaragua zu 
versorgen. Sie wurde von einem früheren CIA-Spezialisten für Propagandaaktionen 
geleitet. Ein anderer wichtiger Bereich der Öffentlichkeitsarbeit war die aktive Neu- 
tralisierung der organisierten innenpolitischen Opposition gegen die Interventions- 
politik in Nicaragua. Der Geschmack des McCartyismus lag bereits in der Luft, als im 
Jahre 1983 die damalige UNO-Botschafterin J. Kirkpatrick behauptete, daß es Ab- 
geordnete in Washington gäbe, die einen marxistischen Sieg in Mittelamerika sehen 
möchten. Reagan hatte zum gleichen Zeitpunkt den Kongreß in seiner Zentralameri- 
karede vor der kubanisch-sowjetischen Gefahr auf dem mittelamerikanischen Kon- 
tinent gewarnt und drohend gefragt, wer wohl die Verantwortung tragen möchte, 
wenn die USA ihren Verpflichtungen nicht nachkommen (vgl. LeoGrande, S. 206). 
Viele Kongreßabgeordnete wurden mit dieser ständig wiederholten anti-kommunisti- 
schen Rhetorik bombardiert und eingeschüchtert. Gleichzeitig wurden diverse Parla- 
mentarier während des Wahlkampfes für den Kongreß von privaten Contra-Lobbyi- 
sten mit Fernsehspots in ihren Wahlbezirken attackiert. Die Finanzierung solcher 
Kampagnen wurde durch die Contra-Spendenorganisatoren besorgt, die wiederum in 
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Kontakt mit Regierungsbeamten wie z.B. NSC-Mitarbeiter Oliver North und Staats- 
sekretär Elliot Abrams standen (vgl. Parry + Kornbluh, S. 21 f.). Zur Einschüchte- 
rung von oppositionellen Organisationen und Gruppen gehörte scheinbar auch eine 
Serie von bislang unaufgeklärten Finbrüchen im Watergate-Stil. Anfang 1987 fand in 
einem Unterausschuß des Kongresses ein Hearing zu dieser mysteriösen Einbruchs- 
serie statt (vgl. NYT, 19.2.87). Annähernd fünfzig Büros von kirchlichen Organisa- 
tionen, Solidaritätsgruppen, Forschungsinstituten, Zeitschriften usw. wurden seit Be- 
ginn der achtziger Jahre durch Einbrüche beschädigt'?. All diese Büros hatten eines 
gemeinsam: Sie waren mit Organisationen verbunden, die zu den aktiven Gegnem 
von Reagans Zentralamerika-Politik zählten. 


Schlußbemerkung 


Die ehemaligen Außenminister Kissinger und Vance bedauerten in einem gemeinsa- 
men Artikel über die zukünftige Außenpolitik der USA, daß Zentralamerika in den 
letzten Jahren ein ausgesprochen gutes Beispiel für die Abwesenheit einer klaren 
nationalen Zielsetzung gewesen sei (vgl. Kissinger/Vance 1988). Diese These Kann 
nuraufNicaragua gemünzt sein, denn die US-Unterstützung für Duarte in El Salvador 
wurde von einer breiten überparteilichen Koalition getragen. Die beiden Ex-Außen- 
minister haben die Reagan-Doktrin anscheinend mißverstanden. Es war zweifellos 
das Ziel der Reagan-Administration, die Sandinistas zu stürzen. Im Februar 1985 
meinte Reagan ganz offen, die Sandinistas sollten sich ergeben (»say uncle«) und die 
Contras in die Regierung bitten (vgl. Gutman, S. 274). Diese selten artikulierte 
Zielsetzung ist abernichterreicht worden. Reagan wollte im »weichen Unterleib« der 
USA mehr als nur Muskeln zeigen. Die Geschichte der US-Nicaraguapolitik hat aber 
gezeigt, daß der militärische Interventionismus vom Kongreß ein wenig gezähmt 
werden konnte. Es ist der US-Regierung in den letzten acht Jahre jedoch gelungen, 
dem sozialrevolutionären Experiment der Sandinistas erheblichen Schaden zuzufü- 
gen. Nicaraguas Ökonomie befindet sich in einer schweren Krise's. Die schwierige 
ökonomische Lage hat Nicaraguas Regierung im letzten Jahr sicherlich zu ihren poli- 
tischen Zugeständnissen gezwungen, insbesondere zur Aufnahme direkter Verhand- 
lungen mit den Konterrevolutionären. Die Reagan-Administration hat zumindest die 
vorläufige Zerstörung eines Modells unabhängiger Entwicklung in Mittelamerika er- 
reicht. Der Terrorkrieg der US-besoldeten Contras hat aber nicht zum Sturz der san- 
dinistischen Regierung geführt. Daniel Ortega wird noch im Amt sein, wenn Ex-Prä- 
sident Reagan Washington längst den Rücken zugekehrt und sich aufseinem Ruhesitz 
im Nobelviertel Bel Air in Los Angeles niedergelassen hat. 
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Anmerkungen 


1 Analog Kennedys »Allianz für den Fortschritt« schlug die Kissinger-Kommission ein 5-jähriges 
Wirtschaftshilfeprogramm von 8 Mrd Dollar für die gesamte Region vor, außerdem natürlich eine 
substantielle Aufstockung der bilateralen Militärhilfe. 

2 Die US-Hilfe für die afghanischen Rebellen war beispielsweise unumstritten. Sie wurde vom Kon- 
greß bereitwillig mitgetragen. Die Waffenlieferungen begannen schon während der Carter-Admini- 
stration. Reagan setzte in diesem Fall nur noch ein paar Hundert Mio. Dollar für die afghanischen 
»Freiheitskämpfer« drauf, die vom US-Kongreß enthusiastisch bewilligt wurden. Im Sinne von Casey 
konnte man im Hinblick auf Afghanistan wohl von einem besetzten Land sprechen. Deshalb gab es 
auch einen starken überparteilichen Konsens im Kongreß. 

3 Der reaktionäre Charakter dieser US-Hilfe für die Sandinistas war offensichtlich gewesen. Es han- 
delte sich um Wiederaufbaukredite in Höhe von 75 Mio. Dollar (davon 70 Mio. als Volldarlehen und 
nur 5 Mio. in der Form eines Zuschusses). Der Kongreß hatte sichergestellt, daß sechzig Prozent der 
Gelder an den privaten Sektor in Nicaragua fließen mußten. Insgesamt hatten die USA das Finanz- 
paket mit 16(!) Bedingungen versehen, u.a. durften die Kredite ausschließlich für den Ankauf ame- 
rikanischer Produkte ausgegeben werden. Die Gelder konnten z.B. nicht für die Ausbildungsprojek- 
te benutzt werden, in denen kubanische Staatsangehörige beteiligt sind usw. Eine weitere Bedingung 
war, daß ein Prozent der gewährten Mittel in Nicaragua für die öffentliche Propagierung US-ameri- 
kanischer Generosität auszugeben seien... Zu guter Letzt hatte der Kongreß noch verlangt, daß der US- 
Präsident vor der jeweiligen Auszahlung der Kredite beglaubigen muß, daß die Sandinistas ihre Re- 
volution nicht exportieren... (vgl. NACLA 1985, S. 23). 

4 Nach der öffentlichen Aufdeckung diverser CIA-Operationen Mitte der 70er Jahre wurden die beiden 
Ausschüsse im Rahmen der post-Vietnam, bzw. post-Watergate Reformen gebildet. Sie sollten die 
Aktivitäten der CIA überwachen. Deshalb ist der US-Präsident verpflichtet, sie über geplante Ope- 
rationen durch ein »Presidential Finding« vertraulich zu unterrichten (vgl. Sharpe 1987). 

5 Auch Kuba stellte die Waffenlieferungen für die Guerillas in El Salvador ein. Fidel Castro gab 
gegenüber H.J. Wischnewski zu, daß Kuba der FMLN für die Januar-Offensive Waffen geliefert 
hatte. Er bestand aber im April 1981 darauf, daß diese Art von Hilfe beendet sei. Reagans erster 
Außenminister, A. Haig, hat diese Behauptung in seinem Buch »Cavet« indirekt bestätigt (vgl. Smith, 
S. 90-92). 

6 Die später immer wieder vorgebrachte Forderung nach Demokratisierung ist der reine Hohn. Fast 
fünfzig Jahre lang hatten die USA die Somoza-Diktatur gestützt. Der frühere US-Präsident F.D. 
Roosevelt hatte bekanntlich über den ersten Somoza gesagt, »he is a son of a bitch but he is our son 
of abitch.« Als die Sandinistas im November 1984 die wirklich ersten demokratischen Wahlen in der 
Geschichte des Landes abhielten, wurden diese von der Reagan-Administration als Betrugsmanöver 
verurteilt. Arturo Cruz z.B. hatte seine Kandidatur auf Anweisung der USA zurückgezogen. Die Wahl 
sollte von Anfang an als undemokratisch dargestellt werden. Deshalb schied der aussichtslose Cruz 
»unter Protest« aus dem Rennen, denn es stand ein Sieg des FSLN-Kandidaten Ortega bevor. Das 
konnte es in der US-Logik jedoch nicht geben. 

7 Lateinamerika-Staatssekretär Thomas Enders war im Mai 1983 von Reagan gefeuert worden, weiler 
den Hardlinern Casey, Meese, Clark und Kirkpatrick nicht konservativ genug war (vgl. Gutman, 
S. 129 f.). Es war derselbe Enders, der während der Endphase des Vietnam-Kriegs für Henry Kissinger 
die geheimgehaltene Bombardierung von Kambodscha koordinierte. 

8 Pastora überlebte den Anschlag, aber zwei Jahre später gab er den Kampf gegen die sandinistische 
Regierung auf. Ein großer Teil seiner Contra-Bande stieß zusammen mit Robelo zur FDN, die ohnehin 
den weitaus größten Anteil der CIA-Uuterstützung erhielt. 

9 Während des Iran-Contra Skandals wurde bekannt, daß Calero mindestens ein 200 000, — Dollar Jah- 
resgehalt verbuchte. Robelo erhielt 120000,- und Cruz 84.000,- Dollar (vgl. Cockburn S. 249). 

10 Carters CIA-Direktor Admiral Stansfield Turner benutzte diesen Begriff am 16.4.85 bei einem 
Hearing des US-Repräsentenhauses. Ende 1984 wurde bekannt, daß Caseys CIA ein Handbuch über 
»Psychological Operations in Guerilla Warfare« für die Ausbildung der Contras verteilen ließ. Das 
Handbuch gab jede Menge Anweisungen für die Counterinsurgency-Kriegsführung. Es rief u.a. zur 
Ermordung von Sympathisanten der Sandinistas auf. Das Weiße Haus mußte unverzüglich demen- 
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tieren, daß das Handbuch von der US-Regierung gebilligt werde. Gemäß »Executiv Order« Nr 12333 
ist es US-Regierungsbehörden gesetzlich verboten, Attentate zu planen oder auszuführen... (vgl. 
Kornbluh). 

Die Reagan-Administration hat natürlich nie erklären können, wieso die Sandinistas zum Schutz 
gegen den Contra-Terror Waffen arı die Landbevölkerung verteilen konnten, ohne daß diese gegen 
die angeblich so totalitäre Regierung gerichtet wurden.... Die Wut richtete sich wohl eher gegen 
Reagans Söldner. Im übrigen wurde in den USA immer verschwiegen, daß die Sandinistas einen Teil 
der Bevölkerung bewaffnet hatten. Letzteres paßte nicht in das Propagandabild von Nicaragua, das 
auch von der US-Presse nicht entkräftet wurde. 

Das Weiße Haus ersetzte später die Formel »nach Unterzeichnung« durch »nach Implementierung«. 
Ein riesiger Unterschied, wären die USA doch selbst einer der Richter über die Einhaltung des 
Contadora-Vertrags gewesen. 

Die Reagan Administration war natürlich nicht an einer Einigung zwischen Sandinistas und Contras 
interessiert. Die plumpe Schuldzuweisung an Nicaragua für den Zusammenbruch der Gespräche 
sollte nur der P.R. Kampagne gegenüber dem Kongreß für neue Contra-Militärhilfe dienen. Sandi- 
nista-Berater.H.-J. Wischnewski meinte gegenüber dem SPIEGEL, daß Bermudez bei den Verhand- 
lungen die Interessen seiner Geldgeber in Washington vertreten habe. Der SPD-Politiker sagte: »Als 
Angestellter ist er weisungsgebunden« (vgl. DER SPIEGEL, Nr. 25/1988). 

Daß die CIA in Nicaragua ohnehin nicht tatenlos herumsaß, zeigte sich im Juli 1988, als es bei einer 
Demonstration gegen die Regierung in der Stadt Nandaime zu gezielten Gewalttätigkeiten gegen san- 
dinistische Ordnungskräfte kam. Am Tag darauf wurden der US-Botschafter Melton und sieben 
weitere Diplomaten ausgewiesen. Zwei Monate nach den Ereignissen in Nandaime beschuldigte der 
Demokrat Jim Wright die Reagan-Administration und die CIA, die gewalttätigen Auseinanderset- 
zungen provoziert zu haben (vgl. NYT 21.9.88). 

Eingebrochen wurde u.a. im Büro des »International Center for Development Policy« in Washington. 
Dieses Institut wird von Carters früherem Botschafter in El Salvador, Robert White, geleitet. Auch 
in den New Yorker Redaktionsräumen von NACLA (North American Congress on Latin America) 
wurde eingebrochen. Das FBI stritt jede Verbindung zu dieser Einbruchsserie ab. Es muß daran 
erinnert werden, daß FBI-Agenten noch Anfang der achtziger Jahre in Büros eines El Salvador So- 
lidaritätskomites (CISPES) eingedrungen waren. Die amerikanische Bundespolizei gab später zu, daß 
es CISPES wegen Terrorismusverdacht observiert habe... (vgl. NYT 19.2.87). 

Der Top-Wirtschaftsplaner der Sandinistas rechnete für 1988 mit einem 35 %igen Produktionsrück- 
gang im Vergleich zum Vorjahr! Diese Wirtschaftskrise drückt sich z. B. durch eine Hyperinflation 
aus. Die Inflationsrate lag 1987 beicca. 1800 Prozent (vgl. CSM, 16.2.88). Die im Februar 1988 durch- 
geführte radikale Währungsreform konnte die Inflation nicht bremsen. Zur Zeit liegt sie bei mehreren 
tausend Prozent. Die Armut steigt rapide. Doch die »New York Times« mußte eingestehen, daß die 
armen Bevölkerungschichten in Nicaragua, dank der Sozialpolitik der Sandinistas, besser versorgt 
werden als z.B. in Honduras oder Guatemala. Dennoch befürchtet die Regierung eine Erosion in der 
politischen Unterstützung durch die Bevölkerung. Innenminister Tomas Borge gab zu, daß man durch 
den anhaltenden Krieg Unterstützung eingebüßt habe (vgl. NYT 16.10.88). Die Reagan-Administra- 
tion kann also einen Teilerfolg verbuchen, denn auch sie erreichte in Nicaragua, was Nixon im Jahre 
1970 seinem CIA-Direktor Helms in Sachen Chile auftrug: »Make the economy scream« (vgl. Hersh). 
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Christoph Scherrer 
Die US-Auto- und Stahlindustrie auf der Suche nach dem 
Goldenen Vlies der Wettbewerbsfähigkeit 


Zusammenfassung: Es werden die Versuche der US-Auto- und Stahlindustrie darge- 
siellt, sich den veränderten Weltmarkt- und Konkurrenzbedingungen anzupassen. 
Dabei werden die Ursachen beleuchtet, warum innerhalb der fordistischen Regula- 
tionsweise diese Versuche scheiterten. Seit 1980 vollzieht sich ein Bruch mit den 
bisherigen Regulationsformen. Die neuen Formen der Regulation von Arbeit und 
Produktion haben zwar zu einigen Erfolgen geführt, doch dürften sie nicht hinreichen, 
um die langfristige Wettbewerbsfähigkeit beider Industrien gewährleisten zukönnen. 


Einleitung 


Die US-Wirtschaft befindet sich in einer Umbruchsphase. Die Konturen der neuen 
Strukturen erscheinen widersprüchlich und geben Anlaß zu kontroversen Interpreta- 
tionen. Manche malen das Bild eines Kasino-Kapitalismus, bei dem »paper enterpre- 
neurs« auf der Wall Street die produktive Basis der USA verscherbeln und »hollow 
corporations« übrig lassen, die bloß noch als Marketingorganisationen für auslän- 
dische Produkte dienen. Andere zeichnen das Szenario vom Durchbruch neuer Pro- 
duktionskonzepte, wie die »flexible Spezialisierung« oder die »Saturn«mäßige Nutz- 
barmachung des Produzentenwissens, auf deren Basis, und mit Hilfe des nun mehr 
realistisch bewerteten US-Dollars, eine Exportoffensive gestartet wird. Kann also 
von einer monetären Blockierung einer neuen »Prosperitätsphase« ausgegangen wer- 
den, oder entwickelt sich, in der Sprache der französischen Regulationstheoretiker, 
ein neues Akkumulationsregime?' 

Dieser Frage wurde in einer Studie über die US-Auto- und Stahlindustrie nachgegan- 
gen, deren wesentlichen Ergebnisse hier vorgestellt werden sollen. Branchenstudien 
können zwar keine Aussagen zur gesamten US-Volkswirtschaft entnommen werden, 
aber sie vermitteln einen tieferen und somit differenzierteren Einblick in die Umbau- 
prozesse derproduktiven Basis der USA als dies eine Gesamtübersicht leisten könnte. 
Beide Branchen werden seit Ende der 50er Jahre von der ausländischen Konkurrenz 
bedrängt und haben mit unterschiedlichen Strategien versucht, darauf zu reagieren. 
Ein Nachvollzug dieser Anpassungs-, bzw. Abwehrstrategien verspricht somit, über 
die Bedingungen für eine Wiedererlangung der Wettbewerbsfähigkeit Aufschluß zu 
geben. Dierelative Überschaubarkeit der Entwicklung in diesen Branchen erlaubt zu- 
dem abgesicherte Überlegungen, inwieweit die bisherigen Veränderungen miteinan- 
der kompatibel sind und sich verfestigen könnten. 

Die Ergebnisse dieser Studie zu den Fragen nach dem Verlauf der Transformations- 
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prozesse, ihren Determinanten und der Reproduktionsfähigkeit der bisher erreichten 
Veränderungen lassen sich in drei Thesen zusammenfassen: 

I. Der gesamte Anpassungsprozeß an die neuen Konkurrenzbedingungen des Welt- 
marktes vollzog sich in zwei Phasen, wobei die erste Phase von dem Bemühen geprägt 
war, innerhalb der bestehenden Regulationsweise derneuen Konkurrenz zu begegnen 
und, als dies nicht mehr möglich erschien, sich ihr gegenüber abzuschirmen. In der 
zweiten Phase kam es zu einem Bruch mit den bisherigen Regulationsformen, wobei 
zunächst die Verfolgung distributiver Ziele sowie die Beseitigung bestehender Ra- 
tionalisierungshemmnisse im Vordergrund stand. Versuche einer wirklichen Neuge- 
staltung der Produktionsorganisation sowie der Beziehungen zu den Beschäftigten 
und den Zulieferern folgten erst später. 

II. Die anfänglichen offensiven Strategien scheiterten sowohl an den innerhalb der 
bestehenden Regulationsweise verdichteten Kräfteverhältnissen als auch am Festhal- 
ten an traditionellen Rationalisierungskonzepten. Die defensive Strategie ermöglich- 
te zwar eine Wiederherstellung der Profitabilität, führte aber letztlichnur zueinem um 
so drastischeren Kriseneinbruch. Diese auch monetär induzierte Krise versetzte die 
Unternehmen in die Lage, aus dem Korsett der bisherigen Regulationsformen auszu- 
brechen. Weiterhin bestehende Widerstandspotentiale und das vorläufige Scheitern 
extremer Automatisierungsstrategien machten schließlich Experimente mit neuen 
Organisations- und Kommunikationsformen notwendig. 

II. Die in der Krise gestärkte Machtposition der Stahl- und Automobilkonzerne 
gegenüber den Beschäftigten erlaubt einerseits den Betriebsleitungen neue Produk- 
tionskonzepte durchzusetzen. Andererseits ist eine zunehmende Abhängigkeit der 
produktiven Kapitale von den Finanzmärkten zu beobachten. Mit der Vorherrschaft 
der »Geldmandarine« sind eher kurzfristig Konzipierte Akkumulationsstrategien 
kompatibel, die jedoch die Stärkung der längerfristigen Wettbewerbskraft fraglich 
erscheinen lassen. 
Bevor diese Thesen im einzelnen ausgeführt werden, soll zunächst die Ausgangslage 
in beiden Branchen dargestellt werden. 


Die fordistische Phase der US-Auto- und Stahlindustrie 


Das Vergesellschaftungsmodell der USA in der Nachkriegszeit wird als ein Regime 
intensiver Akkumulation bei wachsendem Massenkonsum unter monopolistischer 
Regulation beschrieben und als Fordismus? bezeichnet. Die Massenproduktion er- 
folgte auf der Grundlage eines tayloristischen Produktionsparadigmas.? Zu den ge- 
sellschaftlichen Strukturen und Institutionen (Regulationsformen), die zur Entfal- 
tung der Massenkonsumtion erforderlich waren, gehörten vor allem die Sozialversi- 
cherungen, die Koppelung der Reallohnsteigerungen an das Produktivitätswachstum 
durch kollektive Arbeitsverträge, die Oligopolisierung oder direkte Regulierung 
wichtiger Märkte, eine nationale Geldordnung und eine antizyklische Konjunkturpo- 
litik (Aglietta 1979, Liepietz 1985). Zu den Kernsektoren des Fordismus gehörten die 
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Auto- und Stahlindustrie. Die Regulationsformen dieser Industrien spiegelten die 
zentralen Wesensmerkmale des Fordismus wider: senioritätsorientierte industrielle 
Beziehungen, Oligopolisierung des Marktes, hohe vertikale Integration, staatliche 
Begrenzung der Monopolmacht, Finanzierung aus eigenen Rücklagen und Orientie- 
rung auf den Binnenmarkt. 


Vergleich der Entwicklung der realen 
Gesamtlohnkosten pro Arbeitstunde, 
Ford (USA) vs. Stahlindustrie, 1950-86 


0) 
1950 19655 1960 1985 1970 1975 1980 1986 


= Ford + Stahlindustrie 


Quellen: berechnet anhand AISI, 

Ford Annual Reprts 

Alle ProduktionsarbeiterInnen der Großkonzerne in beiden Branchen waren in der 
Nachkriegszeit gewerkschaftlich organisiert, und zwar durch die United Automo- 
bile Workers (UAW), bzw. die United Steelworkers (USW). In der Autoindustrie 
wurde 1950 im sogenannten Treaty of Detroit vereinbart, die Reallöhne gemäß dem 
Produktivitätswachstum der gesamten US-Wirtschaft jährlich anzuheben. Die Pro- 
duktivitätsregel wurde bis 1982 in den jeweiligen Tarifrunden eingehalten? jedoch 
orientierten sich die realen Lohnzuwächse (Lohn- und Lohnnebenkosten) pro Ar- 
beitsstunde aufgrund der rascher ansteigenden betrieblichen Sozialleistungen an den 
Produktivitätszuwächsen in der Autoindustrie (siehe Schaubild 1). Auf diese Weise 
blieben die realen Stücklohnkosten weitgehend konstant (siehe Schaubild 2). In der 
Stahlindustrie bestand kein expliziter Produktivitätspakt, so daß die Entwicklung der 
realen Lohnkosten pro Arbeitsstunde stärker von den jeweiligen Kräfteverhältnissen 
geprägt wurde. Insgesamtstiegen dierealen Lohnkosten aber von 1950 bis 1981 eben- 
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falls im Durchschnitt um 3,3 v.H. an (siehe Schaubild 1). Stark von der bundesrepu- 
blikanischen Praxis abweichend, wurde der Arbeitseinsatz geregelt. Zwar wurden 
den Gewerkschaften und ihren Mitgliedern das Recht auf Mitsprache in der Unter- 
nehmenspolitik verweigert, aber der unternehmerische Handlungsspielraum bei per- 
sonalpolitischen und zum Teil bei arbeitsorganisatorischen Entscheidungen wurde 
dennoch tarifvertraglich durch formale Regelungen erheblich eingeschränkt. Die ge- 
werkschaftlichen Schutzrechte, die in der Literatur mit dem irreführenden Begriff job 
control bezeichnet werden (vgl. Piore 1982, Katz 1985),’ bestanden aus drei Elemen- 
ten: erstens der tarifvertraglichen Festlegung der jeweiligen Arbeitsaufgaben eines 
Arbeitsplatztyps, zweitens dem Senioritätssystem und drittens dem formalisierten 
Verfahren der Konfliktbeilegung. 


Entwicklung der realen Stücklöhne 
Lohnempfänger, Stahl- und Autoindustrie» 
Index, 1950-1986 
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Die betrieblichen Tarifverträge enthielten detaillierte Listen von job classifications, 
die die in der Produktion anfallenden Tätigkeiten spezifizierten und von einander ab- 
grenzten. Im Facharbeiterbereich fand diese Festlegung der betrieblichen Arbeitstei- 
lung seine Entsprechung in den klaren Abgrenzungen (demarcations) zwischen den 
Aufgabengebieten der einzelnen Berufsgruppen. Komplementär zu den job classifi- 
cations hatte sich in beiden Industrien zur Regelung des innerbetrieblichen Arbeits- 
marktes ein Senioritätsprinzip etabliert (eine ausführliche Beschreibung findet sich 
bei Köhler 1981, Dohse u.a. 1982). Innerhalb einzelner Unternehmensbereiche und 
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zum Teil auch zwischen diesen wurden alle Personalbewegungen (Besetzung vakan- 
ter Arbeitsplätze, Umsetzung innerhalb von Tätigkeitsarten, Ausgleich temporärer 
Personaldefizite und Personalüberhänge, Beförderungen, kKonjunkturell und rationa- 
lisierungsbedingter Personalabbau, Wiedereinstellungsaktionen) nach der Rangfolge 
des Betriebs- bzw. Abteilungseintritts geregelt. Leistungs-, Qualifikations- und Ver- 
haltenskriterien waren somit als Auswahlprinzip ausgeschlossen. Die Einhaltung 
dieser Regeln überwachten die gewerkschaftlichen Vertrauenspersonen, die die 
Anliegen der Mitglieder in einem tarifvertraglich festgelegten Beschwerdeverfahren 
(grievance procedure) gegenüber der Firmenleitung vortrugen. Inwieweit die tarif- 
vertraglichen Regelungen die Weisungsmacht der Betriebsführung einschränkte, 
hing somit stark davon ab, wie die betrieblichen Gewerkschaftsorgane von dem Be- 
schwerdesysem Gebrauch machten. 

Neben diesen personalpolitischen Einschränkungen bestanden noch Vereinbarungen 
über die Setzung der Produktionsnormen. Prinzipiell war in der Autoindustrie die 
Zeitvorgabe dem Management freigestellt, sie sollte jedoch dem Grundsatz einer nor- 
malen Arbeitsbelastung entsprechen. Für die Beschäftigten, die sich ungerechtfertig- 
ten Zeitvorgaben ausgesetzt sahen, bestand die Möglichkeit der Beschwerdeführung. 
Diese Besch werdefälle waren von der Schlichtung ausgenommen, so daß, wenn keine 
Einigung zwischen der Geschäftsführung und der UAW zustande kam, die betrieb- 
liche Gewerkschaftsführung ihrem Anliegen mit einem Streik Nachdruck verleihen 
konnte. Ein solcher Streik konnte jedoch nur nach einer festgesetzten Frist und nach 
Absprache mit der UAW-Zentrale begonnen werden. Unzufriedenheitmitden langen 
Fristen war häufig Anlaß für wilde Streiks (Herding 1980: 82). In der Stahlindustrie 
wurde den betrieblichen Gewerkschaftssektionen erst 1974 ein Streikrecht zugestan- 
den. Gegen willkürliche Arbeitsbedingungen (Arbeitsgruppengröße, Pausen etc.) 
festschrieb, solange nicht der zugrundeliegende Produktionsprozeß verändert wurde 
(Betheil 1978). i 

Durch diese tarifvertraglichen Regelungen verlor das Management wichtige Beloh- 
nungs- und Sanktionsmöglichkeiten zur betrieblichen Herrschaftsausübung. Eine 
höhere Leistungsbereitschaft konnte weder durch individuelle Gratifikationen noch 
durch Beförderung (es sei denn zur Aufsichtsperson, supervisor) motiviert werden. 
Die Betriebsführungen mußten deshalb zu anderen Formen der Machtausübung 
greifen. Dazu gehörte erstens, im Sinne der Taylorismusdebatte, die Übertragung der 
Kontrolle in den Arbeitsprozeß, was am sinnbildlichsten in der Taktgeschwindigkeit 
des Fließbandes zum Ausdruck kam. Zweitens kam es zu einem vermehrten Einsatz 
von Zeitnehmern und zu einem Kompetenzzuwachs für die industrial engineering- 
Abteilungen. Drittens wurde versucht, die Kontrolle über die Arbeitsverausgabung 
durch einen vergleichsweise hohen Einsatz von Aufsichtspersonen zu erreichen 
(Jefferys 1986: 129, 137, 154). 

Die aus bundesdeutscher Sicht überraschende Einwilligung des Managements in Be- 
schränkungen seiner Weisungsmacht erklärt sich zum einen dadurch, daß die rigide, 
festgeschriebene Arbeitsteilung insofern nicht besonders problematisch war, als das 
vorherrschende Rationalisierungsparadigma auf eine feinteilige Arbeitszerlegung 
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und auf möglichst lange Produktionsläufe abzielte (Doeringer/Piore 1971). Zum an- 
deren erschienen die senioritätsorientierten Schutzrechte der Belegschaften gegen- 
über der Alternative ständiger Kleinkriege vorteilhafter. In vielen Betrieben hatten 
sich nämlich die Belegschaften während der Phase der gewerkschaftlichen Anerken- 
nung ein hohes Maß an Kontrolle über Leistungsstandards und anderen Fragen der 
Betriebsorganisation erkämpft und sahen es von daher als legitim an, Anordnungen 
zur Leistungssteigerung mit spontanen Arbeitsniederlegungen oder gar mit Sabota- 
geakten zu beantworten (vgl. Gartman 1986: 263-291; Walker 1976). Entsprechend 
war die tarifvertragliche Einschränkung der unternehmerischen Weisungsmacht ein 
Kompromiß, der durchaus den Interessen des Managements Rechnung trug, aber 
nicht notwendigerweise als optimal empfunden wurde. Folglich wurde um die kon- 
krete Ausgestaltung des Komprömisses ständig gerungen (vgl. Gershuny 1982, 
Herding 1980). 

Die Gewährung stetiger Reallohnerhöhungen wurde durch die oligopolistische Kon- 
trolle der Preise ermöglicht. Einige wenige, vertikal integrierte Konzerne organisier- 
ten die Produktionsprozesse und beherrschten den Markt. In der Stahlindustrie be- 
ruhte die Macht der großen Konzerne auf extrem hohen Markteintrittsbarrieren, die 
zum einen den hohen Kapitalaufwendungen für ein effizientes Stahlwerk und zum an- 
deren der Kontrolle über die Rohstoffversorgung entsprangen. Zur Begrenzung der 
Konkurrenz untereinander dienten eine Reihe von Praktiken. Ein relativ freizügiger 
Technologietransfer verhinderte das Entstehen gewichtiger technologischer Vor- 
sprünge (Lynn 1982: 124 f., 131). Die gemeinsamen Tarifverhandlungen mit der 
USW und das einheitliche Eingruppierungssystem trugen ebenso zur Homogenise- 
riung der Produktionskosten bei (vgl. Brody 1987: 22 £.). Schließlich schuf der für 
US-Verhäftnisse ungewöhnlich kohärente Stahlunternehmerverband, das American 
Iron and Steel Institute (AISD, viele Möglichkeiten der Interessenabstimmung 
(Adams 1954: 162; Scherer 1970: 210). Der offensichtliche Effekt des Zusammen- 
spiels dieser verschiedenen Regulationsformen war die Preispolitik des »mark-up«. 
Wie viele empirische Studien nachgewiesen haben, zeigten die Stahlpreise nur ge- 
ringe zyklische Schwankungen. Die Preise spiegelten stattdessen die langfristige Ko- 
stenentwicklung wider (Crandall 1981: 31). In der Autoindustrie erübrigten derkleine 
Kreis von Anbietern und die übersichtliche Zahl der Produkte (deren Fabrikpreise bei 
der Vielzahl von Käufern nicht individuell verhandelbar waren) ähnlich elaborierte 
Systeme der Preisabsprache. 

Das hohe Ausmaß vertikaler Integration diente nicht nur der Erhöhung der Marktein- 
trittsbarrieren, sondern schützte auch vor »opportunistischem« Verhalten von Zulie- 
ferbetrieben in Form überhöhter Preise, unzuverlässiger Lieferung oder der Weiter- 
gabe strategischer Technologien an die Konkurrenz. So wollten sich die Stahlkonzer- 
ne gegen die ebenfalls hoch konzentrierten Bergbaugesellschaften schützen, die in 
Boomphasen extreme Preissteigerungen hätten durchsetzen können (Lamoreaux 
1985: 145-147). Auch in der Autoindustrie bedurfte es eines sicheren Planungshori- 
zonts, damit durch lange Produktionsläufe hohe Skalenerträge erzielt werden konn- 
ten. Die Furcht vor unvorhersehbaren Unterbrechungen der Produktion aufgrund von 
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Arbeitsauseinandersetzungen dürfte, besonders in den 50er Jahren, die Konzerne zu 
einer Ausdehnung ihrer vertikalen Integration motiviert haben (Katz 1977: 263). 
Angesichts der Organisierungserfolge der UAW in der Zulieferindustrie, stand dem 
Trend zur vertikalen Integration bis Ende der 60er Jahre auch keine Vergrößerung der 
zwischenbetrieblichen Lohndifferentiale entgegen (BLS Bull. 1679, 1971: 17). Die 
Integrierung der verschiedenen Produktionsstufen setzte jedoch, soweit keine Fusion 
möglich war, Verfügung über Geldkapital für den Kauf vor- oder nachgelagerter Pro- 
duktionsstätten oder für deren Errichtung voraus. Die notwendige Liquidität wurde 
zunächst von den Banken oder vom Kapitalmarkt gewährt, später garantierte der 
Erfolg der oligopolistischen Marktkontrolle den beteiligten Unternehmen eine über- 
durchschnittliche Kapitalrentabilität und somit eigene Kapitalmittel zur vertikalen 
Expansion.‘ Zwischen oligopolistischer Marktbeherrschung und vertikaler Integra- 
tion bestand somit ein enges wechselseitiges Verhältnis: zur Aufrechterhaltung der 
Marktkontrolle war eine Kontrolle strategischer Produktionsstufen notwendig, die 
gleichzeitig wiederum durch die Marktkontrolle ermöglicht wurde. Das Pendant zur 
hierarchischen Kontrole des Produktionsprozesses war ein relativ distanziertes, 
marktbezogenes Verhältnis zu den selbständigen Zulieferern. Die Autokonzerne 
sorgten bewußt für Konkurrenz unter ihren Zulieferern. Der technische Austausch 
zwischen der Konzernzentrale und den Zulieferern beschränkte sich weitgehend auf 
Abstimmungsprobleme bei den jeweiligen Entwicklungen und erstreckte sich in den 
seltensten Fällen auf eine von vornherein gemeinsam durchgeführte Produktentwick- 
lung (Helper 1987). Das geringe Niveau der technischen Zusammenarbeit stand 
durchaus nicht im Widerspruch zu dem herrschenden Rationalisierungsparadigma. 
Da die Kernkonfiguration des Automobils unverändert gelassen wurde, konzentrier- 
ten sich die Optimierungsstrategien auf inkrementale, prozeß-orientierte Innovatio- 
nen. Diese konnten unter zentraler Vorgabe, mit nur geringer horizontaler Absprache, 
arbeitsteilig auf einzelne Bearbeitungsvorgänge bezogen, ausgeführt werden (vgl. 
Abemathy 1978). 

Die Absicherung gegenüber potentiell »opportunistischem« Verhalten der Zulieferer 
entsprach dem unterentwickelten Stand globaler Lieferbeziehungen, die den Konzer- 
nen nicht erlaubte, inländische durch ausländische Zulieferer unter Druck zu setzen. 
Sofern sie nicht der Rohstoffsicherung dienten (Stahl), bestanden zwischen den in- 
und ausländischen Produktionsstätten nur geringe Lieferverflechtungen. Die Binnen- 
marktorientierung wurde auch durch die geringe Exporttätigkeit unterstrichen; im 
Unterschied zur Vorkriegszeit wurde der Export in der Nachkriegszeit nur als Zusatz- 
geschäft angeschen, das keiner besonderen Aufmerksamkeit bedurfte (Tiffany 1988: 
9, 178; Wilkins/Hill 1964: 376). 

Neben den bekannten staatlichen Maßnahmen zur Förderung des fordistischen Kon- 
summodells versuchte der Staat im Sinne einer countervailing power (Galbraith) die 
Kapitalzentralisierungstendenzen, die Preisüberwälzungsmöglichkeit und das Aus- 
maß der Mißachtung der Konsumenten (und der Umwelt etc.) zu begrenzen. Der Staat 
trat somit in einem gewissen Maße an die Stelle der weitgehend außer Kraft gesetzten 
Konkurrenzmechanismen. 
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Insgesamt waren also die Regulationsformen in beiden Industrien eng miteinander 
verflochten und haben sich gegenseitig verstärkt. Das Zusammenspiel hat sich aller- 
dings nicht von selbst ergeben. Der zentrale Impetus ergab sich aus der (hier nicht 
thematisierten) Konfliktdynamik zwischen den Konzernführungen und den Beleg- 
schaften sowie den multi-fraktionellen Auseinandersetzungen auf dem Terrain des 
Staates. In ihrer Gesamtheit ermöglichten diese Regulationsformen beiden Branchen 
die Teilhabe am Nachkriegsaufschwung. Die Stahlindustrie wuchs im Schnitt wie das 
gesamte verarbeitende Gewerbe; die Autoindustrie sogar deutlich schneller (DOC 
1985: 143). In der Autoindustrie schlug sich das schnelle Wachstum in einer weitüber- 
durchschnittlichen Kapitalrentabilität nieder (DOC 1985: 131), was nochmals beson- 
ders für General Motors zutraf (Lanzillotti 1971: 288). Die Kapitalrentabilität der 
Stahlindustrie hingegen fiel in den 50er Jahren eher durchschnittlich aus (Tiffany 
1988: 40), und betrug bereits in den 60er Jahren nur noch ungefähr die Hälfte des 
Durchschnitts des verarbeitenden Gewerbes (DOC 185: 131). 

Die Rentabilitätsschwäche der Stahlindustrie in den 60er Jahren deutete bereits Kri- 
sentendenzen an, die dann allerdings erst Ende der 70er Jahre in eine akute Krise 
mündeten. Das Jahr 1966 markierte einen Wendepunkt im Wachstumstrend beider 
Branchen. Das Wachstum des Stahlausstoßes blieb hinter dem des gesamten verarbei- 
tenden Gewerbes zurück, und das der Autoindustrie glich sich letzterem an (DOC 
1985: 143). Gleichzeitig erhöhte sich der Marktanteil der ausländischen Hersteller 
sprunghaft: in der Stahlindustrie von 7,3 v.H. ım Jahre 1964 auf 16,7 v.H. im Jahre 
1968, und in der Autoindustrie von 6 v.H. auf 10,5 v.H. (AISI, MVMA). 


Die erste Phase der Anpassungsstrategien 


Für einen Reproduktionszusammenhang, der auf der Kontrolle der Marktpreise auf- 
baute, erwies sich der Erfolg der Importkonkurrenz als äußerst bedrohlich. Als erste 
Reaktion auf diese Herausforderung versuchten die Stahlkonzerne, den erst ein 
Jahrzehnt zuvor entstandenen fordistischen Lohnkompromiß aufzukündigen und die 
im Zusammenhang mit den senioritätsorientierten Schutzrechten bestehenden Ratio- 
nalisierungshemnisse (vor allem die Klausel 2-B) zu beseitigen. Der daraus 1959 re- 
sultierende 116tägige Streik endete in einer Patt-Situation (Adelman 1961: 34). Die 
Belegschaften erwiesen sich als zu stark; ihr Widerstand erschien auch ım Lichte der 
Entwicklungen in den anderen Kernbranchen als legitim. Im Sinne der keynesiani- 
schen Wirtschaftssteuerung wurde auch staatlicherseits (wenn auch widerwillig) auf 
eine Beendigung der Unternehmeroffensive gedrängt (Tiffany 1988: 149-166). 

Nachdem diese Option versperrt war, setzten die Stahlindustriellen auf eine Moder- 
nisierung der Produktionsanlagen. Es gelang ihnen jedoch nicht, Produktivitätsfort- 
schritte im Verhältnis zum Kapitalaufwand zu erzielen. Dazu hatte erstens beigetra- 
gen, daß der allgemeine Stand der Verfahrenstechnik keine dramatischen Produktivi- 
tätsgewinne ermöglichte und dieerzielten, moderaten Zugewinne miteiner Erhöhung 
der Kapitalintensität erkauft werden mußten. Zweitens haben es vor allem die Stahl- 
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konzerne nicht verstanden, das vorhandene Produktivitätspotential der neuen Tech- 
niken voll auszuschöpfen. Hohe Baukosten’ und pessimistische Einschätzungen der 
Nachfrageentwicklunghaben die Stahlkonzerne dazu veranlaßt, der flickwerkartigen 
Modernisierung bestehender Werke den Vorzug gegenüber effizienteren Werksneu- 
bauten zu geben (Barnett/Crandall 1986: 38, 49-52). Drittens stießen Bemühungen 
zur Intensivierung der Arbeit auf den kollektiven, bzw. individuellen Widerstand der 
ArbeiterInnen, der sich nicht zuletzt, aus den allgemeinen Protestbewegungen spei- 
ste (vgl. Nyden 1984). 

In der Folge geriet die Branche in eine Rentabilitätskrise, die zur weitgehenden Aut- 
gabe offensiver Anpassungsstrategien führte. Stattdessen wurde die Aufrechterhal- 
tung der oligopolistischen Marktkontrolle mittels handelspolitischer Barrieren an- 
gestrebt und 1968 auch durchgesetzt (Hogan 1972: 52-55). Das Ausscheren aus der 
Freihandelskoalition wurde durch die Binnenmarktorientierung der US-Wirtschaft 
begünstigt, die einschloß, daß der Kreis der unmittelbar am Export interessierten Ka- 
pitalgruppen relativ klein war und die traditionellen Schutzzollgruppen auch während 
der Blütezeit des Freihandelsprojektes über Zugänge zu den politischen Machtappa- 
raten verfügten (Bauer u.a. 1972). Gleichzeitig wurde das Investitionsvolumen auf 
ein Maß reduziert, das nicht mehr die Reproduktion des gesamten Kapitalstockes ge- 
währleistete. Beide Maßnahmen führten zu einer Erholung der Kapitalrentabilität, die 
durch den weltweiten Stahlboom von 1972 bis 1974. noch beschleunigt wurde. In die- 
ser finanziell weniger angespannten Situation versuchten die Konzerne durch einen 
Produktivitätspakt mit der USW, die Intensivierung der Arbeit voranzutreiben. Im 
Gegenzug zum Verzicht auf das Streikrecht und der Bereitschaft, sich an Maßnahmen 
zur Arbeitsintensivierung zu beteiligen, wurden der USW jährliche Reallohnsteige- 
rungen in Höhe von 3 v.H. angeboten (Betheil 1978). Die explizite Anerkennung des 
fordistischen Lohnkompromisses vollzog sich somit erst in der sich abzeichnenden 
Krise der Stahlindustrie. 

Diese defensiven Maßnahmen konnten jedoch nur kurzfristig den weiteren Verfall der 
Stahlindustrie aufhalten. Das abrupte Ende des Stahlbooms ließ Produktivitätszu- 
wächse durch hohe Kapazitätsauslastungsgrade und eine aus den Gewinnen finan- 
zierte Modernisierung nicht zu. Trotzdem waren die Konzerne zur Zahlung der drei- 
prozentigen Reallohnsteigerungen verpflichtet. Auch gelang es in der Lohnrunde von 
1977 nicht, die steigende Arbeitslosigkeit in einen moderaten Tarifabschluß umzu- 
setzen. Der kooperationswilligen Führung der USW war nämlich seit der undemo- 
kratischen Durchsetzung des Produktivitätspaktes eine starke innerverbandliche Op- 
position herangewachsen, die nur durch lohnpolitische Erfolge abgewehrt werden 
konnte (Scherrer 1985). Den höchstgradig kapitalgebunden, integrierten Hüttenwer- 
ken fehlte das Machtmittel der Kapitalmobilität. 

In der Folge kam es zu einem Anstieg der Stücklohnkosten (siehe Schaubild 2), die 
zusammen mit der zunehmenden Veralterung des Kapitalstocks bewirkten, daß trotz 
Abwertung des US-Dollars, die Importe 1977 zwei Drittel des Nachfragezuwachses 
für sich beanspruchen konnten. Die US-Stahlkonzerne reagierten daraufhin mit der 
erfolgreichen Forderung nach Wiedereinführung von Handelsbeschränkungen (Trig- 
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ger Price Mechanism), die im Zuge des Stahlbooms ausgesetzt worden waren. 
Darüber hinaus kam es zu ersten Werksschließungen, Fusionen und der verstärkten 
Suche nach alternativen Verwertungsfeldern (Acs 1984). 

In der Autoindustrie waren die Abwehrstrategien zunächst erfolgreicher. Mit der 
Einführung eigener Kleinwagenmodelle konnte die erste Importwelle zurückge- 
drängt und die Zweite Ende der 60er Jahre zumindest eingedämmt werden. Es gelang 
auch innerhalb des tayloristischen Produktionskonzeptes, ohne besonderen Investi- 
tionsaufwand, kontinuierlich vergleichsweise hohe Produktivitätszuwächse zu erzie- 
len, die die realen Stücklohnkosten konstant hielten (siehe Schaubild 2). Möglich 
wurden diese Zuwächse Mitte der 70er Jahre vor allem durch eine bessere Auslastung 
der Kapazitäten, durch die teilweise Wiederherstellung der im allgemeinen Auf- 
schwung emanzipativer Bewegungen verlorengegangenen betrieblichen Disziplin 
und durch die Vernachlässigung der Verarbeitungsqualität sowie der Produktinnova- 
tion. Daß die Autoindustrie weniger von der allgemeinen Wachstums-, Produktivi- 
täts- und Rentabilitätsschwäche ab Ende der 60er Jahre erfaßt wurde, hing wohl in 
erster Linie von der tiefen Verankerung des Automobils im Konsummodell der USA 
ab. So gaben die privaten Haushalte einen gleichbleibenden Anteil ihres verfügbaren 
Einkommens für den privaten Transport mit dem Pkw aus. Die Vorliebe für große, ge- 
räumige Pkw’s, der die US-Konsumenten, dank der staatlichen Energiepolitik, bald 
nach den ersten Ölpreisschocks wieder nachgehen konnten, gewährte den US-Her- 
stellern sicheren Schutz vor der ausländischen Konkurrenz. Die hohen Gewinnmar- 
gen auf ihre »Straßenkreuzer« (vergrößert durch die Einsparungen bei der Verarbei- 
tungsqualität) kompensierten die niedrigen Margen, bzw. Verluste im hochgradig 
kompetitiven Kleinwagengeschäft. Die bereits während der Hochkonjunktur begin- 
nende Krise des Chrysler Konzerns, dem drittgrößten Hersteller in den USA, kann im 
nachhinein jedoch als Vorbote für das baldige Ende dieser Abschirmung von den all- 
gemeinen Krisentendenzen angesehen werden. 

Im Gegensatz zur Stahlindustrie versuchten die Autokonzerne, vor allem General 
Motors, aus dem Korsett der senioritätsorientierten industriellen Beziehungen auszu- 
brechen, und zwar durch die systematische Verlagerung der Teileproduktion zu neuen 
Werken in den gewerkschaftsfreien Süden der USA.? Doch gelang es der UAW in 
relativ kurzer Zeit, diese Werke gewerkschaftlich zu organisieren. Dabei kam der 
UAW zugute, daß durch Druck in den bereits organisierten Betrieben General Motors 
bei den gewerkschaftlichen Anerkennungswahlen zur Neutralität verpflichtet werden 
konnte (Katz 1985:90). 

Kurz vor Ende der 70er Jahre unterschieden sich somit beide Industrien inmehrfacher 
Hinsicht. Während die Stahlindustrie bereits staatlicher Hilfe bedurfte und ihren Pro- 
duktionsrekord zuletzt 1973 erzielte, hatte die Autoindustrie ihr Rekordjahr 1978. 
Letztere verfügte auch über eine höhere Kapitalmobilität und über eine multinationa- 
le Präsenz. Das Stahlmanagement verhandelte zwar miteiner kooperationsbereiteren 
Gewerkschaftsführung, aber diese wurde von der Basis herausgefordert. Insgesamt 
zeichnet sich diese Periode durch Anpassungsstrategien aus, die im wesentlichen die 
fordistischen Regulationsformen unangetastet ließen. Eine Zuspitzung, aber auch 
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zugleich ihren Wendepunkt, fanden diese Strategien während der Carter-Administra- 
tion Ende der 70er Jahre. 


Tripartistische Krisenregulierungsversuche 


Zur politischen Invervention sah sich die Carter- Administration ab 1977 gezwungen, 
als zunächst in der Stahlindustrie Massenentlassungen vorgenommen wurden und 
sich Ende 1978 cinc Liquiditätskrisc beim Chrysler-Konzern abzeichnete, die die Ar- 
beitsplätze von über 100000 Beschäftigten bei Chrysler selbst und weiteren 100000 
bei Zulieferern und Händlern bedrohte. In beiden Fällen zeigte sich die Carter-Admi- 
nistration zu einer für den Fordismus typischen Form der Krisenregulation, nämlich 
dem Tripartismus oder auch Neokorporatismus (vgl. Esser u.a. 1983), bereit. Im Falle 
von Chrysler wurde dieser Weg auch beschritten. Unter der Federführung des Staates, 
der zum Überleben des Konzerns Kreditgarantien stellte, wurden die jeweiligen An- 
teile an den Sanierungslasten zwischen den Beteiligten, d.h. Belegschaft, Banken, Zu- 
lieferer etc. ausgehandelt. Dabei konnte gegenüber den Belegschaften nicht nur ein 
drastischer Arbeitsplatzabbau durchgesetzt werden, sondern auch die Außerkraftset- 
zung der produktivitätsorientierten Tarifprinzipien (vgl. Reich/Donahue 1985). In der 
Stahlindustrie kam es zu der Gründung eines Steel Tripartite Advisory Committee, 
aber das Stahlkapital weigerte sich in einen Austausch mit dem Staat und den Ge- 
werkschaften zu treten, der über Verhandlungen um protektionistischen Maßnahmen 
hinausging. Sogar staatliche Subventionen wurden abgelehnt. Da sich die Stahlindu- 
strie zu diesem Zeitpunktnicht in einer dem Chrysler-Konzern vergleichbaren akuten 
Notlage befand, hätte eine Zusammenarbeit mit der Gewerkschaft die weitere Beach- 
tung der Belegschaftsinteressen bedeutet, das heißt, die Erhaltung eines hohen Be- 
schäftigungsniveaus unter weitgehender Beibehaltung der gewohnten Lohnhöhe. 
Jedes tripartistische Krisenmanagement hätte, wie die Sanierung von Chrysler nahe- 
legt, zudem die Diversifikationsstrategien der Konzerne in Frage gestellt. Aus der 
Sicht des Stahlmanagements bedeutete mithin die Teilnahme an einer tripartistischen 
Krisenregulierung die Fortsetzungeiner akkomodierenden Politik, die sie als Ursache 
ihrer Wettbewerbsschwäche ansah. Demgegenüber versprach eine Politik »gegen« 
den Staat eine Verbesserung der Verwertungsbedingungen auf dessen Kosten und 
gleichzeitig die Freiheit, Maßnahmen zur Schwächung der Gewerkschaften zu er- 
greifen, oder, falls diese sich erfolglos erweisen sollten, einen Ausstieg aus der Stahl- 
produktion zu vollziehen (Scherrer 1987). Wenngleich nicht mit der selben Nach- 
drücklichkeit wie das Stahlmanagement, forderten auch die Konzermnleitungen von 
General Motors und Ford einen »Rückzug« des Staates aus der Wirtschaft. Die zweite 
Ölpreiserhöhungsrunde hatte die produkt- und prozeßtechnischen Versäumnisse 
offen zutage treten lassen; die ausländische Konkurrenz verfügte nicht nur über den 
neuen Bezinpreisen angemessenere Modelle, sondern auch über einen Produktions- 
kostenvorteil von ungefähr $ 2000 pro vergleichbarem Fahrzeug (Altshuler u.a. 
1984). Das Automanagement stand somit auch unter Handlungsdruck. 
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Bruch mit den fordistischen Regulationsformen 


Das allgemeine gesellschaftliche Kräfteverhältnis ließ dem Projekt der Zurückdrän- 
gung des »keynesianischen« Staates eine ernstzunehmende Qualität zukommen. Die 
Wahl Ronald Reagans zum Präsidenten der USA drückte dieneueKoalition zwischen 
den in den 70er Jahren stark gewordenen Kapitalfraktionen außerhalb der fordisti- 
schen Regulation (vor allem in den Südstaaten) und dem Kapital der Kernbranchen 
aus. Ihre Politikfähigkeit hatten die »nicht-fordistischen« Kapitalfraktionen mit der 
in Kalifornien begonnenen »Steuerrevolte« (proposition 13) bewiesen (Davis 1986: 
32-35). Sie wurden somit zu einem interessanten Bündnispartner der durch die inter- 
nationale Konkurrenz in Bedrängnis geratenen kapitalintensiven Konzerne. Die au- 
Benpolitischen Entwicklungen, der Sturz des Schahs und der Somozas sowie der so- 
wjetische Einmarsch in Afghanistan, ließen schließlich das multinational-orientierte 
Kapital auf einen Hochrüstungskurs und damit in diese neue Koalition einschwenken 
(Ferguson/Rogers 1986: 264-269). Auf der Basis einer nationalistischen Demagogie, 
dem Anknüpfen an die ideologische Tradition des Individualismus und dem Verspre- 
chen, die Steuerlast zu reduzieren, ohne wesentliche Programme des Wohlfahrts- 
staates zu streichen, gelang es diesem kapitalfraktionellen realignment, subalterne 
Schichten bis in die Arbeiterklasse hinein für ein Programm der Zurücknahme 
staatlicher Zuständigkeit für einzelne Marktergebnisse zu gewinnen. Diesem Projekt 
kam die mangelnde institutionelle Verankerung der Arbeiterschaft und anderer sub- 
alterner Interessen in den politischen Herrschaftsapparaten sowie ihre geringe poli- 
tische Kohärenz und Organisationsfähigkeit entgegen (Kuttner 1986). Somitkonnten 
die VertreterInnen dieser Gruppen rasch aus dem Staatsapparat entfernt werden, so 
daß in der monetaristisch-induzierten Rezession von 1981/82 Forderungen nach einer 
Vollbeschäftigungspolitik oder Maßnahmen zur Abfederung des Strukturbruches 
weitgehend zurückgewiesen werden konnten. 

Diese staatliche Abstinenz reichte auch ohne gesetzliche Initiativen zur Einschrän- 
kung gewerkschaftlicher Spielräume aus, um in der Krise die drastische Änderung der 
Kräfteverhältnisse in beiden Branchen zu ermöglichen. Denn ohne die Durchset- 
zungskraft, politisch die kapitalistischen Konkurrenzmechanismen zu regulieren, 
waren die Gewerkschaften der Logik krisenhafter Marktprozesse ausgesetzt. Diese 
bedeutete, daß die Beschäftigungssicherheit der einzelnen Belegschaften durch eine 
Kooperation mit dem jeweiligen Management relativ erhöht werden konnte. Die Kri- 
se verschaffte nämlich den integrierten Stahlhütten als Ersatz einer räumlichen Ka- 
pitalmobilität (wie sie stärker von den Autokonzernen praktiziert wurde) die Freiheit, 
bei der Reduzierung der Produktionskapazitäten zwischen einzelnen Betriebsstellen 
auswählen zu können. Neben allgemeinen direkten Lohnkürzungen in der Stahl- 
industrie und der zeitweiligen Aussetzung der fordistischen Lohnfindungsformeln in 
der Autoindustrie, wurden nämlich die einzelnen Belegschaften vor die Wahl gestellt, 
entweder traditionelle Schutzrechte aufzugeben oder die Arbeitsplätze an eine andere 
Belegschaft zu verlieren, die zu solchen Änderungen bereit ist. Diese Drohung wurde 
mit Hinweisen auf Überkapazitäten, knappe Investitionsressourcen und den Verlage- 
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rungsmöglichkeiten zugunsten nicht-gewerkschaftlich organisierter Betriebe unter- 
mauert (vgl. Parker/Slaughter 1988: 141; Katz 1985: 64 f.). Begünstigt wurde das Ge- 
geneinanderausspielen der Belegschaften durch das Verhalten der Gewerkschafts- 
führung, die diese Taktik duldete. Die noch in den 70er Jahren besonders in der Stahl- 
industrie breite innergewerkschaftliche Oppositionsbewegung zeigte sich nicht in 
der Lage, in ausreichendem Maße eine Gegenmacht zu organisieren. Einerseits war 
die ursprüngliche Militanz in den drei Jahrzehnten langen Auseinandersetzungen mit 
dem Management und der Gewerkschaftsführung zermürbt worden, andererseits hat- 
ten sich ihre Kämpfe auf die materielle Absicherung und das Ausmaß der Leistungs- 
verausgabung beschränkt und nicht das kapitalistische Ausbeutungssystem als sol- 
ches in Frage gestellt. Den Betriebsstillegungen, die der »Logik« des Marktes ent- 
sprangen, konnten sie auf dieser Grundlage argumentativ wenig entgegensetzen (vgl. 
Jefferys 1986). Darüber hinaus wirkte ihre Orientierung am Status Quo angesichts der 
breiten Koalition von Befürwortern einer Transformation der bisherigen betriebli- 
chen Austauschlogik, die von der akademischen Wissenschaft bis hin zur Gewerk- 
schaftsführung reichte, und der auch persönlich erfahrbaren Überlegenheit des japa- 
nischen Produktionssystems innerhalb der Belegschaften nur begrenzt überzeugend. 
Die »rationale« Tyrannei der Kapitalmobilität stieß jedoch auch an Grenzen. An nicht 
eingehaltenen Versprechungen und groben Verstößen gegenüber traditionellen 
Grundsätzen entzündeten sich immer wieder Proteste, die dann von der Führung 
mitgetragen wurden, wenn ihr übergreifendes Konzept zur Sicherung des Organisa- 
tionsbestandes gefährdet erschien. Neben der erfolgreichen Abwehr der Southern 
Strategy, Konnte beispielsweise die USW durch einen langen Streik gegen Wheeling- 
Pittsburgh die einseitige Aufkündigung des Tarifvertrages durch den Konkursrichter 
verhindern (Rusen 1987). Ein sechs Monate andauernder Streik gegen den Stahlkon- 
zen USX hielt diesen von überdurchschnittlichen Lohnkürzungen ab und zwang ihn, 
das Ausmaß der Fremdvergabe von Aufträgen zu reduzieren (Blin 1987). Die Beleg- 
schaft des GM-Werkes in Van Nuys, Kalifornien, konnte durch eine intelligente, mit 
den sozialen Bewegungen der Region kooperierenden Kampagne erfolgreich die vor- 
gesehene Schließung ihres Werkes abwenden (Keil 1988). Die in diesen Auseinander- 
setzungen errungenen Teilerfolge resultierten, neben der Fähigkeit zum kollektiven 
Handeln, aus dem Umstand, daß selbst in der Krise der Spielraum des Kapitals, so- 
lange es sich in diesen Branchen stofflich, wenn auch auf reduzierter Basis verwerten 
wollte, nicht grenzenlos war. Aufgrund der bestehenden Pensionsverpflichtungen 
war auch der Marktaustritt mit hohen Kosten verbunden. Modernisierte Werke, die 
gute Autokonjunktur, die Vorteile einer marktnahen Produktion, die größere Störan- 
fälligkeit neuer Produktionskonzepte, die Risiken bei einer Verlagerung der Produk- 
tions ins Ausland und die erworbenen, nicht sofort reproduzierbaren Qualifikationen 
der Beschäftigten setzten der Machtausübung des Managements potentielle Grenzen, 
die die Gewerkschaften ausnutzen konnten. 

Diese, in den letzten Jahren zunehmende Gegenwehr, aber auch die eindrucksvollen 
Erfahrungen mit NUMMI, dem Gemeinschaftswerk von Toyota und GM (siche un- 
ten), haben einen zweiten Abschnitt in der Abkehr von den fordistischen Regulations- 
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formen eingeleitet, nämlich die Versuche einer wirklichen Neugestaltung der Arbeits- 
organisation und nicht nur des Abbaus bisheriger Rechte. Das neue Schlagwort der 
industriellen Beziehungen ın den USA ist das Teamkonzept. Bei NUMMI bedeutet 
das Teamkonzept, daß die Belegschaft in Kleingruppen von 4 bis 8 ArbeiterInnen un- 
terteilt wird, wobei diese jeweils von einer/m TeamleaderIn angeführt werden, die 
einen Teil der ehemaligen Aufgaben der Aufsichtspersonen ausführen. Für die Pro- 
duktionsarbeiterInnen bestehen keine job classifications. Stattdessen werden die 
Teammitglieder angehalten, alle Arbeitsausführungen zu erlernen. Spürbar höhere 
Qualifikationsanforderungen resultieren aus der Rotation nicht, da, aufgrund der kur- 
zen Taktzeit (59 Sekunden), am jeweiligen Arbeitsplatz nur wenige Arbeitsschritte 
auszuführen sind. In der Tat sind die individuellen Gestaltungsmöglichkeiten gerin- 
ger als in herkömmlichen Werken, da die ArbeiterInnen bei jedem Arbeitszyklus die 
Arbeitsschritte exakt wiederholen müssen (Chethik 1987). Verbesserungen an der Ar- 
beitsmethode können nicht individuell vorgenommen, sondern müssen bei den Team- 
besprechungen am Ende der Schicht eingebracht werden. Experimenteller Spielraum 
besteht eigentlich nur in der Anlaufzeit eines neuen Modells. Dann kann auch die 
Schnur zum Anhalten des Bandes gezogen werden. Sind jedoch die einzelnen Ar- 
beitsschritte definiert und miteinander abgestimmt, dann solltees tunlichst vermieden 
werden, das Band anzuhalten, auch wenn die vorgegebene Taktzeit nicht eingehalten 
werden kann. Die Aufgabenintegration beziehtsich bloß auf eine begrenzte Qualitäts- 
kontrolle und leichte Aufräumarbeiten am Ende der Schicht. Wenn ein Fehler ent- 
deckt wird, so wird dieser von denen behoben, die für ıhn verantwortlich waren, und 
zwar zumeist in den Reparaturbuchten. 

Die Gewerkschaft verfügt lediglich über Informationsrechte. Die Vertrauensleute 
müssen ihre Vertretungsarbeit in den Pausen ausführen. Gegen Produktionsstan- 
dards kann nicht mehr gestreikt werden. Insgesamt sind bei NUMMIdie Belohnungs- 
und Sanktionsspielräume gegenüber herkömmlichen GM-Werken stark vergrößert 
worden, und zwar vor allem durch die Möglichkeit, feamleader auszuwählen, die wie- 
derum ihren Teammitgliedern Arbeitsplätze zuweisen können. Der Druck, die per- 
sönlichen Fehlzeiten zu minimieren, der allein schon dadurch entsteht, daß der Team- 
leader und nicht jemand aus einem allgemeinen Springerpool die Arbeit während der 
Abwesenheit übernimmt, wird durch ein striktes Absentismuskontrollprogramm zu- 
sätzlich verschärft (Parker/Slaughter 1988: 100-122). Mit diversen Abänderungen 
scheinen die Autokonzerne ein solches Teamkonzept auch in ihren anderen Werken 
einführen zu wollen (Ibid). Selbst in der Stahlindustrie sind Bemühungen in Gang 
gekommen, mit teamorientierten Arbeitsorganisationen zu experimentieren. 


Ungesicherte Kompatibilität der neuen Regulationsformen 
Eine Analyse der Reproduktionsfähigkeit der bisher erreichten Veränderungen im 


Regulationsgeflecht beider Branchen muß berücksichtigen, daß sich verschiedene 
Produktionskonzepte und Regulationsformen des Lohnverhältnisses andeuten. Sie 
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werden hier unterschieden in einerseits die Konzepte: »Erschöpfung des Kapital- 
stocks«, »rigide Spezialisierung«, »extreme Automatisierung« sowie »maßvolle Au- 
tomatisierung«, und andererseits in die Modelle USX, Saturn und NUMMI als Re- 
gulationsformen des Lohnverhältnisses. 
Die Regulationsformen des Lohnverhältnisses unterscheiden sich hinsichtlich dem 
Ausmaß der Veränderung und der Beteiligung der Gewerkschaft: die partizipative 
Einbindung der Gewerkschaften und der Belegschaften in ein team-orientiertes Ar- 
beitseinsatzkonzept (Modell Saturn), die autoritäre Aufkündigung bisheriger ge- 
werkschaftlicher Schutzrechte ohne neue Arbeitseinsatzformen (Modell USX) und 
gewissermaßen als Synthese derbeiden vorgenannten Alternativen, das Tearmkonzept 
miteiner untergeordneten Rolle für die Gewerkschaften (ModellINUMMT). Diese ver- 
schiedenen Modelle einen jedoch foigende Ziele: 
- Reduzierung oder Beseitigung der job classifications und craft demarcations 
— Beschränkung des Geltungsbereichs der Senioritätsregeln, insbesondere bei der 
Arbeitsplatzzuteilung. 
— Neue Aufgaben für das Aufsichtspersonal. 
— Verpflichtung der einzelnen ArbeiterInnen, zur erhöhten Effiziens beizutragen. 
— Ausweitung der Belohnungs- und Sanktionsmöglichkeiten zur Reduzierung von 
Fehlzeiten. 
Die Strategie der »Erschöpfung des Kapitalstocks« wird vornehmlich in der Stahlin- 
dustrie verfolgt. Sie bedeutet das »Fahren« der Anlagen bis zu ihrer physischen Er- 
schöpfung, wobei nur die notwendigsten Erneuerungs- und Instandhaltungsinvesti- 
tionen vorgenommen werden. Damit einhergehend werden meistens die bisherigen 
gewerkschaftlichen Schutzrechte einseitig aufgekündigt, wobei hier der Stahlkon- 
zeın USX am weitesten ging. Bei einem um fast die Hälfte niedrigeren Investitions- 
volumen (1980-85 vs 1974-79), konnten wesentlich höhere Produktivitätszuwächse 
erzielt werden, nämlich durchschnittlich pro Jahr 5,1 v.H. (statt 1,4 v.H.). Gemäß 
einer Studie von Thomas DuBois (1985) über die Stahlindustrie im Nordwesten von 
Indiana, dem heutigen Stahlzentrum der USA, haben neue Produktionsanlagen nur zu 
6,5 v.H. zum Produktivitätswachstum beigetragen. Als wesentlich bedeutsamer er- 
wiesen sich Veränderungen in der Produktpalette (17,7 v.H.), die Erhöhung der 
Fremdvergabe (20,8 v.H.), die Stillegung alter Anlagen (23,3 v.H.) und die Intensivie- 
rung der Arbeit (31,6 v.H.). So sollen 1986 die US-Hütten, trotz älteren Kapital- 
stocks,!° das Produktivitätsniveau der japanischen Hütten fast erreicht haben (USITC 
1987: 16). Längerfristig jedoch gewährleistet die Kombination aus »Erschöpfung des 
Kapitalstocks« und dem Modell USX nur dann die Reproduktion der US-Stahlindu- 
strie, wenn der cash-flow aus diesen mittelfristig einer Schließung zuzuführenden 
Betriebsteile für die gezielte Modernisierung der Kernproduktionsstätten genutzt 
wird. Neben ihrer »natürlichen« Grenze, nämlich der Erschöpfung aller Kapazitäten, 
stehen dieser Strategie die hohen stillegungsbedingten Pensionsrückstellungen ent- 
gegen. Für eine noch breitere Anwendung dieser Strategie bedarf es deshalb einer 
Sozialisierung der Altersversicherung. Darüber hinaus schließt diese Strategie die 
Möglichkeit aus, Konkurrenzvorteile durch technologische Vorsprünge zu erzielen. 
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Bereits jetzt wird jedes größeres Modernisierungsvorhaben von ausländischen Tech- 
nikern geleitet.!! 

In den Kleinstahlwerken hat sich ein Produktionskonzept vom Typ »rigide Speziali- 
sierung« entwickelt. Es zeichnet sich durch eine Spezialisierung auf wenige, einfache 
Stahlsorten, ein niedriges Qualifikationsniveau und einen flexiblen Einsatz der Ar- 
beitskraft innerhalb tayloristisch definierter Arbeitsschritte aus. Das Lohnverhältnis 
entsprichtentweder einem modifizierten Modell USX oder istsogar durch individuel- 
le Arbeitsverträge geregelt. Die Mini-Mills Konnten ihren Anteil an der gesamten 
Stahlproduktion von 3. v.H. im Jahre 1960 auf 21 v.H. im Jahre 1985 erhöhen. Die 
»rigide Spezialisierung« sowie die individuellen Arbeitsverträge der Kleinstahlwer- 
ke erwiesen sich jedoch nur solange als wachstumsfördernd, wie Preise und Löhne der 
integrierten Hüttenwerke gegenüber Marktschwankungen immun blieben. Die Ko- 
stenvorteile gingen verloren als angesichts der verschärften Konkurrenz versucht 
wurde, auf gewinnträchtigere Produktgruppen oder neue, geographisch definierte 
Märkte auszuweichen (Scherrer 1988). Allerdings zeichnet sich eine partielle Über- 
windung dieser Grenzen durch eine kapitalmäßige Zusammenfassung jeweils unter- 
schiedlich spezialisierter Kleinstahlwerke ab. Es könnten dann jedoch die bisherigen 
Vorteile des geringen Verwaltungsüberbaus und der persönlichen, paternalistischen 
Kontrolle des Arbeitsprozesses verloren gehen. 

Ein Produktionskonzept vom Typ »extreme Automatisierung« findet sich in einigen 
GM-Werken, aber auch in abgeschwächter Form in manchen integrierten Hüttenwer- 
ken. Dieses beschreibt eine umfassende Automatisierung des Produktionsprozesses 
mit dem Ziel, Arbeitskräfte in der Produktion überflüssig zu machen. Die Wartung 
und Instandhaltung ist einerseits getrennt in Routine- und einfache Instandhaltungs- 
aufgaben, die von flexibel einsetzbaren, breit aber oberflächlich ausgebildeten Ar- 
beitskräften ausgeführt werden, und andererseits in komplexe Reparaturen, für die 
Spezialisten von Fremdfirmen oder aus dem eigenen Ingenieursbereich eingesetzt 
werden. Da die gesamte Produktionskette noch nicht durchautomatisiert werden 
kann, überwiegen Insellösungen, wobei die Produktion von Vorprodukten unter Aus- 
nutzung segmentierter Arbeitsmärkte ausgelagert wird. Das Lohnverhältnis wird bei 
diesem Produktionskonzept zumeist durch abgeschwächte Formen des Modells 
USX, aber teilweise auch durch partizipativere Modell reguliert. 

Bisher hatte sich diese Strategie für GM noch nicht ausgezahlt. Bei einem Investi- 
tionsvolumen, das gemessen am Umsatz real 40 v.H. über dem von Chrysler lag, 
konnte gegenüber Chrysler kein Produktivitätsvorsprung erzielt werden (Moore 
1988; Business Weck 16. März 1987). Auch hinsichtlich der Verarbeitungsqualität 
schnitten die »high-tech« Werke schlecht ab (Krafcik 1986). Die Produktionsanlagen 
der Strategie der »extremen Automatisierung« erweisen sich trotz Robotereinsatzes 
und Ähnlichem derzeit noch als zu wenig flexibel, um angesichts des unsicheren Ab- 
satzes die kontinuierliche Auslastung der Anlagen zu garantieren. Zudem sind diese 
Anlagen noch extrem störanfallig und aufgrund ihrer Reißbrettkonzipierung ist eine 
Rückkopplung der Produktionserfahrung nicht in der Weise möglich, daß das Produk- 
tionswissen kontinuierlich akkumuliert und umgesetzt werden könnte. Dieses Pro- 
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blem wird durch die Auslagerung der Produktionsvorstufen noch akzentuiert. Eskann 
aber nicht ausgeschlossen werden, daß die zwar mittelfristig weniger erfolgreiche, 
kapital- und forschungsaufwendige Strategie von General Motors, sich langfristig 
gegenüber dem Minimalinvestitionsverhalten von Chrysler als überlegen erweist.'? 
Eine bessere Kapazitätsauslastung hätte bereits 1987 den Gewinn von GM deutlich 
erhöht. 

Das Produktionskonzept »maßvolle Automatisierung« beinhaltet einen partiellen Zu- 
griff auf das Produzentenwissen, das auf der Grundlage der tayloristischen Trennung 
von Konzeption und Ausführung kontinuierlich in dic Steucrung des Produktionsab- 
laufes einfließt. Dabei wird auch eine betriebsübergreifende, systemische Integration 
des gesamten Produktionsprozesses angestrebt. Eine Anwendung findet dieses Kon- 
zept bei NUMMI, sowie in den anderen Direktinvestitionen japanischer Hersteller. 
Soweit die japanischen Konzerne zusammen mit einem US-amerikanischen Partner 
diese Werke leiten (Mazda, Mitsubishi), gilt fürden Bereich des Personaleinsatzes das 
Teamkonzept mit einer untergeordneten Rolle für die Gewerkschaften, also das 
ModellNUMMT. In den allein geführten Werken konnte bisher die UAW fern gehalten 
werden (Honda, Nissan). 

Dieses und andere Werke japanischer Hersteller in den USA weisen eine deutlich hö- 
here Arbeitsproduktivität und Verarbeitungsqualität als vergleichbare traditionelle 
US-Werke aus (Krafcik 1986). Die hohe Effizienz verdankt sich zwar im wesentli- 
chen dem Toyota Produktionskonzept (incl. »lagerlose« Fertigung), jedoch dürften, 
gemäß Daniel Luria, aufgrund der weniger restriktiven industriellen Beziehungen 
Kosteneinsparungen gegenüber einem traditionellen GM-Werk in Höhe von $ 70 bis 
$ 100 pro Fahrzeug angefallen sein (197: 20). Gleichzeitigfand das NUMMI-Konzept 
Anerkennung bei den Beschäftigten, vor allem bei den born-again workers, die von 
den Entbehrungen jahrerlanger Arbeitslosigkeit gezeichnet waren. Trotz höherer Ar- 
beitsbelastung wollen diese Beschäftigten den NUMMI-Arbeitsplatz nicht gegen 
einen ineinemanderen GM-Werk tauschen. Kritik entzündete sich eher daran, daß die 
Betriebsleitung nicht immer gemäß der selbst verkündeten Unternehmensphiloso- 
phie handelt. Zugunsten höherer Produktionsziffern kam es auch bei NUMMI vor, 
daß sich die defekten Autos in den Reparaturbuchten türmten und wegen Überbean- 
spruchung die Teambesprechungen ausfielen (Chethik 1987). 

Gegenüber der Strategie der »extremen Automatisierung« verspricht die »maßvolle 
Automatisierung« aufgrund einer geringeren Kapitalbindung eine größere Anpas- 
sungsfähigkeit an produktspezifische und volumensmäßige Absatzveränderungen. 
Ihr Erfolg hängt jedoch von der Kooperationsbereitschaft der Beschäftigten und der 
Zulieferer ab. Diese Bereitschaft Kann längerfristig nicht nur durch negative Sanktio- 
nen erzeugt werden, sondern bedarf gewisser Gegenleistungen in Form von Beschäf- 
tigungs- und Auftragsgarantien. Der verschärfte Konkurrenzkampf, der distributive 
Ziele vorrangig werden läßt, die Ausweichmöglichkeiten auf andere Standorte sowie 
Verwertungsfelder und die Dominanz der kurzfristig-orientierten Kapitalmärkte 
(siehe unten) stellen strukturelle Hindernisse für solche vertrauensbildende Maßnah- 
men dar. 
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Sowohl die extreme als auch die moderate Automatisierungsstrategie ließe sich mit 
dem Modell Saturn vereinbaren, das im Unterschied zum Modell NUMMI der Ge- 
werkschaft stärkere Mitspracherechte einräumt (vgl. Meyer 1986, Marcello 1985). 
Das Saturn-Werk von General Motors befindet sich derzeit jedoch noch im Aufbau. 
Dem Modell Saturn vergleichbare Mitbestimmungsrechte konnte die USW beim 
Stahlkonzern Wheeling-Pittsburgh nach einem 98tägigen Streik und im Gegenzug zu 
erheblichen Lohnkürzungen durchsetzen. Die bisherige Erfahrung zeigt jedoch, daß 
das Management noch nicht bereit ist, strategische Entscheidungen innerhalb der pa- 
ritätischen Kommissionen zu diskutieren (Rusen 1987). 


Mangeinde gesellschaftliche Verankerung kooperativer Austauschformen 


Die Reproduktionsfähigkeit der jeweiligen Produktionsparadigmen hängt aber auch 
von der gesellschaftlichen Verankerung der mit ihnen verbundenen Regulationsfor- 
men des Lohnverhältnisses ab. Von den drei richtungsweisenden Konzepten ist das 
Modell Saturn am wenigsten in die vorherrschenden Regulationsformen und Kräfte- 
verhältnisse eingebettet. Die mangelnde gesetzliche Absicherung partizipativer Aus- 
tauschformen wiegt angesichts des fehlenden gesellschaftlichen Konsensus um so 
schwerer (vgl. Heckscher 1988: 134-136). Auch ist die Gewerkschaftsbewegung zu 
schwach, um solche Mitspracherechte dem Kapital abtrotzen zu können.!? Zwar 
verspricht das Modell Saturn flexible Reaktionsmöglichkeiten auf veränderte Markt- 
bedingungen, aber es beinhaltet auch einige Verpflichtungen, wie beispielsweise 
Standorterhaltung und Beschäftigungssicherheit für eine Kernbelegschaft, die die 
Optionen des Managements für einen Ausstieg aus der jeweiligen Produktion be- 
schränken. Ähnlich wie der in den 70er Jahren ausgehandelte Streikverzicht in der 
Stahlindustrie, könnte sich das Modell Saturn zu einem späteren Zeitpunkt, ange- 
sichts der unsicheren Konkurrenzbedingungen, als ein zu hoher Preis für das Ziel 
erhöhter Flexibilität im Personaleinsatz herausstellen. So verminderte sich denn auch 
das Interesse des Managements an Saturn in dem Maße, wie durch NUMMIbewiesen 
wurde, daß eine hohe Leistungsbereitschaft auch mit geringeren Zugeständnissen an 
die Gewerkschaft erzielt werden kann. Ursprünglich mit viel Medieneinsatz ange- 
kündigt, sollte das Saturn-Projekt einen Neuanfang der US-Kleinwagenherstellung - 
markieren. Versprochen wurde eine Jahresproduktion von 500000 Fahrzeugen und 
eine hohe Fertigungstiefe. Mitte 1988 wurde nur noch eine Jahresproduktion von 
150000 Mittelklassefahrzeugen anvisiert, und es soll in einem erheblichen Maße auf 
Zulieferbetriebe zurückgegriffen werden, scheinbar vor allem auf Betriebe unter eu- 
ropäischer Leitung (Andrea u.a. 1988: 9). Die Kleinwagenproduktion wurde stattdes- 
sen den japanischen und koreanischen Partnern überlassen. 

Während eine rein autoritäre Gestaltung der industriellen Beziehungen durchaus mit 
den gesetzlichen Rahmenbedingungen und den gesellschaftlichen Kräfteverhältnis- 
sen kompatibel ist, so erwies sie sich bisher sowohlhinsichtlich des konkreten Kräfte- 
verhältnisses in beiden Branchen als auch bezüglich der anvisierten Arbeitsorganisa- 
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tion als problematisch. Bei allzu krassen Verletzungen des Tarifvertrages und der bis- 
herigen Austauschlogik zeigten sich die Gewerkschaftsführungen, ebenso wie einzel- 
ne locals, konfliktbereit und konnten zumindest eine teilweise Zurücknahme der 
Maßnahmen erzwingen (siehe oben). 
Größere unternehmerische Freiheit und eine Reduzierung kollektiv ausgetragener 
Arbeitskonflikte verspricht das Modell NUMMI. Voraussetzung für die passive 
Duldung dieses Konzeptes seitens der Beschäftigten scheint allerdings zu sein, daß 
das Management seine eigenen Grundsätze weitgehend einhält und ingenieursmäßig 
in der Lage ist, den Produktionsablauf optimal zu gestalten (Chethik 1937). Deswei- 
teren hängt der Erfolg dieses Modells von der Qualifikation der Beschäftigten ab. Da 
die US-Konzerne, im Gegensatz zu den japanischen Neuansiedlungen, das Qualifi- 
kationsprofil nicht durch eine sorgfältige Personalauslese der einzelnen Belegschaf- 
ten günstig beeinflussen können, sind sie darauf angewiesen, ihre Beschäftigten 
durch Fortbildungsseminare in der gewünschten Weise zu schulen. Wenig kompati- 
bel mit solchen Bemühungen erweisen sich dabei einerseits die fehlenden industrie- 
politischen Planungskompetenzen des Staates und andererseits wiederum die erhöhte 
Macht der Kapitalmärkte und ihre kurzfristige Gewinnorientierung. Bisher fand dem- 
entsprechend in der Stahlindustrie keine betriebliche Weiterbildungsoffensive statt, 
und auch in der Autoindustrie blieben die tatsächlich durchgeführten Maßnahmen 
weit hinter den Ankündigungen zurück (vgl. Lee 1988: 96). 
Die makro-ökonomischen Effekte der verschiedenen Modelle zur Regulation des 
Lohnverhältnisses ergeben sich aus dem ihnen gemeinsamen Versuch, einen wach- 
senden Anteil des Lohnes an den Unternehmensgewinn zu koppeln.!* Dies könnte 
sich in zweierlei Hinsicht negativ auf den gesamten Wirtschaftskreislauf und damit 
für die Stabilität eines Akkumulationsregimes auswirken. Zum einen können von 
einer gewinnorientierten Lohnpolitik Destabilisierungseffekte ausgehen. Ein Rück- 
gang der Unternehmergewinne würde automatisch eine Verminderung der Reallöhne 
auslösen, die wiederum einen Nachfrageausfall bedingen und somiteine Rezessions- 
spirale einleiten könnten. Einer solchen Entwicklung könnte allerdings durch eine 
antizyklische Finanz- und Geldpolitik entgegengesteuert werden. Zum anderen be- 
steht die Gefahr eines strukturellen Nachfrageausfalles aufgrund dessen, daß die Löh- 
nenichtmehr automatisch (via Tarifvertrag) mitdem Produktivitätswachstum Schritt 
halten.'® Eine Reihe von Mechanismen können jedoch verhindern, daß eine solche 
Nachfragelücke entsteht. Erstens kann sich die Wettbewerbsfähigkeit erhöhen, so daß 
die Importe zurück gedrängt werden. Zweitens können die Produktivitätsgewinne 
über sinkende Preise weitergereicht werden. Drittens können Kapitalinvestitionen 
eine sinkende Nachfrage der privaten Haushalte ausgleichen. Und schließlich kann 
ein vermindertes reales Einkommen durch die Verschuldung des Staates und der pri- 
vaten Haushalte kompensiert werden. 
Die bisherige Erfahrung zeigt, daß alle vier potentiellen Ausgleichsmechanismen zur 
Wirkung kamen, wobei die Zunahme der öffentlichen und privaten Verschuldung 
wohl am stärksten einem kumulativen Nachfrageausfall entgegenwirkte.'° Import- 
substitutionsprozesse konnten partiell für die Kleinstahlwerke beobachtet werden 
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(Markusen 1985: 161). Die anderen Konzerne verteidigten bisher höchstens den Sta- 
tus-Quo gegenüber den ausländischen Herstellern. Die weitere Entwicklung hängt 
nicht zuletzt vom Dollarkurs ab. In der Stahlindustrie sind die Produktivitätsgewin- 
ne in Form sinkender Preise weitergegeben worden; in der Autoindustrie jedoch 
kaum.!” Eine deutliche Erhöhung des realen Investitionsvolumens fand in der Au- 
toindustrie statt. In Relation zu den angehäuften Verlusten fielen auch in der Stahl- 
industrie die Investitionen relativ hoch aus. Von daher ist aus der Sicht beider Bran- 
chen eine Reproduktion auf der Basis einer gewinnorientierten Lohnpolitik denkbar, 
allerdings bisher nur unter der Annahme weiterer Verschuldungsmöglichkeiten der 
privaten Haushalte und des Staates. 

Ähnlich ungewiß sind die Folgenwirkungen der neuen Wirtschaftspolitik. Abgesehen 
davon, daß die Reaganomics dem programmatischen Anspruch, staatliche Politik auf 
die Sicherung der Rahmenbedingungen der Kapitalakkumulation zu reduzieren, 
nicht gerecht geworden sind, stellen die weiterhin gewährten sektoralen Sonderbe- 
günstigungen keine planvolle Strukturpolitik dar.!® Sie richten sich vielmehr nach 
den kurzfristigen Profitinteressen des Kapitals und belassen diesem größtmögliche 
Entscheidungsspielräume. Durch diese steuerungspolitsche Abstinenz werden auto- 
matisch kurzfristig orientierte Kapitalstrategien begünstigt. Und zwar einerseits da- 
durch, daß die Kosten langfristiger Investitionen (z.B. Berufsausbildung) nur man- 
gelhaft sozialisiert werden. Andererseits Kann angenommen werden, daß, wenn den 
Unternehmen eine große Entscheidungsfreiheit gelassen wird, sie sich für die kurz- 
fristigeren und somit sichereren Alternativen entscheiden. Dies wird besonders an der 
Reagan’schen Energiepolitik deutlich, wie den Autokonzernen den Verkauf großvo- 
lumiger, profitträchtiger Fahrzeuge erlaubte.!? Eine neuerliche Verknappung des 
Rohölangebots könnte deshalb aufgrund der nur ungenügend vorgenommenen Um- 
stellung auf benzinsparende Modelle ähnliche Schockwirkungen wie 1974 und 1979 
bewirken. j 

Tronischerweise führte zudem die Politik der Ausweitung kapitalistischer Herrschafts- 
räume zu einem Autonomieverlust des Managements gegenüber den Kapitalmärkten. 
Die Entwicklung eines Kapitalmarktes für risikoreiche Schuldverschreibungen hat 
selbst die größten Konzerne zu potentiellen Zielen »feindlicher« Übernahmemanöver 
werden lassen (Lee 1988: 193). Zur bisher erfolgreichen Abwehr solcher Übernahmen 
mußte das Auto- und Stahlmanagement darauf achten, daß Investitionen, die sich erst 
längerfristig auszahlen, nicht zusehrdie momentane Gewinnlage belasten, undesmußte 
Banken und institutionelle Anleger laufend von der Tragfähigkeit seiner Unternehmens- 
strategien überzeugen. Reaganomics begünstigen somit eher diejenigen Produktions- 
paradigmen und Regulationsformen des Lohnverhältnisses, die nicht aufeine langfristi- 
ge Orientierung angewiesen sind. 

Als Resume dieser Komatibilitätsüberlegungen kann festgehalten werden, daß Akku- 
mulationsstrategien, die auf eine langfristig angelegte Kooperationsbereitschaft an- 
gewiesen sind, nur ungenügend von den bisher entwickelten Formen der Regulation 
der Konkurrenz, des politischen Austauschs und der Kapital-Allokation abgesichert 
sind. Von diesen Strategien erscheint noch am wahrscheinlichsten das NUMMI- 
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Projekt, wobei auch für dieses die Kompatibilität mit anderen Regulationsformen 
noch nicht gesichert ist. Vereinbar mit dem allgemeinen Stand der Kräfteverhältnis- 
se und der gesellschaftlichen Regulationsformen sind die eher kurzfristig, aufeine ex- 
tensive Ausbeutung orientierten Strategien. Sie bergen jedoch politische und soziale 
Destabilisierungsrisiken in sich, sind nur bedingt mit den Kräfteverhältnissen auf 
Betriebsebene vereinbar und lassen die Stärkung der langfristigen Wettbewerbskraft 
fraglich erscheinen. Im Ausblick zeichnen sich, unabhängig von eventuellen welt- 
wirtschaftlichen Turbulenzen, noch keine eindeutig erfolgversprechenden Akkumu- 
lationsstrategien ab. Der»Such«-prozeß ıstsomtnochnichtabgeschlossen; ein neues, 
relativ stabiles Akkumulationsregime noch nicht in Sicht. 


Anmerkungen 


1 Der hier verwendete Begriffsapparat ist der französischen Regulationsschule entlehnt (vgl. Lipietz 
1985). Ein Akkumulationsregime ist ein dynamisch konzipiertes Reproduktionsschema, das Verände- 
rungen sowohl der Produktionsbedingungen als auch in den Bedingungen des Endverbrauchs mitbe- 
rücksichtigt. Eine Akkumulationsstrategie ist die spezifische Art und Weise wie einzelne Kapitalien 
ihre Akkumulation betreiben (Produktionsorganisation, Marktverhalten ets.). Innerhalb eines Akku- 
mulationsregimes können unterschiedliche Akkumulationsstrategien neben einander existieren. Re- 
gulationsformen sind Praktiken und Institutionen mit einem »regelmäßigen« Charakter. Eine Regu- 
lationsweise stellt die Gesamtheit aller Regulationsformen dar, die die Vereinbarkeit von Verhaltens- 
weisen innerhalb eines spezifischen Akkumulationsregimes sichert. 

2 Hinsichtlich des Begriffes Fordismus besteht eine gewisse Konfusion. Selbst Aglietta verwendet die- 
sen Begriff einmal industrie-soziologisch, nämlich als Methode (vor allem durch das Fließband) zur 
Bestimmung des Arbeitsrhythmus und der Arbeitsgeschwindigkeit und einmal makroökonomisch. 
Hier soll Fordismus nur als Bezeichnung für ein Vergesellschaftungsmodell dienen. 

3  Taylorismus beinhaltet die Rationalisierung der Produktion auf der Grundlage einer feinstgliedrigen 
Arbeitsteilung und einer definitiven Trennung verschiedener Funktionsbereiche (insbesondere Lei- 
tung versus Ausführung). 

4 Hätte sich die Lohnentwicklung strikt an diese zwei Regeln orientiert, dann hätte der durchschnittliche 
Stundenlohn 1981 $ 11,11 betragen sollen. Tatsächlich lag er 1981 nicht weit davon entfernt, nämlich 
bei $ 11,45 (Katz 1985: 20). 

5 Dieser Ausdruck vermittelt nämlich den falschen Eindruck von »craft control« (fachliche, handwerk- 
liche Kontrolle über den Arbeitsprozeß) oder »workers’ control« (Arbeitermacht; vgl. Jefferys 1986: 
14). Was als job control bezeichnet wird, hat sich hauptsächlich in solchen Industrien durchgesetzt, 
in denen die Facharbeiter längst nicht mehr den Arbeitsprozeß selbst bestimmten, und in denen die 
noch in der Bauindustrie weit verbreitete Kontrolle über den Arbeitsmarkt durch Zutrittsbeschrän- 
kung nicht mehr griff. Gegen eine Charakterisierung der Verhaltensweisen von der UAW und der 
USW als job control unionsm spricht auch die Tatsache, daß in dem Maße wie die informelle Kontrolle 
der Lohnabhängigen über den Arbeitsprozeß, also etwa Taktzeiten und Besetzungsregeln, abgebaut 
wurden, die hier gemeinten job controls an Bedeutung gewannen (Dohse 1979: 143). 

6 Gemäß Robert Crandall wiesen die Auto- und Lastwagenhersteller im Zeitraum von 1947 bis 1965 
eine durchschnittliche Kapitalrentabilität von 20,2 v.H. aus, während die Teilehersteller nur 13,8 v.H. 
vorweisen konnten (1968: 63-67). 

7 Im Zeitraum von 1964 bis 1967 wurden die Investitionskosten für eine zusätzliche Tonne Rohstahl- 
kapazität in Japan auf $ 85, in der BRD auf $ 218 und in den USA auf $ 399 beziffert (Thom 1975: 
8). i 

8 Der Anteilder Automobilbeschäftigung in den Südstaaten und den Mountain-Staaten an der gesamten 
Beschäftigung in der US-Automobilindustrie erhöhte sich zwischen 1973 und 1980 um 50 v.H. 
(berechnet anhand MVMA 1981, 1974). 
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9 Im Süden gingen im allgemeinen viele Anerkennungswahlen deshalb verloren, weil die Unterneh- 
mensseite mit legalen und illegalen Methoden versuchte, die Belegschaften einzuschüchtern (Gold- 
fied 1987). 

10 Solag 1987 der Ausstattungsgrad der US-Hütten mit dem modernen Stranggußverfahren nur bei 58,8 
v.H. gegenüber 93,3 v.H. in Japan (Iron & Steelmaking Juli 1988: 8). 

11 Gemäß einem Mitarbeiter des Stahlverbandes (AISI) sei die Gruppe der Stahlforscher so klein 
geworden, daß sienurnoch versuchen können, den Stand der japanischen Forschung zu verfolgen und 
deren Entwicklungen zu erklären. 

12 Es gelang Chrysler zwar, auf der Basis eines Fahrzeugrahmens (K car) acht unterschiedliche Fahr- 
zeugtypen zu entwickeln, die sich optisch stärker unterschieden als viele GM-Modelle, aber mitt- 
lerweile wurde die veraltete Grundkonstruktion von den Konsumenten bemerkt. Mit einem neuen 
Rahmen kann nicht vor 1992 gerechnet werden, ebenso wird ein neuer Motor erst Ende 1989 erhältlich 
sein (Taylor 1988). 

13 Vor dem Hintergrund der bisherigen Schutzrechte hat die Gewerkschaftslinke berechtigterweise 
Saturn kritisiert (vgl. Meyer 1986). Gegenüber den Alternativen USX und NUMMI bietet Saturn der 
Gewerkschaft allerdings wesentlich mehr Mitspracherechte. 

14 Einen hohen Anteil des Gesamtjahreslohnes nimmt die Gewinnbeteiligung bei einigen nicht-gewerk- 
schaftlich organisierten Kleinstahiwerken ein; in der Autoindustrie und bei den integrierten Hütten- 
werken übersteigt sie selbst bei den profitabelsten Unternehmen zur Zeit nicht einen Anteil von 10 
v.H.. 

15 Während sich in der Autoindustrie die realen Lohnkosten nach dem Kriseneinschnitt wiederum ge- 
mäß den Produktivitäszuwächsen entwickelten, wurden in der Stahlindustrie die RER nicht 
mehr am Produktivitätswachstum beteiligt (siehe Schaubild 2). 

16 Der Anteil der öffentlichen Schulden am BSP stieg von 34,2 v.H. im Jahre 1980 auf 53.7 v.H. im Jahre 
1987. Der Anteil der Konsumentenkredite am persönlich verfügbaren Einkommen wuchs von 18,4 
v.H. auf 23,6 v.H. an (Statistical Abstract 1988: 291, 481). 

17 Die Stahlpreise stiegen von 1981 bis 1986 um nur 5 v.H. (USITC 1987: 49) und die Arbeitsproduk- 
tivität um 26,7 v.H.. In der Autoindustrie sind die Preise eines durchschnittlichen PKW’s um 22 v.H. 
erhöht worden (berechnet anhand MVMA 1988: 40), während die Produktivitätszuwächse 32,4 v.H. 
betrugen. 

18 Beide Industrien kamen in den Genuß von Importbeschränkungen (Hufbauer u.a. 1986: 172, 257), 
von Rüstungsaufträgen (von 1980 bis 1985 stieg der Anteil des Rüstungsgeschäftes am Gesamtum- 
satz von 6 v.H. auf 12 v.H. in der Stahlindustrie; Henry/Oliver 1987: 3,6) und dem Aufschub von 
Auflagen bezüglich Produktsicherheit, Umweltschutz und Energieverbrauch (Goodman/Wrightson 
1987). Die Autoindustrie profitierte zusätzlich bei Werksneubauten von hohen einzelstaatlichen Sub- 
ventionen (LeRoy 1985). Die Stahlindustrie konnte Übergangsregelungen bei den Steuerreformen 
durchsetzen, die ihr Einsparungen in Milliardenhöhe brachten (CBO 1987: 15-20). Die staatliche 
Versicherung für private Pensionfonds, die Pension Benefit Guaranty Corp., mußte für mehrere 
Milliarden nicht ausreichend finanzierte Pensionsfonds einzelner Stahlkonzerne übernehmen (Flora 
1987). 

19 Von den Medelliähren 1982 bis 1988 verminderte sich der durchschnittliche Benzinverbrauch 
lediglich um insgesamt 3,7 v.H. (berechnet anhand MVMA 1988: 75). 
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Constantine V. Vaitsos 
Radikale Technologische Veränderungen und die neue 
»Ordnung« der Weltwirtschaft * 


Zusammenfassung: Die neuen technologischen Umwälzungen werden die Bezie- 
hungen zwischen den Industrieländern und die »Nord-Süd«-Konflikte auf eine völlig 
neue Grundlage stellen und die weltwirtschaftlichen Strukturen nachhaltig revolutio- 
nieren. Vaitsos kontrastiertdie Deregulierungsanstrengungenindennationalen Öko- 
nomien der kapitalistischen Metropolen und die dort vorherrschenden ideologischen 
Liberalisierungsdebatten mit den zunehmenden protektionistischen Tendenzen in der 
Weltwirtschaft und verweist auf die Notwendigkeit neuer institutioneller Regulierun- 
genaufinternationaler Ebene zur Kontrolle der gegenwärtigen technologischen Um- 
strukturierungen. Die »Neue Ordnung der Weltwirtschaft« wird das internationale 
Macht- und Reichstumsgefälle der Bretton Woods-Ära verändern- die Gewinner und 
Verlierer stehen jedoch noch nicht fest. 


Einleitung 


Das gegenwärtige Jahrzehnt erlebt einen zwar selektiven, aber dennoch wichtigen 
Schub in Richtung »Liberalisierung« von Schlüsselsektoren der internationalen 
Wirtschaft. Weltweit manifestiert sich dies in vielfältigen sektoralen und politischen 
Initiativen von Ländern, die — unter der Führung der USA - an der neuen Verhand- 
lungsrunde des GATT beteiligt sind, sowie in großen technologischen und organisa- 
torischen Innovationen, die dazu geführt haben, sektorale Aktivitäten zu translokali- 
sieren. Besonders evident ist dies im Dienstleistungssektor und hier speziell bei 
Finanzgeschäften, dem Datenfluß über die Grenzen hinweg sowie dem ganzen Gebiet 
der Telematik. 

Auf regionaler Ebene hat sich die EG verpflichtet, bis Ende 1992 allgemeine institu- 
tionelle Abkommen zu treffen, um die stärker liberalisierte interne Marktintegration 
ihrer zwölf Mitgliedsländer zu ermöglichen. Auf nationaler Ebene zeichnen sich er- 
hebliche Einflüsse von Deregulierung, Privatisierung und ähnlicher Politiken auf 
Struktur, Eigentumsverteilung, Verhalten und Allokationsregeln verschiedener sek- 
toraler Märkte ab. Durch den Druck neoliberaler Philosophien der Parteien, dieinden 
größeren Ländern an der Macht sind, wurde dieser Prozeß noch intensiviert. Diese 
Praktiken haben sich ausgebreitet und bestimmen nun explizit die Art und Weise, wie 


*® Dies ist eine revidierte und gekürzte Version eines Papiers mit dem Titel »The New International 
Economics of Major Technological Changes«, das ursprünglich für die UNCTAD im Rahmen der 
multilateralen Handelsverhandlungen erstellt wurde. 
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sich multilaterale oderregionale Finanzinstitutionen zu Entwicklungsländern verhal- 
ten. Zur selben Zeit jedoch kennzeichnet dieses Jahrzehnt den seit der Krise der drei- 
Biger Jahre stärksten Rückgriff auf protektionistische Praktiken. Es werden ernsthafte 
Handelsgefechte geführt und die Drohung oder Gefahr ausgeweiteter Handelskriege 
erscheint bereits am düsteren ökonomischen Horizont. Darüber hinaus nehmen, wenn 
auch unter dem Deckmantel neoliberaler Deklarationen, Staatsinterventionen in vie- 
len zentralen Bereichen zu. Die Rolle des Staates ist fundamental, um bei wichtigen 
technologischen Neuerungen und ihren Anwendungen in ökonomischen Aktivitäten 
sowie bei Entwicklungen verschiedener Schlüsselsektoren erfolgreich zu sein.! 
Durch vielfältige Unterstützung und die selektive Kontrolle von Universitäten und 
größeren betrieblichen Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen wirken direkte 
Regierungseingriffe mehr als nur beschleunigend bei der Festsetzung von Prioritäten 
und der Festlegung von Forschungszielen im Rahmen der Produktion von Wissen. 
Die Krise und der Umgang mit strukturellen Ungleichgewichten der Weltwirtschaft 
haben Vergeltungsmaßnahmen und direkte Staatsinterventionen in den Mittelpunkt 
weltwirtschaftlicher Geschehnisse gerückt. Selbst wenn bei entsprechenden Ge- 
schäften vorwiegend Interessen privater Akteure involviert sind, spielt der staatliche 
Sektor eine gewichtige Rolle. Die institutionellen Absicherungen des »öffentlichen 
Interesses« haben sich während des letzten Jahrzehnts signifikant verändert. Dies gilt 
in besonderem Maße für die Bewertung von Antitrust- und Antimonopol-Praktiken, 
die im Licht gegenwärtiger technologischer und ökonomischer Realitäten wie auch 
aufgrund nationaler politischer Präferenzen heute anders als früher ausfällt. 
Tatsächlich weisen die heutigen nationalen und internationalen Wirtschaftsbezie- 
hungen extrem widersprüchliche Formen des Konfliktverhaltens auf. Dies wird noch 
verstärkt durch eine multipolare, jedoch gleichzeitig stark oligopolistische wirt- 
schaftliche Machtbasis. Solche offenen Widersprüche können erst dann verstanden 
und richtig interpretiert werden, wenn man explizit die Implikationen in Betracht 
zieht, die sich aus der Verknüpfung zweier strategischer Kräfte ergeben, die den Un- 
ternehmens- und Staatspraktiken zugrundeliegen: (Gi) strukturelle Ungleichgewichte 
in der Weltwirtschaft (welche von vielen als das Ende eines größeren und langfristigen 
technologischen und ökonomischen Zyklus angesehen werden) und (ii) radikale In- 
novationen, die den Beginn einer neuen technologischen Ära der Weltwirtschaft mar- 
kieren?. 


Die neuen internationalen Wirtschaftsbeziehungen 


Der entstandene Zusammenhang internationaler Wirtschaftsbeziehungen beruht auf 

drei strukturellen Schlüsselelementen: . 

(1) Einer Ideologie und neuen Formen eines selektiven und aktiven Liberalismus in 
der Weltwirtschaft, der den Zugang zu ausländischen Märkten zu verbessern 
sucht. Diese Politik wird in verschiedenen Schattierungen von Regierungen mit 
unterschiedlicher politischer Philosophie verfolgt. 
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(2) Einer starken protektionistischen Komponente und vielfältigen Staatsinterventio- 
nen, im besonderen (a) während der Anfangsphase der Entwicklung neuer Tech- 
nologien, neuer Produkte und neuer Industrien, sowie (b) bei der Bewältigung 
struktureller Metamorphosen im sektoralen und makroökonomischen Kontext. 
Wie bereits zuvor angemerkt, überschreitet die Rolle des Staates dieideologischen 
und politischen Präferenzen der jeweiligen Parteien an der Macht. 

(3) Ein sich ausbildender neuer internationaler institutioneller Rahmen, der eine ge- 
wisse Disziplin in der Einhaltung der neuen Verhaltensregeln garantieren soll. Wie 
bereits frühere »Regimes« beinhaltet auch dieser Rahmen spezifische Mechanis- 
men für den Einsatz von Gewalt sowie unilaterale oder breiter legalisierte Straf- 
und Sanktionsmechanismen. Das Hauptanliegen ist, den Prozeß weltwirtschaftli- 
cher Entwicklung, wie er von der gegenwärtigen technologischen Revolution 
angestoßen wird, zu Kontrollieren. 

Das erste Element dieser Triade bedeutet, daß der Zugang zu Drittmärkten von jenen 
vorangetrieben wird, die die Schrittmacher und Kontrolleure der Entwicklungen des 
produktiven »know-how« sind. Zu berücksichtigen ist, mit Blick auf die Natur der 
Technologie, daß einzel- und gesamtwirtschaftliche Betrachtungen eng mit strategi- 
schen, politischen, kulturellen und anderen wichtigen Feldern staatlicher Politik (z.B. 
Verteidigungsprioritäten, Erziehungs- und Gesundheitsangelegenheiten usw.) ver- 
knüpft sind. Im Gefolge der technologischen Revolution des letzten Jahrhunderts 
wurde der Zugang zu ausländischen Märkten aufgrund des zwar nicht ganz offen- 
sichtlichen, aber durchschlagenden ökonomischen Arguments des komparativen Ko- 
stenvorteils gerechtfertigt und vorangetrieben. Dieses Konzepthat dietechnische und 
rein ökonomische Einflußsphäre weit überschritten. Es erhielt eine machtvolle ideo- 
logische Rolle und mußte als Rationalisierung fast jeglichen Typs internationaler Ar- 
beitsteilung herhalten. Politiker, Journalisten und andere Professionelle benutzen 
diesen Terminus mit großer Geläufigkeit, ohne je nachzufragen, was er tatsächlich 
bedeutet. 

Auf anderen Feldern, etwa bei der Ausnutzung der zunehmenden Skalenerträge, war 

in vorausgehenden Perioden radikaler Innovationen eine theoretische Rechtfertigung 

nicht nötig. Um die Profite für die neuen Industrien der Metropolen jener Perioden 
zu sichern, wurde der Marktzugang einfach durch kolonialistische Praktiken er- 
zwungen. 

Bei den gegenwärtigen tiefgreifenden technologischen Veränderungen scheinen die 

technischen Argumente komplexer, vielfältiger und subtiler zu sein;vor allem des- 

halb, weil der Typus der daraus entstehenden wichtigen ökonomischen Veränderun- 
gen die integrierte Synthese einer Reihe komplexer Produktions- und Tauschbezie- 
hungen beinhaltet. Dazu zählen die engen Querverbindungen und überschneidenden 

Beziehungen zwischen den relevanten Teilsektoren industrieller, dienstleistungsbe- 

zogener und technologischer Entwicklung. Eine derartige ökonomische Konstella- 

tion beeinträchtigt die traditionellen sektoralen Unterscheidungen: Es handelt sich 
um einen simultanen Industrialisierungsprozeß von Dienstleistungen (z.B. massive 

Benutzung von »hardware« in Telekommunikation, Bankgeschäften, Transport, Ge- 
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sundheitswesen usw.) und einer signifikanten Tertiarisierung von Aktivitäten der 
verarbeitenden Industrie (»software«-Leistungen und andere Produzenten-Dienstlei- 
stungen).? 

Unter dem vereinfachenden Banner der Liberalisierung der Märkte wird die Komple- 
xität dieses neuen Szenarios leichter gerechtfertigt und verstanden. Die politische 
Botschaft dieses Themas beruht nicht auf seinem Medium (welches technisch und 
analytisch ziemlich komplex sein kann), sondern auf seiner Einfachheit. 

Im Gegensatz zu den ideologischen und politischen Grundsätzen der Liberalisierung 
der Märkte in internationalem Maßstab verweist das zweite Schlüsselelement auf die 
zahlreichen neuen und aktiveren Funktionen von Regierungen und Staatssektor. 
Sowohl die ursprünglichen Schrittmacher (USA) als auch die erfolgreichen Nachzüg- 
ler (Japan, einige EG-Länder, Südkorea, Brasilien) haben, um — unter anderen Zielen 
— die nationale Entwicklung zu fördern und um konterproduktive Kräfte einzuschrän- 
ken, starke protektionistische Maßnahmen ergriffen. 

Solche protektionistischen Strategien beinhalten außer Zollschranken im allgemei- 
nen das ganze Spektrum nicht-tarifärer Maßnahmen, die sich im besonderen auf Ein- 
kaufspraktiken nationaler Produkte (speziell bei öffentlichen Aufträgen und Ak- 
tivitäten nationaler Monopole wie in den Bereichen der Telekommunikation, Raum- 
fahrt, Energie und Verteidigung) erstrecken.? Sie schließen Praktiken ein wie: (a) di- 
rekte Subventionen für die Entwicklung von Technologien, Produkten und Fabriken, 
(b) diverse Formen von Finanzhilfen und Bürgschaften für Risikokapital zur kom- 
merziellen Ausbeutung neuer Technologien, Ausrüstungs- und Konsumgüter, (c) in- 
dustrielle Zielsetzungen, die integrierte Regierungs- und Wirtschaftsvereinbarungen 
miteinschließen, (d) eine mit Staatshilfe finanzierte industrielle Forschungsinfra- 
struktur sowie Exportsubventionen, (e) explizit oder implizit umfassende Verbote für 
die ausländische Beteiligung an inländischen Unternehmen. Angesichts der Batterie 
von in großem Maßstab unternommenen Staatsinterventionen und protektionisti- 
schen Praktiken durch den Staatssektor, hauptsächlich der industrialisierten Länder, 
erscheint die Strategie einiger Entwicklungsländer, Importsubventionen für traditio- 
nellere Industrie- und Dienstleistungsaktivitäten zu vergeben, als ein schüchterner 
und begrenzter Versuch, die lokale Entwicklung der Produktion zu fördern. Und 
schließlich findet gegenwärtig eine weitreichende internationale wie nationale in- 
stitutionelle und rechtliche Restrukturierung statt, um so den Erfordernissen der tief- 
greifenden ökonomischen Veränderungen, die der technologische Wandel mit sich 
gebracht hat, gerecht zu werden. Der Gebrauch der Macht, die Unzulänglichkeit vie- 
ler existierender und überalterter rechtlicher und institutioneller Einrichtungen, aber 
auch das Streben, eine gute Startposition in einer sich verändernden internationalen 
Arbeitsteilung einzunehmen, haben zu erneuten Initiativen im Zusammenhang mit 
der Regulierung der neuen internationalen Wirtschaftsbeziehungen geführt. Ein 
bahnbrechender Fall, der in ziemlich kohärenter und konsistenter Weise die zugrun- 
deliegenden Interessen und Initiativen der technologischen Schrittmacher beispiel- 
haft aufzeigt, stellt die amerikanische »Trade and Tariff Act« von 1984 dar.’ 

Die oben angesprochenen Erwägungen und Initiativen werden mit hoher Geschwin- 
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digkeit verbreitet und dem internationalen Wirtschaftssystem aufgezwungen. Auch 
wenn diese Geschwindigkeit mit Sicherheit der Veränderungsrate in wichtigen tech- 
nologischen und sie begleitenden ökonomischen Entwicklungen hinterherhinkt, so 
baut sich doch schnell ein neues weltweites institutionelles System von Regeln und 
Normen wirtschaftlichen Verhaltens auf. 


Schlüsselstrategie und institutionelle Initiativen 


Die Implikationen gegenwärtigen Wandels für die internationalen Wirtschaftsbezie- 
hungen sollen im folgenden in bezug auf drei Kombinationen strategischer und insti- 
tutioneller Belange untersucht werden. Letztere beinhalten (a) die Eigentumsvertei- 
lung oder andere Formen von Kontrolle der Produktionsmittel und -agenten (z.B. 
ausländische Direktinvestitionen und Aktivitäten transnationaler Unternehmen), (b) 
die Implikationen der grenzüberschreitenden Lieferung von Produkten und anderen 
Materialien (z.B. verschiedene Formen und Inhalte von Handelsbeziehungen) und (c) 
die Eigentumsverteilung und andere Kontrolle von Information und Wissen im all- 
gemeinen (z.B. die aufkommenden Initiativen in intellektuellen/industriellen Eigen- 
tumsfragen). 


T. Ausiändische Investitionen und internationale Handelsprobleme 


Um die Auswirkungen wichtiger technologischer Veränderungen für die in diesem 
Abschnitt angesprochenen Entwicklungen angemessen analysieren zu können, müs- 
sen zunächst die zentralen Unterschiede herausgearbeitet werden, die die zwei 
verschiedenen Kategorien sektoraler Aktivitäten kennzeichnen. Die erste Differenz 
betrifft die Untergruppen der verarbeitenden Industrie und des Dienstleistungssek- 
tors, in deren produktiven Prozessen die neuen Technologien entwickelt und direkt 
in spezifische ökonomische Aktivitäten und Produkte umgesetzt werden. Sie Konsti- 
tuieren die sektoralen »upstream«°-Arbeitsprozesse der neuen Technologien. Auch 
wenn sie nicht den überwiegenden Anteil der nationalen Produktion bilden, stellen sie 
dennoch die »führenden Industrien«® dar, insofern sie nämlich die Produktivitäts- und 
Wachstumsrate einer Reihe anderer Industrien wesentlich beeinflussen. Sie schließen 
auch »transformative Technologien«’ ein, die sowohl auf Inhalt als auch auf organi- 
satorische Besonderheiten der Produktionsmittel vieler anderer ökonomischer Akti- 
vitäten einwirken. 

Davon gilt es die Kategorie der diversen Endverbraucher in den vielfältigen »down- 
stream«“-Produktionsaktivitäten zu unterscheiden, deren Produktionsprozesse unter- 
schiedlich stark von der Einführung von »upstream«-Produkten in ihrer eigenen 
»input«-Zusammensetzung beeinflußt werden. Die beiden Kategorien können sich 


* A.d.Ü.: Die englischen Ausdrücke wurden beibehalten wenn keine deutschen Entsprechungen 
existieren. 
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sowohl auf betrieblicher, jedoch hauptsächlich auf nationaler und internationaler 
Ebene in komplexen »input/output«-Beziehungen überschneiden. In diesem Fall ist 
eine synthetischere und eklektische Analyse vonnöten. 

Um die Situation klarer zu darzulegen und um uns auf bestimmte Schlüsselmerkmale 
zu konzentrieren, sollen im folgenden einige statistische Indikatoren präsentiert wer- 
den. Trotz wichtiger konzeptioneller und empirischer Unzulänglichkeiten bei der Be- 
nutzung spezifischer Proxy-Variablen, wollen wir als unterscheidenden Parameter 
die relative Forschungs- und Entwicklungsintensität verschiedener industrieller Akti- 
vitäten von Teilsektoren im Bereich der OECD verwenden.? Benutzt man als Kri- 
terium das Verhältnis von Forschungs- und Entwicklungsausgaben zu den Produk- 
tionswerten, lassen sich die Arbeitsprozesse der verarbeitenden Industrie der OECD- 
Mitgliedsländer um drei Hauptkategorien von Teilsektoren gruppieren: 

Die erste Kategorie enthält eine im Vergleich zum »Output« hohe Forschungs- und 
Entwicklungsintensität, zu Beginn der achtziger Jahre nämlich durchschnittlich we- 
sentlich mehr als 10 %. Diese Gruppe beinhaltet Aktivitäten im Bereich der Luft- und 
Raumfahrt (mit Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen im Verhältnis zum 
»output« von 22,7 %), Computer und Büromaschinen (17,5 %), elektronische Arti- 
kelund Komponenten (10,4 %) bis hinunter zu wissenschaftlichen Geräten und elek- 
tronischen Maschinen (4-5 %). Die zweite Kategorie mit mittlerer Forschungs- und 
Entwicklungsintensität weist in den meisten Fällen Aufwendungen von ein bis zwei 
Prozent auf. Hier finden wir Teilsektoren wie die Autoindustrie, Chemie, nicht-elek- 
trische Maschinen, Gummi, Plastik, nicht-eisenhaltige Metalle, usw. Schließlich gibt 
es noch die dritte Kategorie mit relative niedriger Forschungs- und Entwicklungsin- 
tensität (weniger als 1%), welche so verschiendenartige teilsektorale Aktivitäten wie 
Textilien, Schuh- und Lederindustrie, Schiffbau, Ölraffinerien, Eisenverarbeitung, 
Nahrungsmittel und Getränke, Tabak einschließt. 

Wie sieht nun die sich abzeichnende »Kartographie« dieser drei Gruppierungen aus? 
Während der siebziger Jahre entfielen auf die Kategorie mit hoher Forschungs- und 
Entwicklungsintensität mehr als 50 % der gesamten privaten und öffentlichen OECD- 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung, während sie nur etwas mehr als 10 % des 
gesamten Produktionswertes der verarbeitenden Industrie stellte. Hingegen konnte 
die Kategorie der niedrigen Intensität ungefähr 57 % des gesamten Produktionswer- 
tes und die der mittleren Intensität etwas weniger als ein Drittel verzeichnen, wobei 
von den gesamten industriellen Forschungs- und Entwicklungsressourcen der OECD 
32 % aufdie Kategorie mitmittlerer und 17 % auf die Kategorie mit niedriger Intensi- 
tät entfiel. ; 

Demgegenüber zeigt der dynamische Verlauf von Direktinvestitionen und damit 
zusammenhängenden Bewegungen von Waren und Dienstleistungen ein ganz ande- 
res Bild. Was den internationalen Handel betrifft, so hat die Gruppe mit relativ hoher 
Forschungs- und Entwicklungsintensität die höchsten Zuwachsraten und schneidet 
bei der Bewältigung von sektoralen Krisen und ökonomischen Rezessionen am be- 
sten ab. In der ersten Hälfte der achtziger Jahre entfielen auf die entsprechenden Teil- 
sektoren 20 % des industriellen Exports der OECD (für die USA waren es mehr als 
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30 %), wobei es 1975 noch weniger als 14 % waren. Darüber hinaus beeinflußt diese 
Gruppe durch intersektoralen Technologie-Transfer die Konkurrenzfähigkeit und 
Leistung der Mehrzahl der übrigen Teilsektoren, die ja die produktiven Endverbrau- 
cher der neuen Technologien sind. 

Gleichzeitig aber weisen die Teilsektoren mit hoher Forschungs- und Entwicklungs- 
intensität insgesamt relativ niedrigere ausländische Direktinvestitionen auf. Der 
Großteil der ausländischen Direktinvestitionen findet hingegen in (a) der Kategorie 
mit mittlerer Forschungs- und Entwicklungsintensität (mit eher ausgereiftem techno- 
logischen »input«) und (b) Bereichen des Dienstleistungssektors statt. Als Endver- 
braucher war letzterer einer der wichtigsten Abnehmer moderner Technologien im 
internationalen Geschäft. Die Teilsektoren mit relativ niedriger Forschungs- und 
Entwicklungsintensität schließlich verlieren auf allen Gebieten internationaler Trans- 
aktionen relativ an Boden, obwohl sie immer noch den größten Teil des gesamten 
Produktionswertes der verarbeitenden Industrie der OECD stellen. 


Industrielle F&E |Anteil an OECD- | Anteil an Außenhandels- | Ausländische 
Ausgaben von Ausgaben an gesamtem verhalten Direktinvesti- 
1970-80 inder |\gesamter indu- |industriellen tionen 

OECD strieller F&E »output« 

Sektoren mit Höchste Zu- — Sehr niedrig 
relativ hoher wachsraten in »upstream« 
E&EF Intensität 50% 10% und insgesamt Prozessen 
(Durchschnitt- 5 wachsende — mittel bis hoch 
liches Verhält- Anteile in »downstream« 
nis von E&F und Prozessen. 
output über 10) 

Mittlere Inten- Unterschiedlich, 

sität (Durch- abhängig von ge- 

schnittliches 32% 33% samten Nachfra- | Hoch 
E&F-output Ver- gebedingungen. 

hältnis von 1-2 % 

Niedrige Inten- Fallender Anteil | Miteinigen 
sität (Durch- mit vielen Ausnahmen: 
schnittliches 17% 57% Krisensektoren. | niedrig und 
E&F-output Ver- abnehmend. 
hältnis weniger 

als 1%) 


Wir sind also, wie zusammenfassend die Tabelle zeigt, mit einem komplexen Gefüge 
verschiedenartiger sektoraler Situationen und Dynamiken konfrontiert, welche nach 
einer sorgfältigeren Analyse verlangen. Es gibt jedoch eine eindeutige, wenn auch 
komplexe Logik im Funktionieren des ganzen Systems, welche der internationalen 
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Wirtschaft gerade von den technologisch führenden Ländern aufgezwungen wird. 
Diese wiederum sind durch widerstreitende Interessen in den eigenen Reihen und 
ökonomische Risiken gekennzeichnet. Im ganzen ist es eine sehr lebhafte Szene, in 
der die wichtigsten ökonomischen und politischen Darsteller mitwirken und nach ver- 
schiedenen »Drehbüchern« spielen, die jedoch zum selben umfassenden »Stück« 
gehören, das durch Veränderungen im Stand des produktiven »know-how« ständig 
umgeschrieben wird. 


Die technologischen »upstream«-Produktionsvorgänge 


Der ökonomische Raum für die Entwicklung und direkte Anwendung neuer Techno- 
logien - ihr Arbeitsplatz sozusagen - ist in extremer Weise geographisch festgelegt. 
Zur Zeit gibtes einige institutionelle Initiativen, um eine Auflösung dieser geographi- 
schen Wissenskonzentration und inforfhationsintensiven Produktionsvorgänge ein- 
zuschränken. In Übereinstimmung damit wird der entsprechende ökonomisch Raum 
durch recht explizite Überlegungen beim Aufbau des relevanten nationalen und be- 
trieblichen Handlungsrahmens der technologischen Schrittmacher bestimmt. 

Die oben angesprochenen Überlegungen beziehen ihre Konzepte aus dem Kanon 
ökonomischer Entwicklungstheorien, soweit diese für relativ fortgeschrittene Gesell- 
schaften verwendbar und für den Kontext moderner technologischer Durchbrüche 
umzuarbeiten sind. Der externe Sektor (Außenhandel, Direktinvestitionen, Techno- 
logie und andere internationale Bewegungen von Faktoren und Nicht-Faktoren) ist 
von höchster Bedeutung; er ist jedoch den Zielsetzungen der Entwicklungspolitik von 
Industrie und Dienstleistungsbereich instrumentell untergeordnet. Bei den prakti- 
schen Umsetzungen der Ziele wird den Erfordernissen von »learning by doing«, den 
Erwägungen zu steigenden Skalenerträgen und deren strategischen Implkationen als 
auch den Verbindungen und Verknüpfungen zwischen Wissensbildung, Wissensan- 
wendung und Produktionsvorgängen besonderes Gewicht beigemessen. 

Auf allgemeiner Ebene und besonders mit Blick auf die Tatsache, daß moderne Tech- 
nologien die Produktzyklen beträchtlich verkürzt haben, müssen sowohl die Unter- 
nehmen als auch die nationalen Ökonomien ihr entwicklungspolitisches Verhalten 
grundlegend ändern. Sie sind dazu genötigt, wollen sie im Restrukturierungsprozeß 
der internationalen Arbeitsteilung erfolgreich sein oder — wie in einzelnen Fällen — 
trotz der Weltkonkurrenz überleben. 

Der Erfolg einer Reorientierung in der Formulierung ökonomischer Strategien 
scheint wiederum von der Entwicklung einer Reihe zentraler institutioneller und wis- 
sensintensiver Fähigkeiten abzuhängen. Einige dieser Fähigkeiten sind weder ersetz- 
bar noch direkt durch Handel zu erwerben. Dazu zählen die Fähigkeiten, Technolo- 
gien zu beherrschen und zu nutzen, Veränderungen in den Technologien zu meistern 
sowie Fähigkeiten, selbst Fähigkeiten zu akkumulieren. 

Im Rahmen der hier diskutierten technologischen Veränderungen verweisen die Er- 
fordernisse, solche technische, institutionelle und marktspezifische Vorteile und Fä- 


142 Constantine v. Vaitsos 


higkeiten zu schaffen, auf eine Reihe zentraler und miteinander verbundener Ent- 

wicklungen, die alle grundsätzlich den neoliberalen Ansätzen widersprechen, die im 

Fall der »downstream«-Aktivitäten befolgt werden. In der Entwicklung technologi- 

scher »upstream«-Aktivitäten handelt es sich dabei um: 

a) die wichtige und bestimmende Rolle von Staatsinterventionen beim Funktionie- 
ren der Märkte mit umfassenden expliziten und impliziten protektionistischen 
Maßnahmen, Inanspruchnahme öffentlicher Gelder sowie der Bereitstellung von 
Institutionen und einer entsprechenden Infrastruktur auf nationaler und internatio- 
naler Ebene; 

b) die Entwicklung interner betrieblicher Ressourcen und Fähigkeiten, um die Ver- 
wertungsmöglichkeiten, die die neuen Technologien bei der Neuordnung der in- 
ternationalen Arbeitsteilung bieten, zu fördern, zu meistern und auszunutzen; und 

c) eine Langzeitstrategie, die verschiedene Formen der Planung und Zusammenar- 
beit zwischen Regierung und Industrie verlangt, sowie, basierend auf solch einem 
Zeithorizont, eine Evaluation der Marktdaten (Umfang und Preise). 

Was die internationale Marktwirtschaft und die daraus resultierende geographische 
Verteilung der technologischen »upstream«-Produktionsvorgänge betrifft, läßt sich 
eine allgemeine Schlußfolgerung ziehen: Hauptziel ist es, den Übergangspunkt von 
direkt und indirekt produktivitätssteigernden Verbreitungen technischer Neuerungen 
auf spezifische nationale und betriebliche ökonomische Räume einzugrenzen. Somit 
wird die Aufrechterhaltung dieser Konzentration zu einem zentralen nationalen Poli- 
tikziel, welches den Bedürfnissen und entsprechenden Fähigkeiten anderer Unter- 
nehmen und Länder, die Konkurrenten, insbesondere in einem Kontext von kurzen 
Produktionszyklen, technologisch und produktiv hinter sich zu lassen, entgegenge- 
setzt ist. 
So gesehen gibt es zwei Ziele, die mit der Eingrenzung der »upstream«-Produktion 
verfolgt werden: Erstens wird versucht, den Profit des ganzen Entwicklungsprozesses 
zu internalisieren, indem »learning by doing«- und »learning by learning«-Prozesse 
genutzt werden, aber es geht auch um die vielfältigen Externalitäten, die aus den Vor- 
teilen der Konzentration und der Verknüpfung entspringen und dem neuen »know- 
how« inhärentsind. Zweitens wird versucht, die Möglichkeiten anderer Unternehmen 
und Länder, sich durch eigene Lernprozesse zu entwickeln oder andere technologisch 
einzuholen, einzuschränken. 

Zwei wichtige Faktoren unterstützen die betriebliche und nationale Eingrenzung der 

Produktion. Erstens und vor allem wird sie durch Regierungsaufträge, Regierungs- 

subventionen sowie regulierende und interventionistische Regierungspolitik geför- 

dert. Alle wichtigen Sektorstudien, die von offiziellen und nicht-offiziellen Institu- 
tionen durchgeführt wurden, gelangen zu einer gemeinsamen Schlußfolgerung: Die 

Höhe, Art und Verteilung von Staatshilfen an hochtechnologische Industrien ist ein 

bestimmender Faktor für Wachstum und Konkurrenzfähigkeit der entsprechenden 

privaten oder anderen Unternehmen. Diese Staatsrolle wird noch gestützt durch ex- 

plizite Anerkennung, politischen Anspruch auf und Gebrauch von Staatsmacht im 

Verhalten moderner und industriell fortgeschrittener Ökonomien. Um ein Beispiel zu 
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geben: die Größenordnung der jährlichen US-Regierungsaufträge für hochtechnolo- 
gische Waren und Dienstleistungen liegt nicht weit zurück hinter dem Gesamtvolu- 
men des Exports an hochtechnologischen Gütern aller OECD-Länder in den Rest der 
Welt (1983 rund 55 Milliarden $).'" In Aktivitäten bestimmter Teilsektoren wie der 
Raumfahrtindustrie oder der technologischen Entwicklung der Telekommunikation, 
befähigt die wachsende Militarisierung der Ausgaben bestimmte Regierungen dazu, 
eine stetig größere Rolle in der Entwicklung der inländischen Industrie zu spielen, 
ohne starke Interferenzen mit anderen internationalen Verpflichtungen (wie des 
GATT) zu haben." 

Die Verbindung zwischen dem einheimischen Markt und der Rolle der Regierung 
dient in großen und kleinen fortgeschrittenen Ökonomien als wichtiger Antrieb für 
eine allgemeine technologische und industrielle Entwicklung. Zum Beispiel hat die, 
dem Industrieministerium unterstellte, schwedische Behörde für Raumfahrt als wich- 
tigstes Ziel für Schwedens Raumfahrtprogramm die Förderung der allgemeinen Ent- 
wicklung und Verbreitung fortgeschrittener Technologien in der ganzen Industrie 
dieses Landes definiert. 

Bestimmte Länder verfügen über große interne Märkte, welche aktiv für die inlän- 
dische technologische und industrielle Entwicklung genutzt werden. Die verschie- 
denen Beziehungen zwischen Produzent und Endverbraucher (zwischenbetrieblich 
aber auch zwischen Regierung und Industrie) werden in Anspruch genommen, selbst 
wenn es sich nicht um öffentliches Eigentum handelt. Natürliche Monopolsituationen 
(wie ım Telekommunikationssektor), nationale strategische Belange (besonders in 
der Militärindustrie), von Regierungsseite geförderte Forschung und Entwicklung 
und andere Subventionen für private Unternehmen, Regulierungen und Standards 
spielen eine zentrale Rolle. Dies gilt sowohl für den Fall der USA und Japan als auch 
für die größeren westeuropäischen Länder. Es ist bezeichnend, daß eine einzige Ge- 
sellschaft, Hughes Aircraft, welche einen Marktanteil von ungefähr 30 % des zivilen 
amerikanischen Satellitenmarktes hält, einen Umsatz hat, der Frankreichs gesamtes 
Raumfahrtbuget beträchtlich übersteigt. Für die technologischen Schrittmacher ist 
folglich der inländische Markt und die Möglichkeiten zur nationalen technologisch- 
industriellen Entwicklung ausschlaggebend. 

Dies bringt uns zur zweiten wichtigen Kraft, welche die Eingrenzung der Produktion 
von »upstream«-Produkten im Breich bestimmter betrieblicher und nationaler Ein- 
heiten verlangt und gleichzeitig hervorbringt. Trotz der stetigen Herausforderungen 
innovativer Ideen und dynamischer Geschäftssituationen — oder gerade wegen ihnen 
— fördern die gerade entstehenden industriellen Strukturen das ständig steigende 
Gewicht von Marktzutrittsschranken. 

Der Umfang der Produktion wird zunehmend zu einer signifikanten Schranke. DieEr- 
fahrungen der sechziger und frühen siebziger Jahre (als die Kombination von Arbeit 
Einzelner oder kleiner Teams mit Risikokapital zu äußerst profitablen Geschäften auf 
den Gebieten der Mikroelektronik und der Biotechnologie führten) werden gegen- 
wärtig von neuen Entwicklungen in den entsprechenden Märkten überholt. Ihr Platz 
wird nun von gewaltigen Kapitalvorschüssen, komplexer interdisziplinärer Arbeit 
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und gut eingeführten organisatorischen Strukturen eingenommen, um sich effektiver 
auf Endverbraucher, Regierungen und Hauptkonkurrenten einstellen zu können.'? 
Zur der vor kurzem stattgefundenen Zusammenführung von Advanced Micro Devi- 
ces und Monolithic Memories, wodurch der viertgrößte Microchip-Hersteller der 
USA entstand, war folgender Kommentar zu lesen: »(...) das Ereignis stellt beispiel- 
haft die Anerkennung einer neuen Ära unserer Industrie dar, in der Größe und fi- 
nanzielle Stärke auf gleicher Ebene mit Unternehmertum und Innovation als Grund- 
lage für anhaltendes profitbringendes Wachstum stehen.«'? 

Des weiteren führt die Komplexität der neuen Erfindungen und Produkte oft zunoch 
verfeinerteren und kapitalintensiveren Produktionsprozessen. Der durchschnittliche 
Kapitalbedarf pro Umsatzeinheit hat sich in der US-amerikanischen Halbleiterindu- 
strie zwischen 1978 und 1981 verdoppelt und in Japan, wo bereits früher Nachdruck 
auf Automation in diesem Bereich gelegt wurde, um 50 % erhöht.'* Die technologi- 
sche Konkurrenz anderer Firmen - insbesondere der großen - bestimmt in drastischer 
Weise auch die Forschungs- und Entwicklungsressourcen. In den computerperiphe- 
ren Industrien und damit zusammenhängenden Dienstleistungen, Meß- und Kontroll- 
einrichtungen, Luft- und Raumfahrt, Halbleiter u.s.w. überschreitet die durchschnitt- 
liche Höhe der Ressourcen für F& E die Höhe des ausgewiesenen Profits oder beträgt 
sogar ein Vielfaches davon." 

Die so entstehende Kombination aus (a) Produktionsumfang für diverse und unab- 
hängige Investitionsvorhaben zur Entwicklung und kommerziellen Ausbeutung neu- 
er Produkte und (b) der schnelle technologische Wandel, der die entsprechenden 
Produktionszyklen signifikant verkürzt, bilden einen starken Druck für schnelle 
Amortisierungszeiträume des Kapitals. So wird eine beträchtliche zusätzliche Ein- 
gangsbarriere geschaffen, um national aber besonders international das Auftauchen 
neuer Konkurrenten zu vermeiden. Betriebliche Strategieziele sind entsprechend: 
vertikale Integration und Marktkonzentration, stark kontrollierte Auftragsvorgänge 
und Eingrenzung oder Restriktionen für die Verbreitung von Wissen. Sie spielen auch 
eine zentrale Rolle in Regierungspolitiken, besonders seit beträchtliche Summen öf- 
fentlicher Ressourcen aktiv in die Finanzierung des ganzen Prozesses der Hervorbrin- 
gung neuen produktiven Wissens und seiner Anwendung in der Industrie eingehen. 
Schließlich rufen die gleichen Entwicklungen bei den technologischen Schrittma- 
-hern starke betriebliche und nationale Aversionen gegen Imitatoren hervor, die 
versuchen, sie technologisch zu überrunden, indem sie Teile des gerade geschaffenen 
Wissens kopieren. In solchen Fällen wird eine Todsünde begangen, die nach interna- 
tionalen Vergeltungs- und Strafmaßnahmen ruft, wenn ein Neuer das elfte Gebot 
bricht: »Du sollst nicht kopieren, was Dein Nachbar macht.« Im letzten Teil dieses 
Aufsatzes werden wir uns mitdem ganzen Gebiet der intellektuellen Urheber- undEEi- 
gentumsrechte befassen. 

Im Handel zwischen den technologischen Schrittmachern bestimmt die Marktsege- 
mentierung, vor allem durch vielfältige und effektive nicht-tarifäre Maßnahmen die 
allgemeine Tauschstruktur. Auf den Rest der Welt wird jedoch starker Druck ausge- 
übt, um die Märkte für ausländische Güter und Dienstleistungen zu öffnen. Für den 
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Fall, daß die Konkurrenz in technologisch weniger entwickelten Gebieten (welche 
für bestimmte hochtechnologische Produkte auch Westeuropa einschließen) so stark 
wird, daß sie den Interessen der Exporteure entgegenwirkt, zögern die technologi- 
schen Schrittmacher weder auf der betrieblichen noch auf der Regierungsebene, Ver- 
einbarungen über internationale Zusammenarbeit oder ähnliches zu treffen. 

Eines der schlagendsten Beispiele hierfür sind die Teilsektoren der Halbleiter und 
Schaltsysteme. Trotz heftiger Konkurrenz auf Drittmärkten (besonders in Westeuro- 
pa) halten die USA und Japan ein ziemlich niedriges Verhältnis von Import'und Ver- 
brauch auf ihren eigenen Inlandsmärkten aufrecht. Die folgenden Daten (für das Jahr 
1981) machen die Trennung der Märkte der beiden in diesen Teilsektoren führenden 
Ländern deutlich, während beide den europäischen Markt, der gegenwärtig den dritt- 
größten für solche Produkte darstellt, aktiv »bearbeiten«. 


Verhältnis von Importen zum Verbrauch in Prozent (1981) 


USA ‘ Japan Westeuropa 
Halbleiter 5,1 10,1 60,6 
Schaltsysteme 2 13,9 65,8 


Quelle: Berechnet aus »Integrated Circuit Engineering«, in: Status, 1982 und 1983. Vgl. auch UN-CTC 
(1983). 


Sieht man von den amerikanischen und japanischen internen Märkten ab, die größ- 
tenteils den eigenen inländischen Herstellern gehören, und berücksichtigt man, daß 
der europäische Markt im Vergleich zurrestlichen Welt gegenwärtig mehr als doppelt 
soviele Chips verbraucht, dann haben sich die beiden technologisch führenden Län- 
der primär darauf konzentriert, ihre Exporte nach Westeuropa zu strukturieren und zu 
verteidigen. Dies führte zu einem Abkommen über Halbleiter zwischen den USA und 
Japan, um eine konkurrierende Preispolitik, die die Marktanteile verändern könnte, 
zu vermeiden. Der EG-Beauftragte für Außenhandelsbeziehungen teilte mit, daß die 
Gemeinschaft »(...) es nicht zulassen kann, daß die USA und Japan ihre Preise will- 
kürlich festsetzen« und kündigte an, daß Europa »(...) gegen das Abkommen zwi- 
schen den USA und Japan vor dem GATT Einspruch erheben würde«.!® Daneben 
gehören Drohungen und Sanktionen zwischen den USA und Japan wegen des Ver- 
kaufs zu Dumping-Preisen ans Ausland zu vertrauten und sich immer wiederholenden 
Erscheinungen der bilateralen ökonomischen Beziehungen. 

In all den Fällen, bei denen die inländischen Märkte von lokalen Produzenten be- 
herrscht werden, dominieren vergleichbare Verhaltensweisen. Umgekehrt wird auf 
den Rest der Welt starker Druck ausgübt, die Größe der Importmärkte auszuweiten. 
Das Feld der ausländischen Direktinvestitionen in Sektoren hochtechnologischer Gü- 
ter wird von den gleichen Kräften bestimmt; dadurch entsteht eine scharfe Trennung 
zwischen den restlichen Aktivitäten der Industrie und dem Dienstleistungsbereich. In 
relativ reiferen sektoralen Produktionsprozessen sind die internationalen technologi- 
schen Verbindungen vorwiegend mit Direktinvestitionsstrategien verbunden. Im 
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Zentrum dieser Strategien stehen Firmen, die Produktion, Absatzförderung und damit 
verbundene Aktivitäten in anderen Ländern planen. 

Für technologische »upstream«-Aktivitäten von Teilsektoren jedoch sieht die Situa- 
tion völlig anders aus. Das Ziel, die Produktionsaktivitäten einzugrenzen, transfor- 
miert den Inhalt internationaler Wirtschaftsbeziehungen sowohl auf betrieblicher als 
auch auf nationaler Ebene. Vorrangige Themen dieser Beziehungen sind die von der 
effektiven technologischen Verbreitung herrührenden betrieblichen Risiken, das Auf- 
tauchen neuer Konkurrenten sowie die auf interne Entwicklung abzielende protektio- 
nistische Haltung. Die hiermit zusammenhängenden Angelegenheiten sind ähnlich 
komplex wie im Bereich des Handels — auch wenn die allgemeine Logik im Grunde 
recht einfach ist — und verlangen daher eine Reihe qualifizierender Anmerkungen. 
Was die ins Ausland gehenden Direktinvestitionen anbelangt, so ist- relativ gesehen 
— die damit verbundene Internationalisierung der Produktionsstandorte nicht allzu 
umfangreich. Die wichtigsten Hersteller siedeln im eigenen Land nicht nur die For- 
schungs- und Entwicklungsaktivitäten an, wie dies auch für weniger forschungsinten- 
sive Sektoren gilt, sondern darüber hinaus auch den Hauptanteil der Produktion 
selbst. Im Ausland hingegen fördern sie schwerpunktmäßig geschäftliche Verbindun- 
gen und Filialen. Ihre Grundhaltung zielt darauf ab, mit der Möglichkeit der Zusam- 
menarbeit, insbesondere mit Firmen mit vergleichsweise gleichem technologischem 
Stand, ihre Unabhängigkeit zu wahren: Während die Beziehungen zwischen Anbie- 
tern und Abnehmern enger werden, nimmt zur gleichen Zeit die Zahl der Forschungs- 
und Entwicklungskooperationen zu. 

Internationale Geschäfte werden somit in einem anderen Rahmen gesehen und zie- 
len vorwiegend auf die Durchdringung von Drittmärkten durch Exportaktivitäten. 
Im Zentrum solcher Operationen steht die Eingrenzung der Produktion. Wichtigste 
Absicht ist es dabei, vom Lernprozeß der technologischen Aktivitäten und Produk- 
tionsvorgänge zu profitieren. Gleichzeitig wird eine Anzahl strategischer Initiativen 
unternommen, um die Verbreitung des »know-how« und das Entstehen neuer Kon- 
kurrenten einzuschränken. Die Politik der Internalisierung wird nicht im transnatio- 
nalen Kontextsondern national und aufbetrieblicher Ebene verfolgt. Das Ziel istnicht 
so sehr, Vorteile der Spezialisierung und der Austauschbeziehungen zu internalisieren 
(obwohl auch diese offensichtlich vorhanden sind), sondern von der Internalisierung 
direkter Lern- und Produktionsvorgänge zu profitieren. Die Hauptgründe hierfür lie- 
gen in den Erfordernissen der Entwicklung ökonomischer Aktivitäten, die cher im 
Kontext sich schnell ändernder neuer Technologien als in reifen Industrien mit langen 
Produktzyklen entstehen. 

Sucht man in den althergebrachten industriellen Teilsektoren einen Vergleichsfall für 
die neue »upstream«-Hochtechnologie, so läßt sich am besten auf die Maschinen- 
werkzeugindustrie verweisen. Dieser Teilsektor stellt einen weiteren Bereich techno- 
logischer »upstream«-Aktivitäten dar, den die entsprechenden technologischen 
Schrittmacher unter Kontrolie zu halten suchen. In diesem Fall »(...) hatten bis vor 
kurzem ausländische Direktinvestitionen und die Übernahme von lokalen durch aus- 
ländische Unternehmen nur geringe Bedeutung«'’. Das internationale Engagement 
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der Maschinenwerkzeugindustrie ist jedoch nicht mit Hilfe der Theorie der Interna- 
lisierung zu erklären, welche internationale Transaktionen nur im Kontext der Bezie- 
hungen zwischen Mutter- und Tochtergesellschaften oder stark kontrollierten auslän- 
dischen Konzerngesellschaften stattfinden sieht, sondern orientierte sich im Gegen- 
teil an dem Modell der Vereinbarungen zwischen mehr oder weniger unabhängigen 
Unternehmen. Es handeltsich hierbei vorwiegend um Lizenzvereinbarungen, die sich 
auf Konstruktionsübernahmen, Marketing-Abmachungen und »know-how«-Verein- 
barungen für die weitgehend unabhängige Fertigung und Montage von Produkten 
beziehen. 

Doch auch bei relativ hochtechnologisierten Aktivitäten erfolgen in drei Fällen aus- 
ländische Direktinvestitionen. Das wichtigste Motiv ist der Zutritt zu ausländischen 
Märkten (z.B. mit Hilfe der sich im ausländischen Besitz befindlichen Tochterunter- 
nehmen oder »joint ventures«, die im Ausland gegründet wurden, um als nationale 
Hersteller anerkannt zu werden und so öffentliche Aufträge zu erhalten). Die Bemü- 
hungen der USA und Japans, ihre Beteiligung am westeuropäischen Markt zu ver- 
bessern, stellen den Großteil dieser Investitionen. Darüber hinaus hat die drohende 
Gefahr von Handelsrestriktionen die japanischen Unternehmen veranlaßt, Direktin- 
vestitionen im US-Markt vorzunehmen; dies gilt auch für den Fall der Sektoren mit 
relativ geringerer technologischer Intensität wie z.B. der Automobilindustrie. Durch 
die Übernahme lokaler Unternehmen und das Angebot, die in den USA angesiedelten 
Japanischen Tochterunternehmen als »Geiseln« zu betrachten, hoffen die japanischen 
transnationalen Gesellschaften, eine langfristige und unbehinderte Präsenz auf dem 
nordamerikanischen Markt zu erreichen. 

Der zweite Typ ausländischer Direktinvestitionen betrifft bestimmte, mit »up- 
stream«-Operationen verbundene arbeitsintensive Zulieferaktivitäten. Zu Beginn 
der siebziger Jahre wurde diese Politik von nordamerikanischen transnationalen Ge- 
sellschaften verfolgt. Sie suchten die Vorteile von Niedriglöhnen in Entwicklungslän- 
dern Südostasiens und der westlichen Hemisphäre auszunutzen. Im Gegensatz dazu 
wählten die Japaner die Strategie der stärkeren Automatisierung von Produktion und 
Montage zu Hause. Es stellte sich heraus, daß die Strategie Japans für seine eigenen 
transnationalen Gesellschaften von Vorteil war, da sie die Qualitätskontrolle und Zu- 
verlässigkeit der Produkte verbesserte und somit zu einer Steigerung der Erträge 
führte." Später begannen die US-Firmen ihre eigenen Aktivitäten wieder in die in- 
ländische Ökonomie zurückzuverlagern, wodurch das relative Gewicht vergleichba- 
rer Auslandsinvestitionen vermindert wurde. 

Schließlich gab es noch den Fall von Investitionsaktivitäten einiger westeuropäischer 
Länder in den USA, die das Ziel hatten, die USA technologisch einzuholen. Sie ver- 
suchten, bereits etablierte und »know-how«-intensive Unternehmen zu übernehmen, 
um ihren eigenen Nachhoibedarf auf dem Gebiet der neuen Technologie schneller 
abzubauen. 

Von einigen wenigen Ausnahmen abgesehen, ist der Stellenwert ausländischer Inve- 
stitionen in hochtechnologischen »upstream«-Sektoren unter fortgeschrittenen Öko- 
nomien relativ begrenzt. Wie bereits angemerkt, wird mehr Nachdruck auf Unab- 
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hängigkeit und zwischenbetriebliche Zusammenarbeit gelegt. Die Produktion im 
Inland zu halten und die selektive und aktive Förderung von Exporten in Drittmärkte 
scheinen hingegen für betriebliches Verhalten zumindest während der achtziger Jah- 
re die Hauptanliegen zu sein. 

Zwei unterschiedliche Strategien werden gegenüber dem Fluß ausländischer Direkt- 
investitionen eingeschlagen. Unter den erfolgreichen ersten Nachzüglern zeichnet 
sich Japan durch den extremen Fall eines kompletten Verbots solcher Investitionen 
während langer Zeitspannen in wichtigen mikroelektronischen und mit Informatik 
verbundenen industriellen und Dienstleistungsaktivitäten aus. Darüber hinaus führ- 
te Japan strikte Kontrollen der Technologie-Abkommen und damit verbundener Im- 
porte durch, um die produktive Infrastruktur während der »take-off«-Phase seines 
Marktes zu schützen. Technologie aus dem Ausland war nurüber von Regierungsseite 
kontrollierte Lizenzverträge zu bekommen. Auch Zusatzabkommen, in denen regu- 
lierende und andere administrative oder vertragliche Kontrollmechanismen durch das 
MITI und ähnliche Politikabteilungen ausgeübt wurden, waren explizit so gestaltet, 
daß sie sowohl Lizenznehmer als auch Lizenzgeber betrafen. Sobald diese »jungen« 
Japanischen Industrien zu erfolgreichen Konkurrenten auf dem Weltmarkt geworden 
waren, wurden diese total restriktiven Strategien, oft unter hartem politischen und 
ökonomischen Druck vom Ausland, teilweise gelockert. 

Zusätzlich zu protektionistischen Maßnahmen, die auf die inländischen Technolo- 
gien und Produktionsentwicklung abzielten, achten die neuen Strategien auch auf die 
Anteile am nationalen Markt. Dies zeigt sich in dem vor kurzem entstandenen Kon- 
flikt zwischen Großbritannien und Japan, bei dem es um die erfolglosen Versuche 
von Cable und Wireless Ltd. ging, über Auslandsinvestitionen in den japanischen 
Telekommunikationsmarkt einzudringen. Auch die EG wurde aufgefordert, Druck 
auf Japan auszuüben. Die offensichtliche Frage nach dem Grad des Zugangs der 
britischen Cable und Wireless in Frankreich, Westdeutschland oder Holland wurde 
hingegen nie gestellt. Die Antwort hierauf ist selbstredend: Der Zugang zu anderen 
wichtigen industriell entwickelten Ländern der EG ist trotz der Integration der Ge- 
meinschaft sehr begrenzt. Aus der gleichen auf den nationalen Markt bezogenen pro- 
tektionistischen Überlegung heraus, verweigerte kürzlich das US-Handelsministe- 
rium der japanischen Firma Fujitsu die Übernahme von Fairchild Semiconductor. 
Die Ablehnung der Übernahme durch die japanische transnationale Gesellschaft 
wurde von offizieller US-Seite interessanterweise mit »nationalen Sicherheitsange- 
legenheiten« begründet, obwohl Fairchild bereits 1979 von dem französischen Kon- 
glomerat Schlumberger S.A. gekauft worden war: 

Protektionismus, Staatsinterventionen und Ablehnung ausländischer Investitionen in 
hochtechnologischen »upstream«-Aktivitäten scheinen unter industriell fortgeschrit- 
tenen Ländern so populär für den Inlandsmarkt zu sein wie es die Liberalisierung des 
Handels in »downstream«-Vorgängen für Faktoren- und Produktflüsse in Drittmärk- 
te ist. 

Am anderen Ende dieses politischen Spektrums, das den Zufluß ausländischer Inve- 
stitionen betrifft, findet sich der Fall Westeuropa. In diesem Fall wird das Geschäft 
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zwischen den Partnern durch ein Schlüsseldilemma gekennzeichnet: rascher Zugang 
zu bestimmten hochtechnologischen »inputs« in der Hand ausländischer Tochterun- 
ternehmen oder »joint ventures« bedeuten gleichzeitig ausländischen Zutritt zum in- 
ländischen Markt. Es ist äußerst nützlich, den Problemen, die aus diesem Dilemma 
entstehen, nachzugehen. Solche Investitionen und entsprechende Übernahmen von 
Technologie können, ohne die Ergänzung eines inländischen Entwicklungspro- 
gramms, »(...) nurein Notbehelf und ein Faktor sein, die internationale Konkurrenz- 
fähigkeit stärken zu helfen.«'? Eine wichtige Schlußfolgerung hierzu, die in einer 
Publikation des OECD-Sekretariats zu finden ist, hört sich wie eine lateinameri- 
kanische »dependencia«-Position an: »Die exzessive und fortdauernde Abhängigkeit 
vom Technologie-Transfer amerikanischer und japanischer Firmen konnte die lang- 
fristige Konkurrenzfähigkeit (der entsprechenden hochtechnologischen Produkte 
Westeuropas) vermindern.«? 


Die technologischen »downstream«-Produktionsprozesse 


Was das allgemeine internationale ökonomische Verhalten angeht, so unterscheidet 
sich der Fall der »downstream«- Aktivitäten in zwei wichtigen Bereichen von den vor- 
her analysierten Sachverhalten. 

Als erstes und vor allem was die Zielsetzungen betrifft, verlangt die von den techno- 
logisch führenden Ländern angestrebte internationale Arbeitsteilung eine aktive Prä- 
senz auf Drittmärkten. Die Ausweitung des ökonomischen Raums auf eine interna- 
tionale Ebene befähigt sie, aus der Anwendung des neuen »know-how« eine höhere 
Rendite zu schöpfen. Hierbei geht es sowohl um Überlegungen zu Mengen, um Pro- 
fite aus Skalenerträgen, sowie um Angelegenheiten, die das Management und die 
Festsetzung von Handelsbedingungen in der Weltwirtschaft betreffen. 

Die physische Präsenz von Tochtergesellschaften und anderen vom Ausland kon- 
trollierten Unternehmen wird zu einer Notwendigkeit, um, unter den gegebenen 
sektoralen Besonderheiten, die erforderliche Durchdringung von Drittmärkten durch 
»downstream«-Aktivitäten zu erreichen. Somit werden die Absicherung des »Rechts 
auf Niederlassung« in anderen Ländern und die nötigen Bedingungen für Geschäfts- 
operationen für »downstream«-Aktivitäten zu zentralen institutionellen Zielen bei 
der Verwendung der neuen Technologien. 

Zieht man allerdings (a) die Besonderheiten wichtiger Segmente der Endverbraucher 
(z.B. Regierungsabteilungen und öffentliche Gesellschaften mit speziellen Auftrags- 
praktiken) sowie (b) die sektoralen Merkmale der Produktionsvorgänge, in welchen 
die neuen Technologien angewandt werden (insbesondere den Dienstleistungsbe- 
reich), in Betracht, so reicht allein die physische Präsenz eines Unternehmens nicht 
aus, den Zutritt zu Drittmärkten zu sichern. Gleichermaßen bedeutsam ist die Garan- 
tie, ausländische Güter, Dienstleistungen, Personal und ähnliche »inputs« wie inlän- 
dische zu behandeln. Der Versuch, Dritte-Welt-Länder zu öffnen, geht demnach über 
die traditionellen Schranken von Handels- und Kapitalbewegungen hinaus, indem 
auch Entscheidungsprozesse der Unternehmen mit eingeschlossen sind. In Anbe- 
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tracht der politischen Natur bestimmter nicht-tarifärer Barrieren in relevanten Teil- 
sektoren, bedeutet der Zugang zu ausländischen Märkten auch, bei den Regierungen 
der Drittländer die Voraussetzungen für einen entsprechenden Entscheidungsprozeß 
zu schaffen. 

Aus oben Gesagtem ergeben sich die Argumente für einen umfassenden Druck, der 
von den technologischen Schrittmachern auf die Gemeinschaft der Weltwirtschaft 
ausgeübt wird, um sich der nötigen institutionellen Anpassungen der Gesetze, Politik, 
Entscheidungsprozesse und Praktiken zu versichern, welche alle darauf abzielen, die 
Chancen und die Mechanismen für die Durchdringung der Märkte von Drittländern 
zu sichern und zu fördern. 

In den Vorschlägen der USA (und nachträglich auch von Japan) für die neue Runde 
der mulitlateralen GATT-Verhandlungen ist diese Logik explizit zum Vorschein ge- 
kommen. Sie bestimmt auch bereits unterzeichnete umfassende bilaterale Abkom- 
men zwischen einzelnen Industrieländern, besondere Übereinkünfte zwischen Japan 
und den USA, und einer Reihe von Entwicklungsländern, aber auch die ganze Philo- 
sophie, die einigen wichtigen nationalen legislativen und politischen Initiativen im 
OECD-Bereich zugrunde liegt. Diese Praktiken haben wiederum die Politik wich- 
tiger multilateraler Finanzinstitutionen, wie der Weltbank, stark beeinflußt. 

Der zweite wichtige Unterschied im Vergleich zum Fall der in den vorhergehenden 
Teilen diskutierten »upstream«-Aktivitäten liegt in der Erkenntnis, daß »down- 
stream«-Aktivitäten nicht auf bestimmte teilsektorale Gebiete beschränkt sind, 
sondern daß sich die neuen Technologien auf einem sehr großen Spektrum des Pro- 
duktionssystems immer weiter verbreiten. Die damit verbundenen Auswirkungen be- 
treffen das ganze Gebiet traditioneller ausländischer Investitionen und internationa- 
ler Handelsbeziehungen im Güter- und Dienstleistungsbereich. Folglich vermischen 
sich die, durch den technologischen Wandel eingeleiteten, »flows« von neuen Tech- 
nologien mit bereits existierenden und traditionelleren Prozessen und hängen von ih- 
nen ab (so z.B. die Telematik in Bankgeschäften, die Informatik in Qualitäts- und In- 
ventarkontrollen bei Textilien, Telekommunikation ım Handel und Tourismus, mit 
Computern hergestellte Konstruktionen in der Maschinenproduktion, Verarbeitungs- 
technologie in der pharmazeutischen und Nahrungsmittelindustrie). Sie sind auch 
mit sektoralen und bestimmten strukturellen Anpassungsstrategien für die gesamte 
Volkswirtschaft verbunden, wie sie von Regierungen in Bereichen, die nicht direkt 
mit den neuen Technologien in Bezug stehen, verfolgt werden. 

Während der achtziger Jahre unternahm die US-Regierung eine Reihe wichtigerund 
miteinander verknüpfter Initiativen, deren zentrales Ziel es war, die Rolle, die sich 
ausweitende Präsenz sowie die ökonomische und nicht-ökonomische Macht der 
transnationalen Firmen in der Weltwirtschaft zu stärken. Auf multilateraler Ebene 
wurden entsprechende politische Ziele als konkrete Vorschläge während der GATT- 
Verhandlungen in der Uruguay-Runde präsentiert. Eine Anzahl von ihnen wurde 
unter dem allgemeinen Titel Trade-Related-Investment-Measures (TRIMs) veröf- 
fentlicht. Diese Initiativen wurden in einer Terminologie verfaßt, in der es vermieden 
wird, auf bestimmte ökonomische Agenten wie die transnationalen Unternehmen di- 
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rekt Bezug zu nehmen. Stattdessen konzentriert sich die ganze Anstrengung auf die 
Rolle des privaten Sektors zur Förderung der Erholung und Entwicklung der Welt- 
wirtschaft. Durch Liberalisierung und Deregulierung bestimmter Sektoren der Welt- 
wirtschaft wird ein verbessertes Investitionsklima — vor allem für technologische 
»downstream«-Aktivitäten - angestrebt. Das Ziel des ganzen Bestrebens besteht dar- 
in, das Zentrum für Planung, Entscheidungsgewalt und strategische Initiativen (für 
die nationale und weltweite Entwicklung von Industrie und Dienstleistungen) in den 
betrieblichen Raum der transnationalen Unternehmen hineinzuverlegen. Die strate- 
gische Rolle der gastgebenden Regierungen wird hingegen als störend betrachtet, 
selbst wenn Initiative und tatsächliche Einbettung der Produktionsvorgänge beim 
Privatsektor bleibt. Solche grundlegenden ökonomischen Anschauungen sind vom 
Wesen der gegenseitigen Ergänzung und der aktiven Symbiose, wie sie zwischen 
staatlichen und privaten Initiativen in technologischen »upstream«-Operationen 
etabliert wurden, weit entfernt. 

Daß die USA besonderen Nachdruck auf »fairen« Handel im Unterschied zu »freiem« 
Handel legen, zeigen die Aktivitäten der US-Regierung. Mit »fairem Handel« wird 
die Besorgnis angesprochen, die aus den enormen US-Ungleichgewichten in den öko- 
nomischen Beziehungen mit anderen Industrieländern rührt. Der Begriff reflektiert 
ferner die Implikationen, die ein stärkeres multipolares Wirtschaftssystem für die 
USA und andere Länder nach sich ziehen (einschließlich eines Effekts der Verdrän- 
gung einiger Hersteller in spezifischen Produktmärkten, welche durch einige dyna- 
mische Ökonomien mit entwickelten Märkten, aber auch neu industrialisierten Län- 
dern eingeleitet wurden).”! Zum anderen weist der Nachdruck auf »fairen« Handel 
darauf hin, mit welcher Entschiedenheit die US-Regierung bereit ist, über traditio- 
nelle GATT-Positionen zu Handelsschranken hinauszugehen. Sie unterstützt die In- 
stitutionalisierung von de novo internationalen Regeln in wichtigen strategischen 
Bereichen, wie z.B. dem Feld ausländischer Direktinvestitionen. 

Die Benutzung des Wortes »Handel« ist jedoch ein expliziter Hinweis, daß das GATT- 
System als wichtiges institutionelles Mittel für Initiativen zu multilateralen Regeln in 
Investitionsfragen bevorzugt in Anspruch genommen werden soll. Der Grund hierfür 
liegt großenteils in der Tatsache, daß es innerhalb des GATT-Rahmens die Möglich- 
keit internationaler Durchsetzungsmaßnahmen gibt (z.B. obligatorische Beratungen 
mit zeitlicher Festlegung zu Durchführung, Sanktionen und Vergeltungsmaßnah- 
men). Inanderen multilateralen Abkommen und Verhaltensregeln über Direktinvesti- 
tionen und Angelegenheiten des Technologiehandels sind entsprechende Praktiken 
nicht zu finden. 

In diesen multilateralen Verhandlungen ist die Hauptintention, vor allem der USA und 
Japans, den TRIMs-Fall als Startbasis zu benutzen, um ein internationales Investi- 
tionsregime zu schaffen und so die Bedingungen für eine Durchdringung der Märk- 
te von Drittländern zu verbessern.” Vor dem Hintergrund der Transnationalisierung, 
die vielemoderne ökonomische Aktivitäten erfaßt hat, verfolgen die vorgeschlagenen 
internationalen Regeln auf operationeller Ebene zwei Ziele: Erstens soll das Gleich- 
gewicht zwischen den Verhandlungspartnern zugunsten der transnationalen Unter- 
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nehmen und zuungunsten der entwickelten oder unterentwickelten Gastgeberländer 
verändert werden. Die Position der Unternehmen wird verstärkt, indem sie ihre eige- 
nen Zutritts- und Operationsbedingungen diktieren können und indem der Verhand- 
lungsspielraum der Gastgeberländer durch multilaterale Regeln beschränkt wird, oh- 
ne daß die entsprechenden Bereiche der Unternehmensgeschäfte berührt wurden. 
Somit verändern sich die Bedingungen des internationalen Tauschs zugunsten be- 
stinmter wirtschaftlicher und politischer Akteure in der internationalen Wirtschaft. 
Zweitens durchlöchert die Etablierung eines solchen Investitionsregimes den ökono- 
mischen Raum der nationalen Staaten und verstärkt die entsprechende unternehme- 
rische Ebene. In dieser Hinsicht werden nicht nur Schutz- und Überwachungsvorgän- 
ge ernsthaft reduziert, indem die Bedingungen für Geschäftsvorgänge modifiziert 
werden, um sie den zentralen Entwicklungszielen anzupassen, sondern die gesamte 
Rolle der Regierungen für die Entwicklung wird durch spezifische internationale Re- 
geln beschnitten. 
Zusätzlich zu den »TRIMs«-Themen, die oben diskutiert wurden, zielt eine andere 
neue Initiative im Kontext der multilateralen Verhandlungen des GATT auf die Li- 
beralisierung des »Handels mit Dienstleistungen« ab. Dieser Sektor stellt einen der 
wichtigsten »downstream«-Abnehmer großer technologischer Neuerungen dar. Er 
umfaßt 40-45 % des Gesamtumfangs an ausländischen Direktinvestitionen der wich- 
tigsten ausländischen Investitionsländer in der Weltwirtschaft.” 
In Anbetracht der Natur und Besonderheiten von Dienstleistungen als produktive 
Aktivitäten, verlangt die Durchdringung ausländischer Märkte die explizite Anerken- 
nung von Problemen, die für diesen Sektor und seine Teilsektoren spezifisch sind. Sie 
beziehen sich auf verschiedene Arten protektionistischer Maßnahmen, die sowohl 
von industrialisierten als auch Entwicklungsländern unterschiedlich stark angewandt 
werden, um den Grad der Durchdringung ihrer inländischen Märkte durch ausländi- 
sche Unternehmen in verschiedenen Teilsektoren des Dienstleistungsbereichs zu be- 
grenzen. Solche Maßnahmen beinhalten:?* 

a) Bedingungen für betriebliche Niederlassungen (so auch für Teile des Bankwesens 
und der Versicherungsindustrie), 

b) Bedingungen, die mit den Betriebsbedingungen zusammenhängen und vorwie- 
gend die Kosten für die Geschäftstätigkeit betreffen, 

c) Bedingungen, die sich auf Zugang oder Größe des Geschäfts beziehen (Quoten, 
Ausschluß von öffentlichen Aufträgen, Verbot, bestimmte Geschäfte zu tätigen 
wie z.B. die Annahme von Spareinlagen für ausländische Banken usw.) und 

d) Maßnahmen, die nicht primär auf bestimmte Teilsektoren bezogen sind, sondern 
für das Funktionieren einiger von ihnen zentral sein können (z.B. Kontrolle der 
Wechselkurse, Personalangelegenheiten, über die Grenzen gehende Datenflüsse). 

Die vorangehenden Betrachtungen erklären die umfassende Natur und weitreichen- 

den Implikationen der Politik vieler entwickelter Ökonomien während der GATT- 

Verhandlungen, die zum Teil fälschlicherweise als Problem der Liberalisierung des 

»Handels« mit Dienstleistungen bezeichnet werden. Der ganze Vorgang steht in 

scharfem Gegensatz zu den harten Argumenten für die oben angesprochene Eingren- 
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zung der Produktion und der protektionistischen Positionen bei »upstream«-Aktivi- 
täten. Das entstehende System ist das einer effektiven dualen Struktur der Weltwirt- 
schaft, das weitgehend den Interessen der technologischen Schrittmacher entgegen- 
kommt. Eines der hervorstechendsten Beispiele für eine international ungleiche Be- 
handlung, mit Implikationen für die sich entwickelnde internationale Arbeitsteilung, 
betrifft die neuen Initiativen zu Problemen des intellektuellen Eigentumsrechts. 
Abschließend soll dieser Bereich diskutiert werden. 


11. Der Schutz intellektuellen Eigentums 


Die ganze Problematik des Schutzes internationalen intellektuellen Eigentums hat 
von Beginn an die Geschichte technologischer Revolutionen begleitet und war von 
den damaligen technologischen Führungsländern Westeuropas initiiert worden. Die 
wichtigsten Grundlagen und Prinzipien eines solchen Systems wurden lange vor dem 
Ende des letzten Jahrhunderts durch zentrale institutionelle Übereinkünfte wie die Pa- 
riser Konvention von 1883 (für Patente und ähnliche industrielle Eigentumsangele- 
genheiten) sowie die Berner Konvention von 1886 (für Urheberrechte) festgesetzt. 
Die technologischen Durchbrüche besonders der Mikroelektronik und der Biotech- 
nologie der siebziger Jahre mit ihrem revolutionierenden Einfluß haben das Umfeld 
und die entsprechenden institutionellen Erfordernisse radikal verändert. Computer- 
programme, Pflanzenvarianten undbiologische Erfindungen stellen Produkte dar, die 
im Vergleich zu früher mehr urheberrechtliche Probleme aufwerfen. Folglich betonen 
die technologischen Schrittmacher mit Nachdruck, daß die Fähigkeit zur Reproduk- 
tion ein genuines Kapitalgut darstellt, das legalen Schutz verdient. Diese Haltung rief 
Anstrengungen für noch stärkere Schutzmaßnahmen hervor. 

In Teilbereichen sind völlig neue Fälle aufgetreten, welche nach neuartigen und sui 
generis Formen verlangen, intellektuelles Eigentum zu sichern. Im Licht der radika- 
len neuen technologischen Druchbrüche und ihrer weitreichenden ökonomischen 
Auswirkungen zeigten sich existierende und bewährte Maßnahmen in einer Reihe 
von Verfahrensfragen mit wesentlichen Implikationen (z.B. Festlegung der Autoren- 
schaft, Übergriffe, Gebrauch in anderen Bereichen, privater versus kommerzieller 
Gebrauch usw.) als inadäquat. 

In diesem neuartigen Umfeld brach die bestehende grundlegende Unterscheidung 
zwischen Erfindungen, die durch Patente gedeckt waren und Autorenschaft, die durch 
Urheberrechte gedeckt war, zusammen. Mitdem Aufkommen funktionaler Texte, mit 
denen der Schreiber sich nicht nur an ein menschliches Publikum wenden kann (u.a. 
Bücher, musikalische Kompositionen usw.), sondern an eine Maschine (z.B. Soft- 
ware, Datenbanken, Chipmasken), paßten die neuen Informatikprodukte nicht mehr 
in den alten legalen Rahmen.” Neue Unterscheidungen mußten zwischen Kunsttex- 
ten, Gebrauchstexten und Funktionstexten gefunden werden. Letztere betreffen Inno- 
vationen, die die ersten, von Menschen gemachten, »immateriellen Maschinen« er- 
möglichen. 

Heute befinden wir uns somit an einem historischen Scheideweg, an dem eine ganze 
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Reihe wichtiger Fragen des intellektuellen Eigentums entschieden werden müssen. In 
einer Zeitspanne von vielleicht ein paar Jahren werden diese Initiativen ziemlich 
sicher die internationalen Wirtschaftsbeziehungen für alte und neue Aktivitäten in 
diesem Bereich neu definieren. Die daraus sich ergebenden Änderungen werden ent- 
sprechende Geschäftspraktiken, insbesondere die der transnationalen Gesellschaft, 
auf Jahrzehnte hinaus beeinflussen. 

Die USA behalten in bezug auf diese neuen institutionellen und strategischen Ini- 

tiativen die unbestrittene Führung in verschiedenen Bereichen, die bereits die natio- 

nale Gresetzgebung in einigen anderen entwickelten Marktökonomien (wie Japan und 

Frankreich), aber auch einigen weniger entwickelten Ländern (wie Brasilien und 

Südkorea) beeinflußt haben. Die Grundgedanken dieser Initiativen bahnen sich nun 

ihren Weg auf multilaterale Foren, insbesondere seit der neuen Runde der GATT-Ver- 

handlungen. 

Innerhalb einer Periode von weniger als fünf Jahren führten die USA eine Sperre ein, 

die aus wichtigen, in vieler Hinsicht grundlegend neuen, nationalen, legalen und insti- 

tutionellen Maßnahmen besteht, die sich auf den ganzen Bereich intellektueller Ei- 
gentumsangelegenheiten erstrecken. Einige von ihnen kollidieren mit der von den 

USA über Jahrzehnte hinweg verfolgten Politik, während andere völlig neue Dimen- 

sionen und Sichtweisen hinzufügen. Solche Initiativen schließen ein: 

a) die 1980 erfolgte Novellierung der »Copyright Act« von 1976, in der für die Soft- 
ware explizit der Schutz des Urheberrechts eingeführt wird; 

b) die »Semiconductor Chip Protection Act« von 1984, wo in Abschnitt 902 eine zen- 
trale »Gegenseitigkeits-Klausel« eingeführt wird, die im Gegensatz zum Prinzip 
der »nationalen Behandlung« steht, wie sie auf andere US- und multilaterale Vor- 
gänge angewandt wird; 

c) die »International Software Protection Act« von 1985, die ebenfalls eine Gegen- 
seitigkeitsklausel enthält. 

Abgesehen von technischen Besonderheiten folgt die Gesetzgebung dem umfassen- 
den politischen Rahmen, der durch die »US Trade and Tariff Act« sowie die »National 
Productivity and Innovation Act« 1984 gesetzt wurde. Dieses Paket beeindruckender 
und einzigartig integrierter Strategien der USA stellt die Grundlage für die gegenwär- 
tigen multilateralen Initiativen dar. 
Der gegenwärtige radikale technologische Wandel ruft äußerst Komplexe ökonomi- 
sche Folgen hervor, die zweifellos ein Labyrinth von Fachausdrücken und Sachkennt- 
nissen im System intellektuellen Eigentums nach sich ziehen werden. Es ist jedoch 
nötig, die wesentlichen Probleme zu verstehen, um die unterschiedliche Angemes- 
senheit der entstehenden neuen Institutionen und Geschäftspraktiken beurteilen zu 
können. Die technologischen Schrittmacher bauen in diesem Bereich ein System mit 
vier Schichten auf: 

(a) In Anbetracht des erhöhten Wertes, der auf Information und Wissen in allen Be- 

reichen gegenwärtigen Lebens gelegt wird, wird als Hauptziel die Absicherung eines 

weitest möglichen Spektrums verschiedener Kognitiver Elemente mit dem Netz der 

Eigentumsrechte verfolgt und zwar mit zivilen, aber in bestimmten Fällen sogar kri- 
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minellen Mitteln. Es wird nach effektiven juristischen und administrativen Verfahren 
gesucht, um die Verhaltensstandards solcher Eigentumsnutzung relevanter Informa- 
tions- und Wissenselemente zu definieren und zu kontrollieren. Ein großes Dilemma 
ergibtsich aus der Notwendigkeit der Unterstützung und Förderung von Investitionen 
für Erfindungen auf der einen Seite und den Erfordernissen und Verteilungsinteressen 
für die Verbreitung von neuartigem »know-how« auf der anderen. 

Die neuen Schlüsselbereiche, in denen Monopolprivilegien durch intellektuelle Ei- 

gentumsrechte garantiert werden, betreffen: 

— erweiterte Urheberrechts Maßnahmen zum Schutz von Computersoftware, Da- 
tenbanken und ähnlichen funktionalen Informatikwerken, 

— sul generis Schutz des Layout von Halbleiterchips, der die industrielle Produktion 
vieler Aktivitäten von verarbeitenden Endverbrauchern beeinflußt, 

— Patentschutz in biotechnologischen Prozessen und Produkten, einschließlich Mi- 
kroorganismen sowie ein erweiterter Schutz für pharmazeutische und agrochemi- 
sche Prozesse und Produkte und 

— Schutz von Handelsgeheimnissen durch die Ausweitung von Eigentumsrechten in 
einer Vielzahl anderer technischer und betrieblicher Informationsbereiche. 

(b) Ein zentrales Merkmal des sich entwickelnden Systems besteht darin, die zivil- 
rechtlichen Mittel auszudehnen und um Elemente der inländischen Handelsgesetze 
und Grenzkontrollen zu erweitern. Da es ein zentrales Ziel der Technologiebesitzer 
ist, die internationale Verteilung wichtiger ökonomischer Aktivitäten institutionell zu 
beeinflussen und zu kontrollieren, wird der beabsichtigte Schutz nicht nur an der 
»Quelle« (d.h. am Ort der Produktion), sondern auch auf der Ebene des internationa- 
len »Verbrauchs« (z.B. Importe in »Dritt«-Länder) gesucht. 
(c) Die dritte Schicht der Struktur des neuen Systems beinhaltet eine neue Ausstat- 
tung mit Durchsetzungsmechanismen, die in die amerikanische Gesetzesstruktur 
(durch oben genannte Gegenseitigkeitsklauseln) eingeführt wurden und dabei sind, 
durch spezielle neue Mechanismen in den internationalen Instrumentenkasten auf- 
genommen zu werden. Dazu gehören Vorschläge, die Erfüllung von Verträgen ab- 
zusichern durch: (i) obligatorische Beratungen, (ii) Verfahren zur Beilegung von 
Streitfällen (indem z.B. die GATT-Mechanismen benutzt werden) und (iii) legalsank- 
tionierte Vergeltungsrestriktionen im Handel, welche den Zugang von anderen Pro- 
dukten und Dienstleistungen zu bestimmten Märkten mit der Bedingung für »verbes- 
serte Verhaltensstandards« von Drittländern für intellektuelles Eigentum verbindet. 
(d) Die letzte wichtige Schicht bezieht sich auf eine neue Betrachtungsweise rele- 
vanter Antimonopol- und Antitrust-Praktiken, welche auf intellektuelle Eigentums- 
angelegenheiten angewandt werden können. Während der achtziger Jahre haben be- 
sonders in der US-Gesetzgebung und -Praxis wichtige Veränderungen in Richtung 
auf eine bedeutende Reduktion von Konfliktfeldern zwischen Antitrust-Praktiken 
und intellektuellen Eigentumsprivilegien stattgefunden. Dieser Wandel in strategi- 
schen Angelegenheiten und zentralen Antimonopol-Prinzipien zielt auf eine Verstär- 
kung der Rechte der Technologiebesitzer und ihrer Verkaufs- und Nutzungsbedingun- 
gen ab. 
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Abschließende Bemerkungen 


Die gegenwärtige Verhandlungsrunde in Uruguay stellt in bezug auf international 

vereinbarte Normen und ökonomisches Verhalten eine neue historische Phase in der 

Weltwirtschaft dar. In dieser Phase wird versucht, Verhaltensregeln und Sanktionen 

für die Nichterfüllung von Abmachungen aufeine Reihe neuer Gebiete auszudehnen. 

Die komplexen Gründe für die multilateralen Initiativen auf diesen neuen Gebieten 

gerade in den achtziger Jahren lassen sich in drei zentralen Fakten mit weltweiten Aus- 

wirkungen finden: 

(i) der Effekt der Marktverdrängung, der von einer industriellen Umgruppierung in 
reifen technologischen Industrien bewirkt wurde, besonders in Zeiten ökonomi- 
scher Krise und/oder langsamen Wachstums, 

(ii) die fundamentalen und strukturellen Veränderungen, die weltweit durch die radi- 
kalen technologischen Innovationen in der Produktionsstruktur hervorgerufen 
wurden und 

(iii) die von der US-Administration während des letzten Jahrzehnts gefällten politi- 
schen Entscheidungen und politökonomischen Initiativen. Die Hauptsorge der 
USA galt der Notwendigkeit, die relative Position ihrer Volkswirtschaft im welt- 
weiten Kontexterneutzu behaupten, besonders in Anbetracht wachsender Trends 
inRichtung ökonomische Multipolarität, die vor allem auflangfristighöhere Pro- 
duktivitätsraten in anderen entwickelten Marktwirtschaften und der daraus resul- 
tierenden ernsthaften Konkurrenzbedrohung der ökonomischen und anderen In- 
teressen der USA zurückzuführen sind. 

Die den meisten Problemen zugrundeliegenden Spannungen beziehen sich weitmehr 

auf »Nord-Nord«- denn auf »Nord-Süd«-Konflikte. Trotzdem wird die Beilegung 

dieser Konflikte unter bestimmten institutionellen Übereinkünften die Interessen der 

Entwicklungsländer signifikant beeinflussen. Wie es schon in früheren Perioden ge- 

schah, deren Merkmal die grundlegende Veränderung von Produktionsbeziehungen 

war, werden Technologie und Politik die Basis und das Funktionieren der Weltwirt- 
schaft verändern. 


Anmerkungen 


Für die Computerindustrie in den USA, Europa und Japan vgl. Flamm (1987). 

Zu den Implikationen für die Entwicklungsländer vgi. Perez (1985). 

S. Vaitsos (1986). 

Vgl. z.B. OECD (1984a) und OECD (1985a). 

Vgl. Rodriguez Mendoza (1986). 

Vgl. zum Thema »leading industries« Nelson (1984) S. 74 ff. 

Zu »transformative technologies« vgl. Cohen/Zysman (1987). 

Wenn keine andere Angabe erfolgt, stammen die Daten für diesen Teil aus OECD (1985b). 

Für Referenzen für spezifische Sektoren, vgl. verschiedene Studien, die vom OECD-Sekretariat im 
ganzen Breich der Hochtechnologie, insbesondere der »Halbieiterindustrie« (1934b), der »Raum- 
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fahrtindustrie« (1985c) der »pharmazeutischen Industrie« (1984c) und der »Maschinenwerkzeugin- 
dustrie« (1984d) durchgeführt wurden. 


10 S. OECD (1985b) S. 34. 

11 Das US-Militärbudget betrug 1970 nur die Hälfte des NASA-Budgets. In den frühen achtziger Jahren 
hatte es dieses jedoch beträchtlich überholt (vgl. OECD 1985a). Darüber hinaus ist das US-Vertei- 
digungsministerium die wichtigste Quelle für Forschungs- und Entwicklungsgelder für die amerika- 
nische Telekommunikationsindustrie (vgl. unter anderem Savage/Catoe /Caughran 1983). 

12 In der Halbleiterproduktion waren für die Herstellung von elektronischen Mikroplättchen 100000 $ 
- 500000 $ als Minimalinvestition am Ende der sechziger Jahre erforderlich. 1978 lag die entsprechen- 
de Summe bei 10 Mill. Dollar, während die Gesamtinvestition für die Foraeunsnlseen 1982 60 
Mill. Dollar überstiegen, vgl. Truel (0.D.). 

13 Financial Times, 1. Mai, 1987. 

14 S. O’Connor (1987). 

15 s. »R&D Scoreboard«, in: Business Week, 1982 and 1983. 

16 S. entsprechende Hinweise in Herald Tribune, 4.10.87, S. 11 und Financial Times, 10.8.86. 

17 S. OECD (1984d) S. 25. 

18 S. UN-CTC (1983) S. 207 ff. 

19 s. OECD (1984a) S. 59. 

20 Idem S. 61. 

21 Innerhalb des GATT betraf die erste Initiative auf diesem Gebiet einen Konflikt zwischen den USA 
und Kanada. Vgl. GATT (1984). 

22 Die Positionen der USA und Japans konzentrieren sich auf drei mit dem Handel verbundene Gebiete 
von Investitionsmaßnahmen, in welchen Handlungen der gastgebenden Regierungen als mit den 
internationalen Regeln unvereinbar betrachtet werden: 

A. Forderungen für lokale Beschränkungen (anwendbar auf verschiedene Produktions- und Ver- 
kaufseinrichtungen, Handelsausgleich, Stammaktien, Praktiken der Technologie-Vermark- 
tung, verschiedene Lizenzabkommen, Strategien für Geschäftsanreize, Angelegenheiten der 
Zahlungsbilanz, Restriktionen für Geldüberweisungen, usw.), welche direkt, indirekt oder 
sogar potentiell den Verkauf oder Gebrauch importierter Produkte begrenzen. 

B. Produktions- und Verkaufsforderungen, welche die Fähigkeit anderer Länder beschränken, in 
ein für bestimmte ausländische Investitionen und/oder Technologieunternehmungen offenes 
Gastgeberland zu exportieren. 

C. Forderungen, die sich auf Handel, Technologie und Lizenzen, diverse Produktion, Aktien und 
Geldüberweisungen beziehen sowie Strategien für Geschäftsanreize, welche einen steigenden 
Export aus den Gastgeberländern »erzwingen«. 

S. Multilateral Trade Negotiations, Uruguay Runde, GATT (1987a und 1987b). 

23 S. UN-CTC (1987). 

24 S. Marwick (1986). 

25 S. Office of TEchnology Assessment (1985). Für eine Analyse vom Standpunkt der Entwicklungs- 
länder aus, s. Borges Bardosa (1987). 

26 Für vorbereitende Kommentar zu dieser Initiative s. Kolle (1977). 
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